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Binleitung 


Die folgenden Ausführungen haben im I. Teil den Begriff der Mittelklassen zum 
Gegenstand. Sie greifen die Kontroverse zwischen Gerhard Armanski und Joscha 
Schmierer auf{ 1}, in der es um die Bestimmung der Mittelklassen und ihre Entwick- 
lung in der Klassenstruktur der bürgerlichen Gesellschaft ging. Armanski gelang es in 
dieser Kontroverse, Widersprüche der Mittelklassen-Theorie bei Schmierer und des- 
sen oberflächliche strategische Schlußfoigerungen aufzudecken. Doch wird in der 
vorliegenden Arbeit kritisiert, daß Armanski die spezifische Relevanz des Begriffs 
der Mittelklassen verkennt und diesen Begriff als im Rahmen einer marxistischen 
Klassentheorie überflüssig erscheinen läßt, wenn er die Mittelklassen-Konstruktion 
Schmierers in den allesumfassenden „Oberflächenbegriff von Lohnarbeiterklasse‘“ 
einbeziehen will. Indem wir im I. Teil des Aufsatzes den Begriff der Mittelklassen 
bei Marx und den klassentheoretischen Zusammenhang betrachten, in dem diese 
Kategorie bei ihm eingeführt wird, soll gezeigt werden, daß diesem Begriff in der 
Entwicklung einer materialistischen Klassentheorie durchaus Bedeutung zukommt. 
Vorweg sei gesagt, der Begriff der Mitteiklassen hilft uns, zentrale Klassenstrukturen 
der bürgerlichen Gesellschaft zu benennen und dient als ein Ausgangspunkt in der 
Analyse wirklicher, historischer Klassenkämpfe. 

Die Herausbildung der herrschenden Kiassenstrukturen muß aus dem spezi- 
fisch ökonomischen Prozeß dieser Gesellschaftsformation begriffen werden, aus 
dem Akkumulationsprozeß des Kapitals. Dies ist der Anspruch der materialistischen 
Klassentheorie. So werden wir im weiteren Verlauf dieses Aufsatzes die materiellen, 
ökonomischen Bedingungen verfolgen, denen das Wachstum der modernen Mittel- 
klassen unterliegt. Welche Gesetzmäßigkeiten liegen diesem Wachstum zugrunde, 
wo liegen die Grenzen dieser Ausdehnung und wodurch werden sie gesetzt? Ver- 
weist der Begriff dieser Gesetzmäßigkeiten und Bestimmungen auf spezifische ‚im- 
perialistische‘ oder ‚spätkapitalistische‘ Bedingungen, wie von verschiedenen Auto- 
ren (z.B. Kuczinski, Mandel, Offe) behauptet wird? Oder haben wir es hier mit 
Prozessen zu tun, welche in ihrer Wirksamkeit der herrschenden Produktionsweise 
allgemein zukommen? — Im II. und III. Teil dieser Arbeit wird versucht, derartige 
Fragen zu beantworten, indem wir von den Bewegungen der produktiven Arbeiter- 


1) 3.Schmierer: Die neuen Mittelklassen und das Proletariat, Neues Rotes lorum 
(NR) 4/71: G.Armanski: Zur Kritik der Theorie der neuen Mittelklasse, 
PROKLA 4/72: 3. Schmicrer: Keine Zugeständnisse an den Revisionismus in der Klassen- 
analyse, NRF 6/72; Bericht des Klassenanalyseprojekts: Zur Klassenanalı 2 der Studen- 
ten, Erlangen 1972 
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bevölkerung ausgehend die im Akkumulationsprozeß des Kapitals Konstituierten 

Bestimmungen entwickeln, die uns das Wachstum der Mittelklassen begreifen lassen. 

Im Gegensatz zu den angeführten Autoren werden wir zu dem Schluß gelangen, daß 

die absolute und relative Ausdehnung der Mittelklassen das Klassengefüge der bür- 

gerlichen Gesellschaft von Beginn an charakterisiert. 

Wenn im ersten Teil dieses Aufsatzes begründet wird, daß die Herausbildung 

der zentralen Klassenstrukturen, wie sie im Fortschritt der herrschenden Gesell- 
schaftsformation immer deutlicher hervortreten, gewissermaßen als Reflex der inne- 
ren Widersprüche des Akkumulationsprozesses zur Darstellung gebracht werden 
muß, so unterscheidet sich dieser Ansatz in methodischer Hinsicht von vier bekann- 
teren klassentheoretischen Konzeptionen: 
Zum einen grenzt er sich von denjenigen Klassenanalysen ab, in denen unter dem 
Motto der „Kiassenstrukturanalyse‘“ letztlich die — je nach Klassen- und Schichten- 
definitorik unterschiedliche — Interpretation „sozialstatistischer Fakten“ der Be- 
schäftigungs-, Einkommens-, Vermögensstatistik etc. ins Zentrum der Analyse 
rückt (2), nicht selten mit dem — hier polemisch formulierten — Ergebnis, daß 80% 
und nicht 70% der Gesamtbevölkerung zur ‚Lohnarbeiterklasse‘ zu zählen sind. 
Dort, wo der innere Motor der Klassengliederung unbegriffen bleibt, bleibt nichts, 
als der vorschnelle Griff zu den vielfältigen empirisch-statistischen Reflexen der 
Klassenentwicklung. — Zum anderen unterscheidet sich die vorliegende Arbeit von 
einer Konzeption, in der man „auf jegliche Floske] eines erstarrten Kapitalbegriffs 
verzichtend“ sich in der isolierten Betrachtung des industriellen Arbeitsprozesses 
verliert (3). In diesem Ansatz versucht man, die herrschenden Klassenstrukturen 
ausgehend von den Antagonismen und Herrrschaftsformen der wirklichen Arbeits- 
prozesse zu begreifen: der sozialen Besonderung der intellektuellen Arbeitsfunktio- 
nen, dem Widerspruch von Kopf- und Handarbeit, der hierarchischen Befehlsstruk- 
tur kapitalistischer Betriebe oder bürokratischer Apparate etc. Auch wenn Momente 
und Widerspruchsformen, die in diesen beiden skizzierten Konzeptionen analysieıt 
werden, eine gewichtige Bedeutung im Konstitutionsprozeß der wirklichen Klassen- 
kämpfe erlangen, muß bestritten werden, daß diese Momente zum Ausgangspunkt 
oder Zentrum einer materialistischen Klassentheorie erhoben werden können. 

Während auf diese beiden Richtungen im folgenden nicht nochmals eingegan- 
gen wird, haben wir gegen Schluß dieser Arbeit eine Position aufzugreifen, in der 
die ökonomische Bestimmmtheit der modernen Klassenstrukturen verneint wird. In 
der Tat ist die Klassenstruktur der bürgerlichen Gesellschaft kein bloßer Reflex der 
Bewegungen des Werts ı; der Form kapitalistischer Akkumulation, vielmehr gehen 
politisch-staatliche oder ideologische Notwendigkeiten und Prozesse bestimmend 
2) Siche z. B. den Bericht über die Tagung des IMFS, Mai 1973, zu Fragen der Klassenstruk- 

tur und des Klassenbewußstseins in der BRD; in: SOZIALISTISCHE POLITIK 24/1973, 

5.51 ff. Die Ergebnisse und methodischen Ausführungen auf dieser Tagung schliefsen im 

wesentlichen an die früheren Arbeiten von K.H. Tjaden, H. Jung, L. Peter u. a. an. 

3) Diese Tendenz erscheint am ausgeprägtesten in den A usläufern der linken französischen 
Industriesoziologie bei A. Gorz, S. Mallet u.a. Doch auch die Autoren der PROLETARI- 
SCHEN FRONT Heft 10, die hier zitiert wurden, bleiben in ihrer Konstruktion des 
„Lypus des Massenarbeiters“ im Grunde eincr isolierten Betrachtung des Arbeitsprozes- 
ses verhaftet: Arbeiterkampf in Deutschland, München 1973. 
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und vermittelnd in die Herausbildung der Klassenstruktur ein und gewähren dieser 
eine bestimmte Zigenbewegung gegenüber den Bewegungen des Akkumulationspro- 
zesses. Doch wird zu zeigen sein, wie dieses Moment der Eigenbewegung im Rah- 
men der politischen Krisentheorie dazu herhalten muß, die sich in letzter Instanz 
durchsetzende ökonomische Bestimmtheit der herrschenden Klassenstrukturen zu 
bestreiten. 

Begreift man die Klassengliederung, wie sie die bürgerliche Gesellschaft cha- 
rakterisiert, als Ausdruck kapitalistischer Akkumulation, so ergibt sich ebenso eine 
methodische Differenz zu den Arbeiten des Projekts Klassenanalyse. Zu Recht wei- 
sen die Autoren dieses Projekts auf die Bedeutung hin, die den spezifischen Form- 
bestimmungen menschlicher Arbeit im Rahmen einer marxistischen Klassentheorie 
zukommt (4). Sie untersuchen die Formen der produktiven, unproduktiven und 
kommerziellen Arbeit auf die unterschiedlichen Brücken und Barrieren sich stufen- 
förmig entwickelnden Klassenbewußtseins, fragen nach denjenigen Momenten, mit- 
tels welcher und gegen welche reales Bewußtsein über gesellschaftliche Verhältnisse 
herausgebildet wird und über welche es allererst aufzuschlüsseln ist. Doch werden 
wir am Ende dieses Aufsatzes zu zeigen haben, daß die Frage nach den zentralen 
Klassenstrukturen sich nicht im bloßen Nachvollzug der ökonomischen Formbe- 
stimmungen des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses und in der Entschlüsse- 
lung der Genese verkehrten Bewußtseins erschöpfen kann, sondern daß es gilt, den 
Prozeß der Klassengliederung auf seiner Basis, im Akkumulationsprozeß des Kapi- 
tals zu entwickeln. 

Nach dieser skizzenhaften Abgrenzung von kontroversen klassentheoretischen 
Ansätzen gehen wir dazu über, den eingangs begründeten Weg der Darstellung einzu- 
schlagen. 


1. Teil 


Armanskis Kritik der Mittelklassen-Theorie -— Zum Begriff der classe moyenne bei 
Marx 


Für die Rekonstruktion einer materialistischen Klassentheorie geht es zunächst ganz 
‚orthodox‘ darum, den sich nicht gerade in offenkundiger Stringenz und Eindeutig- 
keit durch sein gesamtes Werk hindurchziehenden klassentheoretischen Ansatz Mar- 
xens zu gewinnen. Beließe man es bei einer Aufzählung einzelner markanter Formu- 
lierungen, wo mal von Bourgeoisie-Proletariat, mal von Bourgeoisie-Mittelklassen- 
Proletariat, mal von Lohnarbeitern-Kapitalisten-Grundeigentümern etc. als den 


4) Siche 2. B. die Aufsätze in der SOZIALISTISCHEN POLITIK 6-8 über die Bedeutung der 
Kategorien produktive und unproduktive Arbeit. Ebenso den resümierenden Aufsatz des 
Projekts Klassenanalyse: Klassenbewußstsein und Partei, West-Berlin 1972 oder die neue- 
re Veröffentlichung: Materialien zur Klassenstruktur der BRD, West-Berlin 1973. 
- Doch auch die Autoren des KOMMUNIST 4/5: Einschätzung des westdeutschen Impe- 
rialismus..., West-Berlin 1971 wiesen beizeiten auf die Bedeutung dieser Fategorien für 
eine marxistische Klassenanalyse hin. 


spezifischen, die kapitalistische Produktionsweise kennzeichnenden Klassen die Re- 
de ist, so würde sich ohne die Kenntnis der jeweiligen theoriegeschichtlichen Hinter- 
gründe und darstellungslogischen Implikationen in der Tat der Eindruck bloßer 
Differenzen und Widersprüche einstellen. Dies bedeutet, daß wir nicht bei der Kon- 
statierung von Diiferenzen zwischen Passagen früherer oder später Schriften oder 
bei der Absolutisrung einer oder weniger isoliert betrachteter Marxscher Ausführun- 
gen stehenbleiben können. Vielmehr kommi es darauf an, den Marxschen Materia- 
lismus, wie er allererst in der Kritik der politischen Ökonomie seinen früheren, mehr 
programmatischen Charakter ablegt (1), auch in klassentheoretischer Hinsicht als 
gewordenen zu begreifen. Weder konnte die materialistische Theorie über Nacht die 
überkommenen Positionen der klassischen politischen Ökonomie von sich abstreifen 
(so in der Herausarbeitung der Kategorie des Mehrwerts, der produktiven Arbeit 
etc.), noch konnte sie andererseits, obwohl sie die allgerneinen Formen darstellen 
will, worin sich die historische Bewegung des Kapitals und die Geschichte der 
Klassenkämpfe vollzieht, natürlich nicht unbeleckt von denjenigen historischen Er- 
scheinungen der Marxschen Epoche bleiben, denen in der Entwicklung der bürger- 
lichen Gesellschaft keine Perspektive zukommt. (So hat Marx z.B., wenn er auf 
Typen unproduktiver Arbeit zu sprechen kommt, häufig die „dienenden Klassen” 
im Auge, die heute aber nur marginale Bedeutung haben.) Erst und letztlich im 
Prozeß der Kritik der politischen Ökonomie erlangt Marx den Schlüssel für die 
Analyse der inneren Zusammenhänge der Klassenbewegungen und Klassenstruktu- 
ren kapitalistischer Produktionsweise und kann zu konsistenten Aussagen über de- 
ren Entwicklungstendenzen kommen. Und allein hier können wir einsetzen und 
fragen, ob seine Aussagen und Kategorien uns die Klassenstrukturen der fortge- 
schrittenen, nachmarxschen Gesellschaft begreifen lassen — oder nicht {3). 

Dies vorausgesetzt, so dürfte unumstritten sein, daß der Begriff der Lohnar- 
beit bei Marx letztlich zwei vermittelie Aspekte umfaßt: 
a) Einmal die produktive Arbeit im besonderen, oder, wie Marx es an einer Stelle in 
den „Ihecrien über den Mehrwert‘ formuliert, die „Lohnarbeit im wi a 
lichen Sinn“, wo also mittels der Bestimmung dieser Form das Herrschafts- und 
Knechtschaftsverhältnis der bürgerlichen Gesellschaft allererst als historisches, d.h. 
spezifisch-formbestimmtes Produktionsverhältnis begreifbar wird (4), wo das Be- 
greifen dieser Form zum „Springpunkt‘“ der politischen Ökonomie wird und erst 
die Darstellung der herrschenden Antagonismen in ihren abzuleitenden Formen 
möglich macht: 
Kommt etwa die Frage auf den antagonistischen Charakter der kapitalistischen 
Eigentumsverhältnisse, so hat uns nicht der bloße Besitz oder Nichtbesitz an kapita- 


1) dazu H. Reichelt: Die niaterijalistische Geschichtsauffassung im Marxschen Frühwerk, in: 
Zur logischen Struktur des Kapitaibegriffs bei Karl Marx, Frankfurt 1970. 

2} entfällt 

3) Wie etwa C. Offe behauptet, demzufolge auch spezifische ‚spätkapitalistische‘ Klassen- 
und Schichtenbewegungen „aus der Warenform herausfallen“ und zu ihrer Erklärung den 
Begriff „nichtkapitalistischer Formelemente“ erforderten: Strukturprobleme des kapita- 
listischen Staates, Frankfurt 1972; wir werden sehen. 

4) dazu MEW Bd. 25,5. 799 


lEstischem Eigentum zu interessieren, wie in der gängigen Handhabung der Marx- 
schen Eigentumskategorie zumeist unterstellt wird (5), sondern hier interessiert das 
„negierte Eigentum‘, von mir selbst in der Form des Werts geschaffen und mir 
dennoch nicht (ge}hörig, das den im Produktionsprozeß des Kapitals konstituierten 
Antagonismus von Lohnarbeit und Kapital auch in der Form eines personifizierten 
Eigentums- und Aneignungsverhältnisses zum Ausdruck bringt (6). 

b) Zum anderen umfaßt der Begriff der Lohnarbeit das, was Gerhard Armanski als 
„Überflächenbegriff von Lohnarbeiterklasse‘“ bezeichnet hat; auf dem Weg zu dieser 
Ebene zeigt Marx, wie die Verallgemeinerung der Arbeit als Lohnarbeit notwendig 
mehr und mehr Bereiche einbeziehen muß, in denen menschliche Arbeit nicht als 
mehrwertproduzierende Arbeit fungiert, vielmehr als Zirkulationsarbeit Formwend- 
lungsprozesse des Kapitals, andererseits als unproduktive Arbeit private Dienst- 
leistungen, öffentlich-allgemeine Rahmenbedingungen der Produktion etc. erfüllen 
häft. 

Ohne hier die Vermittlungen beider Gesichtspunkte auszubreiten, ohne leug- 
nen zu wollen, daß beide Aspekte in der Analyse der Widersprüche realer Klassen- 
kämpfe von jeweils spezifischer Bedeutung sind, so lautet doch die Frage nun, 
weicher dieser beiden Aspekte im Begriff der Lohnarbeit, und warum dieser und 
nicht der andere, als begrifilicher Ausgangspunkt in der Bestimmung der revolutio- 
nären Klasse für Marx und für uns zu gelten hat. Mehr als begrifflicher Ausgangs- 
punkt könnte dieser oder jener Aspekt ja nicht sein — Armanski zeigt ja treffend, 
wie bei Schmierer die Differenz von Begriff und Erscheinung, von klassentheore- 
tischem Ansaiz und realer Klassenanalyse unterschlagen wird, wie seine Position 
darum in widersprüchlichen Strategemen münden muß (7). Wird diese Differenz 
nicht reflektiert, wird bar jeglicher kategorialen Analyse realer und jeweils histo- 
risch-spezifischer Klassenverhältnisse und Klassenkampfformen die Bestimmung so- 
zialistischer Strategie und Taktik einzig auf dem Boden einer — zudem noch ober- 
flächlichen — Interpretation der Marxschen Klassentheorie versucht, so bleibt -- je 
nach Klassendefinitorik — nichts als die Auswahl zwischen zwei Sackgassen, die 
Auswahl zwischen einer „Bündnis“ontologie oder zum anderen einer „Vereinheit- 
lichungs“ontologie als heiligstem Mittel und überhistorischem Prinzip jeglicher Ar- 
beiterpolitik. Wird diese Differenz nicht reflektiert, kommt es halt zu jenen Kin- 
dereien, wo die einen cb der relativen Abnahme der produktiven Klasse und der 
damit ‚immer schwierigeren Revolution‘ das große Zähneklappern haben 
(Nicolaus (8) }, wo die anderen ob der ‚70-90 %igen Lohnarbeiterklasse‘ diesem 
Riesen nur noch das nötige Klassenbewußtsein ‚hineinzutragen‘ haben, bis dieser 
dann tief Luft holend seine Fesseln sprengt. — Nun, welcher der beiden Aspekte im 


5) Hier mag ein Verweis auf M. Mauke: Die Klassentheorie von Marx und Engels, Frank- 
furt 1970, S. 7 ff./165 — oder auf H. Steiner: Soziale Strukturveränderungen im moder- 
nen Kapitalismus, Berlin 1967, insb. S. 100/110 f. genügen. ’ 

6} Vgl. dazu etwa K.'Marx: Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie, EVA, Frank- 
furt 1969,35. 373 f. 

7 Siehe dazu auch das Vorwort zur 2. Auflage des Berichts des Klassenanlyseprojekts: Zur 
Klassenanalyse...,2.2.0. 

8) Siehe M. Nicolaus: Zur Klassentheoric bei Marx, Berlin 1970. 


Begriff der Lohnarbeit bei Marx, so fragen wir nochmals, verhilft uns zu einer 
stringenten Fassung seines klassentheoretischen Ansatzes und zu einem begriffli- 
chen Ausgangspunkt in der Bestimmung der revolutionären Klasse der bürgerlichen 
Gesellschaft, wobei mit dem meines Erachtens zentralen Mangel des Aufsatzes Ger- 
hard Armanskis zu beginnen sein wird. 

Marx sagt an der bekannten Sielle in den „Theorien über den Mehrwert‘, daß, 
da die Masse der classe moyenne wachse, „das Proletariat einen verhältnismäßig 
immer kleineren Teil der Gesamtpopulation bildet (wenn es auch absolut wächst). 
Dies ist in der Tat der Gang der Bourgeoisgesellschaft“ (9). Dem sei so mitnichten, 
sagt Gerhard Armanski, wenn man nur Marxens eigene Bestimmung der classe moy- 
enne heranziehe: 


„Unter Mittelklassen falst Marx durchgehend die „dienenden Klassen“, persönliche Dienstlei- 
stende, ideologische Stände, Nichtarbeitsfähige und Rentiers, kurz all diejenigen, die dem per- 
sönlichen Konsum und/oder der politischen Herrschaft der Kapitalistenklasse dienen, zu jung 
oder zu alt zum Arbeiten sind oder am industriell produzierten Mehrwert zehren, keineswegs 
aber die Zirkulationsarbeiter und Teile der Arbeiter und Angestellten beim Staat (z.B. 
Lehrer)" (10). 


Insofern aber der Marxsche Begriff der Mittelklassen durchgehend diese „dienenden 
Klassen“ meine, so dürften die empirirschen Befunde des gegenwärtigen For- 
schungsstandes reichen, um zu zeigen, daß der von Marx behauptete „Gang der 
Bourgeoisgesellschaft" nicht eingetroffen sei, da — was unbhestreitbar ist — die „die- 
nenden Klassen“ im Fortschritt der bürgerlichen Gesellschaft eine immer unbedeu- 
tendere Rolle spielen (11). Kurzum; Gerhard A rmanski gemäß kann von einer relati- 
ven Abnahme des Proletariats und damit von einer relativen Zunahme der Mittel- 
klassen als einer die Klassenstruktur der Gesamtbevölkerung kennzeichnenden Ten- 
denz nicht die Rede sein. 

Nun hat er mit der Behauptung, Marx habe keinesfalls „die Zirkulationsarbei- 
ter und Teile der Arbeiter und Angestellten beim Staat (z.B. Lehrer)“ mit dem 
Begriff der Mittelklassen fassen wollen, was erstere angeht, also die kommerziellen 
Arbeiter, hier zum Teil Recht, da Marx in einigen Passagen der ‚Theorien über den 
Mehrwert“ noch die Zirkulationsarbeit als produktive Arbeit betrachtet hat (12), 
was dann später insbesondere im 2. Band des „Kapital“ begrifflich strenger vonein- 
ander geschieden werden kann. Was die letzteren angeht, so würde bereits ein ober- 
flächliches Nachschlagen ausreichen, um zu beweisen, daß diese Bereiche für Marx 
unter die Kategorie der classe moyenne fallen: alle Träger von unproduktiven Funk- 
tionen beim Staat (seien sie zunächst hauptsächlich Beamte, später mehr und mehr 
Angestellte oder gar Arbeiter) und natürlich auch „Gelehrte und Schulmeister“ 


9) MEW Bd. 26.3,8.57 

10)  Armanski: a.a.0.,S.51 

11) ders. a.2.0., 8.52: auf den Aspekt der unproduktiven Konsunition, der in diesem 
Zusammenhang immer hereinspielt und ebenfalls zu diskutieren wäre, werden wir der 
diffizilen Ableitung halber später eingehen müssen. 

12)  Z.B. MEW Bd. 26.1,5. 190 


gehen bei ihm in die classe moyenne ein (13), auch wenn Marx, um diesen Begriff 
zu beinhalten, häufig auf die einzig seiner Epoche eigentümliche Erscheinung der 
immensen Ausdehnung der „dienenden Klassen‘ und der beschleunigten Vermeh- 
rung der „modernen Haussklaven‘ zurückgreift (14). Wird also Armanski der Marx- 
schen Kategorie der Mittelklassen schon dadurch nicht gerecht, daß er die classe 
moyenne und die „dienenden Klassen“ nahezu identifiziert und so diesen Begriff 
weitaus enger bestimmt als es bei Marx der Fall ist, so kann ihm andererseits nicht 
die Kritik erspart bleiben, nıit dem Verweis auf die Vergänglichkeit einer histo- 
risch-besonderen Erscheinungsform unproduktiver Arbeit, nämlich der relativen Ex- 
pansion der „dienenden Klassen“, dasjenige zu verwerfen, was Marx als charak- 
teristische und allgemeine Tendenz der Bewegung der modernen Klassen zum Aus- 
druck bringt. Es mag dogmatisch klingen, ist es aber nicht, wenn hier darauf insis- 
tiert wird, daß Marx sich richt irrt, wenn er von der tendenziell relativen Abnahme 
des Proletariats an der Gesamtbevölkerung redet, vielmehr formuliert Marx an die- 
sen Stellen (15), was sich aus den grundlegenden Gesetzmäßigkeiten der Entfaltung 
kapitalistischer Akkumulation als abzuleitende klassentheoretische Konsequenz er- 
gibt: 

Wir haben es hier nicht mit der isolierenden Interpretation einer oder weniger 
verquerter Formulierungen oder einer einzig der Marxschen Epoche eigenen Bestim- 
mung zu tun, vielmehr sind wir beim eigentlichen Kern, der Frage nach dem klas- 
sentheoretischen Ansatz Marxens angelangt. Denn vergewissern wir uns des Gangs 
der Darstellung der zentralen Momente und Gesetzmäßigkeiten kapitalistischer Ak- 
kumulation im „Kapital“, wie sie sich in den letztlich durch das anumerische 
Wachstum von Produktivkraft und Mehrarbeitszeit verursachten, dann über jeweils 
reellere Momente generierten Bewegungen der durchschnittlichen Profitrate zuspit- 
zen und die Prozesse der empirischen Konkurrenz durchdringen, so finden wir im 
Nachvollzug dieses Darstellungsgangs eine Fülle von Bestimmungen darüber, wie die 
absoluten und relativen Wachstumsbewegungen der Klasse der produktiven Arbeiter 
als polarisches Produkt im Verlauf der Akkumulation von Kapital erscheinen (16). 
Und einzig und allein im Nachvollzug der inneren Widersprüchlichkeiten des Akku- 
mulationsprozesses können wir begreifen, warum Marx angesichts der sich entfal- 
tenden und sich ausbreitenden industriellen Produktivkräfte vom Proletariat als 
einem relativ immer kleineren Teil der Gesamtbevölkerung der bürgerlichen Gesell- 
schaft reden kann, weshalb diese Klasse im historischen Prozeß der Akkumulation 


13) 2. B. MEW Bd. 26.1, S. 130/135/146 f./189 f./254/381: MEW Bd. 26.2, S. 469; MEW 
Bd. 26.3,5.44 ff. 

14) Dazu MEW Bd. 23, 8.469 f.; zentrale Ursachen für die Umkehr dieser Entwicklung sind 
in der Technisierung der individuellen Reproduktionsprozesse, in der Kapitalisierung der 
Dienstleistungsbereiche, der relativen Abnahme der Bourgcoisklasse und der marginalen 
Entwicklung der Grundeigentümerklasse zu suchen, was uns jedoch nicht näher inter- 
essieren mul. 

15) Insbesondere auch MEW Bd. 26.1,5. 189/199. 

16) Siehe dazu insb. die Abschnitte über die Produktion des relat. Mehrwerts und über den 
Akkumulationsprozci5 des Kapitals im 1. Band sowie den Abschnitt über das Gesetz des 
tendenz. Falls der Profitrate im 3. Band des „Kapital“; wir werden auf diesen Aspekt im 
11. Teil des Aufsatzes zurückkommen. 


absolut an Umfang gewinnt und durch eben diesen Prozeß an relativem Umfang 
verlieren muß: die Herausbildung der zentralen Klassenstrukturen der bürgerlichen 
Gesellschaft muß aus den inneren Widersprüchen des kapitalistischen Akkumula- 
tionsprozesses entwickelt werden. 


Sehen wir von den berechtigten Momenten der Kritik an Joscha Schmierers 
und Martin Nicolaus’ Auffassungen ab und rekapitulieren wir kurz einige zentrale 
Argumente, die sich allgemein gegen den Begriff der Mittelklassen und gegen den 
Begriff der produktiven Arbeit als Ausgangspunkt in der Gewinnung der revolutio- 
nären Klasse richten: 

Wenn Gerhard Armanski schreibt, es sei „nicht einzusehen, daß die kommer- 
ziellen Arbeiter in der Zirkulation, die ja notwendiges Moment der Reproduktion 
des Kapitals ist, zu den Mittelklassen zählen sollen‘ (17), wenn er gegen die -- von 


Schmierer oberflächlich-moralisierend gewandte — These, derzufoige unproduktive 
Mittelklassen ihre Revenuen auch auf Kosten der produktiven Klasse ausdehnen 
können (18), ausführt, daß dabei völlig verlorengehe, „daß die überwältigende Mehr- 
heit der Lohnabhängigen gesellschaftlich notwendige Arbeit verrichtet“ (19), so 
kann dies natürlich kein Kriterium für den Begriff der Arbeiterklasse, ja nicht ein- 
mal ein Kriterium für den „Oberflächenbegriff der Lohnarbeiterklasse‘“ sein. Denn 
wer verrichtet schon keine notwendige Arbeit für diese Gesellschaft (Polizei- und 
Militärapparate; alle ideologischen Stände; Abteilungen der Bourgeoisie, insofern sie 
Zirkulationsarbeiten ausrichten etc.), alle Klassen sind als in den Gesamtreproduk- 
tionsprozeß des Kapitals einbezogen notwendig, lassen wir rudimenfäre überkom- 
mene Produktionsweisen einmal außerhalb der Betrachtung. Formuliert man dieses 
Argument derart, daß man anführt (20), daß nicht allein der Produktionsprozeß, 
sondern der Reproduktionsprozeß des gesellschaftlichen Gesamtkapitals erfaßt wer- 
den müsse, so wären nicht allein alle Zirkulationsarbeiter (also Reproduktionspro- 
zeß im engeren Sinn als Zirkulationsprozeß begriffen), sondern dann wären konse- 
quenterweise alle Klassen und Schichten dieser Gesellschaft, die Zirkulationsbedin- 
gungen, allgemeine Rahmenbedingungen der Produktion, private Dienstleistungen 
etc. erfüllen helfen, zur Arbeiterklasse zu zählen, gleichgültig ob sie dies in der Form 
der Lohnarbeit ausrichten oder nicht: Kurz, die Notwendigkeit der Arbeit taugt 
nicht für den Begriff der Klassenstrukturen bürgerlicher Gesellschaft. 

Man führt an, daß ein klassentheoretischer Ansatz, der die produktive Arbeit 
als Ausgangspunkt des Bestimmens der revolutionären Arbeiterklasse begreift, sich 
allein auf das „individuelle Kapital“, auf das „Einzelkapital“ beziehe: 


„Die Auseinandcrreiisung des kapitalistischen Produktions- und Reproduktionsprozesses durch 
die Unterscheidung von Lohnarbeit und „Lohnarbeit im wissenschaftlichen Sinn“ hypostasiert 
und isoliert die verschiedenen Sphären der gesellschaftlichen Arbeit voneinander. Das ‚innere 
Band‘ der kapitalistischen Produktionsweise, die Bewegung des sich verwertenden Werts, wird 


17) Armanski: a. a. O.,S.57 

18) Wir werden diesen Aspekt im IH. Teil zu behandeln haben. 
19) Armanski: a.a.O.,S. 59: von mir hervorgehoben. 

20)  ders.:a.a.0.,8S.57f. 
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zerschnitten“ (21). 
Die widersprüchliche Konstitution der Lohnarbeiterklasse an der Oberfläche der bürgerlichen 
Gesellschaft“ werde willkürlich auseinandergerissen (22). 


Nun wurde bereits darauf hingewiesen, daß die notwendige Verallgemeinerung der 
Form der Lohnarbeit über den kapitalistischen Produktionsprozeß hinaus für die 
Analyse der Widersprüche der realen Klassenkämpfe von eminenter Bedeutung ist 
und dieser Aspekt im Begriff der Lohnarbeit uns einen kategorialen Schlüssel für das 
Aufdecken und die Darstellung der realen Zwänge und Herrschaftsformen gibt, 
denen zunehmend auch diese Bevölkerungsteile der bürgerlichen Gesellschaft im 
zyklischen Gang der Akkumulation und in der arbeitsteiligen Verödung und Entlee- 
rung der wirklichen kommerziellen und unproduktiven Arbeitsprozesse ausgeliefert 
sind. Dennoch geht man in der Behauptung fehl, eine klassentheoretische Konzep- 
tion, wie sie hier zu rekonstruieren versucht wird, nehme den Standpunkt des 
„individuellen Kapitals“ zum Ansatz. Wie man in dieser Behauptung einerseits eine 
oberflächliche Identität von „Einzelkapital‘ und produktivem Kapital impliziert, 
mit dem wir es hier in Wirklichkeit zu tun haben, so wird zum anderen der weitere 
Gang der Ausführungen noch ersichtlich werden lassen, daß die absoluten und 
relativen Bewegungen der produktiven Klasse, wie Marx sie in den „Theorien über 
den Mehrwert“ Konstatiert und wie sie sich im „Kapital“ über ihre abgeleiteten 
Momente darstellen, allein unter Einbezug der Ebene der Gesamrtbetrachtung der 
Kapitalbewegung und der verschiedenen Sphären gesellschaftlicher Arbeit bestimm- 
bar werden. 

In einer brieflichen Kontroverse brachte Martin Reimann u. a. folgenden Ein- 
wand gegen das Begriffspaar Proletariat-Mittelklassen vor: Die Verwendung dieser 
Kategorien erlaube nicht, die veräußerlichten Formen an der Oberfläche bürger- 
licher Gesellschaft zu dechiffrieren: 


„Das Begriffspaar Proletariat-Mitteiklassen drückt nicht aus das Verhältnis 


a) von Zirkulations- zu produktiven Arbeitern, 

b) von produktiven und Zirkulationsarbeitern zu „Dienstleistenden“ und 

c) die Konsequenzen, die sich ergeben aus der allen Arbeiten gemeinsamen Korm der Lohn- 
arbeit. 


AU das gehört zur Marxschen Klassentheorie. Der Begriff der Arbeiterklasse entwickelt und 
veräußerlicht sich im Gang der Marxschen Theorie. Wir müssen gerade die veräußerlichten 
Öberflächenphänomene erklären, also ‚schrittweise‘ entwickeln, und erst in diesem Zusammen- 
hang ergibt sich die spezifische, relative Bedeutung des Begriffspaars Proletariat-Mittelklassen.““ 


Es kann überhaupt nicht ignoriert werden, daß der Begriff der Mittelklassen des 
öfteren in einer Weise verwandt wird, die die jeweils spezifischen Verhältnisse dieser 
drei sich im Verlauf der kapitalistischen Produktionsweise entfaltenden Arbeitsfor- 
men verschüttet. So etwa Karl-Heinz Roth! 


„Imi gegenwärtigen Kapitalismus gibt es drei spezifische Hauptklassen, die sich in ihrer Stellung 
zum Gesamtreproduktionsprozeß des Kapitals elementar unterscheiden: die Arbeiterklasse, die 


21) Armanski: a.2.0.,8.55 
22}  Klassenanalyseprojekt: a.a.0.,8. 13 


Mittelklasse und die herrschende Klasse... Sie sind... wesentlich konstituiert durch ihr Ver- 
hältnis zur Mehrwertproduktion, indem sie den Mehrwert entweder schaffen (Arbeiterklasse), 
sich aneignen (herrschende Klasse) oder sich durch unproduktive Arbeit gegen einen Teil des 
Mehrwerts, die Revenue, austauschen (Mittelklasse)‘ (23). 


Ein derartiges Konstrukt erweckt den Eindruck, als bildeten die modernen Mittel- 
klassen ein einheitliches Ganzes im Klassengefüge der bürgerlichen Gesellschaft, 
eben: die Mittelklasse. Hier werden in der Tat die letztlich in der jeweils spezi- 
fisch-unterschiedlichen ökonomischen Formbestimmtheit menschlicher Arbeit be- 
gründeten Klassenunterschiede verwischt. Klassenunterschiede, wie sie in den wirk- 
lichen Klassenverhältnissen und historischen Klassenkämpfen auf vielfältige Weise 
zum Ausdruck kommen: sei es in der unterschiedlichen Art und dem unterschied- 
lichen Umfang, in dem diese jeweiligen Klassen der Herrschaft des zyklischen Ver- 
wertungsprozesses unterworfen sind, sei esin der Unterschiedlichkeit der konkreten 
Funktionen ihrer Arbeit, in den notwendig unterschiedlichen politischen und ideo- 
logischen Artikulationsformen dieser Klassen, sei es in jeweils klassenspezifischen 
Sozialisationsprozessen etc. Selbst die eingeschränkte Fragesteilung der folgenden 
Teile dieser Arbeit wird erkennen lassen, daß die Konstruktion einer einheitlichen 
Mittelklasse den jeweils spezifischen Verhältnissen im Gesamtreproduktionsprozeß 
des Kapitals nicht gerecht werden kann. -- Der Begriff der Mittelklassen muß also 
nicht zwangsläufig die spezifischen Verhältnisse produktiver, kommerzieller und 
unproduktiver Arbeiter verschütten, ebenso wie er es uns beläßt, die in der gemein- 
samen Form der Lohnarbeit begründeten einheitlich erfahrbaren Widersprüche im 
gemeinsamen Kampf der Lohnarbeiter um die Erhaltung der menschlichen Arbeits- 
kraft, der Sicherung, Verteidigung oder Erweiterung der jeweiligen Revenuen etc. 
aufzuspüren. 


Um auf die oben aufgeworfene Frage zurückzukommen, welcher der beiden 
Aspekte im Begriff der Lohnarbeit bei Marx als Ausgangspunkt in der Bestimmung 
der revolutionären Klasse zu ergreifen ist, so ist, was Gerhard Armanski angeht, die 
Sache klar: er will vom zweiten Aspekt ausgehend fragen, welche „Abteilungen“ 
der Lohnabhängigen zur Arbeiterklasse zu rechnen sind und welche nicht (24), 
oder, wie im Bericht des Klassenanalyseprojekts gesagt wird, welche Teile der Lohn- 
arbeiter zu „neutralisieren‘, welche zu „isolieren“, welche zu „vereinheitlichen‘“ 
sind (25). 

Für einen Ansatz, der nicht den „Oberflächenbegriff“‘, sondern die histo- 
risch-spezifische Form der Lohnarbeit als produktive, mehrwertproduzierende Ar- 
beit als klassentheoretischen Ausgangspunkt begreift, stellt sich der Gang anders 
dar: ausgehend von und auf der Basis der Marxschen Darstellung der Bewegungen 
und Strukturen der Klassen der bürgerlichen Gesellschaft, gewonnen im Nachvoll- 


23) Davon, dafs cin großer Teil der Mittelklassen sich nicht allein gegen Mehrwert, sondern 
auch gegen den Lohn der produktiven Arbeit tauscht, wollen wir hier abschen. Ebenso 
davon, dafs die Zirkulationsarbeit umstandslos unter die unproduktive Arbeit subsumiert 
wird. K.H. Roth: Intelligenzproblem-S cheinproblem, in: Diskus, Frankfurt 1971,8$.7 

24) Armanski,a.a.0.,8.56 

25) Klassenanalyseprojekt: a.a.0.,S. 18 
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zug der Bewegungen kapitalistischer Akkumulation, will diese Konzeption in der 
Analyse realer Klassenkämpfe hinterfragen, welche Bereiche und Schichten der pro- 
duktiven Klasse und der modernen Mittelklassen den zugespitzten und vielfältigen 
Torturen der kapitalistischen Verwertungszwänge unterliegend und in der Hetze 
und bornierten Arbeitsteiligkeit wirklicher Arbeitsprozesse geknechtet zum immer 
allein realen und historischen revolutionären Subjekt zusammengeschweißt werden. 
Erst die konkrete Geschichte der Klassenkämpfe formt das revolutionäre Subiekt zu 
einer wirklichen Einheit von ökonomischen, politischen und ideologischen Bezieh- 
ungen und Zusammenhängen. Erst unter Einbezug dieser Ebene wird die Frage nach 
Strategie und Taktik beantwortbar, werden diese Antworten sich erweisen als revo- 
lutionär oder revisionistisch. Erst hier ordnet das Proletariat als wirkliches Subjekt 
seine eigenen Reihen und fragt andererseits nach Klassen und Schichten, die, ob- 
wohl nicht in allesumfassend-antagonistischem Widerspruch zum Kapital stehend, in 
mannigfachen manifesten und sublimen Formen unter seiner erbarmungslosen Na- 
turgesetzlichkeit und seinem blinden ‚Fortschritt‘ leiden und im Voranschreiten der 
Klassenkämpfe auf die Seite des Proletariats gezogen werden können. 

Unter diesen Voraussetzungen muß am Begriff der Mittelklassen und am Be- 
griff des Proletariats als der spezifisch-formbestimmten Knechtschaft der kapita- 
listischen Gesellschaft und dem Verständnis der Form herrschender Klassenstruktu- 
ren als Ausdruck kapitalistischer Akkumulation festgehalten werden. Wer die Mit- 
telklassentheorie Schmierers als oberflächliches und widersprüchliches Strategem 
aufdeckt, braucht nicht diese Begriffe als Ausgangspunkte der Analyse realer Klas- 


senkämpfe über Bord werfen. 
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Kuczynski einige klassentheoretische Ausführungen (Varga, an u.a), wie sie 
auf dem 6. Weltkongreß der KI vorgetragen wurden: 


„Es besteht eine Tendenz im Stadium des Imperialismus für das Industsieproletariat, die sıch 
auch gelegentlich in einzelnen Ländern durchsetzt, absolut abzunehmen. Es besicht uine allge 
meine Tendenz im Stadium des Imperialismus für das Industrieproletariat, die sich im allz emo 
nen auch durchsetzt, relativ abzunehmen“ (}). 


Er vermerkt — zur Begründung der geschilderten Tendenzen — Sitmationen, in de- 
nen die „Produktivität stärker steigt als die Produktion“ (2). Doch kann die Bewe- 
gung weder der industrieien noch der produktiven Arbeitsmässen auf der Basis der 
so beschriebenen gegensätzlichen Momente (er meint wohl Freisetzung durch Siei- 
gerung der Arbeitsproduktivität einerseits, Attraktion produktiver Arbeiter qua ge- 
stiegenem Größenumfang des Produktionsprozesses andererseits) erkannt werden. 
Auch Kuczinskis Bezug auf spezifische imperialistische Bestimmungen als Grundila- 
ge der von ihm reformulierten „allgemeinen Tendenz“ bleiben unausgewiesen (3). 
Sollte es sich hier um eine Entwicklung handeln, die ausschließlich ein et 
listisches Stadium, nicht aber die kapitalistische Produktionswe insgesami charak- 
terisiert? 

Nun, Se wir die Herausbildung der produktiven Klasse, wie sie von 
Marx entwickelt wird, und betrachten wir den Akkumulationsprozeß des Kapita 
jenen Ve enehrunganrozeR des Proletariats (4), zunächst fim wesentlichen) als Mo- 
ment seines Produk tionsprozesses. 


1) 3. Kuczynski: Die Geschichie der Lage der Arbeiter unter dem Kapitalismus, Bd. 35 
Berlin (DDR) 1968,35. 129 

2) ders..a.a.0.,S.123 

3} Siehe dazu auch seine neuere Schrift: Klassen und Klassenkämpfe, Frankfurt 1972, wo 
dieser Zusammenhang sowie die Herausbildung der modernen Mitteiklassen als spez! 
fisch-imperialistische Entwicklungen behauptet werden. Bei ihm wird deutlich, daß dort 
wo die Akkumulationsbedingtheit herrschender Klassenstrukturen unbegr 
vorschnell die empirisch-statistische ‚Vergewisserung‘ bemüht werden muß. 

4) dazu MEW Bd. 23, 5.642 oder K. Marx: Resuitäte des unmitielbaren Produktionsprozes- 
ses, Verlag Neuc Kritik, Frankfurt 1970,3.86 
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2.1 Ursachen des Wachstums der produktiven Klasse 


Die in der Form des Mehrwerts angeeignete unbezahlte Arbeit — wobei wir im 
folgenden von dem als Revenue verausgabten Teil abstrahieren — wird in Kapital 
rückverwandelt: dies die Akkumulation des Kapitals. Indem sich der kapitalisierte 
Mehrwert in konstantes Kapital zum Einkauf zusätzlicher Produktionsmittel, Roh- 
materialien etc. und andererseits in variables Kapital zum Einkauf (5} zusätzlicher 
Arbeitskräfte teilt, schließt das Wachstum des Kapitals die absolute Zunahme der 
produktiven Arbeiterzahl in sich ein. Wenn also diejenigen Momente systematisiert 
werden, die das Wachstum des Kapitals insgesamt erklären, wird zugleich erkannt, 
wie diese Momente den Zuwachs des variablen Kapitalteils und damit den Prozeß 
der Expansion der produktiven Arbeiterbevölkerung in Gang setzen (6). Dieser Pro- 
zeß ist im wesentlichen von zwei Faktoren abhängig: 

1) von der bereits erreichten, vorgegebenen Kapitalgröße und 

2) von stofflichen Potenzen, die relativ unabhängig von der gegebenen Größe des 

Kapitals sind. 


1) Das Wachstum der produktiven Klasse ist zunächst von der Größe des kapitali- 
sierten Mehrwerts abhängig, wie sie einer bestimmten vorgegebenen Größe des Kapi- 
tals entspricht. Diese bestimmte Größe des durchschnittlichen produktiven Kapitals 
stellt eine bestimmte Anzahl gleichzeitig exploitierter Arbeitskräfte (V) dar, die 
multipliziert mit der gegebenen Mehrwertrate (m/v) (gegebene Intensität der Arbeit 
und Länge des Arbeitstags, gegebener Wert der Arbeitskraft) die Masse des Mehr- 
werts ergibt (7). Mit der so durch eine bestimmte Kapitalgröße gegebenen Masse des 
wiederum kapitalisierten Mehrwerts wächst auch der variable Bestandteil des Kapi- 
tals, wächst die produktive Arbeiterzahl absolut; hier zeigt sich das Wachstum der 
produktiv beschäftigten Arbeiterbevölkerung unmittelbar als Reflex der Wertbewe- 
gung, der Bewegung des Kapitals als sich selbst verwertender Wert. 


2) Das Wachstum von Kapital und Arbeiterzahl wird aber zugleich bewirkt durch 
Potenzen, die relativ unabhängig von der Bewegung der Wertgrößen sind. Abgesehen 
von denjenigen Kräften, die der Kombination der menschlichen Arbeitsvermögen 
entspringen, abgesehen von wissenschaftlichen und natürlichen Gratisressourcen des 
Kapitals (8), wollen wir uns auf die Differenz „zwischen der Maschine als wertbil- 


5) Nicht zu verwechseln mit der Auszahlung des Lohns: das Geld fungiert hier als Zahlungs- 
mittel. Dazu MEW Bd. 23, 8.563 
6) Dabei muls aber geschen werden, dal das Wachstum des variablen Kapitals und das der 


Zahl der produktiven Arbeiter vermittelte und keinesfalls identische Bewegungen sind! 
Etwa die gewaltsame Herabsetzung des Arbeitsiohns unter den Wert der Arbeitskraft 
kann bedeuten, daß u. U. ein gesunkener Lohnfonds Kapitalteil die gleiche Arbeiterzahl 
repräsentiert; dazu MEW Bd. 23,8. 626. Überhaupt wird hier von der Lohr,bewegung im 
industriellen Zyklus abstrahiert, die in die Vermittlung von Kapitalwachstum und Wachs- 
tum der Arbeiterzahl eingeht. 

7 dazu MEW Bd. 23,5. 3211. 

8) dazu MEW Bd. 23,8. 629 ff. 
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dendes und produktbildendes Element‘ (9) konzentrieren: Die Erhöhung der Pro- 
duktivkraft der Arbeit, die sich wesentlich als zunehmender Umfang an Produk- 
tionsmitteln darstellt, mißt sich an der Erhöhung der Masse der in einer bestimmten 
Zeit produzierten Gebrauchswerte, d.h. die lebendige Arbeit geht mit Hilfe der 
Produktionsmittel in gleicher Zeit über ein Mehr an Gebrauchswerten wertbildend 
hinweg; Wertmasse und Gebrauchswertmasse sind disproportional gewachsen. 

Wird nun im Prozeß der Kapitalakkumulation der fixe konstante Teil des 
kapitalisierten Mehrwerts auf seine stoffliche Basis untersucht, so hat sich diese im 
Vergleich zu der des originalen fixen Kapitals (relativ) verbreitert. Da aber die 
zusätzliche Beschäftigung produktiver Arbeiter durch den Umfang der — als Einsau- 
ger von lebendiger Arbeit fungierenden — Produktionsmittel bewirkt und bestimmt 
wird (10), reflektiert das Wachstum der produktiven Arbeitsbevölkerung hier den 
expandierenden stofflichen Bestandteil des Produktionsprozesses und nimmt mehr 
zu, als es allein dessen geschwollener Wertumfang zum Ausdruck brächte (11). — 


2.2  entgegenwirkende Momente 


Doch setzt sich die Entwicklung der Arbeitsproduktivität, eben noch positiver Fak- 
tor der Arbeiterakkumulation, zugleich in Widerspruch zur Form, worin sie er- 
scheint: sie setzt der Kapitalakkumulation eine Schranke, indem sie hier als ein 
Moment der Reduktion der Arbeiterzahl wirkt. Der zunehmende Wirkungskreis der 
von der Arbeit in Bewegung gesetzten Produktionsmittel mißt sich zugleich daran, 
inwieweit er menschliche Arbeitskraft ersetzt und sich so dem Wachstum der pro- 
duktiven Klasse entgegenstellt (12). Dieser Prozeß stellt sich im wesentlichen dar 

5) als Verminderung der zusätzlichen Nachfrage und 

2) als Freisetzung bereits beschäftigter produktiver Arbeitsmasse 


1) Mit zunehmender Arbeitsproduktivität wächst der Umfang der Produktionsmit- 
tel pro Arbeitskraft (technische Zusammensetzung des Kapitals), wobei dieser Vor- 
gang sich auf Grund der disproportional wachsenden Wert- und Gebrauchswertmas- 
sen in der Bewegung der Wertgrößen (wertmäßige Zusammensetzung) nur 
annähernd widerspiegelt. Nichtsdestotrotz wächst auch der variable Bestandteil des 
Kapitals verglichen mit dem Wachstum des konstanten Kapitalteils oder dem Wachs- 
tum des Gesamikapitals in allein abnehmender Proportion (13). Der relativ zum 


9) MEW Bd. 23,8.408 

10) dazu MEW Bd. 25,8. 258; wir konzentrieren uns hier auf das zentrale Bestimmungsmo- 
ment, die Produktionsmittel, damit auf das fixe Kapital. 

11) Die so gemäßs dem gewachsenen Umfang der Produktionsmittel zusätzlich beschäftigten 
Arbeiter beschleunigen wiederum die Produktion von Mehrwert, damit den Akkumula- 
tionsprozei5: Kapitalakkumulation und Arbeitsproduktivität stoßen sich gegenseitig 
voran. Dazu MEW Bd. 23,5.653 

12) Daß auch mit der Intensivierung der Arbeit und der Verlängerung des Arbeitstags das 
Wachstum der produktiven Klasse auf Kosten der erhöhten Ausbeutung der beschäftig- 
ten Arbeiter gehemmt werden kann, bleibt unberücksichtigt. 

13) dazu MEW Bd. 23, 8.657 f. 


konstanten Teil des betrachteten Kapitalisierten Mehrwerts sinkende variable Teil 
drückt so eine verminderte zusätzliche Nachfrage nach produktiver Arbeit aus. Die- 
se Verminderung der zusätzlichen Nachfrage nach Arbeitskraft wird durch die Zen- 
tralisation bereits gebildeter Kapitale und der durch sie beschleunigten Arbeitspro- 
duktivität noch verstärkt (14). 


?} Nicht allein das akkumulierte, zusätzliche Kapital spiegelt die veränderte wert- 
mäßige und technische Zusammensetzung, auch das alte Kapital erfährt mit der Zeit 
eine Umwälzung seiner stofflichen Basis. Auch hier vermag im Verlauf der Akkumu- 
lation eine geringere Arbeitsmasse eine größere Masse Maschinerie und Rohstoff in 
Bewegung zu setzen (15). Mit der Verminderung der zusätzlichen Attraktion pro- 
duktiver Arbeiter stellt sich also die mit der Umwälzung des Originalkapitals einher- 
gehende Repulsion bereits beschäftigter Arbeiter der Vermehrung der produktiven 
Arbeiterbevölkerung entgegen. — 

So bleibt zu fragen, welche der beiden hier skizzierten streitenden Tendenzen 
sich im Fortschritt der herrschenden Produktionsweise durchsetzt, warum und un- 
ter welchen Bedingungen sich eine dieser Tendenzen durchsetzt. 


2.3 beschleunigte Akkumulation als Bedingung des absoluten Wachstums der 
produktiven Klasse 


Dazu ist es notwendig, die Bewegung der produktiven Klasse zu umreißßen, wie sie 
sich unter Einbezug der Ebene des Gesamtprozesses des Kapitals darstellt. 


1} Die Vermehrung des relativen Mehrwerts qua Steigerung der Produktivkraft der 
Arbeit, d.h. die Ausdehnung der Mehrarbeitszeit auf Kosten der notwendigen Ar- 
beitszeit durch den sinkenden Wert der die Arbeitskraft reproduzierenden Waren, 
wird um so schwieriger, je höher die Arbeitsproduktivität bereits entwickelt 
ist (16), zur anderen wird die Vermehrung des absoluten Mehrwerts (Arbeiterzahl} 
durch die steigende organische Zusammensetzung reduziert, worin letztlich die sin- 
kende Proportion der unbezahlten Arbeit zum aufgewandten Gesamtkapital, der 
tendenzielle Fall der durchschnittlichen Profitrate begründet liegt. Mit dem tenden- 
ziell sinkenden Verwertungsgrad der Kapitale bleibt der Anreiz zur Fortsetzung der 
Akkumulation einzig durch die Steigerung der Masse des Profits erhalten, wobei die 
Gesamtmasse der einzelnen Profite gleich der Masse des Mehrwerts (16a), dessen 
beide ursprüngliche Faktoren, Wachstum der produktiven Arbeitsmasse und steigen- 
de Mehrwertrate, sich nicht erschöpfen dürfen. 

Wenn nun aber eine Steigerung der Mehrwertmasse zusätzlicher Arbeitskräfte 
und damit eines wachsenden variablen Kapitalteils bedarf, so muß auf Grund der 


14) dazu MEW Bad. 23,8. 656 

15) dazu MEW Bd. 23,S.658 

15) dazu Grundrisse, S. 239 ff. 

162) Für die in diesem Aufsatz verfolgten Zwecke können diejenigen Modifikationen aulser- 
halb der Betrachtung bleiben, die sich aus der Wert-Preis-Transformation ergeben. 
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gestiegenen organischen Zusammensetzung des Kapitals und den mit dieser einher- 

gehenden Nachfrageverminderungen und Freisetzungsprozesse das Gesamtkapit- 

al = verg slichen mit seinem variablen Bestandteil - überproportional (sprich: be- 

schl unigt) zunehmen (17). Diese beschleunigte Akkumulation von Kapital ist con- 
itio sine qua non des absoluten Wachstums der produktiven Klesse (18). 


5) Jedoch werden die Bedingungen einer beschleunigten Akkumulation periodisch 
untergraben, womit auch periodisch ein absoluter Rückgang der produktiven Arbei- 
terzahl (andererseits ein Auffüllen der industriellen Reservearniee) erfolgt. Diese 
Periodizität meint einerseits den industriellen Zyklus und andererseits die Arsto- 
rischen Phasen der Akkumulation (19), in deren Verlauf die Bedingungen der be- 
schleunigten Kapitalakkumulation und damit die Bedingungen der Expansion der 
produktiven Arbeiterbevölkerung durch zunehmende Schwierigkeiten (a) der Mehr- 
wertproduktion und (b) der Mehrwertrealisation schwinden. 


a) Wenn mit dem tendenziellen Fall der Profitrate allein eine Erhöhung der Profit- 
masse den Gang der Akkumulation aufrechterhält, so führt das dazu erforderliche 
beschleunigte Wachstum des Gesamtkapitals an eine absolute Grenze heran, an der 
zu wenig Mehrwert produziert wird, um nochmals die Beschleunigung der Akkumu- 
lation aufrechtzuerhalten und den sinkenden Verwertungsgrad nochmals durch 
wachsende Profitmasse zu kompensieren, d.h. das akkumulierte Kapital (K,) pro- 
duziert nur ebensoviel Profitmasse, als es vor seiner Akkumulation in seiner alten 
Gestalt (K) produziert hat {?0), was den Fall der Profitrate nun erst recht voran- 
treibt. 

Der Eintritt in eine Periode eines derart sinkenden durchschnittlichen Verwer- 
tungsgrades ergibt sich irn wesentlichen, wenn (a/l) die Erhöhung des einen Faktors 
der Mehrwerimasse, die Erhöhung der Mehrwertrate, auf Grund der fortgeschrit- 
tenen organischen Zusammensetzung des Kapitals als Ausdruck der fortgeschrit- 
tenen Arbeitsproduktivität einen derartig hohen Aufwand von zuschüssigem Kapital 
erfordert, daß dieser Aufwand in keinem Verhältnis zu der über die Wertsenkung 
der Arbeitskraft gewonnenen Steigerung der Mehrwertmasse stünde, und zugleich 
die Ausdehnung der Mehrarbeitszeit durch Arbeitsintensivierung, Streckung des Ar- 
beitstags etc. an physische oder gewerkschaftlich erkämpfte Grenzen stieße. Ein 
Eintritt in diese Periode ergäbe sich zum anderen, wenn (a/?2) der andere Faktor der 
Mehrwertmasse, die Zahl der produktiven Arbeiter, auf Grund Jder hohen organi- 
schen Zusammensefzung, auf Grund einer fortgeschrittenen Kontraktion der Reser- 
17) dazu MEW Bd. 23.8. 477 und MEW Bd. 25,8. 232 f. 

18)  Absolutes Wachstum und relativer Fall zum Gesamtkapital {wie zur Gesamtbevölkerung) 
charakterisiert ebenso die Entwicklung der bürgerl. Klasse, deren Herausbildung aber 
außerhalb der Betrachtung bleibt. 

Auf die Vermittlung beider Aspekte braucht hier nicht eingegangen Zu werden. Siche 
dazu die Versuche Mandels: Der Spätkapitalismus, Frankfurt 1972.85. 101 ff. oder dic 
Versuche Roth/’Kanzows: Unwissen als Ohnmacht, Berlin 1970, S. 91-146. Es versteht 
sich von selbst, daß die folgenden Bestimmungen nicht die Konstitution des realen 
Krisenverlaufs erklären können. 

20) dazu MEW Ba. 25,8. 261 
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vearmeen, auf Grund zu langsamen Wachstums der Gesamtbevölkerung eic. nicht 
oder nur unzureichend gesteigert werden könnte. 


b) Hier stellt sich die Schranke der beschleunigten Akkumulation als scheinbar 
gegensätzliche Tendenz dar: es wird zuviel Mehrwert produziert, der auf die engen 
Grenzen der Konsumtionskraft der arbeitenden Bevölkerung stoßend nicht voll 
realisiert werden kann (21), für eine beschleunigte Fortsetzung der Akkumulation 
also zu wenig kapitalisierbare Mehrwertmasse vorhanden wäre. (Die Vermittlung a/b 
wird an späterer Stelle aufgegriffen.) — 

Mit dem Auftreten derartiger Konditionen der Akkumulation wird die sich 
historisch durchsetzende Tendenz der absoluten Ausdehnung der produktiven Ar- 
beiterbevölkerung periodisch außer Kraft gesetzt. 


2.4 Zusammenfassung 


Der bislang entwickelte Abriß zentraler. die Bewegung der produktiven Klasse be- 
stimmender Momente macht einsehbar, daß eine periodische absolute Abnahme der 
produktiven Arbeiterbevölkerung und damit auch des Industrieproletariats (22) kei- 
nesfalls ein ‚imperialistisches Novum’ ist. Ebenso deuten die sich einem ungehemm- 
ten Wachstum der produktiven Klasse wirksam entgegensteilenden Faktoren bereits 
an, daß die relative Abnahme der Arbeiterbevölkerung an der Gesamtbevölkerung 
durchaus nicht den spezifischen Bedingungen eines „imperialistischen Stadiums“ 
verschuldet sein muß, vielmehr durchaus eine die Kiassenstrukturen der kapita- 
listischen Produktionsweise im allgemeinen kennzeichnende Entwicklung sein kann. 
Letztendlich läßt sich jedoch die relative Bewegung der produktiven Arbeitsbevöl- 
kerung einerseits nicht ohne die Analyse der Bewegungsgesetze der anderen Klassen 
der bürgerlichen Gesellschaft (dazu Il. Teil) und auf den ersten Blick auch nicht in 
Abstraktion von den Bedingungen des Wachstums der Gesamtbevölkerung begrei- 
fen. 

Letzteres, die weitgehende Abstraktion von der Gesamtbevölkerung, ist je- 
doch nicht willkürlich, sondern methodisch notwendig: zwar gewährt das Wachstum 
der Bevölkerung die Sterigkeit des Prozesses der Kapitalakkumulation, erscheint 
hier als eine Grundlage der Akkumulation (23), zum anderen aber wird umgekehrt 
die Entwicklung der G*»samtbevölkerung wiederum nur als durch kapitalistische 
Akkumulation besti:ımic Bewegung erklärbar (24); hier erscheint umgekehrt der 
historische Verlauf der Akkumulation als leıztinstanzlich ausschlaggebende Grund- 
lage der Vermehrung der Bevölkerung. Gegen Maithus’ Theorie der natürlichen 
geometrischen Fortpflanzung reklamiert Marx den jeweils historischen Charakter 
der „verschiedenen Gesetze der Vermehrung der Population und der Überpopula- 
tion“: 

21} dazu MEW Bd. 25,5. 254 

22) Die Differenz beider Kategorien ist hier unmteressant. 

23) dazu MEW Bd. 26.2,5.478 

24) Ein Beispiel dieses Bestimmungsverhältnisses liefert Marx etwa: MEW Bd. 25,8. 228. 
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„er (Malthus, NK) ist cs, der abstrahiert von diesen bestimmten historischen Gesetzen der 
Populationsbewegungen, die da die Historia der Natur des Menschen: die nunürlichen Gesetze 
sind aber nur natürliche Gesetze des Menschen auf bestimmter historischer Entwick! ung. mit 
durch seinen eigenen Geschichtsprozeis bestimmter Entwicklung der Produktivkräfte" (25). 


Welche historisch-spezifischen Momente auch immer auf den faktischen Verlauf der 
Population der bürgerlichen Geselischaft insgesamt einwirken, Lebensnerv dieses 
realen Verlaufs und Ausgangspunkt seiner theoretischen Darstellung bleibt der Pro- 
zeß der Akkumulation. 


25) Grundrisse, S. 500 


Nike Rot: K April 
| der apitalaı alysı 


Lernmaterial für den ersten Durchgang durch Karl Marx „Das 
Kapital‘ Band | - Ill mit knappem Stichwortregister zur Kapitalana- 
Iyse und einem Grundstock zu 'nem Zettelkasten {rausnehmbar) 


| Der Text ermöglicht eine erste Übersicht über die Analyse der kapitalistischen 
Gesellschaftsform, die Karl Marx in seinem Hauptwerk vorgelegt hat. Er ist 
knapp und verständlich, auch wenn man bisher nicht im Kapital gelesen hat. 
Durch übersichtliche Zusammenstellung der wichtigsten Fachausdrücke soll das 
Herangehen ans Kapital erleichtert werden. Der Argumentationsgang der einzel- 
nen Abschnitte ist auf „Lernkarten‘’ festgehalten. Sie können ohne großen Auf- 
wand durch Einarbeitung des Stellenregisters zu einem Grundstock für einen 
„Zettelkasten‘ zur materialistischen Geseilschaftstheorte gemacht werden. 
Der Text ist auch gedacht als Vorbereitung für in Kürze erscheinende Texte zum 
Kapital, wie Probleme des Klassenkampfs Sonderheft 6, Löhnbergs Einführung 
zum Selbststudium des Kapital {Fischer}, Kar! Helds Schulungstext zu Kapital 
Band 1, sowie dem Text der SAZ Berlin. 


Mai 1974 128 Seiten — 7,00 DM 


POLITLADEN ERLANGEN 852 ERLANGEN POSTFACH 2849 | 


ner sende EEE we Yes den er minedin wein sehe ee 


19 


Karin Kramer Verlag — 1 Berlin 44, Postf 


06, Tei.: 684 26 28 


A. und D. Prudhommeaux 

Bewaffnung des Wolkes 

Aufbau, Organisierung und Kämpfe der Voiksmiliz 
im spanischen Bürgerkrieg 

Einteitung Car! Einstein 

80 Seiten 

Ulrich Linse 

Gustav Landauer und die Revolutionszeit 1918/1913 
200 Seiten 

P. Arschinoff 

Geschichte der Machno-Bewegung 1913-1921 
Berichte und Dokumente der revolutionären Bauernbewegung 
in der Ukraine 

260 Seiten 

J. Agnoli, C. Brendel, 1. Mett 
Die reyolutionäaren Aktionen der russischen Arbeiter und Bauern — 
Die Kommune von Kronstadt 

160 Seiten 

Cajo Brendel 

Autonome Klassenkämpfe in England 1945-1972 
120 Seiten 

Koliektivierung der Industrie und Landwirtschaft 
Die Soziale Revolution in Spanten 1936-1939 
Dokumente, Berichte und Selbstdarsteliungen der 
spanischen Arbeiter und Bauerrt 

leitung Erich Gerlach 

30 Seiten 

Anton Panneksex 

Neubestimmung des Marxismus — Bd. } 
Diskussion über Arbeiterräte, Marxismus und Staat 
130 Seiten 6,-- DM 
Anarchismus urd Marxismus Bd. 2 

F. Amitie 


5,— DM 


8,- DM 


10,— DM 


&,— DM 


5,50 DM 


10,— DM 


Anarchismus heute — Theorie und Pra' .s des Reprsduktionsbereichs! 


Y. Bourdet 

Marxismus und Anarchismus 

R. de Jong 

Stirbt Marx als Anarchist ? 

u.a. 

140 Seiten 

Peter Heintz 

Ansrchismus und Gegenwart 
Positiver und negativer Anarchismus 
144 Seiten &— DM 
Unter dem Pflaster fiegt der Strand — Änarchismus heute 

N. Chornsky 

Anmerkungen zum Anarchismus — Radikaler Marxismus und konse- 
quenter Anarchismus 

Ch. Dericum 

Absage an die Gewalt 

M. Bookchin 

kiör zu, Marxist! 

H.P. Duerr 

Unter dem Pflaster liegt der Sirand 
P. Feyerabend 

Thesen zum Anarchismus 1973 
160 Seiten 


8,— DM 


Eugen Eberle / Tilman Fichter 
Kampf um Bosch 

Eine dokumentarische Untersuchung der KPD- 
Betrienspolitik nach 1945 am Beispiel Bosch: 
Volksiront in den Stadtteilen oder Einheits- 
front in den Betrieben? Entnazifizierung oder 
Mitarbeit in den Spruchkammern? Welche 
Konsequenzen hatte die wiederaufgenorn- 
mene RGO Politik? 

Politik 50.192 Seiten. DM 7,50 (8,50) 


Berni Kelb 
Organisieren oder 
organisiert werden 
Vorschläge für Genossen links unten 
Politik 39. 96 Seiten. DM 4,50 (3,50) 


Claudie Broyelie 
Die Hälfte des Himmels 


Frauenemanzipation und Kindererziehung in 
China. Mit einem Vorwort von Han Suyin 
Politik 49.176 Seiten. DM 7,50 (8,50) 


Arno Münsier 
Chile - 
friedlicher Weg? 


Historische Bedingungen, „Revolution in der 
Legalität“, Niederlage 
Politik 44. 224 Seiten. DM 7,50 (6,50) 


Jedes Buch ist im Abonnement 1 Mark billiger. 


Wenden Sie sich bitte an Ihren Buchhändler 
oder an den Verlag: 1 Berlin 31, Jenaer Sir.5 


W. 


il. Teil 


3, Zur Herausbildung der Mittelklassen im kapitalistischen Akkumulations- 
prozeß 


Vorbemerkung: In Jieser Arbeit kann weder auf den widersprüchlichen Werdegang 
der Herausbildung der Kategorien produktive/unproduktive Arbeit bei Marx noch 
auf die Kontroverse um die reproduktionsanalytischen Relevanzen dieser Katego- 
rien eingegangen werden, wie sie zwischen Autoren wie Ältvater, Huisken. Mandel, 
Mattik, Cogoy u.a. geführt wird (1). Um das in diesem Teil gesteckte Ziel, die 
Herausbildung der modernen Mittelklassen, zu begreifen, genügt es zunächst, werın 
wir darüber Verständigung erlangen, welche Bereiche der Gesamtbevölkerung im 
folgenden betrachtet werden: 

Bestimmen wir die Formen menschlicher Arbeit, wie sie sich in den Repro- 
duktionszusammenhängen auf der Ebene des Gesamtkapitals darstelien, so geht die 
Zirkulationsarbeit auf dieser Ebene in den Bereich der unproduktiven Gesamtar- 
beitskraft ein, da sie die Formbestimmtheit der produkriven Gesamtarbeitskraft, 
mehrwertproduzierende Arbeit zu leisten, nicht erfüllt. Die innere Formdifferen- 
ziertheit der unproduktiven Gesamtarbeitskraft und die Aufschlüsselung ihrer inne- 
ren Klassen- und Schichtenstrukturen bleibt zunächst unberücksichtigt, vielmehr 
interessiert hier allein die Gemeinsamkeit, die sie in der Quelle ihrer Revenuen 
findet: 

Das gesellschaftliche Gesamtprodukt stelle sich wertmäßig dar als 
G=M+C+V (wobeiM gleich der gesamten Mehrwertmasse, Ü gleich dem Gesamt- 
wert der sachlichen Produktionsfaktoren und V gleich dem Wert der produktiven 
Gesamtarbeitskrafi). Die diversen Revenuen der (im umfassenden Sinn) unproduk- 
tiven Arbeit leiten sich dabei aus M und aus V ab: 

a) Aus V, weil ein Teil der unproduktiven Arbeitsfunktionen (etwa im Gesund- 
heitswesen, Bildungswesen etc.) zur Produktion und Reproduktion des 
produktiven Arbeitsvermögens taugt oder gar ausschließlich dazu dient, so 
daß ein Teil des Lohns der produktiven Gesamtarbeitskraft zum Erwerb die- 
ser Dienste (direkt oder indirekt etwa als Steuer) verausgabt werden muß. 
V setzt sich in dieser Hinsicht zusammen aus v + u(v). 

b) AusM, da der restliche Bereich der unproduktiven Arbeitsfunktionen (Zirku- 
lationsarbeit; Gewährleistung staatlicher Rahmenbedingungen der 
Produktion, die nicht in die Reproduktion der produktiven Arbeitskraft ein- 

) Verwiesen wird auf zwei neuere Veröffentlichungen, in welchen die Kategorie der pro- 
duktiven Arbeit mal in einer weiten (Projekt Klassenanalysc: Materialien... a.a.O., 

S. 202 ff.) und mal in einer engen Fassung (Rudi Schmiede: Grundprobleme der Marx- 

schen Akkumulations- und Krisentheorie, Frankfurt 1973, S. 30 ff.) begründet wird. 

Wenn auch nicht in allen Bestimmungen, wird doch der letzten Auffassung zuzustimmen 

sein. Die - meiner Kenntnis nach — stringenteste Interpretation der Kategorien produk- 

tive/unproduktive Arbeit auf jeweils spezifischen Ebenen der Kapitalreproduktion und 
der Bedeutung stofflicher Bestimmungen (reproduktive/unreproduktive Waren) zum Be- 
griff dieser Kategorien findet sich bei Mario Cogoy: Werttheorie und Staatsauggaben: in: 

Braunmühl u. a.: Probleme einer materialistischen Staatstheorie: Frankfurt 31973 
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gehen; von der Klasse des Kapitals erworbene Dienstleistungen etc.) einzig im 

Mehrwert die Quelle seiner diversen Revenuen finden kann. M setzt sich in 

dieser Hinsicht zusammen aus m + u(m). 
Die unproduktive Gesamtarbeitskraft repräsentiert so über ihre abgeleiteten Reve- 
nuen Jie Wertgröße U = u(v) + ulm). Im folgenden wird also derjenige Teil der Ge- 
samtbevölkerung betrachtet, dessen Revenuen in Ü! eingehen, wobei es zunächst 
gleichgültig ist, ob Jie jeweiligen unproduktiven Arbeiten die Form der Lohnarbeit 
annehmen oder nicht. Ebenso gleichgültig ist es zunächst, ob die Bezieher dieser 
Revenuen tatsächlich im gesamtgesellschaftlichen Arbeitsprozeß wirken oder nicht, 
d.h. allein als unproduktive Konsumenten fungieren. -— Diese einheitliche Betrach- 
tung der unproduktiven Gesamtarbeitskraft kann - wie bereits erwähnt — nicht die 
Konstruktion einer einheitlichen Klasse implizieren, sie ist vielmehr zunächst not- 
wendig, um die Bedingungen zu entwickeln, denen das Wachstum dieser Bevölke- 
rungsschichten unterliegt. 


31 Grossmann und Gillman Akkumulation als Schranke und Motor des 
Wachstums der Mittelklassen 


Um die Bewegung der modernen Mittelklassen der bürgerlichen Gesellschaft als 
Resultat und Bedingung der Akkumulation von Kapital zu begreifen, muß an den- 
jenigen Bestimmungen angeknüpft werden, die in die Entwicklung der produktiven 
Klasse eingingen. Es wurde skizziert, warum das absolute Wachstum dieser Klasse 
die beschleunigte Akkumulation erforderte, deren Bedingungen aber im Verlauf der 
kapitalistischen Produktionsweise periodisch durch zunehmende Verwertungs- und 
Realisierungsschwierigkeiten untergraben werden. Doch konnte bislang das Verhält- 
nis von Mehrwertproduktion und Mehrwertrealisation unvermittelt bleiben, da es 
für die Analyse der Vermehrung der produktiven Arbeiterbevölkerung von geringe- 
rer Bedeutung war: von welcher Relevanz dieses Verhältnis jedoch für die Analyse 
der Wachstumsbewegungen der Mittelklassen ist. soll zunächst an zwei gegensätz- 
lichen Konzeptionen der marxistischen Akkumulationstheorie deutlich gemacht 
werden. 

Die um die Jahrhundertwende aufkommenden Imperialismustheorien Hilfer- 
dings, Kautskys, Luxemburgs, Bucharins u. a., wie divergent auch inımer die Posi- 
tionen waren, werden für Henryk Grossmann in zweifacher Hinsicht charakterisier- 
bar, in ihrem gemeinsamen Manko, (a} einerseits ein mehr oder minder äußerliches 
Verhältnis zur Methode der politischen Ökonomie zu haben, und (b) damit anderer- 
seits der inneren Akkumulationsproblematik verständnislos gegenüberzustehen (2). 
Die innere Widersprüchlichkeit der Kanitalakkumulation besteht für Grossmann in 
dem bereits umrissenen Zusammenhang zunehmender Verwertungsschwierigkeiten, 


2) Grossmann: Das Akkunulations- und Zusammenbruchsgesetz des kapitalistischen Sy- 
stems. Frankfurt 1970, insb. (a) S. 79 ff. und (b)S. 117 tf.: auf sein Verständnis der 
Methode der politischen Ökonomie als „Annäherungsverfahren” und die partieilen 
Mängel seiner Konzeption der Überakkumulation kann allenfalls indirekt eingegangen 
werden. 
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Schwierigkeiten der Mehrwertproduktion, wo der tendenzielle Fall der Profitrate ab 
einem bestimmten Zeitpunkt nicht mehr durch das absolute Wachstum der Profit- 
masse kompensiert werden kann, da deren zwei ursprüngliche Faktoren, Mehrwert- 
rate und Arbeiterzahl, unter bestimmten Bedingungen zu erschöpfen drohen, so daß 
es zu einem Überfluß des in nun nicht mehr produktiv anlegbaren Größen produ- 
zierten Kapitals und andererseits zu einem Überfluß an Bevölkerung, zur Expansion 
der Reservearmee etc. kommt (3). 

Grossmann nun sieht die Expansion der Mittelklassen als einen Faktor an, der 
diese Zusammenbruchstendenz verschärft: 


„Durch die Existenz dieser, aus der kapitalistischen Produktionsweise selbst entstehenden Mit- 
telschichten wird... . die Verwertungsrate des gesellschaftlichen Gesamtkapitals verschlechtert, 
daher die Zusammenbruchstendenz notwendig verschärft, unabhängig von dem Umstand, ob 
diese Mittelschichten politisch die Herrschaft des Kapitals zunächst befestigen. Wachsen diese 
Mittelschichten, so muis sich auch die Zusammenbruchstendenz verschärfen" (4). 


Grossmann tendiert dazu, das Wachstum der Mittelklassen einzig als Schranke der 
Akkumulation zu begreifen, dieses Wachstum als zugleich notwendige Vorausset- 
zung der Akkumulation gerät aus dem Kreis der Betrachtung und macht einem 
vorschnellen Verweis auf vermeintliche politische Implikationen dieser Entwicklung 
Platz. 

Reduziert einerseits die Ausdehnung der unproduktiven Arbeitsmasse die 
Wachstumspotenz der produktiven Arbeitsmasse, letztere ist etwa durch verminder- 
tes Wachstum der Gesamtbevölkerung ohnehin eingeengt (siehe 3.4), also einen der 
ursprünglichen Faktoren der Mehrwertproduktion, so wird andererseits die für die 
Fortsetzung der beschleunigten Akkumulation notwendige bestimmte (Minimal-) 
Größe der Mehrwertmasse dadurch in Frage gestellt, daß? der Konsum des unpro- 
duktiven Bevölkerungsteils auch auf Kosten des Mehrwerts geht. 


„Durch ihren Konsum (soweit dieser nicht auf Kosten der Arbeiterklasse, also aus dem Lohne v 
erfolgt) wird der Mehrwert, also die für die Akkumulation verfügbare Quelle vermindert‘ (S). 


In der Tat wird vom Standpunkt der bloßen Verwertungsproblematik die Expan- 
sion der Mittelklassen nicht erklärbar, denn gemäß dieser Logik suchte das Kapital 
die Vermehrung dieses Bevölkerungsteils zu reduzieren wo es nur ginge, um ja nicht 
seine Akkumulationsbedingungen zu schmälern. So verwundert es nicht, wenn 
Grossmann zur Konsequenz gelangt, daß „die Zusammenbruchstendenz ... durch 
die Verminderung dieser Personenzahl abgeschwächt werden‘ könnte, obwohl er 
die engen Grenzen einer solchen Verminderung erkennt (6). Wir werden noch se- 
hen, daß eine Konzeption der Kapitalbewegung, wie sie bei Grossmann vorliegt (7), 
nur einen Aspekt der Mittelklassenproblematik zum Ausdruck bringen kann. — 


3) ders.:2.2.0.,8. 125 if.; dazu auch MEW 25,S. 257-270 
4) ders.: 4.4. 0.,S. 355 
5) ders.:a.a.0.,S. 359 
6) ders.: a.a. O.,$S. 361 


7 In abgeschwächter Form gilt diese Kritik auch Paul Mattik: Marx und Keynes. Frank- 
furt 1969, der aber zunächst auf:erhalb der Betrachtung bleibt. 


Bu 
Ka 
wu 


Über seine empirische Analyse des tendenzieilen Falls der durchschnittlichen 
Profitrate gelangt J. M. Gillman zu einer der Grossmannschen Konzeption enigegen- 
gesetzten Position. Wie bereits gesagt, fällt die Profitrate letztlich durch das anurne- 
rısche Verhältnis, in dem Mehrarbeitszeit und Arbeitsproduktivität wachsen, oder 
anders ausgedrückt, die organische Zusammensetzung des Kapitals als Ausdruck der 
zunehmenden Arbeitsproduktivität steigt schneller als die Rate des Mehrwerts und 
reduziert das Wachstum der Arbeiterzahl, weshalb insgesamt die unbezahlte Arbeit 
relativ zum aufzuwendenden Gesamtkapital fällt. Hauptsächlich auf Grund kapital- 
sparender neuer Technologien (8), meint Gillman nun, weise die organische Zusam- 
mensetzung ungefähr seit dem Ende des ersten Weltkriegs nicht mehr jene Steige- 
rungsrate auf, die den Fall der Profitrate bewirken würde, so daß die Kapitalakku- 
mulation nicht durch zunehmende Verwertungsschwierigkeiten, durch Mangel an 
Mehrwertmasse, sondern durch zunehmende Realisierungsschwierigkeiten der pro- 
duzierten Mehrwertmasse charakterisiert werden könne: 


„Die Schwierigkeit, der These zu folgen, dafs ın der Periode des Monopolkapitalismus das 
Problem der sinkenden Profitrate in erster Linie ein Problem der Realisation des Nettomehr- 
werts (Mehrwert minus unproduktivem Ausgabenfonds, NK) wird, entsteht aus der Tatsache, 
daft» die Marxisten traditionellerweise Marx gefolet sind und dazu neigten, das Problem der 
sinkenden Profitrate hauptsächlich mit der Schaffung des Mehrwerts auszudrücken" (9). 


Gillman nun will die inneren Widersprüche der Akkumulation von Kapital aus einer 
sich verstärkenden Realisierungsproblematik erklären, wobei der „nicht investierba- 
re Monopolprofit" für ihn die auswuchernde unproduktive Verwendung von Mehr- 
wert zur Folge hat, sei es als Konsumfonds der unproduktiven Bevölkerungsklassen, 
sei es als Expansion der Kriegs- oder Luxusproduktion etc.: 


„Unproduktive Ausgaben werden zur conditio sine qua non für die Frhaltung der kapitabsti- 
schen Lebensfähigkeit in der Epoche des  Monopolkapitalismus und hoher 
Monopolgewinne" (10). 


Im Gegensatz zu Grossmann wird hier die Ausdehnung der unproduktiven A rbeits- 
massen keineswegs als Schranke, vielmehr als unumstößliche Bedingung für den 
Fiuß der Akkumulation angesehen (11). 

Obwohl eine intensive Auseinandersetzung mit Gillman in diesem Aufsatz 
nicht notwendig ist (12), wird ein Aspekt seiner Argumentation aufgegriffen, der 
sich in verwandelter Form auch bei anderen Autoren (Offe; Mandel) wiederfinden 
läßt: 


8 dazu MEW Bd. 25, S. 245 f. über die Verwohlteilerung der klemente des konstanten 
Kapitals. 

9) J. M. Gillman: Das Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate, Erankfurt 1969,8. 103 

10) ders.:a.a.0.,8. 194 

31) In abgewandelten Formen findet sich dieser Zusammenhang, wie er bei Gillman geschil- 
dert wird, bei Swcezy, Baran, Moszkowska u. a. wieder. 

12) Siehe dazu P. Mattik: Werttheorie und Kapitalakkumulation, in: Kapitalismus und Krise 
(Hrsg. C. Rolshausen), Frankfurt 1970 in bezug auf das Realisationstheorem und 
C. Deutschmann: Der linke Keynesianismus, Frankfurt 1973,8. 148 ff. sowie R. Schmie- 
de: Grundprobieme ....a.a.0.,8S. 153 ff. in bezug auf kapitalsparende Technologie. 


Die Formel, in der Marx die Gesetzmäßigkeit des tendenziellen Falls der 
durchschnitilichen Profitrate faßst, müsse unter den Bedingungen des Monopolkapi- 
talismus geändert werden, statt m/c nun m-u/c. (Die Abstraktion von v kann hier 
unberücksichtigt bleiben, sie berührt das Problem nur geringfügig.) Diese Änderung 
ergebe sich zwingend durch die qualitativ neue Roile des unproduktiven Konsums 
in der Epoche des Monopolkapitalismus, während „Marx die entsprechende Frage 
nach den unproduktiven Ausgaben in Bezug auf die zyklischen Krisen und auf die 
Notwendigkeit von übermäßigem Mehrwert ziemlich flüchtig“ behandeln konnte, da 
in seiner Epoche die Ausdehnung des unproduktiven Konsums oder der unproduk- 
tiven Klassen zwar möglich gewesen sei, aber keine „dringende Notwendigkeit“ 
darstellte (13). Doch allein das Unvermögen, zu begreifen, welche methodische Not- 
wendigkeit Marx dazu veranlaft, die unproduktiven Konsumtions- und Arbeitspro- 
zesse weitgehend außerhalb der Analyse des Kapitals im allgemeinen zu lassen, 
herrscht Gillman den Eindruck auf, als spiete der unproduktive Fonds im Gegensatz 
zu Marx’ Zeiten in der fortgeschritienen kapitalistischen Gesellschaft ökonomisch 
eine qualitativ neue Rolle: Es handelt sich beim Fall der Profitrate nicht darum, 
„daß die Formel geändert werden muß, mit der die Verhältnisse in der Vergan- 
genheit berechnet worden sind‘ (14), sondern um eine Gesetzmäßigkeit, deren Wir- 
kungsweise und Erscheinungsformen auf reelleren Ebenen der Entfaltung des Kapi- 
tals Modifikationen erfahren, die außerhalb des allgemeinen Begriffs des Kapitals 
blieben. 

Schon allein die wiederholten Verweise bei Marx auf die unumstößliche Nor- 
wendigkeit der Ausdehnung unproduktiver Konsumtions- und Arbeitsprozesse (15) 
lassen bezweifeln, daß diese Prozesse einen qualitativ veränderten Status im Gesamt- 
reproduktionsprozei des Kapitals eingenommen haben —- eine Frage, die Jetztlich 
durch den Einbezug der kategorialen Analyse der historischen Verlaufsformen die- 
ser Prozesse zu beantworten sein wird. — 

Vergleicht man die beiden Konzeptionen, wie sie hier stellvertretend bei 
Grossmann und Gillman beschrieben wurden, so erscheint es auf den ersten Blick, 
als würde, je nachdem unter welchem Aspekt die innere Widersprüchlichkeit der 
Akkumulation entwickelt wird, als Realisations- oder Verwertungsproblem, der Ex- 
pansion der unproduktiven Bevölkerungsteile, der Ausdehnung der modernen Mit- 
telklassen, mal qua Akkumulation ein Stachel versetzt (Gillman), mal qua Akkumu- 
lation eine Grenze gezogen sein (Grossmann). Diesen Zusammenhang gilt es im 
folgenden zu entwickeln. 


13)  Gillman: Prosperität in der Krise, Frankfurt 1968,$. 32 

14)  ders.! Das Gesetz... ,2.2.0.,8.193 

15) Ein wiällkürlicher Verweis auf markante Passagen mag hier genügen: Resultate des unmit- 
telb. Produktionsprozesses, S. 71, MEW Bd. 26.2,8.493 

16)  Mattik: Marıx...,a.a2.0.,8.73f.: sein „Modell“begriff und die Bestimmung der Mehr- 
wertmasse als Motor des Akkumulationsverlaufs kann hier nur indirekt kritisiert werden. 
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Bemerkungen zum Problem der Überproduktion 
Doch zuvor muß kurz auf den Aspekt der Realisierung des Mehrwerts eingegangen 
werden, auf die Bedeutung, die dieser Aspekt im Konstitutionsprozeß des realen 
Krisenverlaufs hat. Dazu verhilft uns die in der Tradition Grossmanns entwickelte 
Kritik Pau! Mattiks an unterkonsumtions- und disproportionalitätstheoretischen 
Konzeptionen: 

Mattik ist der Ansicht, „der Akkumulationsprozeß selbst hebt den Fall der 
Profitrate auf“, und zwar bis zu einem bestimmten Punkt: 


„Zur ihrem ‚logischen Ende‘ gedacht, würde cine ständig sich beschleunigende Kapitalexpansion 
den relativen Fall der Profitrate wegen eines Mangels an Mehrwert, bezogen auf div angeschwol- 
lene Kapitalmasse, in cinen absoluten ball verwandein. Wenn dies geschähe, würde die Wirklich- 
keit mit dem Modell der Kapitalexpansion übereinstimmen“ (16). 


Das nun nicht mehr akkumulierbare, brachliegende Kapital reicht nun also nicht 
mehr aus. um Investitionen zu tätigen, welche die Profite der einzelnen Kapitale 
wesentlich erhöhen Könnten, so daß für die Kapitale die erweiterte Nachfrage nach 
Produktionsmitteln, Rohstoffen und Arbeitskräften unterbleibt. Ebenso kommt es 
mit der Freisetzung von beschäftigten Arbeitskräften und der dadurch bedingten 
Senkung der Arbeitslöhne zu einem Nachfragemangel nach Konsumtionsmitteln. 
Unzureichende Realisation von Mehrwert, d.h. Überproduktion von Waren wird 
derart verursacht von Mattik als untergeordnete Folge von Überakkumulationsten- 
denzen (Fall der Profitrate) begriffen - auch wenn dieser den Krisenverlauf begrün- 
dende Zusammenhang nicht als solcher in Erscheinung tritt: 


„Der sich ergebende Mangel an Nachfrage erscheint als Überproduktion von Waren und sugge- 
riert auf diese Weise, daß das Realisationsproblern die Ursache der Krise sei“ (17). 


Mattik tendiert dazu, Überproduktionstendenzen einzig als bloße Erscheinungsform 
sich zuspitzender Verwertungsschwierigkeiten zu begreifen, die Realisation des 
Mehrwerts wird einzig zu einem „Problem der konkreten Marktlage, nicht der ab- 
strakten Wertanalyse‘“ (18). 

In diesem Rahmen kann verständlicherweise nicht entwickelt werden, wie die 
allgemeinen Widersprüche in der Bewegungsform des Kapitals auf die Ebene der 
realen Konkurrenz drängen und den industriellen Zyklus konstituieren (19). Viel- 
mehr genügt es hier, daß Problem der Mehrwertrealisation und Überproduktion (in 
groben Umrissen) bis zu dem Punkt zu entwickeln, der uns die Bewegung der 
17) ders.! Werttheorie ...,a.2.0.,5. 25 und ders.: Marx. ..,a.2.0.,8.87f. 

18)  ders.: Werttheorie....,a.2.0.,8.15 
19)  Ausführlicher und genauer werden die Bedingungen der Überproduktion und der Über- 
akkumulation etwa bei Semmler/Hoffmann: Kapitalakkumulation, Staatseingriffe und 

Lohnbewegung, in: PROKLA 2/1972 oder bei Freiburghaus/Müller: Zur Struktur des 

Krisenproblems bei Karl Marx, MEHRWERT 5/1973 untersucht. — Vereinfachend wird 

in dieser Arbeit als Überproduktion nur die Überproduktion von Produktionsmitteln und 

Kansumtionsmitteln bezeichnet. Überproduktion von Kapital (Plethora von Kapital), die 

dem Fall der Profitrate verschuldet ist, bezeichnen wir als Überakkumulatiorı von Kapi- 

tal. 


Mittelklassen begreifen läßt: 

l. Wenn Marx davon spricht, daß der einzige Zweck des Kapitals, das Vorantreiben 
der Mehrwertproduktion, von der spezifischen Konsumtionskraft der bürgerlichen 
Gesellschaft absehe, „Konsumtionskraft auf Basis antagonistischer Distributionsver- 
hältnisse (zu sein; NK), weiche die Konsumtion der großen Masse der Gesellschaft 
auf ein nur innerhalb mehr oder minder enger Grenzen veränderliches Minimum 
reduziert“ (20), so betrachtet er in derartigen Formulierungen die Schranken der 
Mehrwertrealisation (die hier zunächst eine Schranke der Realisation des Werts von 
Konsumtionsmitteln sind} keineswegs als ein „Problem der konkreten Marktlage“ 
(Mattik) oder als ein sekundäres Folgeproblem der Überakkumulation von Kapital 
(dazu 2). Die Möglichkeit der Überproduktion (in diesem Fall von Konsumtionsmit- 
tein) ist im Gegenteil ein im unmittelbaren Produktionsprozeß des Kapitals konsti- 
tuiertes Moment: die größtmögliche Auspressung von Mehrwert, die Einengung des 
Werts der produktiven Gesamtarbeitskraft durch die Steigerung der Produktivkräfte 
konstituiert die Beschränktheit der Konsumtionskraft der Massen, konstituiert die 
Möglichkeit der Überproduktion von Konsumtionsmitteln. Diese Beschränktheit 
der Konsumtionskraft der Massen tritt dem Kapital in seinem Zirkulationsprozeß 
als ein Tauschzentrum gegenüber, daß der Realisierung der produzierten Warenwer- 
te Schranken setzt, da die exploitierten Lohnarbeiter ihm nun als Warenkäufer 
gegenüberstehen, deren Tauschfähigkeit sich fendenziell erschöpft (21). 

Ohne weiter zu verfolgen, welche konkreteren Formen diese Tendenz zur 
Überproduktion annimmt, wird einsehbar, daß das Problem der Realisation von 
Mehrwert keinesfalls von urtergeordneter Bedeutung ist und aus der ‚Wertanalyse 
herausfällt‘. Vielmehr käme es in der „abstrakten Wertanalyse‘“ (Maitik) darauf an, 
die Genese und die allgemeinen Bedingungen der Überproduktion (Tauschfähigkeit 
der Lohnarbeiter, mögliche Disproportionen der Produktionssphären, Geld als Maß 
des Werts und als Realisierung des Werts, die Bewegung des Kredits etc.) ausgehend 
vom unmittelbaren Produktionsprozeß bis hin zu den realen Prozessen der Konkur- 
renz nachzuvollziehen (22). — Doch halten wir fest, was in diesem Zusammenhang 
wichtig ist: mit der permanent beschnittenen Tauschfähigkeit der produktiven Ar- 
beiterbevölkerung und der sich damit herausbildenden Tendenz zur Überproduk- 
tion (von Konsumtionsmitteln) wird es für das Kapital zu einer unumgänglichen 
Bedingung, in den realen Distributionsverhältnissen Formen aufzufinden, die dieser 
Tendenz entgegenzuwirken haben. Und es wird zu zeigen sein, wie die Herausbil- 
dung von spezifischen unproduktiven Klassen als eine Form fungiert, die der Über- 
produktion entgegenwirken hilft. 

Doch muß zunächst danach gefragt werden, welche Form die hier umrissene 
Tendenz zur Überproduktion im Rahmen der Überakkumulation von Kapital an- 


20) MEW Bd. 25,5. 254 

21) dazu Grundrisse, S. 305-325. Diese Schranke der Realisation bedeutet freilich nicht, daß 
die einfache und erweiterte Reproduktion, wie im zweiten Band des „Kapital“ darge- 
stellt, kein periodisches Gleichgewicht finden. In unserem Zusammenhang geht es uın die 
Bedingungen der Zirkulation bei steigender Arbeitsproduktivität (steigender Mehrwertra- 
te, steigende organische Zusammensetzung etc.). 

22) dazu MEW Bd. 26.2,8. 510 


nimmt: 

2. Wir sahen bereits, wıe das Kapıtal im Fortschritt der Akkurnulation eine Ausdeh- 
nung erreicht, bei weicher der sich verschlechternde Verwertungsgrad der Fortsei- 
zung der Akkumulation eine Schranke setzt, d. h. der tendenzielle Fall der Profitra- 
te wird durch die ausbleibende Steigerung der Profitmasse verstärkt. Die Krise hat 
nun als Überakkumulationskrise den Widerspruch von Kapitalexpansion und Profit- 
ratenfall auszutragen, indem sie insbesondere 

a) durch Zurwertung der vorhandenen Produktionsmittel, durch Brachlegung von 
Teilen des Gesamtkapitals, durch Entwertung des Warenkapitals (Produktionsmit- 
tel, Rohstoffe, Konsumtionsmittel) etc. und 

b) durch Mafönahmen zur Sreigerung der Mehrwertrate (Senkung der Arbeitslöhne, 
Erhöhung der Arbeitsproduktivität qua Einführung neuer Maschinerie etc.) 

die Verwertungsbedingungen des Kapitals neu zu gestalten sucht (23). Der weitere 
Verlauf von Belebung und Aufschwung der Akkumulation, obwohl er wesentlich 
durch den realen Charakter der Krise bestimmt ist (24), beruht auf ihrem Resultat: 
die nun produzierte Mehrwertmasse kann sich an einem verminderten Umfang des 
Gesamtkapitals messen, die jetzige Profitrate ist verglichen mit derjenigen vor Ein- 
tritt der Krise gestiegen. 

Da die Überakkumulation von Kapital stets die Überproduktion von Waren ein- 
schließt (25), erscheint die Schranke der Realisation des Mehrwerts hier als ein 
verursachtes Moment der Überakkumulation: neue Kapitalanlagen unterbleiben, da 
der geringe Umfang, in dem sie getätigt werden können, kein bedeutsames Mehr an 
Profit verspricht: das Kapital vermag nicht länger, sich seine eigene Nachfrage zu 
produzieren, d. h. bereits produzierte Produktionsmittel und Rohstoffe bleiben un- 
gekauft; beschäftigte Arbeiter müssen auf Grund der verschlechterten Geschäftslage 
freigesetzt werden, die Reservearmee dehnt sich aus und hat eine Kontraktion des 
Lohnfonds zur Folge, so daß die Krise auf Abteilung, II übergreift... Wie auch 
immer der reale Krisenverlauf aussehen wird, die oben entwickelte Tendenz zur 
Überproduktion tritt hier als der Überakkumulation verschuldete Erscheinungsform 
auf, die hier gesetzten Schwierigkeiten der Mehrwertrealisation sind unmittelbar 
durch die Überakkumulation von Kapital verursacht. Die ungenügende Realisation 
von Mehrwert ist gewissermaßen die Kehrseite der ungenügenden Produktion von 
Mehrwert. So gilt es für das Kapital, nicht allein die Schranke seiner Verwertung 
durch die Neugestaltung der Profitrate zu überwinden, sondern zugleich wird die 
Schranke seiner Realisierung zu durchbrechen sein: so wie einerseits die Entwertung 
der Konsumtionsmittel der beschränkten Konsumtionskraft der Massen entgegen- 
kommt und den Prozeß der Realisation auch in Bezug auf dieses Tauschzentrum 
wieder in Gang zu setzen sucht, so bedarf es zur Überwindung der Überproduktion 
(von in diesem Fall Konsumtionsmitteln) wiederum realer Distributionsformen, 


23) dazu MEW Bd. 25,8. 262 ff und MEW Bd. 26.2,5.496 f. 

24) dazu F. Oelfner: Die Wirtschaftskrisen, ND Frankfurt 1971,85. 94 f. 
Die strukturelle Bedeutung der staatlichen Finanz- und Wirtschaftspolitik für die Verur- 
sachung, Modifikation und Überwindung des realen Krisenverlaufs kann hier unberück- 
sichtigt bleiben. 

25) dazu MEW Ba. 25,8. 261 ff. 


welche die Beschränktheit der Konsumtionskraft der Lohnarbeiter kompensieren 
helfen. — 

Man muß also keiner unterkonsumtions- oder disproportionalitätstheoreti- 
schen Sackgasse verfallen, wenn man gegen Mattik entwickelt, daß die Überproduk- 
tion von Waren, die Schranken der Mehrwertrealisation, keine untergeordneten Er- 
scheinungsformen der empirischen Konkurrenz sind, daß es für den Fluß der Akku- 
mulation eine unumgängliche Bedingung ist, die Barrieren im Prozeß der Mehrwert- 
realisation niederzureißen. Die gewichtige Bedeutung der Überproduktion von Wa- 
ren in der hier umrissenen Weise zu begreifen, bedeutet keineswegs, die eigentliche 
historische Beschränktheit der kapitalistischen Produktionsweise, wie sie sich im 
Fall der durchschnittlichen Profitrate und in der Überakkumulationskrise des Kapi- 
tals zuspitzt, zu verkennen (26). 

Es ist nun darzustellen, wie sich das Kapital u. a. in der Bewegung der Mittel- 
klassen eine Form schafft, in der es diese Widersprüchlichkeiten der Akkumulations- 
bewegung auszutragen sucht. 


3.3 materielle Basis des absoluten Wachstums der Mittelklassen 


1. Der Antagonismus der kapitalistischen Distributionsverhältnisse bringt -- wie 
oben dargestellt — zum Ausdruck, daß die produktive Arbeiterbevölkerung ein ten- 
denziell unzureichendes Tauschzentrum des Kapitals ist, da jegliche Erhöhung ihrer 
Konsumtionskraft einen Angriff auf den einen der beiden ursprünglichen Faktoren 
der Mehrwertmasse, einen Angriff auf die Mehrwertrate darstellt. Nun müssen zwar 
die Realisationsprozesse des Mehrwerts auf der Basis antagonistischer Distributions- 
verhältnisse ausgetragen werden, doch sucht sich dieser Antagonismus in der Ent- 
wicklung konkreterer distributiver Formen auszugleichen. Eine Form der Ausglei- 
chung (29) ist die Bewegung von unproduktiven Mittelklassen, 


„Klassen, die nicht produzieren, sondern von ihrer Revenue leben, also mit dem Kapital austau- 
schen; Tauschzentren für cs bilden“ (30). 


Die ökonomische Funktion dieser Klassen als unproduktive Konsumenten: Käufer 
zu sein, ohne Verkäufer von Waren zu sein (31), obwohl sie (a) perpetuellen Cha- 
rakter hat, erlangt sie doch (b) auf dem Hintergrund der Überproduktionskrisen 
besondere Relevanz: 


26) ebenda, $. 260 und Grundrisse, $. 634 

27) entfällt 

28) entfällt 

29) Vom Kapital als seinem eigenen Tauschzenirum, von der Bewegung des Kredits, vom 
Weltmarkt als einer reelleren Distributionsform, von Luxus- und Rüstungsproduktion 
etc. wird hier abstrahiert. 

30) Grundrisse, S. 321; Revenue hier im engeren Sinn. 

31) „Eine Klasse die G-W durchmachte, nicht G-W-G ... die kaufte, ohne zu verkaufen“; 
MEW Bd. 26.3,5. 44; Klassen also, welche die Zirkulation des Kapitals nur ‚cingleisig‘ als 
Abzugskanal tangieren. 


a) Auch in der Phase günstiger Akkumulationsbedingungen, trotz möglicher Real- 
lohnsteigerungen und sich vermehrender Arbeiterzahl, ist die produktive Arbeiter- 
bevölkerung kein ausreichendes Tauschzentrum für das Kapital, das deshalb das 
Absatzfeld der Produktion zu erweitern sucht und auch in der Erweiterung des 
unproduktiven Konsumfonds spezifischer Mittelklassen eine Form findet, die einer 
Überproduktion von Waren vorbeugen hilft. 


„Die Kapitalistenklasse vom Akkumulationstrieb gepeitscht, die Unproduktiven ökonomisch 
den bloßen Konsumtionstrieb, die Verschwendung darstellend. Und zwar dies das einzige Mit- 
tel, der Überproduktion zu entgehen, die zugleich existiert mit einer Überbevölkerung im 
Verhältnis zur Produktion" (32). 


b) In Phasen von Überproduktionskrisen nun, wobei wir die Überproduktion im 
oben umrissenen Zusammenhang der Überakkumulation von Kapital begreifen 
müssen, kann der Konsumtionsfonds der produktiven Arbeiterbevölkerung erst 
recht kein ausreichendes Tauschzentrum darstellen (fallende Tendenz der Reallöh- 
ne, Freisetzung etc.), so daß der unproduktiveKonsum dieser Klassen hier als eine 
Form unter anderen auftritt, die in den Ausgleich und in die Überwindung der 
Überproduktionskrisen hereinspielen wird. — 

An dieser Stelle muß jedoch auf die innere Formdifferenziertheit eingegangen 
werden, in der die unterschiedlichen Mittelklassen im Gesamtreproduktionsprozei 
des Kapitals wirken. Das hier entwickelte Moment der unproduktiven Konsumtion 
als der Überproduktion vorbeugende und sie ausgleichende Form charakterisiert 
einen spezifischen Teil der Mittelklassen. Gilt etwa für die Masse der lohnabhän- 
gigen Zirkulationsarbeiter und für weite Bereiche der lohnabhängigen Dienstleisten- 
den daß der Preis, den sie für die Ausübung kommerzieller Funktionen und die 
Leistung von Diensten erhalten, sich letztlich nach nichts anderem als nach den 
Gesetzen richtet, die den Preis der Lohnarbeit allgemein regeln, d.h. durch die 
Reproduktionskosten ihrer Arbeitskraft bestimmt wird (33}, so wird insbesondere 
den Revenuen dieser Bereiche eine Grenze gezogen sein, die diesen Revenuen keine 
besondere Rolle in der Ausgleichung von Überproduktionstendenzen zukommen 
läßt. 

Andererseits wäre es falsch, diese Funktion des unproduktiven Konsums auf 
die „der Bourgeoisie aggregierten Klassen‘ zu beschränken, auf „Kleinkapitalisten, 
Kleinaktionäre, Träger von mittelbarem Vermögen etc.‘ (34). Marx zählt in den 
„Lheorien über den Mehrwert“ neben den — im Voranschreiten der kapitalistischen 
Produktionsweise an Bedeutung verlierenden und in diesem Rahmen außerhalb der 
Untersuchung gelassenen — Grundeigentümern und deren Dienstboten „künstliche 
Mittel“ auf, die eine der Überproduktion entgegenwirkende Nachfrage herzustellen 
haben: 


„Aber diese Grundrentner genügen nicht, um „an adequate demand‘ zu schaffen. Es muß zu 
künstlichen Mitteln gegriffen werden. Diese bestehen in starken Steuern, einer Masse Staats- und 


32) ebenda, S. 42: von mir hervorgehoben 


33) dazu Grundrisse, 5. 371 und MEW Bd. 25,8. 303-313 
34) Kommunist 4/5: Emschätzung...,a.a. 0.8.51 
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Kirchensinekuristen, großer Armeen, Pensionen. Zehnten für die Pfaffen, bedeutender National- 
schuld und von Zeit zu Zeit kostspicligen Kriegen (35}. 


Ohne in diesem Rahmen den weiten und engen Aspekt im Marxschen Begriff der 
unproduktiven Konsumtion diskutieren zu können, ohne in diesem Rahmen auf die 
klassenspezifischen Formen unproduktiver Konsumtion im einzelnen eingehen zu 
können, werden doch insbesondere die destruktiven und repressiven staatlichen 
Arbeitsfunktionen hervorzuheben sein, wenn dieser Typus von Konsumtion klassen- 
spezifisch entwickelt wird. Im Gegensatz zur lohnabhängigen kommerziellen Arbeit 
und zu bestimmten lohnabhängigen Dienstleistungen (infrastrukturelle, allgemein- 
wissenschaftliche Arbeiten, privates Dienstleistungsgewerbe etc.), deren unbezahlte 
Mehrarbeit (auch wenn sich diese nicht in der Form des Mehrwerts darstellt) zur 
Senkung der Zirkulationskosten oder allgemein zur Senkung der faux frais der 
kapitalistischen Produktion beiträgt, im Gegensatz zu unproduktiven Arbeiten, die 
in den Reproduktionsfonds der Produktionsagenten eingehen (Bildungs-, Gesund- 
heitswesen etc.) etc., fällt unproduktive Konsumtion von Mehrwert also insbeson- 
dere denjenigen Klassen zu, die ökonomisch nichts als den bloßen Konsumtions- 
trieb, einzig einen Abzug von dem in seinem Kreislauf begriffenen Kapital dar- 
stellen. 

2. Zeigte sich eben, wie das Wachstum des Mehrprodukts auf der Basis antagonisti- 
scher Distributionsverhältnisse die Erweiterung der unproduktiven Konsumtion und 
damit zugleich die Expansion spezifischer Mittelklassen notwendig macht, so stelit 
das Wachstum des Mehrprodukts nur einen Aspekt der sich entfaltenden Produktiv- 
kraft der Arbeit dar, die andererseits — wie wir sahen - als verminderte Nachfrage 
nach produktiver Arbeit und in der Umwälzung der Kapitale als Freisetzung von 
Arbeit erscheint, so daß 

a) qua gewachsenem Mehrprodukt eine zunehrnende Verwendung von Arbeit für 
unproduktive Tätigkeiten möglich wird, wie sie die Fortsetzung der kapitalistischen 
Produktion auf erweiterter Stufenleiter erfordert. Wie einerseits die Ausdehnung 
der kommerziellen Arbeitsmasse der Bewegung der Geld- und Warenkapitale folgt, 
die dem Wachstum des produktiven Kapitals zu entsprechen haben (36), so reflek- 
tiert andererseits die kommerzielle Arbeitsmasse nicht einfach den geschwollenen 
Wert der ihr gegenüberstehenden Kapitale, sondern wird -- wie die produktive Ar- 
beitsmasse auch — stofflich bestimmt durch die Masse der transagierten Produkte, 
damit der Buchhaltungsfunktionen, durch die Masse der Depositen, der Kreditab- 
schlüsse etc. Hinzu kommt, daß mit erweitertem Umfang der Produktion zur Be- 
schleunigung und Realisierung der Warenmetamorphosen neue Arten von Zirkula- 
tionsarbeit — zumal bei sich verschlechternden Realisierungsbedingungen — notwen- 
dig werden, wie sie in den Markt- und Wirtschaftsforschungsinstituten, Werbeagen- 
turen etc. zu leisten sind. Ebenso hat der Erweiterung der kapitalistischen Stufenlei- 
ter ein verstärkter Einbezug des Staates in den Reproduktionsprozeß des Kapitals 
zu entsprechen, dessen allgemeine Akkumulationsbedingungen es zu Sichern 


35) MEW Bd. 26.3,8.45 
36) dazu MEW Bd. 24,S. 104-123 
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gilt (37). Dies impliziert immer auch die Vermehrung unproduktiver Arbeitsfunk- 
Honen in den staatlichen Kontioll- und Lenkungsapparaten, in allgemeinen Wissen- 
schaftsbeineb, insbesondere in den naturwissenschaftlichen Sektoren, welche die 
erforderliche Entwicklung der Produktivkräfte mit zu gewährleisten suchen. - 
Doch braucht uns die Ausdehnung jeweils spezifischer Klassen nicht im einzelnen 
zu interessieren, wichtig ist in diesem Zusammenhang vielmehr 
b} der Prozeß der Verwendung von Arbeit für unproduktive Tätigkeiten in der 
zyklischen Akkumulationsbewegung zur Erscheinung gelangt (37a). So kann insbe- 
sondere im Stadium einer ungenügenden Verwertungsrate die mit der Herausbildung 
von Überakkumulationstendenzen freigesetzte Arbeit zum Teil durch unproduktive 
Verwendung absorbiert werden, so daß die in dieser Phase erfoigende Expansion der 
industriellen Reservearmee durch das Wachstum der unproduktiven Mittelklassen 
vermindert werden kann. Daß und warum dieser Mechanismus der A bsorptior eines 
Teils der freigesetzten Arbeit durch unproduktive Verwendung die kapitalistische 
Gesellschaft nicht von Reservearmee, Arbeitslosigkeit etc. zu befreien vermag, wird 
sich erweisen. 

Es hiefße übrigens diesen Prozef der Absorption von freigesetzter Arbeit sehr 

oberflächlich begreifen, wenn man annähme, daß die freigesetzten Arbeiter unpro- 
Guktive Verwendung erfahren. Dies stellt nur einen Aspekt dar. Vielmehr kommt es 
darauf an, zu erkennen, daß die nachrückenden Arbeitsgenerationen in progiessiver 
Proportion unproduktiv verwandt werden. Der reale Verlauf dieses Prozesses, die 
Modifikationen, die er annimmt (Arbeitsemigration etc.), bleiben auiserhalb der 
Betrachtung. 
3. Nicht seiten gehen marxistische Autoren davon aus, dafs die Ausweitung der 
unproduktiven Produktion und unproduktiven Sektoren allein auf einer gesteiger- 
ien Mehrwertproduktion des produktiven Sektors beruhe (38). Dabei geht völlig 
verloren, daß ein großer Teil der unproduktiven Arbeiten sich nicht allein gegen die 
abgeleiteten Formen des Mehrwerts, vielmehr auch und möglicherweise ausschließ- 
lich gegen den Lohn der produktiven Arbeit tauscht (39), weil die hier gemeinten 
unproduktiven Arbeitsfunktionen zur Produktion und Reproduktion der produkti- 
ven Gesamtarbeitskraft taugen oder ausschließlich als solche dienen. 

Wie verschleiert auch immer die Quelle der jeweiligen Revenuen sein mag, so 
daß sich durchaus der Eindruck aufherrschen kann, man würde ‚vom Staat bezahlt‘, 


daß 


37) Auch wenn den Folgerungen, die Joachim Hirsch aus dieser Entwicklung zieht, nicht 
zugestimmt werden kann, sei auf seinen Aufsatz hingewiesen, wo dieser Aspekt entfaltet 
wird: J. Hirsch: Probleme einer materialistischen Staatstheorte, Yrankfurt 1973 

374} „Nicht die Freisetzung durch die Maschine, sondern durch mangelnde Verwertung bildet 
den Kern der Marxschen Akkumulationstheorie.““ H. Grossmann: a.a.0.,8. 130 f. 

38) Dies wurde bereits an K. H. Roth kritisiert. Ebenso R. Schmiede: Grundprobleme .. . , 
a.2.0.,8.46: „Die Ausdehnung der unproduktiven Produktion beruht also auf einer 
gestiegenen Mehrwertproduktion des produktiven Sektors. Nur wenn dieser in der Lage 
ist, das vergrößerte Mehrprodukt herzustellen, um die zunehmenden unproduktiven 
Schichten der Gesellschaft leben und arbeiten zu lassen, ist diese Ausdehnung möglich.“ 
Die zu kritisierenden Implikationen dieser Bestunmung können hier nicht verfolgt wer- 
den. 


39) dazu MEW Bad. 26.1,5.127 


die Bewegung des produktiven Lohnfonds muß als wesentliche Bestimmung der 
Entwicklung der modernen Mitielklassen begriffen werden. Die immense in ihrer 
spezifischen Form den gesellschaftlichen Bedürfnissen freilich immer nachhinken- 
de — Ausdehnung des Gesundheitswesens, der ärztlichen und pflegerischen Betreu- 
ung, die Vermehrung der Arbeitsfunktionen im bürgerlichen Bildungsbetrieb. die 
gewerkschaftlichen, genossenschaftlichen oder politischen Apparate. die Armeen 
auf Jem Schlachtfeld der öffentlichen Sozialarbeit etc., all dies ist zwar nıcht allein 
und ausschließlich dem Lohn des produktiven Gesamtarbeiters verdankt, nichtsde- 
stoirotz blieben jene Entwicklungen unter Abstraktion von dieser Revenueguelle 
unproduktiver Arbeit total unbegriffen. Oder was die privaten Dienste anbelangt, so 
birgt die Entwicklung zunehmender Frauenarbeit und die v. a. damit einhergehende 
Freisetzung von früher innerhalb der Familien durchgeführten Arbeiten immer die 
Möglichkeit in sich, auch diesen Sektor von Dienstleistungen auf der Basis der 
Revenuequeile V wachsen zu lassen. Wir halten also fest, daß 

a) mit dem absoluten Wachstum der produktiven Arbeiterbevölkerung bei be- 
schleunigter Akkumulation von Kapital, mit einer möglichen Erhöhung der Reallöh- 
ne, mit einem sich ausdehnenden Lohnfonds insgesamt auch derjenige Teil expan- 
dieren wird, der direkt oder indirekt (Steuern) zur Bezahlung unproduktiver priva- 
er oder Öffentlicher Dienste verausgabt werden kann und muß. Stellt diese Phase 
ein Stimulans der Expansion unproduktiver Mittelklassen dar, so wird umgekehrt 

b) in Phasen unterkühlter oder gar stagnierender Akkumulationsbewegung, bei ver- 
mindertern Wachstum oder gar rückläufiger Entwicklung der Zahl der produktiv 
Beschäftigter, mit einsetzendem Lohndruck etc., der Expansion von Mitteiklassen 
eine Schranke gesetzt sein. 

Obwohl die hier entwickelten Aspekte nicht die reaie Bewegung der Mittel- 
klassen im industriellen Zyklus erklären können, letztere ist einzig in der Analyse 
der realen historischen Bewegung des Kapitals zu gewinnen, legen diese Aspekte 
doch die materielle Basis offen, auf der sich das absolute Wachstum der neuen 
Mitielklassen verwirklichen kann. Es bleibi dabei immer zu berücksichtigen, daß das 
‘Wachstum der Mittelklassen nicht allein durch die innere Widersprüchlichkeit der 
Kapitalakkumnlation bestimmt wird: mit der Verschärfung der Klassenkämpfe und 
ler politischen Widersprüche, mit ihr die Ausdehnung der staatlichen law-and-order 
unktionen, die Ausdehnung der ideologischen Stände etc. wird der Einbezug ande- 


3.4 entgegenwirkende Momente 


li. Das Wachstum unproduktiver Klassen fangiert zunächst den einen Faktor der 
Produktion des Mehrwerts, die Zahl der produktiven Arbeiter. indem es die Bevol- 
kerungsressourcen einengt, aus denen sich die produktive Arbeitsmasse rekrutiert. 
Hierbei sind im wesentlichen zwei Momente zu unterscheiden: 

a) Wie bereits ausgeführt, erfordert die Stetigkeit des Aktumulations:: ozesses die 
Vermehrung der Bevölkerung, auch wenn umgekehrt die Gesetze, die d; - Wachstum 
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der Population bestimmen, nicht losgelöst vom historischen Verlauf der kapitalisti- 
schen Akkumulation begriffen werden können. Wenn hier also das Bevölkerungs- 
wachstum als Voraussetzung der Akkumulation betrachtet wird, ist darauf Rück- 
sicht zu nehmen, daß dieses Wachstum in den fortgeschrittenen kapitalistischen 
Ländern, soweit es sich aus der Relation von Geburten- und Sterbeziffern ergibt, im 
Vergleich zu den hohen Zuwachsraten des 19. Jahrhunderts durch eine allgemeine, 
säkulare Rückläufigkeit charakterisiert wird, wobei wir von nationalen Besonderhei- 
ten und zeitweilig gegenläufigen Tendenzen (Nachkriegsgenerationen z. B.) abstra- 
hieren. Henryk Grossmann versuchte nachzuweisen, daß von einem Mangel an Ar- 
beitsbevölkerung in kapitalistischen Metropolen eigentlich nur während der indu- 
striellen Revolution keine Rede sein konnte, daß der in dieser Periode sich angesam- 
melte Überschuß an Bevölkerung mit dem Voranpreschen der Akkumulation von 
Kapital mehr und mehr abgebaut wurde und ein Bevölkerungsüberschuß in den 
heutigen kapitalistischen Nationen nahezu ausschließlich auf der Grundlage sich 
herausbildender Überakkumulationstendenzen entstehen kann (40). 

b) Die Reproduktion des Kapitalverhältnisses auf erweiterter Stufenleiter heißt zu- 
gleich, zunehmend vorkapitalistische Sphären der Gesellschaft (überkommene hand- 
werkliche, agrarische Strukturen etc.) in den Reproduktionsprozeß des Kapitals, in 
seine Verwertungsbasis einbezogen zu haben. Einerseits sind diese Sphären inner- 
halb der kapitalistischen Länder im Verlauf der herrschenden Produktionsweise 
weitgehend aufgesogen worden (41), andererseits ist die Ausdehnung des Kapital- 
verhältnisses aus den großen Industrienationen heraus ebenfalls nicht unbegrenzt 
möglich (Übergangsgesellschaften; soziale, politische und ökonomische Schranken 
der Einbeziehung nicht- oder allein halb-industrialisierter Länder etc.), worauf aber 
in diesem Rahmen nicht eingegangen werden muß. 

Allein diese beiden Faktoren, rückläufige ‚natürliche‘ Zuwachsraten einerseits 
und weitgehende Absorption vorkapitalistischer Sphären andererseits, obwohl ihnen 
durch Arbeitsemigration oder Wanderungsbewegungen entgegengewirkt werden 
kann, zeigen, daß -- vom Standpunkt der Mehrwertproduktion aus betrachtet — das 
Kapital der Expansion der Mittelklassen als einer zusätzlichen Einengung seiner 
Verwertungsbasis, einer zusätzlichen Einengung der potentiellen produktiven Ar- 
beitsrnasse, durchaus nichi gleichgültig gegenüberstehen kann, die Ausdehnung der 
Mittelklassen darum in Grenzen gehalten werden muß, die das für die beschleunigte 
Kapitalakkumulation erforderliche Wachstum der Zahl der produktiven Arbeiter zu 
gewähren trachten. 

Wenn also gesagt wurde, daß die periodisch freigesetzte Arbeit zu einem Teil 
unproduktive Verwendung findet und die periodische Ausdehnung der industriellen 
Reservearmee durch die Expansion der Mittelklassen vermindert werden kann, so 
klärt sich nun, warum dieser Mechanismus nur begrenzt funktionieren kann. Dies 
insofern, als die Bildung der industriellen Reservearmee sich nicht allein als Resultar 
der Widersprüchlichkeit der Kapitalakkumulation darstellt, sondern ihre Existenz 
wird zugleich zur Voraussetzung und unumgänglichen Bedingung der Akkumula- 
tion: 

40)  H. Grossmann: Der Akkumulations...,a.a.0.,5. 373 ff. 
41) dazu EE. Grünberg: Der Mittelstand in der kapitalistischen Gesellschaft, Leipzig 1952 
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„Wenn aber eine Surplusarbeiterpopulation notwendiges Produkt der Akkumulation oder der 
Entwicklung des Reichtums auf kapitalistischer Grundlage ist, wird diese Überbevölkerung 
umgekehrt zum Hebel der kapitalistischen Akkumulation, ja zu einer E.xistenzbedingung der 
kapitalistischen Produktionsweise.‘“ Sic schafft für die wechselnden Verwertungsbedürfnisse des 
Kapitals „das stets bereite exploitable Menschenmaterial, unabhängig von den Schranken der 
wirklichen Bevölkerungszunahme“* (42). 


Die notwendige Disponibilität von Arbeitskräften zur produktiven, mehrwertprodu- 
zierenden Verwendung für die nach Krise und Depression erfolgende Produktion 
auf erweiterter Stufenleiter erscheint als Grenze der Absorption freigesetzter Arbeit 
durch unproduktive Verwendung, erscheint als Begrenzung der Mitteiklassen. Wird 
diese Grenze überschritten, reicht so die Kontraktion der Reservearmee in der Be- 
lebungs- und Aufschwungsphase der Akkumulation zu deren beschleunigter Fortset- 
zung nicht mehr aus, so Können, wenn andere Faktoren (zusätzliche Arbeitsemigra- 
tion, Bevölkerungswachstum etc. einerseits und Steigerung der Mehrwertrate ande- 
rerseits) nicht ausreichend eingreifen, diverse Bereiche der Mittelklassen selbst kon- 
trahiert werden. Doch kommt es hier wiederum darauf an, zu erkennen, daß nicht 
allein unproduktive Arbeiter in produktive Arbeiter verwandelt werden können, 
vielmehr wandelt sich das Teilungsverhältnis der nachrückenden Arbeitsgeneratio- 
nen in dieser Phase zugunsten der produktiven Verwendung, zuungunsten der un- 
produktiven Verwendung. 

Jacob Morris, der im Anschluß an die Untersuchungen Gillmans das Verhält- 
nis von Arbeitslosigkeit und unproduktiver Arbeit analysiert, bleibt die Einsicht in 
die Grenzen der Absorption freigesetzter Arbeit durch unproduktive Verwendung 
notwendig verschlossen, da er — wie Gillman — von einer 


„anhaltenden Kluft zwischen der Fähigkeit des Monopolkapitalismus zur Schaffung potentich- 
len Mehrwerts und der Fähigkeit, dieses Potential tatsächlich zu realisicren‘‘ (43) 


ausgeht, also die Bewegung der unproduktiven Arbeitsmasse auf dem Boden der 
Unterkonsumtionstheorie entwickeln will. Wenn er folglich konstatiert, daß „un- 
produktive Arbeit ein Ersatz für Arbeitslosigkeit‘ sei(44), so bleibt die Frage, 
inwieweit, bis an welche Grenzen heran freig&setzte Arbeit unproduktiv verwandt 
werden kann, auf dem Boden derartiger Konzeptionen notwendig unbeantwortet. 
Weder die notwendige Disponibilität von potentiellen Arbeitskräften, noch eine 
durch die beschleunigte Akkumulation begrenzte unproduktive Verwendung von 
Mehrtwert (siehe 2) wird diesem akkumulationstheoretischen Ansatz zum Problem. 
Dieser Mechanismus: unproduktive Arbeit als — insbesondere staatlich vermittel- 
ter — Ersatz für Arbeitslosigkeit, vermag die kapitalistische Gesellschaft weder von 
Arbeitslosigkeit noch von den anderen historisch-spezifischen Existenzformen der 
relativen Überbevölkerung zu befreien. Dies um so weniger, je enger sich die Erfor- 
dernisse der Akkumulation als Schranken um die staatlich verfügbaren Ressourcen 


42) MEW Ba. 23,5.661 

43) J. Morris: Arbeitslosigkeit und unproduktive Arbeit, in: Kapitalismus und Krise (Hrsg. 
C. Rolshausen), Frankfurt 1970, 8.85 

44) ebenda, S.95 
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legen (44b). 

Neben der Funktion der industrielien Reservearmee, für die erneute beschleu- 

nigte Se von Kapital ein disponibles Reservoir an en bereit 
zuhalten, stellt ihre gleichzeitige Aufgabe als Reguiator der Lohnbewegung (45) 
eine Grenze für die unproduktive Verwendung von freigese Size Arbeit dar. 
Den — fiktiven -- Fall gesetzt, dat die industrielle Reservearmee weitgehend durch 
die unproduktive Verwendung von Arbeit ersetzt würde, wäre diese Regulätorfunk- 
tion tendenziell aufgehoben. Der für die Überwindung der Verwe Re 
ten notwendige Lohndruck, die Senkung der Reallöhne, würde weitgehend aufgeho- 
ben (46). 
2. Obwohl die unproduktive Konsumtion von spezifischen Mittelklassen die Über- 
produktion von Waren verhindern oder ausgleichen hilft, stelit der Konsumtions- 
fonds der g.samten Mittelklassen eine Verminderung der kapitalisierbaren Mehr- 
wertmassen dar, so daß die zur Fortsetzung der Akkumulation notwendige (Mini- 
mal-) Größe der Mehrwertmasse neben den beschriebenen Faktoren (erschwert zu 
steigernde Mehrwertrate, reduziertes Wachstum der Zahl der produktiven Arbeiter 
etc.) auch durch den vermehrten Konsum der sich ausdehnenden Mittelklassen 
bedroht wird. Selbst wenn diese Minimalgröße nicht bedroht ist, werden die auch 
durch den Mittelklassenkonsum erweiterten toten Kosten der kapitalistischen Pro- 
duktion auf die beschleunigte Kapitalakkumulation abflachend einwirken, werden 
die Verwertungsbedingungen des Kapitals geschmälert. 

Auch dieser Aspekt zeigt, daß vom ökonomischen Standpunkt aus dem Kapi- 
tal daran liegen muß. die Expansion der Mittelklassen in Grenzen zu halten. Wenn- 
gleich dem industriellen Arbeitsprozei3 weit nachhinkend, bewirken die technologi- 
schen und arbeitsmethodischen Umwälzungen auch der kommerziellen und Dienst- 
leistungsprozesse und ihre damit einhergehende Erhöhung der technischen Zusam- 
mensetzung zum einen eine Wachstumsverminderung der unproduktiven Gesamtar- 
beitskraft, zum anderen wird es auf dieser Basis mit der Verailgemeinerung der 
Lohnarbeit möglich, qualifizierte kommerzielle und Dienstleistungsarbeiten tenden- 
ziell auf einfache Durchschnittsarbeiten zu reduzieren, so dafs einhergehend mit der 
Steigerung der allgemeinen Arbeitsproduktivität die Reproduktionskosten dieser 
Arbeitskräfte gesenkt werden können, die Konsumtionskraft dieser Klassen redu- 
ziert wird. Wie immer sich diese Prozesse im realen Verlauf der herrschenden Pro- 
duktionsweise durchseizen, hier soll allein einsehbar werden: je umfangreicher die 
modernen Mittelklassen im Gesamtreproduktionsprozeß des Kapitals agieren, um so 
entscheidender wird es "ır das Kapital, diese gesellschaftlichen Sphären an die Zügel 
zu nehmen, um so mehr werden diese Klassen den Zwängen der kapitalistischer 
Akkumulation unterworfen sein. Arbeitslosigkeit und Arbeitshetze, Hin- und Her- 
schleudern der Individuen von einer Funktion zur anderen, bornierte Detailarbei- 
ten, Unterordnung in die Befehlshierarchie, zunehmende Auspressur Fe von Mehrar- 
beit... gestern nach als Puffer zwischen den antagonistischen Fronten von Lohnar- 
44b) siche dazu M. Cogoy: Werttheorie ...,a.2.0. 

45) dazu MEW Bd. 23,5. 666 


46) Dieser Aspekt kann jedoch nicht losgelöst von den anderen Mechanismen der Lohnbewe- 
gung (gewerkschaftlicher Kampf etc.) diskutiert werden. 
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beit und Kapital beklatscht, werden diese Zwänge den Weg weisen, auf welcher 
Seite zu kämpfen isi. 


3.3 relatives Wachstum der Mittelklassen - zum Verhälmis von produktiver 
Arheiterklasse und Mittelklassen im Verlauf der Akkumulation 


in iauf der kapitalistischen Produktionsweise und auf erweiterter Stufenlei- 
ter der Produktion notwendigen Expansion der modernen Mitteiklassen, der die 
Entfaltung der gesellschaftlichen Produktivkraft der Arbeit in der Form der Akku- 
an von Kapital die materielle Basis sichert, ist folglich - wie wir oben 
sahen - durch Erfordernisse eben dieser Akkumulation eine Grenze gezogen: die 
Bewegung der Mitteiklassen erscheint als Ausdruck der inneren Widersprüchlichkeit 
der kapitalistischen Akkumulation. „Das Kapital ist selbst der prozessierende Dh 
spruch (dadureh), dais es die Arbeitszeit auf ein Minimum zu reduzieren stört" 
auch die unproduktive gesellschaftliche Arbeitszeit zur Ausdehnung bringen al. 
„während es andererseits die Arbeitszeit als einziges Maß und Quelle des Reichtums 
setzt“ (47) und hier als Begrenzung der unproduktiven Verwendung gesellschaftli- 
cher Arbeitszeit wirkt. Die beschränkenden und anstachelnden Einwirkungen der 
Akkumulation auf die Expansion der Mittelklassen und deren Verhältnis zum 
Wachstum der produktiven Arbeiterbevölkerung (wir betrachten also nun das telati- 
ve Wachstum der Mitteiklassen}, obwohl sie fortlaufende und stetig wirksame Fak- 
toren darstellen, werden periodisch an Stärke und Umfang gewinnen. 

Der Begriff der Periodizität meint wiederum die bereits angesprochenen zwei 
Aspekte, den industriellen Zyklus und zum anderen die weiter gefaßten historischen 
Phasen der Akkumulation, Phasen, innerhalb derer die Steigerung der durchschnitt- 
lichen Arbeitsproduktivität nicht über ein relativ (!) konstantes Niveau hinaustreibt, 
oder anders ausgedrückt, innerhalb derer die Entwicklung der organischen Zusam- 
mwensetzung als Reflex eines qualitativ verhältnismäßig (!) unverändert bleibenden 
industriellen Arbeitsprozesses keine gravierenden Sprünge aufweist, wie sie etwa den 
Übergang zur Produktion unier monopolistischen Prämissen gegen Ende des 
19. Jahrhunderts oder die industriellen Umwälzungsprozesse während und im Ge- 
folge des IF. Weltkriegs charakterisieren. Ohne auf die Vermittlung beider Aspekte 
eingehen zu können -- eine solche Arbeit steht noch aus —, kann festgehalten wer- 
den, daß mit der Vollendung der historischen Phasen der Akkumulation deren 
zyklische Bewegungen markanter werden, eine erneute beschleunigte Akkumula- 
tion — wie wir sahen auch auf Grund der vorangeschrittenen Expansion der Mittel- 
klassen -- immer schwieriger zu bewirken ist, so daß die Kapitalakkumulation in 
eine Stagnationsphase zu geraten droht (48). 

1. So werden in Zeiten beschleunigter Kapitalakkumulation die eine relative Ex- 

pansion der Mittelklassen begrenzenden (d. h. nicht unbedingt aufhebenden, Fakto- 

ren verstärkt wirken können, da 

47)  Grundnsse, S. 593 

48) dazu Gillman: Das Gesetz... ,a.a.0.,5.143 f.; seine Interpretation der hier konstatier- 
ten empirischen Daten wird aus den oben angeführten Gründen abgeichnt. 


a) das nun notwendige Wachstum der produktiven Arbeitsmasse die unproduktive 
Verwendung von Arbeit einschränken muß und 

b) die für die beschleunigte Akkumulation erforderliche Größe des Kapitalisierba- 
en Mehrwerts das Wachsturn des unproduktiv verwandten Mehrwertfonds (faux 
frais allgemein) zu reduzieren sucht. 

Beide Momente, Akkumulationsrate und Wachstum der produktiven Klasse, schlie- 
ßen selbstverständlich nicht das absolute Wachstum der neuen Mittelklassen aus, im 
Gegenteil, dieses wird 

c) mit der erweiterten Stufenleiter der Produktion (Ausdehnung der kommerziellen 
Arbeitsfunktionen, Ausdehnung von unproduktiven Arbeitsfunktionen zur Auf- 
rechterhaltung der allgemeinen Akkumulationsbedingungen etc.) notwendig und 

d) durch die Vergrößerung des Mehrprodukts sowie das Wachstum des Lohns der 
produktiven Gesamtarbeitskraft möglich. 

2. Umgekehrt werden in Zeiten einer (relativ bis absolut) stagnierenden Kapital- 
akkumulation jene die relative Expansion der Mittelklassen anstachelnden Momente 
verstärkt wirken können, da 

a) die freigesetzte Arbeit vermehrt unproduktive Verwendung finden kann und 

b) die Überakkumulation von Kapital (damit auch die Überproduktion von Waren), 
d.h. die nun nicht in produktiv anlegbaren Größen produzierte Mehrwertmasse, 
eine (in Bezug auf die gesamte Mehrwertmasse relative) Erweiterung des unproduk- 
tiv verwandten Mehrwertfonds möglich macht. 

Beide Momente, sinkende Akkumulationsrate und reduzriertes bis rückläufiges 
Wachstum der produktiven K!asse, schließen wiederum nicht einen absoluten 
Rückgang der unproduktiv arbeitenden Bevölkerung aus: 

c) einerseits durch den stagnierenden bis eingeengten Produktionsumfang (Freiset- 
zung von Zirkulationsarbeit etc.), 

d) andererseits durch ein stagnierendes oder gar schrumpfendes Mehrprodukt und 
die Kontraktion des produktiven Gesamtlohns 

kann die absolute Ausdehnung der Mittelklassen unterbunden werden. 

Wiederum muß betont werden, daß die hier umrissenen Bestimmungen, wel- 
che die bislang isoliert betrachteten Momente auf dem Hintergrund der unterschied- 
lichen Entwicklung der Akkumulation zusammenfassen, nicht die reale Bewegung 
der Mittelklassen im historischen Prozeß kapitalistischer Akkumulation erklären 
können, vielmehr haben wir es hier mit allgemeinen Bestimmungen zu tun, die 
unter Einwirkung besonderer ökonomischer, politischer und ideologischer Formen, 
also allein in modifizierter Weise zur Erscheinung gelangen. Sie dienen allein als 
kategoriale Grundlage zur Entschlüsselung jeweils spezifischer Phänomene. Die 
allenthaiben konstatierte Tatsache etwa, daß der unproduktiv arbeitende Bevölke- 
rungsteil in geringerem Maße als der produktiv arbeitende Bevölkerungsteil dem 
zyklischen Gang der Akkumulation unterworfen ist (49), wird hier begreifbar, da 
das relative Wachstum der Mittelklassen selbst in der Phase eines kritischen Akku- 
mulationsverlaufs aufrechterhalten werden kann. Diese BERTEUDE soll an einem 
empirischen Exkurs verdeutlicht (!) werden. 


49) Etwa Schmierer: Die neuen Mittelklassen...., a.a. ©., S.53 oder Semmler/Hoffmann: 
Kapitalakkumulation....,a.a. O., S. 36 
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Exkurs: 


Die von Gillman für die Untersuchung des tendenziellen Falls der Profitrate gewon- 
nenen Erhebungen beziehen sich auf die verarbeitende Industrie der Vereinigten 
Staaten von 1919 bis 1939, geben daher nur einen Einblick in die Bewegung einer 
Klasse von Zirkulationsarbeitern. Etwa die Zirkulationsarbeit in Geld- oder Waren- 
handlungskapitali oder die unproduktive Arbeit im öffentlichen Dienst bleibt unbe- 
rücksichtigt, doch würde eine Untersuchung dieser beiden Bereiche die hier konsta- 
tierbare Tendenz des ausgeprägteren relativen Wachstums der Mittelklassen in den 
kritischen Stadien der Kapitalakkumulation im Vergleich zu den Stadien einer be- 
schleunigten Kapitalakkumulation nicht verneinen, sondern eher bestärken: etwa 
die unproduktive Arbeit im Öffentlichen Dienst ist viel weitgehender vom zykli- 
schen Gang der Kapitalakkumulation abgeschirmt (z.B. durch Beamtenstatus), als 
die hier beobachtete Fraktion der Zirkulationsarbeiter. 

l. Spalte (5) verdeutlicht, wie in Zeiten einer flüssigen Akkumulationsbewegung 

(z.B. 1926-1929) das Wachstum der faux frais zugunsten der kapitalisierba- 

ren Mehrwertmasse (annähernd m -u) reduziert werden muß, obwohl die 

toten Kosten absolut ansteigen, verdeutlicht weiterhin 

daß umgekehrt, in Zeiten einer stagnierenden Akkumulation (z.B. 

1930-1932) das Verhältnis von produzierter Mehrwertmasse, damit auch das 

Verhältnis des kapitalisierbaren Mehrwerts zu den toten Kosten zugunsten der 

letztgenannten verschoben werden kann, obwohl die absolute Größe der faux 

frais mit dem abnehmenden Mehrprodukt fällt. 

3. Spalte (7) zeigt, wie in den Zeiten einer stagnierenden Kapitalakkumulation 
(ab 1921; ab 1930) die faux frais relativ zum Lohnfonds der produktiven 
Arbeiter rapide ansteigen, obwohl beide Gröfsen absolut fallen. Diese Relation 
kann aber, da die faux frais nicht allein den Lohnfonds der in diesem indu- 
striellen Bereich präsenten Zirkulationsarbeiter umfassen (siehe Anmerk zu 
Spalte (4)), nicht die relative Entwicklung der Zahl der Zirkulationsarbeiter 
offenlegen. 

4. Dazu ist die in Spalte (9) gezogene Relation aufzugreifen. Zuvor muß aber 
vermerkt werden, (a) daß in Spalte (8) auch die Gehälter der technischen 
(also oft produktiven) Angestellten aufgeführt sind, und (b) daß die Gehälte: 
der Angestellten auch in den Jahren der Depression über den Löhnen der 
produktiven Arbeiter lagen (49a), so daß die nun zu definierende Tendenz in 
der Tabelle überzeichner zum Ausdruck kommt: 
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Obwohl der Lohnfonds der Angestellten in den Jahren der Depression (z.B. 
1930-1933) wie auch der Lohnfonds der produktiven Arbeiter absolut fällt, 
stellt er verglichen mit letzterem eine relativ wachsende Größe dar. d. h. selbst 
die diesem produktiven Kapital gegenüberstehenden Zirkulationsarbeiter, ob- 
wohl auch sie der zyklischen Abwärtsbewegung unterworfen sind, sind in 
einem geringerem Maße dem Zyklus unterworfen und werden in geringerem 
Maße als die produktiven Arbeiter freigesetzt. 
Fazit: Der oben entwickelte Zusammenhang, daß jene die relative Expansion der 
Mittelklassen begrenzenden Faktoren in Zeiten einer beschleunigten Akkumulation 
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von Kapital stärker zur Wirkung gelangen als in Stadien einer schleppenden, stap- 
nierenden Akkumulation, findet sich in diesem (zugestandenermaßen engen} Beı- 
spiel bestätigt. Wenn man es aber dadurch erweiterte, indem man die erh 
„Verteidigungs'ausgaben in Jer (relativen bis absoluten) Stagnationsphase des amer 
kanischen Kapitals von 1930 bis 1938, die u.a. eine Erhöhung der als Mili 
fungierenden unproduktiven Personenzahl bedeuten (49b}, oder die von der zykli- 
schen Akkumulationsbewegung relativ (!} unbetroffenen Beschäftigten im öffent] 
chen Dienst einbezöge. würde diese Tendenz ausgeprägter erscheinen. 


3.9 Eusanımenfassung 


Wir gingen zu Anfang dieses Aufsatzes von Jer Frage aus. welche Bedeutung die 
Marxsche Kategorie der Mitteiklassen im Kontext einer materialistischen Klassen- 
theorie erlangt, ob dieser Begriff als ein Ausgangspunkt zur Analyse realer Klassen- 
verhältnisse und Klassenkämpfe dienen kann. Weit davon entfernt, alle Aspekte der 
marxistischen Klassentheorie entwickelt zu haben, so mußte die Analyse der inne- 
ren Formdifferenziertheit der produktiven und unproduktiven Klassen weitgehend 
außerhalb der Betrachtung bleiben, ebenso die Analyse der realen gesellschaftlichen 
Arbeitsprozesse, die Analyse der Bewegung des Grundeigentums und der Kapitali- 
stenklasse etc., konnte dennoch dargestellt werden, inwiefern die Marxschen Aus- 
führungen über die relative Abnahme des Proletariats und die relative Zunahme der 
classe moyenne durchaus die Klassenstrukturen der bürgerlichen Gesellschaft zu 
begreifen erlauben, wenn wir die Produktion und Reproduktion dieser Kiassen- 
sirukturen im Nachvellzug der Bewegungen des Werts in der Form kapitalistischer 
Akkumulation entwickeln. Ausgehend von den spezifischen Bedingungen der Ver- 
mehrung der produktiven Klasse hin zu denjenigen Momenten, die uns das Wachs- 
tum der modernen Mittelklassen begreifen lassen, sahen wir, wie sich diese von 
Marx umrissenen Klassenstrukturen auf dem Boden der inneren Widersprüchlichkeit 
des Akkumulationsprozesses herausbilden, im Fortschritt der herrschenden Produk- 
tionsweise zunehmend an Manifestanz gewinnen und als kategoriale Grundlagen in 
der materialistischen Analyse der realen Klassenverhältnisse und Klassenkämpfe die- 
nen. 

Auch wenn im Verlauf des Aufsatzes allgemeine Bestimmungen über die Ent- 
wicklung der Mittelklassen zu gewinnen versucht wurde, so muß nochmals dem sich 
auf dieser Ebene möglicherweise aufherrschenden Eindruck entgegnet werden, die 
Mittelklassen stellten ein einheitliches Ganzes im Kiassengefüge der bürgerlichen 
Gesellschaft dar. Trotz der eingeschränkten Fragestellung sahen wir bereits, wie die 
innere Formdifferenziertheit der Mittelklassen einzubeziehen war, wenn es galt, die 
matericlie Basis ihres Wachstums zu entschlüsseln. Einerseits spezifische Mittelklas- 
sen als klassenmätsiger Ausdruck unproduktiver Konsumtion, andererseits Klassen, 
die keineswegs in dieser Form die Überproduktionstendenzen des Kapitals tangie- 
ren, zum einen Klassen, die ihre Revenuen aus dem Lohn der produktiven Gesamt- 


496) ders.! Prosperität...,a.2.0..8. 120 
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arbeitskraft ableiten, zum anderen Klassen, deren Revenuen direkt der Bewegung 
des Mehrwerts unterliegen etc. Schon auf der in diesem Rahmen diskutierten Ebene 
marxistischer Klassentheorie erweist sich, daß die Mittelklassen in der Klassenstruk- 
tur der bürgerlichen Gesellschaft und in den Reproduktionszusammenhängen auf 
der Ebene des Gesamtkapitals zwar ihrer ökonomischen Bestimmtheit nach einheit- 
lich von den Bewegungen der produktiven Klasse abzugrenzen sind, die Art und 
Weise, die Form, in der sie dem Gesamtreproduktionsprozeß des Kapitals einver- 
leibt diesen beeinflussen und umgekehrt von diesem beeinflußt werden, aber von 
Unterschied ist. 

Um die bisherigen Ausführung zu verdeutlichen, wird kurz auf drei unter- 
schiedliche Ansätze eingegangen, in denen die Herausbildung der modernen Mittel- 
klassen besondere Bedeutung erlangt. 


Claus Offe 


Die systemtheoretisch und funktionalistisch beeinflußte politische Krisentheorie, 
wie sie sich bei Claus Offe darstellt, geht davon aus, daß in den fortgeschrittenen 
kapitalistischen Metropolen nicht die inneren Widersprüche kapitalistischer Akku- 
mulation, sondern die zunehmenden Ergänzungsdiskrepanzen zwischen ökonomi- 
schen und politischen Prozessen und die in sich widersprüchliche Bewegungsgesetz- 
lichkeit der politischen Prozesse (Rationalitätsbarrieren, Legitimationserfordernisse 
etc.) als Zentrum der sich Krisenförmig zuspitzenden Widersprüche „spätkapitalisti- 
scher Systeme‘ begriffen werden müssen: 


„Nicht die „Verwertungsschwierigkeiten des Kapitals‘ selbst, sondern die Blockierung ihrer 
(nur noch in politisch-administrativen Formen möglichen) Sicherstellung durch „Legitimations- 
defizite‘“ mülsten demnach heute zum Ausgangspunkt einer (nicht mehr nur „ökonomischen“, 
sondern politischen) Krisentheorie gemacht werden“ (50). 


Ohne uns auf den Begründungszusammenhang dieser Konzeption insgesamt zu kon- 
zentrieren, betrachten wir hier allein die klassentheoretischen Implikationen politi- 
scher Krisentheorie, wie sie sich auch bei Offe zwangsläufig einstellen: die Heraus- 
bildung der Klassen der bürgerlichen Gesellschaft wird nicht auf der Grundlage 
kapitalistischer Akkumulation, sondern verkürzt als Reflex politischer Prozesse be- 
griffen. Nicht allein, aber auch die herrschenden Klassenstrukturen haben ihm Rah- 
men dieser Konzeption zu beweisen, daß ihre Genese nicht länger ausgehend von 
der Marxschen Kritik der politischen Ökonomie zu entschlüsseln ist. Offe spricht 
von „systemfremden Resultaten einer systeminternen Bewegung“, von „entgegenge- 
setzten Formprinzipien“, von „aus der Warenform herausgefallenen“ Strukturen 
etc., die, wenn auch im ‚klassischen‘ Kapitalismus angelegt und vorhanden, doch 
eine qualitative Differenz zum Verlauf der fortgeschrittenen kapitalistischen Gesell- 
schaft konstituieren. Offe greift dabei in zweifacher Hinsicht auf klassenspezifische 
Prozesse: zurück: (a) einmal will er nachweisen, daß Kiassenstrukturen zunehmend 
durch politische Prozesse und weniger durch ökonomische Prozesse bestimmt wer- 
50) €. Offe: Strukturprobleme ...,a.2.0.,8.51f. 
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den; {b) zum anderen behauptet er, die heutigen Klassenauseinandersetzungen 
würden weniger denn je vom Antagonismus von Lohnarbeit und Kapital geprägt. 

a) Offe führt aus, daß in „spätkapitalistischen Systemen“ nicht mehr die ökonomi- 
schen, vielmehr die politisch-staatlichen Vergeseilschaftungsformen die „dominan- 
ten“ seien. Wenn wir also bislang in diesem Aufsatz die Herausbildung der moder- 
nen Klassen aus den Widersprüchen des spezifisch-ökonomischen Prozesses dieser 
Gesellschaftsformation, des Akkumulationsprozesses, betrachteten, so müßte 
man - Offe foigend — bestreiten, daß die Klassenstrukturen heutiger Gesellschaft in 
dieser Weise entschlüsselt werden können. Er schreibt: 


„Fin Blick in die U.S.-amerikanische Arbeitsstatistik zeigt, dafs der Vergesellschaftungsmodus 
der wirtschaftlichen Verwendung von Arbeitskraft bei weitem nicht mehr als der dominante 
angesehen werden kann.“ Nach einer Unterscheidung in mehrere Sparten von Bevölkerungs- 
schichten fährt er fort: „Die verbleibenden 20.7 % der Aktivbevölkerung sind durch nicht-wirt- 
schaftliche, unmittelbar politisch-staatliche Vergesellschaftungsformen bestimmt: ihre matericl- 
len Lebensumstände und ihre Lebensperspektiven sind durch den Status als Schüler, Student, 
Arbeitsloser, Wohlfahrtsempfänger, Insasse von Gefängnissen oder sonstigen Anstalten, Armee- 
angehörige, Pensionär definiert“ (51). 


Ohne die Aufzählung „ökonomisch funktionsloser Schichten“ hier zu beenden 
(Hausfrauen, Subproletariat etc.), kann resümiert werden, daß sich für Offe insbe- 
sondere das Wachstum von spezifischen unproduktven Klassen und Schichten poli- 
fischen Prozessen („politisch-administrativ vermittelte Statuszuteilung‘‘) verdankt, 
mit zunehmendem Wachstum dieser Bevölkerungsteile also auch der „politische 
Vergesellschaftungsmodus“ mit der Zeit zum dominanten werden mußte. 
Unterstellen wir einrnal die Unterscheidung in politische und ökonomische 
Vergesellschaftungsformen als trifftig (die systemtiieoretischen Sackgassen dieser 
Unterscheidung gehen uns hier nichts an), so erwiese sich Offes These vom Über- 
gang der Dominanz von der einen zur anderen dieser Formen im Verlauf der kapita- 
listischen Gesellschaft als falsch, denn es konnte in den vergangenen Ausführungen 
gezeigt werden, wie die relative Expansion dieser Bevölkerungsteile notwendiges 
Implikat der herrschenden Produktionsweise von Beginn an war; mit anderen Wor- 
ten: der gesamte Verlauf dieser Gesellschaftsforrnation wäre dadurch charakteri- 
siert, daß der „ökonomische Vergesellschaftungsmodus“ nie der dominante hätte 
sein können. Doch sahen wir bereits, wie die Herausbildung der diversen unproduk- 
tiven Klassen ebenfalis allein ausgehend von den ökonomischen Widersprüchen des 
Akkumulationsprozesses begriffen werden kann. daß keine Rede davon sein Kann, 
diese Schichten hätten keine ökonomische Funktion im Reproduktionsprozeß des 
Kapitals. Sicherlich verdankt sich die Herausbildung dieser Klassen auch den peliti- 
schen, staatlichen, ideologischen Funktionen etc., die sie zu erfüllen haben. Es 
charakterisiert jedoch Offe und die politische Krisentheorie allgemein, daß von den 
ökonomischen Funktionen und Mechanismen klassenstruktureller Entwicklungen 
abstrahiert wird und man allein diese reelleren Funktionen auigreift, anstatt zu 
sehen, daß es gilt, die unterschiedlichen Funktionsebenen als vermittelte zu begrei- 
fen. Dort, wo vermittelnde und intervenierende Momente (Statuszuweisung, Klas- 


51) ders.:a.2.0.,8.41.; von ınir hervorgehoben 


senkampfformen, Studentenrebellion etc.} hineinspielen, also dort, wo sich die Be- 
ee der Klassen und Schichten der bürgerlichen Gesellschaft nicht unmittelbar 
als Reflex von Akkumulationsbewegungen begreifen läßt {diese Unmittelbarkeit 
wäre allein bei der produktiven Arbeit oder der Zirkulationsarbeit weitgehend gege- 
ben}, schlägt Offe jenen spezifischen Marxschen G ang der Abstraktion erst gar nicht 
ein, der allein die ökonomische Bedeutung dieser kKlassenstrukturellen Phänomene 
hätte zum Begriff bringen können. Dort, wo die materielle, ökonomische Basis der 
on nstrukiuren ignoriert wird, kann sich dann der blanke Empirismus entfalten, 


dem „ein Blick in die Statistik" genügt, die ganze Scheiße zu durchschauen. 
5) Wir sahen im Verlauf der Darstellung, wie mit fortschreitender Stufenieiter der 
.. die Expansion kommerzieller Arbeiten und die von Dienstleistungstätig- 


keiten notwendig und möglich wird, wobei ein immer größerer Teil dieser Arbeiten 
= Form der Lohnarbeit annenmen muß. Offe interpretiert diesen Prozeß folgen- 


dermaßen: 


„Das widersprüchliche Element dieses Verhältnisses besteht aber darin, daß um der Aufrechter- 
haltung der inhaltlich-funktionalen Übereinstimmung willen eine progressive Verletzung der 
k:orm, nämlich der Warenform, erforderlich wird: immer größsere Teile der Arbeitskraft fallen in 
jene konkreten Bestimmungen zurück, aus der sie die kanitalistische Freisetzung der „freien 
lLohnarbeit" herausgenommen hatte. Dieser subversive Vorgang einer funktional erforderlichen 
Formverletzung führt nicht nur zur Verbreiterung jener gesellschaftlichen Zwischenschichten, 
die zwar „lohnabhängig"‘, aber nicht „mehnwert-produktüv" sind: sie führt darüber hinaus zu 
einer Erosion jenes legitimatorischen Grundschemas des Äquivalententauschs.““ 


Die Ausdehnung der unproduktiven Sphäre der Lohnarbeit stelle also eine „progres- 
sive Verletzung der Warenform“ dar, er redet von einer „fortschreitenden Ergän- 
zung und Ersetzung abstrakter durch konkrete Arbeit‘. Die inhaltlich-konkrete 
Arbeit gewinne zunehmend an Bedeutung, eine „zunehmende Identifikation des 
Arbeitenden mit der Arbeitsaufgabe“ sei die Folge. Der Arbeitende stehe dem 
Resultat seiner Arbeit nicht mehr gleichgültig gegenüber, wachsende Anforderungen 
würden an seine Qualifikation gestellt, kurzum, die Aktualisierung inhaltlicher Kon- 
flikte schreite voran. 


„Mit dieser unausweichlichen Verschiebung des Steuerungsmediums, mit der Verlagerung ar 
Entwicklungsdynamik aus der Sphäre des Tausches in die Sphäre der Entscheidung, wird der 
Bestand des kapitalistischen Systems von der Bewältigung eines neuen Probiems abhängig: a 
Problems nämlich, wie die systemiremde Form daran gehindert werden kann, zum Vehikel 
systemfremder Inhalte zu werden. Oder genauer! Wic die konkrete Arbeit weiterhin darauf 
festgelegt werden kann, sich inhaltlich durch die Verwertungsbedürfnisse des Kapitals program- 
mieren und sich ihre Entscheidungsprämissen von diesen vorgeben zu lassen‘ (52). 


Keine Frage, inhaltliche, das heißt hier: über die Konkrete Gestalt der Arbeit vermit- 
telte Konflikte gehen in den Konstitutionsprozeß der realen Klassenkämpfe ein, 
doch muß vemeint werden, daß dieser Aspekt der Ausdehnung der unproduktiven 
Arbeitssphäre eine „Verletzung der Warenform zur Voraussetzung hat. Im Gegen- 
teil, die Veratlgemeinerung der Lchnarbeit in alle gesellschaftlichen Arbeitssphäre 
hinein ist geradezu eine ‚Erfüllung‘ der Warenform menschlicher Arbeitskraft, denn 


52) afle Zitate a.a.O.,S. 46-48 
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dieser Prozeß impliziert — wie wir bereits sahen -- die Entfaltung der Antagonismen 
von Lohnaärbeit und Kapital auch in diesen gesellschaftlichen Bereichen: zunehmen- 
de Auspressung von Mehrarbeit, tendenzielie Reduktion kommerzieller und dienst- 
leistender Arbeiten auf einfache Durchschnittsarbeiten, zunehmende Gleichgültig 
keit gegenüber dem Arbeitsinhalt und Arbeitsresultat (53) etc., alle der ER konsti- 
tuierten ‚Konflikte" verdeutlichen, dafs diese Arbeitssphären zı unehmen 
setzmäßigkeiten der Warenform menschlicher Arbeitskraft unterwor Een 
daß die Antagonismen von Lohnarbeit und Kapitel — keineswegs auf die A nr 
ven Bereiche beschränkt — die Verhältnisse in allen Winkeln und und Ecken der 
bürgerlichen Gesellschaft „zum Tanzen bringen“: Die Herausbildung der modernen 
Mittelklassen bedeutet keineswegs eine verschwindende Bedeutung des Antagonis- 
mus von Lohnarbeit und Kapital, wie die politische Krisentheorie glauben machen 
will 


Ernest Mandel 


Im Gegensatz zu Öffe versucht Ernest Mandel die Herausbildung unproduktiver 
Mittelklassen auf der Grundlage kapitalistischer Akkumulation zu begreifen. 
Dennoch spricht er wie Offe — wenn auch in anderen Kategorien — von einer „für 
den Spätkapitalismus kennzeichnenden Expansion des Dienstleistungss ektors" (54). 
Nach einer mehr deskriptiven Aufzählung „konstitutiver Elemente“ dieses Expan- 
sionsprozesses resümiert er! 


„Die für den Spärtkapitalismus spezifische Expansion des Dienstleistungssekiors bildet somit 
cine tatsächliche Zusammenfassung sämtlicher Hauptwidersprüche der kapitalistischen Produk- 
tonsweise. Sie spiegelt die gewaltige Expansion der gesellschaftlich-technischer und wissen 
schaftlichen Produktivkräfte und die ihr gemäßen kulturellen und zivilisatorischen Bedürfnissu 
der Produzenten genauso wie die antagonistische Form wider, in der sich diese Expansion im 
Kapitalismus verwirklicht: begleitet von wachsender Überkapitalisierung (Verwertungsschwic- 
rigkeiten); von verschärften Realisierungsschwierigkeiten: von zunehmender Vergeudung maic- 
rieller Werte; von wächsender Entfremdung und Verkrüpplung der Menschen sowohl in ihrer 
produktiven Tätigkeit wie in ihrer Konsumsphäre‘ (55). 


Die voranschreitende Expansion unproduktiver Klassen und Sektoren dient bei 
Mandel zur Unterscheidung der a Phase von vorhergehenden Pha- 
sen der herischenden Produktionsweise, die Ausdehnung dieser Klassen könne die 
spezifischen Reproduktionsbedingungen des Spätkapitalismus zum Ausdruck brin- 
gen. 

Dies muß auf Grund der bisherigen Ausführungen bestritten werden. Auch 
wenn die vielfältigen Erscheinungsformen unproduktiver Konsumtions- und Ar- 
beitsprozesse markante Wandlungen erfuhren, denken wir an die verschwindende 
Bedeutung der „dienenden Klassen“, an Realisationsarbeiten neuen Typs, an das 
53)  Siche dazu Projekt Kiassenanalyse: Materialien...,a.2.O.,S. 263-305 zum Bugriff der 

3leichgültigkeit. 

54)  E. Mandel: Der Spätkapitalismus, a.a. O.,S. 366 
55)  ders.!a.a.O,,3. 367; von mir hervorgehoben 


gewandelte Bild und die gewandelte Zusammensetzung der ideologischen Klassen, 
an neuartige Dienstleistungssektoren ‚Freizeitgestaltung‘; soziale ‚Fürsorge‘arbeiten 
etc.), an die zunehmende Subsumtion unproduktiver Arbeiten unter die verallge- 
meinerte Form der Lohnarbeit etc., so bleibt dieser gesellschaftlichen Sphäre trotz 
der partiellen bis umfassenden Umwälzungen ihres jeweils realen historischen Bildes 
allgemein, daß ihre Expansion die Kapitalisiische Produktionsweise insgesamt cha- 
rakterisiert, die ökonomischen Prozesse, die dieser Expansion zugrundeliegen, kei- 
nesfalls allein zur Kennzeichnung einer späten Phase dieser Produktionsweise iso- 
liert werden können, auch wenn sich die Stufenleiter dieser Expansion im Fort- 
schreiten kapitalistischer Akkumulation als immer umfassender erweist. 

Welche Momente des Akkumulationsprozesses hat Mandel im Auge, wenn er 
die Expansion unproduktiver Sektoren zum Kennzeichen spätkapitalistischer Ent- 
wicklung erklärt? Dies sind im wesentlichen zwei Aspekte, die sich auch in anderen 
Zusammenhängen durch seine Arbeit hindurchziehen: 


„Letzten Endes entsprechen alle diese Tendenzen der Grundeigenschaft des Spätkapitalismus: 
der durch die säkular fallende Profitrate ausgelösten und den Übergang zum Monopolkapitalis- 
mus beschleunigenden Erscheinung der Überkapitalisierung der nicht investierbaren Surpluska- 
pitallen“ (56). 

Zum anderen die „erhöhten Realisierungsschwierigkeiten im Spätkapitalismus. Sie sind gleich- 
zeitig ein Beweis für den Verschwendungscharakter dieser Produktionsweise in ihrer niederge- 
henden Geschichtsphase‘“ (56a). 


Ohne in diesem Rahmen auf die akkumulationstheoretischen Thesen Mandels allge- 
mein einzugehen, können wir aufbauend auf der bisherigen Darstellung doch be- 
streiten, daid die Expansion unproduktiver Sektoren und Klassen die erhöhten Reali- 
sierungsschwierigkeiien und die beschleunigten Überkapitalisierungstendenzen als 
qualitativ spezifische Prozesse des Spätkapitalismus zum Ausdruck bringt oder gar 
beweisen könnte. Im Gegenteil, die Expansion dieser Klassen fand ihre materiellen 
Bedingungen immer schon in diesen Momenten des Akkumulationsprozesses und 
hat ihrer „erhöhten‘“ oder „beschleunigten“ Wirksarnkeit nicht bedurft. 

Kurzum, der deskriptive Charakter der Ausführungen über die Möglichkeiten 
und Beschränkungen des Wachstums unproduktiver Klassen, ihrer Bewegungen als 
Reflexe der Realisations- und Verwertungsprozesse des Kapitals, die weitgehende 
Identifizierung dieser Bewegungen mit ihren heutigen Manifestationsformen (trotz 
kritischer Anmerkungen bleibt Mandel dem Begriff des „Dienstleistungssektors“ als 
einem Begriff der neueren bürgerlichen Ökonomie verhaftet) führen Mandel dahin, 
diese Expansion als Spezifikum des Spätkapitalismus zu behaupten, erlauben es ihm 
andererseits nicht, die Notwendigkeit dieser Entwicklung darzustellen: 


„Die Erweiterung des Dienstleistungssektors im Spätkapitalismus ist, vom Standpunkt des Ge- 
samtinteresses der Kapitalistenklasse betrachtet, allenfalls das kleinere Übel. Sie ist dem Brach- 
liegen von Surpluskapitalien vorzuziehen, aber sie bleibt ein Übel, insofern sie die Gesamtmasse 
des der Kapitalistenklasse zufailenden Mehrwerts direkt überhaupt nicht und indirekt nur in 
bescheidenem Mate vergrößert‘ (57). 


56) ders.:a.a.0.,8. 354; von mir hervorgehoveu 
56a} ders.:a.a.0.,8. 363; von mir hervorgehoben 
57) ders.:a.a.0.58.371 
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in den Kategorien des „kleineren Übels‘ ist der notwendigen Ausdehnung unpro- 
duktiver Sektoren und Klassen nicht beizukommen. 


Projekt Klassenanalyse (58) 


Im Gegensatz zu Autoren wie Offe, Kuczinski oder Mandel erkennt das Projekt 
Klassenanalyse (PKA), daß die herrschende Produktionsweise immer schon das 
Wachstum unproduktiver Mittelklassen implizierte und diese Expansion nicht als 
qualitativ spezifischer Ausdruck spätkapitalistischer oder imperialistischer Repro- 
duktionsbedingungen begriffen werden kann. Die Herausarbeitung der inneren 
Struktur der sich verallgemeinernden Lohnarbeit und der Rückgriff auf den Marx- 
schen Begriff der classe moyenne bewahren sie vor einer oberflächlichen Fassung 
des Begriffs der „Lohnarbeiterklasse‘“. Zugleich vermerken sie gegen Interpretatio- 
nen, wie sie oben bei Offe kritisiert wurde, daß das Wachstum der Mittelklassen 
keine Tendenz einer „Entproletarisierung‘‘ darstellt (59). Dennoch kann ihrer Re- 
konstruktion des Mittelklassenbegriffs nicht zugestimmt werden, und dies hat sei- 
nen zentralen Grund in den methodischen Prämissen ihres klassentheoretischen 
Ansatzes: 


Im Rahmen der marxistischen Klassenanalyse „müssen zunächst die allgemeinen Bestimmungen 
der Klassen entwickelt sein, wie sie sich aus dem spezifischen Zusammenhang der ökonomi- 
schen Formbestimmungen, sozialen Verhältnisse und Bewußstseinsformen in der kapitalistischen 
Gesellschaftsformation ergeben. Die Darstellung der Klassen und der ökonomischen Bedingun- 
gen des Klassenkampfes mutls von den Existenzbedingungen der Klassen von Lohnarbeitern, 
Kapitalisten und Grundeigentümern ausgehen, ihren respektiven Einkommensquellen Arbeits- 
lohn, Profit und Grundrente, also von den verknöcherten und gegeneinander verselbständigten 
l’ormen, in denen die gesellschaftliche Arbeit an der Oberfläche der Gesellschaft erscheint. Der 
systematische Ausgangspunkt der folgenden Untersuchung ist damit die Analyse der fertigen 
Gestalt der gesellschaftlichen Verhältnisse, wie sie von Marx im siebten Abschnitt des dritten 
Bandes des „Kapital“ vorgenommen worden ist. Da aber die Formen, worin die Produzenten 
und Aneigner des Mehrwerts in ihren alltäglichen Aktionen sich zueinander verhalten, nicht nur 
in ihrem unmittelbaren Zusammenhang entwickelt, sondern in ihrer Vermitteltheit mit der 
inneren Natur des kapitalistischen Produktionsprozesses daigestellt werden, geht die Gesamtheit 
der Formbestimmungen des Kapitalverhältnisses als Voraussetzung in die Untersuchung der 
Klassenbeziehungen ein‘ (60). 


Die richtige Intention ihres Ansatzes, die Klassenstruktur der bürgerlichen Gesell- 
schaft aus dem spezifischen Zusammenhang der ökonomischen Formbestimmungen 
zu entwickeln, kann von den Autoren des PKA nicht eingelöst werden, insofern 
diese Formen abgehoben von den spezifischen Prozessen betrachtet werden, in 
denen sie allererst als ökonomische Formen wirken und bestimmbar werden, d.h. 
die unterschiedlichen Formen menschlicher Arbeit erlangen ihre ökonomische Be- 
stimmtheit nirgends anders als im spezifisch-ökonomischen Reproduktionsprozeß 
der bürgerlichen Gesellschaft: Die Herausbildung der herrschenden Klassenstruktu- 


58) Bier wird allein die neuere Schrift: Materialien... ,a. a. O., betrachtet. 
59)  dieselb.: a.a.O.,S. 274 
60)  dieselb.: a.a.O.,S. 19; von mir hervorgehoben 
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ren wird im Ansatz des PKA von ihrer moreriellen Grundlage, dem Akkumulations- 
prozen des Kapitals, abgehoben. Marxistische Staaftstheorien i6}) Ai se 
Klassent „in denen die Entwicklung der Form des bürgerli s und 
der der bürgerlichen Kl: struktur losgelöst von den innere 
und den histo rischen Werlaufsformen Kapitalistischer Akkummlation und au 
„von der tigen Gestalt der gesellschaftlichen Verhältnisse”, die sie im Reve- 
rue-Abschniit des „Kapital” dargestellt vermufen, erfolgt, verkürzen notwendig die 


n, 63 
Analyse der "Fr mmkonstitution des Staates und der Klassenstruktur auf den Konsti- 
tutionsprozen 
rak 


Ö 
des verkehrten Bewußßtseins über und mittels dieser Formen. So wird 
vom PKA die Frage nach der Herausbildung der die bürgerliche Gesellschaft char 


terisierenden Klassensirukiur weitgehend auf die Frage nach den in der jeweiligen 
Form menschlicher Arbeit angelegten, unterschiedlichen Möglichkeiten der Ent- 


wicklung von Klassenbewußtsein isoliert -- eine Frage wiederum, die einzig durch 
den Kinbezug der historischen Entwicklungen und Umwälzungen der industriellen, 
kommerziellen und unproduktiven Arbeitsprozesse, durch den Einbezug der Ge- 
schichte des realen Klassenkampfes beantwortet werden kann. 

Unter diesen Voraussetzungen kann der Marxsche Begriff der Mittelklassen 
nicht eingeholt werden: Beispielsweise antworten die Autoren gegen Schmierer, der 
darauf hinweist, daß der Lohn der kommerziellen Arbeiter „vom Gesamtkapital aus 


betrachtet. nicht als veriables Kapiia) vorgeschossen wird”: 


„Zweifellos reproduziert die Tärigkeit der Zirkulationsagenten nicht den zur Realisierung des 
Warenwerts vorgeschossenen Teil des Kapitals, dieser muß also beständig neu vorgeschossen 
werden, aber daraus Tolgt nicht, dafs dieses Kapital nicht zum Einzei- oder Gesamtkapital der 
Gesellschaft gehört. Schmicrers Argumentation läuft also darauf hinaus einen Teil des Kapitals 
zur Revenue zu erklären, um die Zirkulationsagenten des Kapitals mit den unproduktiven, aus 
Revenue bezahlten Lohnarbvitern gleichzusetzen" (62) 


Nur unter Abstraktion von den Reproduktionsbedingungen, wie sie sich auf der 
Ebene des Gesamtkapitals darstellen, kann man verkennen, daß der Lohn der kom- 
merziellen Arbeitskräfte kein Bestandteil des variablen Gesamtkapitals (V)} ist. Wie 
immer sich dieser Tauschprozeß vom Standpunkt des einzelnen Kapitals aus dar- 
stellt und ohne zu bestreiten, daß kommerzielle Lohnarbeit gegen Kapital und nicht 
gegen (im engen Sinn!) Revenue tauscht: die Herausbildung der kommerziellen 
Klasse kann nicht als vermittelter Reflex der Bewegungen des variablen Kapitals, 
sondern muß im Kontext der Bedingungen des Wachstums der unproduktiven Ge- 
samtarbeitskraft allgemein begriffen werden. Wie auch bereits im I. u zu begrün 
den versucht wurde, stellt die Ausdehnung der Sphäre kommerzieller Arbeit einen 
Aspekt des relativen Wachstums der modernen M itteiklassen dar. 
Die weitgehende Abstraktion von den widersprüchlichen Bewegungen kapita- 
ber Akkumulation erlaubt ihnen zum anderen nicht, die Bedingungen des 
iativen Wachstums der Mittelklassen zu entwickeln, dieses Wachstum kann s0 
allein „verzeichnet“ werden: 


his 


re 


en 


gilt diese Kritik auch 5. v. Fla- 
rlichen Staates, PROKLA 7/1973. 


61) Trotz der vorantreibenden Momente ihres Aufsat 
tow/F. Huisken: Zum Problem der Ableitung des bürg 
62) alle Zitate: PKA: Matcrialien.... ,a.a.O.,S. 484 
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„uras absolute Wachstum der kapitalistischen Produktion führt zu einem Wachsen der Zahl der 
Fu i sitals (das allerdings nicht proportional ist). In ihrer beständigen Expansion 
Halstische Produktion auch die Existenzmöglichkeiten von Teilen der Mittel- 
selbständigen Dienstleistungsberufe und der Bedienten. Dennoch ist zu- 
gang ( der Zahl der Be ie im allen und en 


or der Klassengliederung ausgeblendet wird, bleibt nichts 
üs hr Entwicklungen. 
igen Anmerkungen mögen genügen, um zu verdeutlichen, daß der 
chenden —n daß die re des Marxschen 


63)  disselb.:a.2a.0,5 273 


a 


© 
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Behandelt wird: Streik 1973, pelitische Organisationen beim 
Streik, Karnpf gegen Entlassungen - Ovel/General Motors, Über- 
produktianskrise — Profitanalyse — Lohn -—- Gewerkschaftliche 
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Bedingungen sozialistischer Gewerkschaftsarbeit 


(‚Thesen zur Gewerkschaft‘, veränderte und erweiterte Fassung des Referats für 
die Tagung des ‚Sozialistischen Büros‘ zur Gewerkschaftsfrage in Frankfurt, 
Februar 1974) 


Redaktionskollektiv Gewerkschaften* 


Die nachstehenden Thesen wurden vom Redaktionskollektiv Gewerkschaften für die Arbeitsta- 
gung des Sozialistischen Büros im Februar 1974 zu Fragen der Geweikschaftsarbeit verfaßt. Wir 
haben darin versucht, wesentliche Ergebnisse unserer bisherigen Analysen zusammenzufassen 
und sie auf zentrale Probleme in den aktuellen A useinandersetzungen zwischen Lohnarbeit und 
Kapital zu beziehen. Dabei setzen wir im folgenden insbesonders den in den Thesen zur Ge- 
werkschaftsanalyse (1) erarbeiteten allgemeinen Zusammenhang von Kapitalbewegung und ge- 
werkschaftlichem Lohnkampf voraus. Darüberhinaus war es aber gerade deshalb, weil wir ak- 
tuelle Probleme der Arbeiterbewegung aufarbeiten wollten, notwendig, die begriffliche Ebene 
im Hinblick auf die Konkurrenz weiter auszudifferenzieren, da gerade in den letzten Auseinan- 
dersetzungen (sei es in den spontanen, sei es in den gewerkschaftlich angeleiteten Kämpfen) die 
Konkurrenz. zwischen den Arbeitern (einzelner Betriebe, verschiedener Qualifikation, verschie- 
dener Nationalität) ein entscheidendes Hemmnis in der Entwicklung der Arbeiterbewegung 
darstellte. Wir halten es daher auch für einen schwerwiegenden Fehler in der Beurteilung der 
letzten Auseinandersetzungen zwischen Kapital und Arbeit, wenn aus einer gegenüber früheren 
Kämpfen quantitativ ausgeweiteten und inhaltlich teils veränderten Bewegung bereits auf eine 
(sich quasi linear entwickelnde) wachsende Breite, Tiefe und Reife der Bewegung geschlossen 
wird (2) und so die Ursachen der stattgefundenen Niederlagen nicht mehr in den Blick geraten, 
oder aber wenn im Gewerkschaftsapparat bzw. in der Gewerkschaftsführung kurzschlüssig der 
Sündenbock für das Scheitern der Kämpfe gefunden wird (3). 

Zuin anderen wurden die Probleme der Arbeiter in viel stärkerem Maße als zuvor in den 
letzten Jahren als gesamtgesellschaftliche erfahren, sei es im Druck auf den Reallohn (vermittelt 
über die Inflation), sei es über eine sich herausbildende industrielle Reservearmee. Auf die 


x hier: Hajo Funke, Siegfried Heimann, Jürgen Hoffmann, Dieter Läpple, Thomas 
Mitscherlich, Christel Neusüß und Bodo Zeuner 

D) vgl. dazu Thesen zur Gewerkschaftsanalyse, in Probleme des Klassenkampfs Nr. 2/1972, 
S. 87, in denen wir die gegensätzliche Bestimmtheit der Gewerkschaften, als Organisatio- 
nen der Lohnarbeiter im Lohnsystem integriert zu sein und als Organisationen des 
Gegensatzes der Lohnarbeit gegen das Kapital zugleich Potenzen des Klassenkampfs 
freisetzen zu müssen, allgemein entwickelt haben. 

2) Als Beispiel kann hier der Aufsatz von Steinhaus (Kurt Steinhaus, Zur Entwicklung des 
Kampfes und des Bewußtseins der Arbeiterklasse in der BRD 1973, in: Marxistische 
Blätter, Nr. 1/1974) herangezogen werden, in dem die Zersplitterung der Aktionen, die 
erfahrenen Niederlagen nicht reflektiert werden; die zeitliche Zersplitterung der Kämpfe 
und die Neutralisierung der kampfstarken Betriebe in der Stahlindustrie werden eher 
positiv gewertet. Damit soll nicht unterschlagen werden, daß der Artikel vorwärtstrei- 
bende Momente anschaulich macht. 

3) so in der Broschüre des Redaktionskollektivs „express“, Spontane Streiks 1973, Krise 
der Gewerkschaftspolitik F. a. M. 1974; die Verfasser gelangen denn auch in ihren politi- 
schen Schlußfolgerungen nicht darüberhinaus, ihre alten Rezepte linker Gewerkschafts- 
arbeit erneut den sozialistischen Gewerkschaftlern anzuempfehlen: betriebsnahe Tarif- 
politik, betriebsnahe Bildungsarbeit, Imke Vertrauensleutearbeit und die Forderung nach 
der Transformierung der Gewerkschaften in autonome Klassenorganisationen! 
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veränderten Bedingungen im Akkumulationsprozeß, die diese Probleme der Reproduktion der 
Arbeitskraft zum Resultat hatten, können wir hier nicht näher eingehen, verweisen aber auf den 
im selben Heft abgedruckten Artikel zur Akkumulation des westdeutschen Kapitals (der in 
PROKLA 14/15 fortgesetzt werden wird), der unseren Thesen mit zugrundelag. 

Dieser Bezug auf die Klassenbewegung insgesamt und auf die historisch entwickelten 
Probleme der Arbeiterklasse Anfang der siebziger Jahre solite dazu dienen, Elemente einer 
sozialistischen Gewerkschaftspolitik herauszuarbeiten, die einerseits von der Marxschen Analyse 
der bürgerlichen Gesellschaft ausgeht und andererseits an den konkreten Problemen der Arbei- 
ter und der Gewerkschaftsbewegung anknüpft. Aus dieser Intention heraus mußten wir im 
zweiten Teil unserer Thesen uns mit vorhandenen Vorstellungen einer linken Gewerkschafts- 
politik auseinandersetzen, wie sie insbesonders von Gruppen vertreten werden, die mit dem 
Sozialistischen Büro zusammenarbeiten (z.B. des Redaktionskollektivs „express‘'), die aber 
auch — im Gefolge einer traditionellen linken Gewerkschaftsarbeit in den fünfziger und sechzi- 
ger Jahren — von vielen linken Gewerkschaftskadern verfoigt werden. So sind Vorstellungen von 
einer linken ‚betriebsnaher Tarifpolitik‘, linken ‚Vertrauensleutearbeit‘, ‚betriebsnaher Bildungs- 
arbeit‘ und von der ‚Transformation der Gewerkschaften in autonome Geweıkschaftsorganisa- 
tionen‘ nicht hinreichend auf die Klassenbewegung bezogen und teils modellhaft dieser aufge- 
pfropft, teils historisch überkommen und vermögen daher die Arbeit von Sozialisten in den 
Gewerkschaften nur unvollkommen auszudrücken, wenn sie nicht gar zum Hemmnis der Klas- 
senbewegung werden. Andererseits sind solche Konzeptionen sowohl historisches Resultat einer 
spezifischen Periode der Kapital- und Gewerkschaftsentwicklung in der BRD wie auch der im 
Kapitalverhältnis gesetzten Widersprüche und der Mystifikation des Ausbeutungsverhältnisses. 
Unsere Kritik würd sich daher auch nicht abstrakt auf ein besseres Modell gewerkschafilicher 
Politik beziehen, sondern soll — exemplarisch an der betriebsnahen Tarifpolitik — herausarbei- 
ten, welche beschränkten Anknüpfungspunkte diese Modelle gewerkschaftlicher Politik aufwei- 
sen und welche — den Intentionen der Verfasser entgegengesetzten — Bewegungen sie aus- 
drücken bzw. befördern können. 

Schon aus diesen kurzen Ausführungen dürfte deutlich geworden sein, daß die hier vorge- 
legten Thesen des Redaktionskoilektivs nicht die allgemeine theoretische Ableitung der Gewerk- 
schaftsfrage darstellen, die dann durch Konzeptionen, wie sie etwa von der Redaktion des 
„express“ vertreten werden, beliebig praktisch zu wenden resp. auszufüllen sind, sondern daß es 
sich hierbei um prinzipielle politische Fragen handelt, um eine politische Kontroverse, die auch 
nicht von den methodischen Voraussetzungen der Diskutanten getrennt werden darf. 


Einleitung 


Die Frage, wie sich Sozialisten auf die Gewerkschaft beziehen sollen, muß von der 
grundsätzlicheren ausgehen, wie sie sich auf die Klassenbewegung selbst beziehen 
sollen. 

Ausgangspunkte müssen also sein: 

— die Bestimmung des Widerspruchs zwischen Lohnarbeit und Kapital auf der 
Basis der Marxschen Theorie; 

= die konkreten historischen Erscheinungsformen, der Entwicklungsgrad dieses 
Widerspruchs und die zu erwartende Entwicklungsrichtung; 

— die Notwendigkeit der Organisation der Arbeiter gegen das Kapital in Gewerk- 
schaften; 

_ der Doppelcharakter der Gewerkschaften selbst als Interessenvertretung inner- 
halb der bürgerlichen Gesellschaft und als Organisation, die den offenen 
Klassenkampf mit dem Kapital führt; 

- der historische Zustand der gewerkschaftlichen Organisation und die Frage, 
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wie weit ihre Aufgaben wahrgenommen werden. : 

Diese Fragen können nicht allein durch Verallgemeinerung der unmittelbaren Erfak- 

rung beantwortet werden. So entscheidend wichtig es ist, in jeder Einschätzung der 

Lage der Klassenkämpfe, der Entwicklung der Organisationen der Arbeiterklasse, 

der Operationen des Klassengegners, der Machtverhältnisse der Klassen, des inneren 

Zustands der Arbeiterklasse den wirklichen, über die historische Erfahrung vermit- 

telten Gang der Entwicklung genauestens nachzuvollziehen, so ist eine Analyse der 

Verhältnisse, welche den Zersetzungsprozeß der bürgerlichen Geseilschaft nachzu- 

zeichnen versucht, um in ihn vorwärtstreibend einzugreifen und Alternativen einer 

neuen Gesellschaft zu entwickeln, doch nur auf der Grundlage des wissenschaftli- 
chen Sozialismus möglich. Die in der Marxschen Theorie enthülite Anatomie der 
bürgerlichen Gesellschaft muß die theoretische Grundlage sein, mit welcher der 
historische Entwicklungsgang auf seine inneren Bewegungsgesetze und Entwick- 
lungsrichtungen hin aufgeschlüsselt wird. Ein Verständnis der Klassenbewegung und 
ihres historischen Ziels ist dabei die Grundlage, auf welcher eine dauerhaft richtige 
politische Praxis entwickelt werden muß. Wie die Erfahrungen (gerade von Grup- 
pen, die im Zusammenhang mit dem Sozialistischen Büro stehen) zeigen, genügt 
eine Summierung der in den praktischen Auseinandersetzungen mit der herrschen- 
den Gesellschaftsordnung gemachten Erfahrungen noch nicht, um sich der eigenen 

Zielsetzung und der Schritte, welche hin zum Ziei zu machen sind, zu versichern. 

Andererseits hilft die pure Rezeption der Marxschen Theorie allein ebensowenig 

weiter. 

— Es wäre falsch, davon auszugehen, die praktische Auseinandersetzung mit 
dem Klassengegner sei erst dann aufzunehmen, wenn die Analyse der Klassen- 
verhältnisse fertig auf dem Tisch liege. 

Vielmehr muß davon ausgegangen werden, daß die Analyse selbst aus dem 
Zusammenhang der praktischen Kämpfe entwickelt werden muß. 

— Es wäre falsch, die gegenwärtig existierende Unsicherheit hinsichtlich der poli- 
tischen Linie, welcher die praktischen Kämpfe zu folgen hätten, voluntari- 
stisch durch die Übernahme historischer Interpretationen des Klassenkampfes 
zu überspringen, wie dies gegenwärtig allenthalben in den verschiedenen, aus 
der Studentenrevoite hervorgegangenen Kommunistischen Zirkeln getan wird. 
Dies führt nur zum Abschneiden der Erfahrung auf der einen, zur Restriktion 
der sozialistischen Theorie auf der anderen Seite. Dabei sind derartig verkürz- 
te Interpretationsmuster; die selbst noch Resultat einer sich erst wieder neu 
entfaltenden linken Bewegung sind, aus dem Grund zu kritisieren, weil die in 
ihnen vollzogenen Abstraktionen vom wirklichen historischen Gang dazu 
führen, daß der Wirklichkeit ein falsches Bild von ihr aufgepreßt wird, was mit 
Notwendigkeit zu Fehlern führen muß, die der Entwicklung des Klassen- 
kampfs entgegenstehen können. Die Ablehnung von Dogmatisierungen folgt 
also nicht etwa einem bürgerlichen Ideal von scheinbar vorurteilsfreier Wissen- 

chaft, sondern nur den Notwendigkeiten der Klassenauseinandersetzung 
selbst. 

—_ Jeder Versuch, im Prozeß der Auseinandersetzung innerhalb der Linken und 
mit dem Klassengegner politische Vorstellungen des praktischen Handelns zu 
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entwickeln, muß davon ausgehen, daß die Erklärung der wirklichen Verhält- 
nisse, auf deren Grundlage Handlungsperspektiven entwickelt werden, in einer 
Weise mit den wirklichen Erfahrungen und den erfahrenen Aufgaben ver- 
knüpft sein muß, daß sie von den Handelnden selbst kontrolliert werden 
kann. Darin ist aber andererseits impliziert, daß die theoretische Erklärung 
der wirklichen Verhältnisse nicht als fertiges Produkt von den Theoretikern 
geliefert wird in der Form einer unmittelbar praktischen Handlungsanwei- 
sung. 


1. Warum organisieren sich die Arbeiter in den Gewerkschaften? 
11 


Die gewerkschaftliche Organisation der Arbeiter ist das notwendige Resultat der 
Tatsache, daß sich Lohnarbeit und Kapital als ausgebeutete und ausbeutende Klasse 
gegenüberstehen. Diese zunächst banal erscheinende Aussage ist wichtig. Denn sie 
schließt ein, daß jede Analyse des historischen Zustands von Gewerkschaftsorgani- 
sationen auszugehen hat von der Analyse des Entwicklungsstands des Klassengegen- 
satzes sowie seiner Entwicklungsrichtung. Eıst auf dieser Grundlage kann die Frage 
gestellt werden, in welcher Weise der konkrete organisatorische und politische Zu- 
stand der Gewerkschaft die Entwicklung der Klassenkämpfe fördert, und in wieweit 
er ihn hemmt. Von da aus müssen politische Positionen zur Gewerkschaftsfrage, 
welche z.B. die organisatorische Verselbständigung des Gewerkschaftsapparates ge- 
genüber der Gewerkschaftsbasis, einen historisch verfestigten Reformismus oder gar 
den bloßen ‚Verrat der Interessen der Arbeiterklasse durch die Gewerkschaftsbüro- 
kratie“ zum Ausgangspunkt ihrer Strategie gegenüber und innerhalb der Gewerk- 
schaftsorganisationen machen, als falsch zurückgewiesen werden. 


1.2 


Daß die Arbeiter sich in Gewerkschaften zusammenschließen, resultiert daraus, daß 
sie als individuelle Warenverkäufer nicht mit dem Kapital konkurrieren könnez (4 


4) Um Mißverständnisse zu vermeiden, hier das Zitat bei Marx, auf das wir uns beziehen: 
„Der Arbeitslohn ist, wie wir gesehn haben, der Preis einer bestimmten Ware, der Ar- 
beitskraft. Der Arbeitslohn wird also durch dieselben Gesetze bestimmt, die den Preis 
jeder andern Ware bestimmen. Es fragt sich also, wie wird der Preis einer Ware be- 
stimmt? Wodurch wird der Preis einer Ware bestimmt? Durch die Konkurrenz zwischen 
Käufern und Verkäufern, durch das Verhältnis der Nachfrage zur Zufuhr, des Begehrs 
zum Angebot. Die Konkurrenz, wodurch der Preis einer Ware bestimmt wird, ist dreisei- 
tig. Dieselbe Ware wird von verschiedenen Verkäufern angeboten... .. Es findet also eine 
Konkurrenz unter den Verkäufern statt, die den Preis der von ihnen angebotenen Waren 
herabdrückt. Es findet aber auch eine Konkurrenz unter den Käufern statt, die ihrerseits 
den Preis der angebotnen Waren steigen macht. Es findet endlich eine Konkurrenz unter 
den Käufern und Verkäufern statt; die einen wollen möglichst wohlfeil kaufen, die 
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„Die Ware Arbeitskraft hat große Nachteile vor anderen Waren. Für den Kapitali- 
sten handelt es sich bei der Konkurrenz mit den Arbeitern nur um den Profit, bei 
den Arbeitern um die Existenz‘ (Marx). Der Kapitalist ist Besitzer der Produktions- 
mittel, ihm gehört das Produkt, das der Arbeiter produziert. In seiner Akkumula- 
tion produziert das Kapital mit Notwendigkeit eine industrielle Reservearmee, de- 
ren Druck auf die Beschäftigten in unterschiedlichem Maße während der Phasen des 
Akkumulationsprozesses wirkt. Abgesehen von der Stellung bestimmter qualifizier- 
ter Arbeiterschichten in Phasen außergewöhnlicher Akkumulation sind die Arbeiter 
als Anbieter der Ware Arbeitskraft immer im Nachteil gegenüber den Kapitalisten 
als den Nachfragern. Das Anbieten der Arbeitskraft zwingt die Arbeiter als einzelne 
Warenverkäufer in eine Konkurrenz zueinander, über welche dem Kapital die Be- 
grenzung des Arbeitslohns gelingt. Der Kapitalist kann Arbeitskraft durch Maschi- 
nerie ersetzen und so die Maschinerie als Konkurrenzmittel gegen den Arbeiter 
einsetzen. Mit dem Eintritt in die Produktionssphäre unterwirft sich der Arbeiter 
vollends dem Kapital. Denn dem Kapitalisten als Käufer der Ware Arbeitskraft 
gehört ihr Gebrauch während des Produktionsprozesses. Damit ist ihm die Möglich- 
keit gegeben, die Arbeitskraft nach den von ihm gesetzten Bedingungen auszurau- 
ben. 

Insgesamt stellt das Kapital konzentrierte gesellschaftliche Macht dar. Die 
einzige Macht der Arbeiter dagegen ist ihre Zahl. Um überhaupt als Warenverkäufer 
mit dem Kapital konkurrieren zu können, müssen die Arbeiter sich zusammenschlie- 
ßen, d. h. die Konkurrenz unter sich aufzuheben suchen. 

Durch den Zwang, sich als Individuum zu reproduzieren, sind die Arbeiter 
zueinander in Konkurrenz gesetzt. Diese Konkurrenz der Arbeiter untereinander 
findet auf folgenden Ebenen statt: 

_ Einmal kann sich der eine Arbeiter billiger verkaufen als der andere, womit er 
an der allgemeinen Herabsetzung des Lebensniveaus mitwirkt. 

_ Zum anderen kann er den Versuch machen, durch Mehrleistung im Produk- 
tionsprozeß mit den anderen Arbeitern zu konkurrieren. 

Beidemal führt hier die Konkurrenz der Arbeiter als Verkäufer zur Ver- 

schlechterung ihrer Situation. 

_ Zum dritten können einzelne Arbeiter dadurch mit dem Kapital zu konkurrie- 
ren suchen, daß sie ihrer Arbeitskraft eine besondere Qualifikation verleihen 
und damit den Druck der Konkurrenz der anderen Arbeiter auf sich zu ver- 
mindern suchen. Aber da das Kapital im Prozeß der Veränderung der techni- 
schen und organisatorischen Grundlagen seiner Produktion wechselnde Quali- 


andern wollen möglichst teuer verkaufen. Das Resultat dieser Konkurrenz zwischen Käu- 
fern und Verkäufern wird davon abhängen, wie sich die beiden früher angegebenen 
Seiten der Konkurrenz verhalten, d. h. ob die Konkurrenz in dem Heer der Käufer oder 
die Konkurrenz in dem Heer der Verkäufer stärker ist. Die Industrie führt zwei Heeres- 
massen gegeneinander ins Feld, wovon eine jede in ihren eigenen Reihen zwischen ihren 
eigenen Truppen wieder eine Schlacht liefert. Die Heeresmasse, unter deren Truppen die 
geringste Prügelei stattfindet, trägt den Sieg über die entgegenstehende davon.“ (Karl 
Marx, Lohnarbeit und Kapital, MEW Bd. 6, Berlin (DDR) 1968, S. 402) Wir beziehen 
uns hier also auf die Konkurrenz, wie sie das gewöhnliche Bewußtsein der Produktions- 
agenten (Arbeiter, Kapitalist) beherrscht. 
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auf die Dauer gesichertes Konkurrenzmittel. Dies gilt insbesondere in Krisen- 

phasen der kapitalistischen Entwicklung. 

in jedem Fall kommt die Konkurrenz der Arbeiter untereinander dern Kapital 

zugute. 
Der gewerkschaftliche Zusammenschluß hat für die Arbeiter die Funktion, die For- 
men ihrer gegenseitigen Konkurrenz einzuschränken und das Ka pital u 
setzen zu können durch Verweigerung der Arbeitsleistung. Sie is g 
dafür, daß die Arbeiter ihre Arbeitskraft überhaupt zu ihrem Wer: verkaufen kön- 
nen, sich .alsgesellschaftliche Individuen reproduzieren können und nicht auf ia 
Existenzminimum herabgedrückt werden. Eine endgültige Aufhebung der Konkın 
renz ist durch die Gewerkschaftsorganisation demgegenüber nicht möglich. 


1.3 


Bilden die Arbeiter nun gewerkschaftliche Zusammenschlüsse, um überhaupt gegen- 
über dem Kapital konkurrieren zu können, so heißt das noch nicht notwendig, daß 
sie auch ihren antagonistischen Gegensatz zum Kapital als geseilschaftliche Klasse 
begreifen. Die gewerkschaftliche Organisation hebt die Schwäche des einzelnen Ar- 
beiters als Warenverkäufer gegenüber dem Kapital auf. Sie stellt erst die Bedingun- 
gen her, unter der die Arbeiter als Warenbesitzer (Arbeitskraft) und Warenverizäufer 
ein Äquivalent (‚gerechter Lohn‘% für den Verkauf ihrer Arbeitskraft erzielen 
können. Auch das Verhältnis zwischen Lohnarbeit und Kapitai erscheint in histori- 
schen Phasen, wo die Arbeiterklasse noch keine gewerkschaftliche Organisation 
gebildet hat bzw. diese politisch unterdrückt wird, als reines Herrschaftsverhältnis. 
Die gewerkschaftliche Organisation ist in der Regel Voraussetzung dafür, daß sich 
der Schein des Äquivalententausches, der Schein, Arbeit und Kapital träten sich als 
gleichberechtigte Tauschpartner gegenüber, überhaupt erst ausbilden kann. Der 
Lohn als „gerechter Arbeitspreis‘“‘ wird in der Regel erst unter dieser Bedingung 
historisch wirksam. (Ausnahme von der Regel dort, wo aufgrund besonderer histori- 
scher Bedingungen — z.B. USA — der Mechanismus der Reservearmee in bestimm- 
ten Phasen der Entwicklung nicht funktioniert.) 

Wird also den Arbeitern die Notwendigkeit der gewerkschaftlichen Organisa- 
tion aufgezwungen, so begreifen sie damit nicht unmittelbar, daf3 das historische 
Ziel ihrer Organisation nicht mit der Konkurrenz mit dem Kapital abgeschlossen ist 
und daß sie sich als gesellschaftliche Klasse zur Umwälzung der kapitalistischen 
Gesellschaft organisieren müssen. Die Erfolge, weiche die Gewerkschaften als Ver- 
einigungen der Arbeiter insbesondere in Phasen prosperierender Kapitalakkumuia- 
tion in bezug auf die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen durchset- 
zen können, fördern bei den Arbeitern durchaus die Vorstellung, daß ihr gewerk- 
schaftlicher Zusammenschluß, aber auch ihre Vertretung im bürgerlichen Parlament 
hinreiche, um innerhalb der bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse ihre Lage 
dauerhaft gegenüber dem Kapital sichern’ und verbessern zu können. Diese Illusion 
wird .bestärkt durch die Erscheinung des Lohns als Preis der Arbeit, in der das 
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Ausbeutungsverhältnis, die Aneignung unbezahlter Arbeit durch das Kapital, ver- 
deckt ist. Die Arbeit selbst erscheint dann neben Kapital und Boden als gleichrangi- 
ger, natürlicher Produktionsfakior. Die gesellschaftlichen Bedingungen erscheinen 
als natürliche Bedingungen (Kapitel = Produktionsmittel, Lohnarbeit = Arbeit über- 
haupt). Die Gewerkschaft erscheint als Mittel, die Stellung des Arbeiters als „gleich- 
rangigem Produktionsagenten“ neben dem „Produktionsagenten Kapital und Beo- 
den“ innerhalb der Gesellschaft durchzusetzen. (Vgl. etwa die gewerkschaftliche 
stung nach der Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit in der Mitbestim- 
mungskonzeption.) 

Die gewerkschaftliche Aktion richtet sich dann auf die proportionell gerechte 
Verteilung des von den „Produktionsfaktoren Arbeit, Boden und Kapital” produ- 
zierten Produkts auf die Besitzer dieser unterschiedlichen Produktionsfaktoren. 
(Vgl. Orientierung von Lohnpslitik u.a. an Prodsktivitätszuwächsen.) Die Arbeit 
als Produktionsfaktor erscheint als Einkommensguelle, als spezifisches Eigentum 
des Arbeiters, die — vermittelt über die Gewerkschaft — an das Kapital verkauft 
wird. Gerechte Binkommensverteilung zwischen den Produktionsfakioren erscheint 
als Ziel der gewerkschaftlichen Vereinigung. Daß sich im historischen Prozeß der 
Akkumulation der Reichtum des Kapitals übermäßig vermehrt gegenüber dem An- 
teil der Arbeiterklasse am gewachsenen Reichtum, wird allerdings erst dann wirklich 
zum Problem, wenn das Kapital seine Angriffe auf die Lebenslage der Arbeiter 
beginnt. Solange das nicht der Fall ist, erscheint diese ungleiche Verteilung des 
wachsenden gesellschaftlichen Reichtums zwischen Lohnarbeit und Kapital als 
durchaus zufälliger und veränderbarer Umstand. (Vgl. Strategien wie: Lohnpelitik 
der Umverteilung, Eigentumsbildung in Arbeitnehmerhand.) 


ni 
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Darin ist aber eingeschlossen, daß die Arbeiter in Phasen, wo die Akkumulationsfä- 
higkeit des Kapitals abnimmt, die Verschlechterung bzw. auch die Begrenzung der 
Verbesserung ihrer Lebensbedingungen notwendig zunächst als Resultat von Män- 
geln und Fehlern ihrer gewerkschaftlichen Orgenisierung oder auch als falsche Poli- 
tik ihrer politischen Vertretung (z.B. Soziaidernekratie) begreifen werden. Denn 
gehen sie davon aus, daß ihr Zusammenschluß die Bedingung der dauerhaften Ver- 
besserung ihrer Exisienz gegenüber dem Kapital ist, so muß eben eine Verschlechte- 
rung zunächst auch auf die Formen des Zusammenschlusses zurückgeführt werden. 
So ist der Wiederbeginn der Klassenkämpfe in Westeuropa seit der Mitte der 60er 
Jahre allenthalben gekennzeichnet durch außerordentlich harte Auseinandersetzun- 
gen zwischen kampfbereiten Arbeitern und traditioneller Gewerkschaftsorganisa- 
tion. Hier entwickeln sich im Kampf gegen das Kapital erst auch die Widersprüche 
in der eigenen Organisation, die dann in ihrer Erscheinung als Widersprüche zwi- 
schen Gewerkschaftsbasis und Apparat bzw. Bürokratie nur unzureichend erklärt 
werden. 

Daß die Arbeiterklasse in einem antagonistischen Verhältnis zum Kapital 
steht, und auch der Versuch der Einschränkung ihrer Konkurrenz in den Gewerk- 
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schaftsorganisationen auf die Dauer nicht die Sicherung ihrer Existenz, die Konkur- 
renz gegenüber dem Kapital erlaubt, ist als massenhafies Bewußtsein eıst Resultat 
sich zuspitzender Auseinandersetzungen und der Erfahrung der Grenzen des organi- 
sierten Kampfes um die Sicherung und Verbesserung ihrer Lebensbedingungen 
innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise. (Wieweit dieses Bewußtsein selbst 
wieder durch die Organisationen des Proletariats als politisches vermittelt werden 
kann, von ihnen auch in Phasen des Kapitalwachstums repräsentiert werden kann, 
darauf wollen wir hier nicht eingehen.) 

Revolutionäres Bewußtsein und revolutionäre Otrganisaticnen entwickeln sich 
unter der Bedingung des entfalteten Kapitalismus erst im Prozeß der Auseinander- 
setzung mit dem Reformismus, welcher eben eine notwendige Bewußtseins- und 
Organisationsform der Arbeiterklasse innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft dar- 
stellt, und dem sich — wie die Geschichte der kommunistischen Parteien nach dem 
Zweiten Weltkrieg zeigt —- auch Örganisationen der Arbeiterklasse, die sich ur- 
sprünglich als revolutionäre begriffen, nicht einfach entziehen können, soweit in 
ihnen relevante Teile der Arbeiter organisiert sind. 
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Die Arbeiterklasse tritt in ihrer Konkurrenz mit dem Kapital und ihrem Versuch, 
durch gewerkschaftliche Organisation diese Konkurrenz überhaupt durchführen zu 
können, nicht von vomherein als einheitliche auf. Das Kapital produziert zum einen 
die Trennung zwischen körperlicher und geistiger Arbeit, es produziert die Arbeits- 
teilung und damit unterschiedliche Arbeitsfunktionen innerhalb des Produktions- 
prozesses (Teilung zwischen qualifizierten und unqualifizierten Arbeitern). Das 
Kapital delegiert im weiteren bestimmte seiner Funktionen an Teile der Lohnarbei- 
ter (Aufsicht und Kontrolle). Im Prozeß der gesamtgesellschaftlichen Reproduktion 
wird produktive und unproduktive Arbeit geleistet. Das Kapital agiert als konkurrie- 
rendes Einzeikapital innerhalb der einzelnen Branchen, und Konkurrenz der Kapita- 
le findet statt, einmal innerhalb, zum zweiten zwischen den Branchen. Unterschied- 
liche Position der Einzelkapitale in der Konkurrenz schließt unterschiedliche Posi- 
tion der von ihnen beschäftigten Arbeiter ein. 

Das Kapital produziert also die Lohnarbeiterklasse als in sich selbst wiederum 
differenzierte, welche Differenzierung sich auch in den gewerkschaftlichen Organi- 
sationen selbst wieder zunächst naturwüchsig niederschlägt. Dies ist ein wesentlicher 
Erklärungsgrund für die unterschiedlichen historischen Erscheinungsformen der Ge- 
werkschaftsorganisation. So gibt es z. B. immer wieder Versuche qualifizierter Ar- 
beiter, ihre Verkaufsbedingungen gegenüber dem Kapital zu verbessern, indem sie in 
ihrem Zusammenschluß sich selbst wieder gegenüber der Konkurrenz anderer Arbei- 
ter abschließen. (Wir denken im folgenden an bestimmte Organisationsformen in 
den USA.) Hier wird also das Arbeitsangebot „künstlich“ verknappt durch diese 
Form gewerkschaftlicher Organisierung. Durch die Kontrolle des Arbeitsmarkts für 
Arbeiter bestimmter Qualifikation soll dem Kapital Widerstand entgegengesetzt 
werden bei seinem Versuch, die Konkurrenz unter den Arbeitern als Mittel der 
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Lohnsenkung und Erhöhung der Arbeitsleistung einzusetzen. Daher ist hier die 
gewerkschaftliche Organisation ein Mittel, die Konkurrenz gegenüber dem Kapital 
durch den Versuch des Ausschlusses der Konkurrenz unter den Arbeitern in der 
Form zu organisieren, daß sich Teile der Lohnarbeiter organisatorisch von der Masse 
der anderen Arbeiter abgrenzen.“ Diese Organisationen (worunter alle ständische 
Gewerkschaftsorganisationen, wie sie sich exemplarisch in den USA herausgebildet 
haben, fallen) neigen dann auch dazu, auf dem Verhandlungsweg mit dem Kapital 
zu verkehren, da die Machtposition gegenüber dem Kapital nicht durch Verweige- 
rung der Arbeitsleistung, sondern durch die Absonderung von der Arbeiterklasse 
ausgetragen werden kann. {Allerdings werden diese Organisationsformen durch das 
wechselnde Bedürfnis des Kapitals nach Arbeitskraft bestimmter Qualifikation 
selbst immer wieder in Frage gestellt) Daher können auch in dieser Form die 
Gewerkschaften nicht mehr als Klassenorganisationen fungieren, sondern schreiben 
eher die naturwüchsige Zersplitterung der Arbeiterklasse organisatorisch fort; sie 
sind dann nicht mehr Organ der Klasse gegen das Kapital, sondern Vertretung 
privilegierter Arbeiterschichten dem Kapital gegenüber -—- auf Kosten anderer Arbei- 
ter. 

Gewerkschaftliche Organisation bedeutet nicht notwendig Vereinigung aller 
Arbeiter gegenüber dem Kapital, vielmehr kann sich zwischen verschiedenen Ge- 
werkschaftsorganisationen und innerhalb derselben selbst die Konkurrenz wiederum 
in der Form reproduzieren, daß Teile der Arbeiter sich monopolistisch gegenüber 
anderen Teilen der Arbeiter abzuschließen suchen.(Unter diesem Gesichtspunkt 
müßte auch das Verhältnis von Facharbeitern und einfachen Arbeitern in den 
BRD-Gewerkschaften diskutiert werden.) Monopol also als Form der Konkurrenz 
innerhalb der Arbeiterklasse (wenn auch immer nur vorübergehend), über welches 
die Arbeiter einer bestimmten Qualifikation mit dem Kapital zu konkurrieren su- 
chen. Solche Monopolbildungen reagieren auf das Gesetz, daß, je leichter der Über- 
gang der Arbeiter von einem Produktionszweig zum anderen, von einer Arbeitsfunk- 
tion zur anderen, je größer die Konkurrenz unter ihnen. 

Aber auch wenn eine gewerkschaftliche Organisation sich als Organisation 
aller Arbeiter herausgebildet hat, bleibt sie zunächst noch Organisation der nationa- 
len Arbeiterklasse, sucht also die Verschlechterung der Lage der Arbeiterklasse 
durch Vermehrung der Konkurrenz unter ihnen dadurch aufzuhalten, daß sie sich 
z.B. gegen den Zustrom ausländischer Arbeiter oder gegen den Abfluß von Kapital 
zur Wehr zu setzen sucht (Produktionsverlagerung, Kapitalexport). 

Halten wir also fest: Gewerkschaftsorganisation impliziert die Einsicht der 
Arbeiter, daß sie nicht als einzelne mit dem Kapital konkurrieren können, bedeutet 
aber nicht notwendig Vereinigung der Arbeiter zur Klasse, welche die bewußte 
Einheit aller Arbeiter, auch die der Unbeschäftigten einschließt. Solche Formen 
gewerkschaftlicher Organisation sind selbst vielmehr schon Resultat eines politi- 
schen Bewußtwerdungsprozesses in welchem den Arbeitern die Einsicht aufgezwun- 
gen wurde, daß sie als Klasse dem Kapital gegenüberstehen mit historisch unver- 
söhnlichen Widersprüchen. (Vgl. die Entstehung sozialdemokratischer und kommu- 
nistischer Gewerkschaften.) 

Daraus ergibt sich aber auch, daß die Gewerkschaftsorganisationen, in wel- 
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chen wenigstens formeil die verschiedenen Schichten der Arbeiter vereint sind, 
welche sich also nicht durch Klassenzersplitterung in der Konkurrenz mit dem 
Kapital zu behaupten suchen, in diesem Punkt offener sind für ihre Transformation 
in Instrumente des allgemeinen Klassenkampfes mit dem Kapital, als solche histori- 
schen Organisationsformen, welche die Konkurrenz mit dem Kapital als Konkur- 
renz innerhalb der Arbeiterklasse lediglich reproduzieren (also alle ständischen Or- 
ganisationsformen, Organisationen mit closed-shop-Prinzip, wie z.B. in den USA). 


1.6 


Beziehen sich die Arbeiter auf die Gewerkschaft als ihr organisatorisches Mittel, mit 
dem Kapital zu konkurrieren, so ist dadurch umso mehr das Selbstverständnis der 
Gewerkschaft als Apparat bestimmt. Kern des gewerkschaftlichen Reformismus ist 
eben die Vorstellung, es bedürfe nur der Organisation, um dem Kapital die Siche- 
rung der Existenzbedingungen der Arbeiter und einen Anieil am wachsenden gesell- 
schaftüchen Reichtum abzuzwingen. Gerade am Festhalten der Organisation als 
einem solchen Apparat der Interessendurchsetzung, an der Vorstellung, die Arbei- 
terinteressen ließen sich früher oder später durch die Organisation selbst durchset- 
zen, entwickelt sich der Widerspruch zwischen Arbeitern und historisch herausgebil- 
deter Gewerkschaftsorganisation in Phasen, wo sich die allgemeinen Gesetze der 
kapitalistischen Produktion als krisenhafte Entwicklung der Lage der Arbeiterklasse 
und der Kapitalverwertung durchsetzen (3). Während — wenn auch noch mehr oder 
weniger unbegriffen — der Widerstand der Arbeiter gegen eine Herabsetzung ihrer 
Lebensbedingungen auf den antagonistischen Charakter von Lohnarbeit und Kapital 
verweist, sichtbar macht, daß die Entwicklung des gesellschaftlichen Reichtums im 
Widerspruch zur Entwicklung der gesellschaftlichen Individuen sich vollzieht, wird 
die Gewerkschaftsorganisatien, insofern sie sich eben begreift als entwickeltes orga- 
nisatorisches Instrument der Konkurrenz zwischen Lohnarbeit und Kapital inner- 
halb der kapitalistischen Gesellschaft, weiterhin den Interessenausgleich zu organi- 
sieren suchen und sich damit in Widerspruch zur Bereitschaft der Arbeiter, für die 
Verteidigung ihrer Lebensbedingungen mit dem Kapital den Kampf aufzunehmen, 
setzen, (z. B., indem sie glaubt, durch Lohnstillhaltepolitik die Arbeitsplätze sichern 
zu können). Solange die Arbeiter selbst noch nicht das Bewußtsein der revolutionä- 
ren Konsequenz aus ihrem Kampf mit dem Kapital heraushaben, wird zudem eine 
Politik der versuchten Klassenversöhnung von seiten des Gewerkschaftsapparats sich 
auf das noch unentwickelte und/oder diffuse Bewußtsein der Arbeiter von ihrer 
historischen Aufgabe stützen können. Auch das entwickelte Bewußtsein von der 
Unversöhnlichkeit zwischen Arbeiter- und Kapitalinteressen bedeutet noch nicht, 
daß damit die Gewerkschaft einfach revolutionäre Organisation sein könnte. Solan- 
ge es der Arbeiterklasse nicht gelungen ist, die gesellschaftliche Macht vollends zu 
übernehmen, Bleibt die objektive Funktion der Gewerkschaft, die Ware Arbeitskraft 
zu verkaufen, bestehen. 

Von da aus läßt sich zunächst grob bestimmen, daß zum einen der erscheinen- 
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de Widerspruch zwischen Arbeitern und historisch herausgebildetem Gewerkschafts- 
apparat als historische Erscheinung zus dem allgemeinen Verhältnis zwischen Lohn- 
arbeit und Kapital herzuleiten ist, sich also nicht mit organisationssoziologischen 
(Bürokratiethese) cder moralischen Argumenten (Klassenverrat) einfach bestimmen 
läßt. Zum anderen wird sichtbar, daß es durchaus ein Ziel sein kann, die Gewerk- 
schaften progressiv zu verändern und für die Besetzung von Machtpositionen durch 
Linke zu kämpfen. Mit dieser Veränderung darf allerdings nicht die Illusion verbun- 
den sein, man habe nun die Gewerkschaft in eine revolutionäre Organisation ver- 
wandelt. Auch solche personellen Veränderungen würden nicht die Funktion der 
Gewerkschaft verändern können, Mittel der Arbeiter zu ihrer Konkurrenz mit dem 
Kapital zu sein und als solche eine Notwendigkeit für die Arbeiter darzustellen, um 
überhaupt dem Kapital Widerstand leisten zu können. Die Gewerkschaft muß Ver- 
träge mit dem Kapital schließen können, in denen die Verkaufsbedingungen der 
Arbeitskraft fesigehalten werden, solange die Ware Arbeitskraft verkauft wird. Sie 
muß also vertragsfähig sein für das Kapital, Die Integration des Gewerkschaftsappa- 
rats ist Resultat dieser objektiven Funkiion und nicht einfach nur das falscher 
Organisationsformen (mangeinde Demokratie, moralische Heruntergekommenheit 
von Individuen). Vielmehr kann jede auf die Gewerkschaftsorganisation bezogene 
Strategie von Sozialisten und Kommunisten sich nur darauf richten, der Entwick- 
lung des Klassenwiderspruchs und des Klassenkampfs in der Gewerkschaft eine 
Bewegungsform zu geben, Gewerkschaftsorganisationen seibst zu Instrumenten des 
Klassenkampfs zu entwickeln, die Entwicklung des Klassenwiderstands der Arbeiter 
überhaupt vermittelt über die Gewerkschaft zu organisieren. Dieser Widerstand 
selbst schwankt, solange die herrschende Klasse nicht gestürzt ist und die Produk- 
tionsverhältnisse nicht umgewandelt sind, immer zwischen den den Klassenantago- 
nismus aufzeigenden Kämpfen und Kompromissen mit dem Kapital. Innerhalb der 
kapitalistischen Gesellschaft kann dieses Schwanken nur vom Kapital (bzw. dem 
bürgerlichen Staat) in seinem Sinne aufgehoben werden, nämlich durch die terrori- 
stische Unterdrückung der Arbeiterklasse und die Zerschlagung ihrer Örganisatio- 
nen. 


17 


Zur Analyse reformistischen Bewußtseins der Arbeiter und reformistischer Örgani- 
sationen der Arbeiterklasse reicht nun allerdings die Darstellung der mit dem Kapi- 
talverhältnis gesetzten Verkehrungen der wirklichen (Ausbeutungs-)Zusammenhän- 
ge, der notwendig gesetzten Konkurrenz unter den Arbeitern und der historisch 
herausgebildeten Organisationsformen der Arbeiter nicht hin. Vielmehr ist ja jene 
Instanz, die wir oben als Instanz der herrschenden Klasse zur Zerschlagung der 
Arbeiterorganisationen (unter bestimmten historischen Bedingungen angedeutet ha- 
ben, selbst noch Ausgangspunkt von Illusionen: der Staat. Der Arbeiter ist nicht nur 
Warenverkäufer und Objekt der Ausbeutung, vielmehr ist er gerade als „Teiineh- 
mer“ an, Handelnder in der Zirkulation auch Staatsbürger, freier und gleicher Teil- 
nehmer am Tauschakt. Wir wollen diesen Zusammenhang hier kurz zu umreißen 
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versuchen, weil daraus weitere Illusionen über die Lage der Arbeiter und deren 
Veränderung in der bürgerlichen Gesellschaft resultieren, die weiter unten bei Ana- 
iyse des Verhältnisses von SPD und Gewerkschaften wichtig werden (6). 

Dabei muß der Staat aus der Anatomie der bürgerlichen Gesellschaft in seinen 
Funktionen abgeleitet werden, will man die Möglichkeiten und Grenzen staatlichen 
Handelns und die Quelle illusionären Bewußtseins gegenüber dem Staat adäquat 
darstellen. Mit der Entwicklung des Warentauschs ist auch die Entwicklung jener 
Instanz gesetzt, die die äußeren Bedingungen des Tauschs garantiert und -- versehen 
init Sanktionsmitteln — als äußere Zwangsgewalt gegenüber den Teilnehmern am 
Austauschprozess diese generellen Normen auch geltend macht. Diese hier nur kurz 
benannte Funktion des Staates erfährt dann eine entscheidende Veränderung in 
ihrem Inhalt, wenn das Geld sich zum Kapital, die Arbeit sich zur Lohnarbeit 
entwickelt: Ohne daß es besonderer „neuer“ Funktionen bedürfte, garantiert der 
Staat dann nicht mehr nur die Bedingungen des Austauschs, sondern in dieser 
Funktion zugleich auch und gerade die Bedingungen der Ausbeutung, insofern die- 
ser Austausch nunmehr die Anwendung und Ausbeutung des Lohnarbeiters im 
Produktionsprozess einleitet. Damit ist zugleich der Staat als Klassenstaat definiert, 
eben weil er sich gegenüber Lohnarbeit und Kapital äußerlich verhält als Garant der 
Bedingungen des Austauschs der Ware Arbeitskraft mit dem Kapital: Gerade um 
Klassengewalt zu sein, muß sich der Staat Garant der Bedingungen des Austauschs 
der Lohnarbeit mit dem Kapital gegenüber dem Kapital. Wir haben hier also aus der 
Funktion des Staates als äußere Zwangsgewalt den Austauschenden gegenüber so- 
wohl den „Klassenstaat“ als auch den „Sozialstaat“ im Keim abgeleitet: Einerseits 
garantiert der Staat den Ausbeutungsprozeß, insofern er die Basis des Tauschs — das 
Privateigentum (hier: das Kapitaleigentum) — garantiert, und setzt die damit erfol- 
gende Unterwerfung des Arbeiters unter das Kapital den Arbeitern gegenüber not- 
falls mit Gewalt durch. Andererseits garantiert er aber auch das „Eigentum“ des 
Arbeiters, die Arbeitskraft, sofern sie als Ware auf dem Markt auftritt und setzt 
damit dem Kapital Schranken in der hemmungslosen Ausbeutung des Arbeiters. 

Umgekehrt bezieht sich der Arbeiter als Verkäufer einer Ware auf die Zirkula- 
tionssphäte, die Sphäre der „Freiheit“ und „Gleichheit“ und bezieht sich in dieser 
Funktion als freier Staatsbürger auf den Staat. Einmal in den Produktionsprozeß 
eingetreten, endet die Sphäre der Freiheit und Gleichheit, beginnt die Herrschaft 
des Kapitals. Sowohl die Herausbildung des Arbeiters als „freier“ Lohnarbeiter als 
auch des Arbeiters als Staatsbürger sind allerdings Resultat von Klassenkämpfen, in 
deren Verlauf sich die Arbeiter auch die Anerkennung ihrer Koalitionen durch 
Kapital und Staat erkämpfen. Mündet dieser Prozeß nun in die Institutionalisierung 
des Klassengegensatzes, in die „Verrechtlichung‘‘ der Beziehungen zwischen Kapital 
und Arbeit, so werden die Organisationen der Arbeiter zwar in das kapitalistische 
System „integriert‘‘, diese Integration ist aber richt Ausdruck eines wie auch immer 


6) Wir beziehen uns in den folgenden Ausführungen auf die u. E. fortgeschrittenste Ablei- 
tung der Staatsfunktionen bei: Bernhard Blanke, Ulrich Jürgens, Hans Kastendiek, Zur 
neueren marxistischen Diskussion über die Analyse von Form und Funktion des bürger- 
lichen Staats, Referat auf der Tagung der Deutschen Vereinigung für Politische Wissen- 
schaft in Hamburg vom 1. bis 4. Oktober 1973; das Referat soll demnächst in einem 
Sonderheft der Politischen Vierteijahresschrift veröffentlicht werden. 
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gearteten qualitativen Wandels im Verhältnis zwischen Lohnarbeit und Kapital (und 
der Rolle der Gewerkschaften darin), sondern Resultat der Anerkennung der Arbei- 
ter und ihrer Organisationen als Warenverkäufer, insofern also dem kapitalistischen 
Produktionsprozeß funktional! Daß dieser Wereniausch zugleich die Ausbeutung 
des Arbeiters im Produktionsprozeß einleitet, setzt ja gerade jene Konflikte in den 
Organisationen der Arbeiter und zwischen Gewerkschaften, Kapital und Staat, die 
unter bestimmter historischer Zuspitzung jene Integration wieder aufbrechen oder 
doch zumindest brüchig werden läßt. 

Wird so einerseits durch die Anerkennung des Arbeiters als Warenverkäufer 
und damit durch die staatliche Garantie seiner Verkaufsbedingungen die Illusion 
befördert, der Staat siehe über der Gesellschaft und könne durch einen entsprechen- 
den Druck (sei es vermittels der Gewerkschaften, sei es vermittels politischer Par- 
teien) zu einem Handeln gezwungen werden, das die Situation der Arbeiter grundle- 
gend verändert, so gewinnt diese Vorstellung eine scheinbar äußerst reale Perspekti- 
ve, wenn es den Arbeitern im Gefolge von Klassenauseinandersetzungen gelingt, als 
Jreie, gleiche, mit allen politischen Rechten ausgestattete Staatsbürger, anerkannt zu 
werden. Denn grundsätzlich ist damit zunächst jener Widerspruch jeder bürgerlichen 
Verfassung mit allgemeinen Wahlrecht gesetzt, der darin besteht, daß „den organi- 
sierten Lohnarbeitern die politische Macht ohne die gesellschaftliche Macht gegeben 
ist, und den Kapitaleigentümern die gesellschaftliche Macht überlassen bleibt, aber 
ohne politische Garantie“ (7). Zwar sind über die Teilhabe der Arbeiterklasse an der 
politischen Macht dem Klassenkampf — selbst wenn er sich in so unentwickelten 
Formen wie der Auseinandersetzung um die Verteilung des Sozialprodukts aus- 
drückt — grundsätzlich neue Daten gesetzt; aber gerade solche möglichen Teilerfolge 
lassen die Bedingiheit der staatlichen Politik durch die Gesetze der Kapitalrepro- 
duktion aus dem Blick schwinden. Die Durchsetzung dieser Gesetze wird durch die 
Funktion des Staates, die Basis des Austausches, das Privateigentum, zu garantieren, 
gewährleistet und es sind ja gerade Arbeiterparieien gewesen, die unter der Parole 
antraten, den Staat dazu zu zwingen, die Garantie der äußeren Bedingungen des 
Austauschs auch für die Ware Arbeiiskraft geltend zu machen — gegenüber dem 
Kapital! Am Ende dieses Prozesses steht nicht die Erlangung der gesellschaftlichen 
Macht vermittels des Staates, sondern die bürgerliche Reformpartei, die ihre Funk- 
tion nurmehr in der weiteren Ausdifferenzierung jener „Zirkulationsrechte“ der 
Arbeiterklasse (die auch die Bedingungen der Anwendung der Arbeitskraft umfas- 
sen) zu sehen vermag. . 

Die reformistischen Vorstellung der Arbeiter in bezug auf den Staat lassen 


7) Wolfgang Müller, Der Pluralismus — die Staatstheorie des Reformismus, in: 
G. Doeker/W. Steffani (Hrsg.), Klassenjustiz und Pluralismus, Festschrift für E. Fraenkel, 
Hamburg 1973, S. 415. In diesem Aufsatz wird am Beispiel Naphtalis und Sinzheimers 
der gewerkschaftliche Reformismus in seiner Illusion, über den bürgerlichen Staat die 
Bedingungen des Austauschs Lohnarbeit-Kapital verändern zu können, anschaulich ent- 
wickelt. Voraussetzung des partiellen Eıfoigs gewerkschaftlichen Reformismus Ün der 
Weimarer Republik) war bezeichnenderweise eine Phase relativ prosperierender Kapital- 
akkumulation und der vorangegangene Klassenkompromiß nach 1918. Mit den ersten 
Krisenanzeichen werden dann auch die Teilesfolge durch den bürgerlichen Staat zurück- 
genommen. 
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ich, so aus dem Wesen des kapitalistischen Staats materialistisch begründen, nur 
seizt dieser Reformismus offensichtlich voraus, daß der Staet nicht gezwungen ist, 
offen n zugunsten der Erhaltung des Frivateigentums und damit zugunsten der Repro- 
on des Kapitals in die Reproduktionsbedingungen der Arbeiterklasse einzugrei. 
Ten: sei es indirekt über die ökonomische Politik des Staates (Staatsinterventionis- 
MUS, Rinkommenspolitik), sei es direkt über die unverhülite Regression der Arbel- 
terklasse und ihrer Organistionen (wie dies am offensten im Faschismus der Fall 
ist). Der Grad dieses Eingriffs zugunsten der Erhaltung der kapitalistischen Produk- 
tionsweise (deren Garant er ist) ist allerdings nicht mehr auf dieser allgemeinen 
Ebene zu bestimmen, sondern hängt ab von den konkreten Bedingungen der Mehr- 
wertproduktion, der Akkumulation des Kapitals und der konkreten Entwickiung 
des Klassenkampfs. Damit findet jedoch auch das reformistische Bewußtsein eine 
Schranke in der Zuspitzung der Konflikte im ARkmUhHOn surozeß, der verschärf- 
ten Ausbeuiung durch das Kapital (Arbeitslosigkeit, Lohndruck, Arbeitsintensivie- 
rung, offene Despotie des Einzelkapitalisten) und Unterdrückung durch den staatli- 
chen Repressionsapparat. Auf diesem Hintergrund muß auch die Möglichkeit der 
Auflösung von „arbeitsgemeinschäftlichen Vorstellungen‘ oder die mögliche Auf- 
kündigung einer Zusaramenarbeit Staat/Kapital — Gewerkschaften gesehen werden. 
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im Verhältnis zwischen Lohnarbeit und Kapital sind auch selbst die Bedingungen 
gesetzt, welche die Arbeiter darauf verweisen, die Gewerkschaften zu Instrumenten 
des offenen Klassenkampfs zu inachen. Kann in Phasen prosperierender Kapitalak- 
kumulation die Konkurrenz der Arbeiter mit dem Kapital vermittelt über die Ge- 
werkschafisorganisationen zeitweise bürgerliche Formen annehmen (Reduktion auf 
Verhandlung, reine Stellvertreterpolitik der Arbeiterinieressen, repräsentatives Han- 
deln), so zwingt der Versuch des Kapitals, seine wachsenden Verwertungsschwierig- 
keiten bei sich verengendem Spielraum der Akkumulation zu kompensieren durch 
Druck auf den Arbeitslohn und zunehmenden Druck auf die Arbeitsleistung die 
Arbeiter dazu, dieser Tendenz Widerstand enigegenzusetzen. Ihre Lebensinteressen 
geraten jeizt in offenen Widerspruch mit dem Verwertungsinteresse des Kapitals. 
Was als unterschiedliches (aber versöhnbares) Interesse erschien, kann jetzt wieder 
die Form des offenen Klassenkampfes annehmen. Dies wird zum einen darin deut- 
lich, daß das Kapital sich jetzt vom „sozialpartnerschaftlichen Verhandlungspart- 
ner“ zum organisierten Träger des Klassenkampfs von oben entpuppt und dabei den 
bürgerlichen Staat (Polizei etc.} als Machtmittel einzusetzen sucht. Der Gegner wird 
damit als Klassengegner sichtbar. — Hält demgegenüber die Gewerkschaftsorganisa- 
tion noch an einer Politik der Klassenversöhnung fest, so sind die Arbeiter zunächst 
auf eine offene Austragung des Klassenkampfs mit dem Kapital hingewiesen, auf 
der Grundlage, die das Kapital selbst durch die Vereinigung der Arbeiter innerhalb 
der Betriebe herstellt. Auf dieser betrieblichen Ebene können sie in spontanen 
Kämpfen Widerstand !sisten. Doch die organisierte Macht des Kapitals wird jede 
mar auf den Betrieb bezogene Aktion auf die Dauer perspektivlos bleiben lassen und 
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in unnötigen Niederlagen enden lassen. 

Die Arbeiter sind also gezwungen, sich die gewerkschaftlichen Formen der 
Organisation, ouch wenn sie sich ihnen gegenüber verselbständigt haben, jetzt wie- 
der zur Austragung des Gegensatzes zum Kapital in der Form des offenen Klassen- 
kampfs anzueirnen. 

Auch das keißt noch nicht, daß damit automatisch schon die Erkenntnis der 
notwendigen Umwälzung der kapitalistischen Gesellschaft gesetzt ist. Auch das Aus- 
tragen dieser Klassenkämpfe kann sich bei den Kämpfenden noch mit der Illusion 
verbinden, durch massiven Einsatz aller Kampfmittel die Lage der Arbeiterklasse 
gegenüber dem Kapital ohne Aufhebung der kapitalistischen Produktionsweise 
schrittweise und auf Dauer verbessern zu können. Andererseits ist klar, daß die 
Entwicklung der Gewerkschaften zu Kampforganisationen den bürgerlichen Staat 
als Maschinerie der politischen Unterdrückung auf den Plan ruft, je weniger die 
Interessen der kämpfenden Arbeiter und die Notwendigkeiten der Kapitalakkumu- 
latiorı miteinander vereinbar sind. Auch Kämpfe, die unter reformistischen Vor- 
zeichen begonnen und geführt werden, verweisen so auf ihre revolutionäre Konse- 
quenz. 

Die Gewerkschaftsorganisation wandelt sich also nicht in erster Linie deshalb 
kampforganisation, weil sich der Gewerkschaftsapparat als Instrument 
der Intsressenvertretung der Arbeiter legitimieren muß (er kann z.B. sagen, eine 
Lehnsenkung sei im Interesse der Arbeiter an der Erhaltung der Arbeitsplätze not- 
wendig), sondern diesem Prozeß muß bei den Arbeitern selbst zugrunde liegen die 
Erkenntnis von der Notwendigkeit der Aneignung der Organisation als Instrument 
des Klassenkampis, die Erkenntnis also, daß sie es sind, die sich in der Organisation 
organisieren und in ihr handeln. 


2. Zum gegenwärtigen Stand der Auseinandersetzung der Arbeiter mit dem 
Kapital und der Politik der Gewerkschaftsführung 


Es ist im folgenden nicht möglich, eine Einschätzung des Stands der gesamten 
Gewerkschafts- und Klassenbewegung in der BRD zu geben. Dazu müßten zum 
einen die Entwicklungen in den einzelnen Industriezweigen und den Einzelgewerk- 
schaften, das Problem der Gliederung der Lohnarbeiter, die Exisienz einer breiten 
Schicht von Arbeitern, die nicht vor Kapital angewandt werden, sondern beim 
Staat angestellt sind, berücksichtigt werden; zum anderen müßte die Ungleichmäßig- 
keit der Entwicklung der Klassenbewegung in den einzelnen Industriezweigen selbst 
charakterisiert werden. Hier soll es darum gehen, an der Entwicklung vor allem der 
IG-Metall und hier wieder an ihren fortgeschrittensten Punkten Probleme aufzuzei- 
gen, welche in bezug auf die Diskussion der Strategie des „express“ — antikapitali- 
stische Vertrauensleuiestrategie — uns wichtig erscheinen. 
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2.1 Veränderungen in der Kapitalakkumultion und den Klassenkämpjen 
seit 1967 


Die sich entwickelnden Auseinandersetzungen in den Gewerkschaften haben ihre 
Grundlagen in den veränderten Bedingungen im Kapitalwachstum und der damit 
veränderten Lage der Arbeiter seit Mitte der 60er Jahre. War mit dem ungehinder- 
ten Wachstum des Kapitals bis Mitte der 60er Jahre ein kontinuierlicher Anstieg der 
Reallöhne verbunden (was als eine materielle Grundlage des zunächst den Arbeitern 
nach 1945 aufgezwungenen Reformismus in den Gewerkschaften zu begreifen ist), 
können wir mit dem Eintreten der Krise 1966/67 Veränderungen in der Lage der 
Arbeiter feststellen, die ihre gesellschaftliche Stellung verschlechterten. Denn die 
veränderten Bedingungen im Wachstumsprozeß des Kapitals (die hier nicht näher 
ausgeführt werden können; vgl. dazu u. a. die Veröffentlichungen in der PROKLA 
Nr. 3, 4 und 5), zwingen die Kapitalisten, mittels Umwälzung der technologischen 
Basis der Produktion, veränderter Arbeitsorganisation und Intensivierung der Arbeit 
die Produktivkraft der Arbeit und somit die Mehrwertrate zu steigern. Andererseits 
führen der Druck der „industriellen Reservearmee“ (in der Krise), inflationäre Pro- 
zesse und die staatliche Einkommenspolitik zu einem Druck auf die Lohnrate. 
Unmittelbare Folgen für die Lage der Arbeiter waren eine allgemeine Verunsiche- 
rung ihrer Existenz durch Frei- und Umsetzungen, Dequalifikationsprozesse sowie 
verschärfte Arbeitsbelastungen sowohl in der Krise als auch im Aufschwung und 
eine — relative — Verschlechterung ihrer gesellschaftlichen Stellung. Es Können 
demgemäß zwei Ebenen beginnenden Widerstands der Arbeiter festgemacht wer- 
den: 

_ In den Betrieben im wesentlichen als Widerstand gegen die Streichung über- 
tariflicher Leistungen (vor allem in der Krise 1967 und dem Konjunkturab- 
schwung 1971/72), gegen Verschlechterung der Arbeitsbedingungen, drohen- 
den Verlust des Arbeitsplatzes, Lohnverschiedenheiten, Dequalifikationspro- 
zesse. Als Ausgleich für reale Verschiechterungen in der Arbeitssituation wer- 
den dabei in der Regel zunächst Lohnerhöhungen gefordert. Überbetriebliche 
Kämpfe, welche die Arbeitsbedingungen unmittelbar zum Gegenstand haben, 
entwickeln sich erst in den letzten Jahren mit der Intensivierung der Arbeit. 

— Gesamtwirtschaftlich entwickelt sich der Widerstand gegen die versuchte 
staatliche Einkommenspolitik (Konzertierte Aktion) als Forderung, die 
tariflichen Forderungen nicht an gesamtwirtschaftlichen Orientierungsdaten, 
sondern an den Lebensbedürfnissen der Arbeiter zu orientieren. 

Auf beiden Ebenen des beginnenden Widerstands wird die offizielle Gewerkschafts- 

politik selbst zum Problem: 

Aufgrund der bisherigen gewerkschaftlichen Praxis (wozu u. a. der Ausschluß 
der Kommunisten und linken Gewerkschafter bis in die Mitte der 50er Jahre zählt) 
sowie aufgrund der BetrVG und der auf ihm aufbauenden Rechtsprechung ist der 
Einfluß der Gewerkschaften in den Betrieben weitgehend begrenzt. Die Orientie- 
rung der Tarifpolitik an gesamtwirtschaftlichen Daten wird in der offiziellen Ge- 
werkschaftspolitik selbst durchgesetzt. Sie erfordert wiederum eine Zentralisierung 
der Entscheidungsfunktionen. 
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Die Abwehrkämpfe der Arbeiter entwickeln sich in der Krise zunächst als 
spontane Kämpfe gegen die Maßnahmen des Kapitals (bzw. gegen die Einzelmaß- 
nahmen der Kapitalisten). Demgegenüber richten sich die Septemberstreiks 1969 
nicht nur gegen das Kapital, sondern stellen auch eine Kritik der Gewerkschaftspoli- 
tik dar, insofern der Beitritt zur Konzertierten Aktion dazu geführt hatte, daß die 
im Aufschwung verbesserten Kampfbedingungen nicht für die Lohnpolitik genutzt 
wurden. So wie diese spontanen Streiks von der IG-Metall-Spitze noch als Resultat 
von Fehlern der Tarifpolitik interpretiert werden konnten, so wurden sie auf der 
anderen Seite von den Arbeitern und linken gewerkschaftlichen Kadern noch nicht 
als Ausdruck langfristiger Widersprüche zwischen Gewerkschaftspolitik und den Be- 
dürfnissen und Forderungen der Arbeiter begriffen, eher als Druck auf die Gewerk- 
schaftsführung, sich ihrer eigentlichen Aufgaben zu besinnen. Daraus ergab sich, 
dat — im Gegensatz zu den Jahren 1966-1969, wo Kämpfe der Arbeiter und der 
linken Gewerkschaftskader noch weitgehend neben der Politik der Gewerkschaften 
als Organisation herliefen — in der Tarifrunde 1970 die Bewegung an der Basis 
wieder weitgehend organisatorisch integriert werden Konnte. Durch die offizielle 
Gewerkschaftspolitik wurde diese Bewegung z. T. in der Vorbereitung der Tarifrun- 
de unterstützt. Auf ihrer Grundiage konnten relativ hohe Löhne gegenüber dem 
Kapital durchgesetzt werden. So schien auf dem Höhepunkt der Konjunktur des 
„gewerkschaftliche Monopol“ auf Konfliktaustragung wieder gesichert. 


Mochte nun auch das Kapital mit dieser Reintegration der spontanen Arbei- 
terbewegung zufrieden sein, so war doch ihre Bedingung, nämlich die Durchsetzung 
größerer Lohnerhöhungen, eine vorübergehende. Die Tarifrunden der IG-Chemie 
und der IG-Metall im Jahre 1971 sind durch eine bis dahin unbekannte Vorberei- 
tung der Arbeitgeberverbände der Chemie- und Metallindustrie auf eine harte Aus- 
einandersetzung mit den Gewerkschaften im Zeichen der sich abschwächenden 
Konjunktur und der Weltwährungskrise gekennzeichnet. Mit ihren provozierenden 
Lohnangeboten scheren die Unternehmerverbände selbst aus der Konzertierten 
Aktion aus. Während Veränderungen im Charakter der Lohnauseinandersetzungen 
bis dahin auf die Metallindustrie beschränkt waren, breitet sich die Streikbereit- 
schaft jetzt aus. In der Chemieindustrie findet der erste Streik in der Geschichte der 
BRD statt. Mit dem niedrigen Lohnabschluß setzt sich die Gewerkschaftsführung in 
Gegensatz zu den Betrieben, welche den Streik getragen hatten, kann sich allerdings 
mit der mangelnden Unterstützung des Streiks durch die Betriebsräte einiger Groß- 
unternehmen herausreden. In der Metallindustrie führt die provozierende Politik 
von Gesamtmetall (bis hin zur Ablehnung des Schiedsspruchs des Schlichters in 
NW/NB) zu einer außerordentlichen Streikbereitschaft der Arbeiter. So wie die 
IG-Metallführung die provozierende Politik von Gesamtmetall in der Vorbereitung 
der Tarifrunde nicht entsprechend beantwortet hatte, so war sie jetzt auch nicht 
bereit, die in der gesamten BRD vorhandene Streikbereitschaft als Kampfmittel in 
der Tarifrunde einzusetzen. So wurde der Abschluß nach dem Streik in Baden-Würt- 
temberg zwar von Teilen der Arbeiter als politischer Erfolg gewertet, rief anderer- 
seits jedoch Unzufriedenheit und Protest gegen die mangelnde Ausnutzung der 
Streikbereitschaft bei der Durchführung der Tarifrunde hervor. 

Hatten die Erfahrungen der Krise 1966/67 und des Erfolge 1970 die Gewerk- 
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schaftsbewegung insgesamt gestärkt, indem das Bewußtsein von der Notwendigkeit 
einer starken Kampforganisation gegen das Kapital sich bei den Arbeitern wieder 
veıstärkt hatte, so machen die streikbereiten Arbeiter 1971 erstmals massiv die 
Erfahrung, daß das Handeln der Gewerkschafsführung eine wirkliche Schranke ihrer 
Kampfkraft und -bereitschaft bildet. Diese Erfahrung setzt sich in der Tarifausein- 
andersetzung 1972/73 fort und vertieft sich in den spontanen Streiks im Jahre 1973 
in der Metallindustrie (vgl. dazu genauer: PROKLA Nr. 10, Neue Momente in der 
Klassenbewegung 1973 in der Metallindustrie): 


Die Arbeiter machen die Erfahrung der offenen Distanzierung der Gewerk- 
schaftsführung vom Streik. 

Zunehmend werden die unteren Schichten der Arbeiterklasse initiativ. Das 
Kapital versucht, Spaltungen zwischen deutschen und ausländischen Arbei- 
tern zu bewirken. 

Die Forderungen der Arbeiter orientieren sich nicht mehr so sehr an der 
Proportionalität der Verteilung des produzierten Werts (vgl. demgegenüber 
noch Begründungen der Forderungen in den Septemberstreiks), sondern an 
der Reproduktion der Arbeitskraft, und zwar sowohl in bezug auf die Arbeits- 
bedingungen im Betrieb (Kampf gegen die Ausraubung der Arbeitskräfte, 
gegen hochdifferenzierte Lohnsysteme etc.) als auch in bezug auf die Lohn- 
höhe (Teuerungszulagen). Der Klassengegensatz wird damit sichtbarer. 

Neben Erfolgen müssen die Arbeiter auch die Erfahrung schwerer Niederlagen 
machen, die Erfahrungen einer außerordentlich harten Strategie des Kapitals 
bis hin zum Polizeieinsatz. Besondere Momente der Kapitalstrategie sind: 
Versuche, den Avanigardebetrieben Niederlagen zuzufügen (Mannesmann, 
Klöckner, Hoesch), die Abspaltung der Stahlindustrie von der Metallindustrie, 
die Zersplitterung der Streiks, keine Zugeständnisse an die Gewerkschaftsfüh- 
rung zu machen und der Einsatz von Meistern und Vorarbeitern etc. als 
Streikbrecher, der massive Einsatz der Arbeitsgerichtsbarkeit. 

Die Kampfbereitschaft der Arbeiter ist entwickelter als in den September- 
streiks: Es kommt, trotz Niederlagen z.B. in den Avantgardebetrieben zu 
immer neuen Streiks auch in Betrieben, wo bisher nicht gestreikt wurde; die 
Streiks sind länger und ausdauernder, obwohl sie oft ohne die organisierende 
Kraft traditionell linker Kader und gegen das Votum der Gewerkschaftsfüh- 
rung durchgeführt werden. Es gibt Betriebe, wo kommunistische Gruppen auf 
den Streik Einfluß gewinnen, vor allem dort, wo ausländische Arbeiter strei- 
ken; positiv bei Hella/Lippstadt, mit negativer Auswirkung bei FORD. Hier 
stellt sich das Problem selbständiger Streikleitungen im Falle des Versagens 
der betrieblichen Gewerkschaftsorgane. 

Die Auseinandersetzung mit der SPD wird offener: Die SPD stößt mit ihrer 
wirtschaftspolitischen Konzeption an die Grenzen der kapitalistischen Ökono- 
mie: Das Dilemma von Inflation (= Druck auf Reallohn) und Arbeitslosigkeit 
wird zugunsten einer harten Stabilitätspolitik entschieden, ohne damit die 
Inflation zindämmen oder die Gefahr der Arbeitslosigkeit (gerade in ‚struktur- 
schwachen‘ Bereichen) beseitigen zu können. Die Illusionen in die sozialde- 
mokratische Wirtschaftspolitik bröckeln ab; zudem ist die SPD dort, wo sie in 
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den Ländern Regierungspartei ist, gezwungen, sogar die Polizei gegen die 

Streiks aufzurüsten oder (wie in Nordrhein-Westfalen) gegen Streikende einzu- 

setzen. In den Mitbestimmuugsbetrieben spielen die SPD-Arbeitsdirektoren 

eine reaktionäre Rolle während der Streiks (z.B. bei Klöckner). Angesichts 
dieser Situation muß die Propagierung der Mitbestimmung durch die SPD ein 

Schlag ins Wasser werden, kann keinerlei propagandistische Kraft mehr entfal- 

ten, was die Präsentation der SPD als Arbeitnehmerpartei angeht. 

Diese Momente der Verschärfung des Klassenkampfes, der Entwicklung verstärkter 
Kampfbereitschaft und der Vertiefung innergewerkschaftlicher Widersprüche zeig- 
ten sich vollständig und unverschleiert in den spontanen Streiks der Metallindustrie. 
In den Organisationsbereichen anderer Gewerkschaften, vor allem der IG-Chemie, 
der IG-Bergbau und der IG-Druck und Papier, manifestiert sich zwar erhöhter 
Kampfwille, jedoch gelang es den Gewerkschaftsführungen mit unterschiedlichen 
Mitteln — Auffangen durch Vorpreschen bei der DRUPA, offene Einschüchterung 
der Streikenden bei der IG-Bergbau — die offene Austragung von Konflikten zu 
verhindern. 

In der Druckindustrie hatten die Mitgliederversammiungen fast aller größeren 
Drupa-Ortsvereine im Januar/Februar Forderungen nach linearen Lohnerhöhungen 
von 40 DM wöchentlich und Preisgleitklauseln aufgestellt. Der Hauptvorstand be- 
schloß, um Dampf abzulassen, eine zwar prozentuale, aber über den Metall-Ab- 
schluß weit hinausgehende Forderung (13 %) und versuchte zugleich, aktive Grup- 
pen in den Betrieben durch einen Extremistenbeschluß — den ersten im DGB — ein- 
zuschüchtern. Als ein Streik unausweichlich wurde, versuchte der Hauptvorstand 
ihn auf 2 Stunden pro Schicht zu begrenzen, tatsächlich aber wurde in den meisten 
Zeitungsdruckereien länger gestreikt. Der 10,8-Prozent-Abschluß stieß zwar auf 
starken Widerstand in den Betrieben (Gegenstimmen bundesweit 44 %, im Bezirk 
Frankfurt z.B. 73%), er war aber hoch genug, um Proteststreiks und autonome 
betriebliche Kämpfe vorerst weitgehend zu verhindern. 

In der Chemieindustrie blieb die Opposition gegen den nach dem Druckab- 
schluß erfolgten 9,9-Prozent-Abschluß auf den Bezirk Rheinland-Pfalz mit dem 
Zentrum BASF beschränkt, wo im April erstmals große Teile der Belegschaft streik- 
ten und einen Abschluß über 10 % durchsetzten. Insgesamt aber wird die Entfaltung 
von Lohnkämpfen in der Chemieindustrie weiterhin einerseits durch die Allianz von 
Betriebsräten und Unternehmensleitungen in den großen Konzernen (besonders 
hohe Differenz zwischen Effektiv- und Tariflöhnen), andererseits durch die extrem 
enge Bindung des Gewerkschaftsvorstands an die SPD erfolgreich behindert; auch 
die satzungsmäßige Verankerung der Vertrauensleute hat daran nichts ändern 
können. 

Im Bergbau lieferte der Saar-Streik vom Oktober ein Exempel erfolgreicher 
gewerkschaftlicher und staatlicher Disziplinierungspolitik, zugleich Exempel der 
Unzulänglichkeit rein spontaner, nicht von Kadern organisierter Kampfführung. 
Eine fugenlose Einheit von Gewerkschaftsspitze, staatlichem Unternehmer und Mas- 
senmedien brachte den Streik von 13.000 Bergleuten binnen 2 Tagen zum Schei- 
tern. Dies war umso leichter möglich, weil den Streikenden trotz DKP-Unterstüt- 
zung auch die einfachsten organisatorischen Voraussetzungen (Streikposten, Ver- 
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bindungen der Betriebsbelegschaften untereinander, Kommunikationsmittel)} fehl- 

ten. Trotz branchenspezifischer Unterschiede lassen sich zwei generelle Ursachen für 

das Zurückbleiben der Kämpfe in den genannten Bereichen hinter dem Metallbe- 
reich ausmachen: 

Die IG-Metall hatte durch ihren stabilitätskonformen 8,5-Prozent-Abschluß 
vom Januar, der mit zwei Dritteln Gegenstimmen quittiert wurde, in ihrem 
Bereich früher als alle anderen Gewerkschaften das Bewußtsein von der Not- 
wendigkeit des betrieblichen, außergewerkschaftlichen Abwehrkampfes gegen 
Lohnraub und Verschärfung der Arbeitsbedingungen aktualisiert, während die 
anderen Gewerkschaften diese Unzufriedenheit durch spätere und höhere 
Tarif-Abschlüsse partiell abfangen konnten. 

_ Der Metallbereich ist aufgrund der traditionellen Vorreiterrolle der IG-Metall 
der kampferfahrenste, was die Konsequenz hat, daß Metallarbeiter als erste 
ihre Kampfformen auch außerhalb und gegen die Gewerkschaftsführung wei- 
terentwickeln, andererseits auch die Metall-Unternehmer besser als andere die 
Anwendung ebenso differenzierter wie brutaler Klassenkampfmethoden ler- 
nen konnten. 

Gerade in der Metallindustrie laufen die Erfahrungen der Arbeiter auf eine Ent- 

täuschung hinaus. In ihrem Bewußtsein hat die gewerkschaftliche Organisation ein 

Kampfinstrument zu sein, das den Streikwillen der Arbeiter in Streikaktionen um- 

setzt. Tut die Gewerkschaft dies nicht und finden selbständige Kämpfe statt, so 

drängt sich den Arbeitern die Notwendigkeit, die Gewerkschaft zu verändern, umso 
mehr auf, je weniger es ihnen gelingt, durch rein betriebliche, ohne die Gewerk- 
schaft geführte Streiks Erfolge gegenüber dem Kapital zu erzielen. In dem Maße, wie 
der Klassengegner sichtbar wird, wie eine Strategie des Kapitals, die Kämpfe in den 
Betrieben zu zersplittern und als vereinzelte zu zerschlagen, offen hervortritt, er- 
scheint der auf den einzelnen Betrieb beschränkte Kampf nicht mehr als jederzeit 
mögliches Mittel der Interessendurchsetzung und der praktischen Kritik der offiziel- 
len Gewerkschaftspolitik. Die Erfahrung verweist auf die Notwendigkeit, die Ge- 
werkschaft als Klassenkampfinstrument zu entwickeln. Sie spiegelt sich in der Ent- 
wicklung von Forderungen der Gewerkschaft gegenüber, die auf ihre innere Demo- 
kratisierung hinauslaufen (Veränderung des Urabstimmungsmodus, Stärkung der 

Stellung der Vertrauensleute in den Tarifkommissionen, Verlagerung von Verhand- 

lungskompetenzen auf die betriebliche Ebene). 

Das Kapital tritt zwar zunehmend als Klassengegner ins Bewußtsein, aber 
damit muß nicht notwendig schon die kapitalistische Produktionsweise als Schranke 
der Sicherung der Lebensbedingungen erscheinen. Zunächst kann durchaus der kon- 
krete historische Zustand der Gewerkschaftsorganisation und dann auch die konkre- 
te Politik des bürgerlichen Staats Ansatzpunkt des sich entwickelnden kritischen 
Bewußtseins sein. 

Die Erkenntnis von der Notwendigkeit der Demokratisierung der Organisation 
bedeutet dabei zunächst die Überwindung einer Schranke im Bewußtsein der Arbei- 
ter selbst, nämlich der Vorstellung, per Delegation der Interessenwahrnehmung an 
die Gewerkschaftsorganisation oder die Betriebsräte sei ihre gesellschaftliche Stel- 
lung zu verteidigen. Zu fragen bleibt, wie in diesem Lernprozeß die Erkenntnis der 
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Unversöhnlichkeit der Klassengegensätze sich vermittelt, wie sie vermittelt werden 
kann? 

In unseren anfänglichen Thesen haben wir versucht, Momente aufzuzeigen, 
aus denen heraus eine sozialistische Position bestimmt werden könnte. Wir sehen 
uns nun nicht in der Lage, unmittelbare Handlungsrezepte für eine sozialistische 
Gewerkschaftsstrategie zu liefern, etwa in der Art der „antikapitalistischen Ver- 
trauensleutestrategie‘‘. Im folgenden führen wir nur einige Überlegungen an, auf 
deren Grundlage die Diskussion weitergeführt werden Kann, vor welchen Problemen 
und Aufgaben gegenwärtig eine sozialistische Gewerkschaftsarbeit steht und wel- 
chen Stellenwert Einzelkonzepte eben wie z.B. die antikapitalistische Vertrauens- 
leutestrategie haben. Eines kann nach dem Vorhergehenden schon gesagt werden: 
Gerade die Liquidierung der Traditionen einer kommunistischen Partei in der BRD 
durch den auch von der SPD und den sozialdemokratischen Gewerkschaften getra- 
genen Antikommunismus führt dazu, daß die beschriebenen neuen Entwicklungen 
der Klassenkämpfe zunächst ein radikal-reformistisches Bewußtsein als gegenwärtig 
fortgeschrittenste Form innerhalb der traditionell an der SPD orientierten westdeut- 
schen Arbeiterklasse hervorbringen kann, was sich dann aber auch resignativ wen- 
den kann, wenn sich ihm keinerlei politische Handlungsperspektiven bieten. Es ist 
also zu diskutieren, ob Sozialisten auf dieses Bewußtsein sich in der Weise beziehen, 
daß sie es in seiner gegebenen Form aufnehmen und bestätigen, oder ob es nicht 
notwendig ist, von vornherein die erfahrenen Widersprüche als Widersprüche einer 
Gesellschaft aufzuzeigen, die selbst die Bedingungen ihrer notwendigen Umwälzung 
aus sich heraustreibt. Von uns wird die letztgenannte Position vertreten. Anders 
gesagt: Die Unversöhnlichkeit der Klassenwidersprüche kann nicht erst dann propa- 
giert werden, wenn jede reformistische Variante der Arbeiterpolitik in die Nieder- 
lage geführt hat. 

Die Frage bleibt aber auch dann noch offen, wie jeweils im einzelnen die 
Vermittlung stattfindet zwischen „Reform und Revolution“, in der Analyse des 
historischen Prozesses und in den Organisationsformen der Arbeiterklasse. 
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2.2 Einige Aspekte des Verhältnisses von Gewerkschaften und SPD 
2.2.1 Krisenmanipulation und bürgerlicher Staat 


Muß auf der einen Seite eine auf die innergewerkschaftliche Demokratisierung ge- 
richtete Politik von dem Bewußtsein getragen sein, daß sich diese nur über die 
Stärkung der seibständigen Kampfiähigkeit der Arbeiter überhaupt durchsetzen 
läßt, so muß auf der anderen Seite der antagonistische Interessengegensatz zwischen 
Lohnarbeit und Kapital, so weit er sich in den gegenwärtigen Erfahrungen und 
Kämpfen der Arbeiter niederschlägt, herausgearbeitet werden. Dies schließt eine 
Auseinandersetzung mit allen Vorstellungen ein, weiche die tatsächliche Lage der 
Arbeiterklasse aus der Wilikür der Kapitalisten, aus der fehlerhaften Politik einer 
sozialdemokratischen Regierung, aus der mangeinden Machtentfaltung der Arbeiter- 
klasse innerhalb dieser Gegelischaft abzuleiten suchen. Zwar ist davon auszugehen, 
daß die tatsächliche Lage der Arbeiter auch ein Ergebnis der tatsächlichen Macht- 
enifaltung und Kampffähigkeit ihrer Organisation ist. (Vgl. dazu genauer 3.} Aber 
die Kritik und Auseinandersetzung mit der SPD und der Gewerkschaftsführung 
kann nicht in der Weise verlaufen, daß als Resultat dieser Kritik neue Illusionen in 
die Versöhnbarkeit der Klasseninteressen bei entsprechender Machtentfaltung der 
Arbeiterklasse innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft herausspringen. 

Das bedeutet z. B., daß man nicht versucht, die Tatsache, daß das kapitalisti- 
sche System mit innerer Notwendigkeit Krisen produziert, denen auch der kapitali- 
stische Staat nicht dauerhaft beikommen kann, dadurch wegzuinterpretieren, daß 
man die Krise als vom Kapital manipulierte darstellt, als pfiffige Erfindung der 
Kapitalisten womöglich noch zusammen mit dem bürgerlichen Staat, um die Arbei- 
ter zu disziplinieren (®). Das bedeutet z.B., daß man bei der Auseinandersetzung 
mit der SPD-Regierungspolitik es nicht dabei beläßt, ihr vorzuwerfen, sie vertrete 
nicht die Interessen der Arbeiterklasse, sondern selbst Illusionen als solche deutlich 
macht, welche große Teile der Arbeiter an die SPD binden: die Illusionen von den 
Möglichkeiten des staatlichen Krisenmanagements; die Illusion, Lohnverzicht er- 
mögliche den Arbeitern z.B., ihre Arbeitsplätze dauerhaft zu sichern. Man kann 
solche Illusionen durchaus zu desiruieren suchen, und zwar anhand der inneren 
Tendenzen im Akkumulationsprozeß, die von den Arbeitern als Druck auf den 


&) Vgl. dazu die Interpretation der gegenwärtigen Krise (Anfang 1974) durch O. Jacobi in 
„express“ (Nov. 1973) und „links“ (Jan. 1974): Wird die Krise nicht mehr als notwendig 
aus dem kapitalistischen Reproduktionsprozeß abgeleitet, sondern als Krise überhaupt 
nicht mehr wahrgenommen (weil man eine Krise nur an den Wachstumsraten des Brutto- 
sozialprodukts festzumachen vermag), kann die nicht zu leugnende Arbeitsiosigkeit auch 
nur noch als „Kollektivstrafe“ der Unternehmer für die unbotmäßigen Arbeiter begriffen 
werden. Dagegen könnten die Gewerkschaften auf die ankurbeinde Kraft staatlicher 
Wirtschaftspolitik vertrauen. Deshalb: eine kämpferische Tarifpolitik ist notwen- 
dig! — Eine solche ist freilich immer vonnöten, das Problem ist doch gerade, dies den von 
Arbeitslosigkeit bedrohten und von der Inflation betroffenen Arbeitern einsichtig zu 
machen (bzw. eine solche Einsicht argumentativ zu stützen) und darin zugleich Momente 
eines Bewußtseins zu vermitteln, das über den gewerkschaftlichen Kampf im Kapitalis- 
mus hinausweist, indem man Krisen als notwendiges Resultat der Kapitalreproduktion 
aufdeckt! 
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Reallohn, Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und Arbeitsplatzunsicherheit, 
sowie anhand der tatsächlichen Mißerfolge z.B. der SPD-Regierungspolitik und 
ihrer inneren Widersprüche, erfahren werden. Dabei ist es die Aufgabe einer soziali- 
stischen Propaganda, an diesen realen Problemen der Arbeiter anknüpfend diese als 
notwendige Resultate des kapitalistischen Produktions- und Akkumulationsprozes- 
ses darzustellen, um darin die Perspektive der Überwindung des Kapitalverhältnisses 
vermitieln zu können. Ohne eine solche Perspektive werden die Arbeiter immer 
wieder zurückgeworfen sein in die reformistische Hlusion, im Kapitalismus ihre Lage 
grundlegend verändern zu können. Denn dient demgegenüber eine positive Einschät- 
zung der Möglichkeit von Kapitalisten und Staat, die Krise zu manipulieren, gar als 
Basis einer sozialistischen Politik in den Arbeiterorganisationen, dann kann aller- 
dings der Kampf nur noch als Konfrontation der organisatorischen Vertretung der 
Arbeiter mit der organisatorischen Vertretung der Kapitalisten begriffen werden; 
vom Ausgangspunkt dieser Auseinandersetzung, die durch die jeweilige Macht der 
Organisation entschieden wird, hinge dann allein das Schicksal der Arbeiter ab. 
Denn wenn Kapitalisten und Staat die Krise manipulieren können, muß man sie 
auch zwingen können, zuzusichern, den Fortgang der Akkumulation und damit die 
Sicherheit des Arbeitsplatzes, die Umverteilung der Einkommen oder gar die 
Kontrolle der Investitionen zuzugestehen (9). 

Unter der Hand geraten so alle Illusionen sozialdemokratischer Herkunft un- 
ter dem Mantel einer solchen ‚„Machttheorie‘‘ zur ‚sozialistischen‘ Politik. Man 
spiegelt so den Arbeitern vor, sie könnten Subjekt der gesellschaftlichen Bewegung 
im Spätkapitalismus sein, wenn sie nur wollten: Sei es durch Machtentfaltung gegen 
das Kapital im Betrieb und durch die Gewerkschaft, sei es durch Druck auf ihre 
Partei, eine Politik im Interesse der Arbeiter zu machen. 

Die Konsequenz einer solchen Konzeption führt zu einer Politik, die nicht nur 
theoretisch falsch, sondern auch politisch gefährlich ist, weil sie die Arbeiter hilflos 
jeder Form der Propaganda von einer besseren Politik des kapitalistischen Staates, 
wie sie auch von den bürgerlich-reaktionären Parteien vorgetragen wird, aussetzt. 
Die Nichthinwendung zur CDU überläßt man dem Klassengefühl und begibt sich der 
Möglichkeit, die Erkenntnisse, welche anhand des wirklichen Versagens der SPD-Po- 
litik über den Charakter des bürgerlichen Staates gewonnen werden könnten, auch 
nur ansatzweise zu fördern. 


2.2.2 Zu.den Konflikten zwischen Gewerkschaftsführung und SPD-Regierung 


Mit sich entwickeinder Krise können immer häufiger Konflikte zwischen Gewerk- 
schaftsführung und SPD-Regierung beobachtet werden. Die Vertreter der Gewerk- 
schaften können sich bezüglich der notwendigen Höhe von Lohnforderungen immer 
seltener mit Regierungsvertretern einigen, die Maßnahmen zur Sicherung der Ar- 
9) Wir werden die theoretischen Fehler und politischen Implikationen solcher linksbürger- 

lichen Theorien, die lediglich das Verhältnis von Lohn und Profit und nicht mehr die 

Kapitalreproduktion als Totalität als Krisenerklärung heranziehen, anhand einer Doku- 


mentation einer Kontroverse in der britischen Linken zwischen A. Glyn/B. Sutcliffe und 
D. Yaffe in einer der nächsten Ausgaben der PROKLA darstellen! 
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beitsplätze werden in ihren Auswirkungen immer öfter verschieden beurteilt. 

Im Zusammenhang mit diesen sich häufenden Konflikten wird nicht selten 
die Hoffnung laut, daß die enge Bindung der Gewerkschaftsführung an die sozialde- 
mokratische Parteiführung sich aufzulösen beginnt und der Anfang eines Ablösungs- 
prozesses der nach links orientierten reformistischen Gewerkschaften von der bür- 
gerlichen Reformpartei SPD zu erkennen sei, der zugleich den linken reformisti- 
schen Flügel in der SPD gegenüber den bürgerlichen Reformern stärkt. Werden die 
Ursachen dieser Konflikte untersucht, erweisen sich diese Hoffnungen als illusionär. 

Sozialdemokratie und Gewerkschaftsführung haben sich mit ihrer Theorie in 
der bestehenden bürgerlichen Gesellschaft eingerichtet. Sie wollen Auswüchse mit 
staatlichen Eingriffen bekämpfen und durch Lohnkämpfe eine gerechte Verteilung 
erreichen. Mehr als die Gewerkschaftsführung hat dabei die Mehrheit der sozialde- 
mokratischen Parteiführung auch ferne Sozialismusvorstellungen über Bord gewor- 
fen. Trotzdem bestehen in der Theorie kaum Widersprüche. In der Praxis sieht es 
etwas anders aus. Die Gewerkschaften sind, auch wenn sie sich als reformistische 
Organisation verstehen, gezwungen, durch Oıganisierung von Lohnkämpfen zu ver- 
suchen, einen Lohnabbau zu verhindern. Das setzt voraus, daß die Gewerkschaften 
zumindest partiell an den Interessen der von ihnen organisierten Arbeiter anknüpfen 
und die Verbindung zur gewerkschaftlichen Basis nicht verlieren. Das gilt für die 
Gewerkschaften in Phasen konjunkturellen Aufschwungs ebenso wie in der Krise. 
Auch eine Sozialdemokratie in der Opposition kann, ein abstraktes Gemeinwohl 
ohne Konsequenzen postulierend, so agieren, daß die Lohnabhängigen sich von ihr 
vertreten fühlen. 

Anders sieht es jedoch aus, wenn die Sozialdemokratie in der Regierung poli- 
tische Macht mit ausübt. In der Regierungsverantwortung ist die SPD der Funktion 
des bürgerlichen Staates unterworfen, die Verwertungsbedingungen des Kapitals zu 
garantieren, bzw. abzusichern zu suchen. In Phasen rascher Kapitalakkumulation 
entstehen dadurch nur wenig Probleme, da sich das Kapitalinteresse durchaus verbal 
mit dem sozialdemokratischen Gemeinwohl vereinbaren läßt. 

Engt sich dagegen der Akkumulationsspielraum des Kapitals ein, so muß auch 
eine sozialdemokratisch geführte Regierung, da sie eine radikale Veränderung der 
Produktionsverhältnisse aus ihrer Politik ausgeschlossen hat, die Garantie der Ver- 
wertungsbedingungen des Kapitals auch gegen die Interessen der Arbeiterklasse 
durchzusetzen suchen. Der Unterschied zu einer von der CDU/CSU geführten Regie- 
rung, der nicht gering zu achten ist, besteht darin, daß die SPD mehr als jene bereit 
ist, den Versuch zu wagen, die gröbsten Auswirkungen der Krise auf die Arbeiter- 
klasse zu vermindern. Für die Gewerkschaften werden dagegen in der Krise die 
engeren Bindungen der Organisation an die Arbeiterklasse wirksam. Der Spielraum, 
über Arbeiterinteressen hinwegzugehen, ohne daß es der Mehrheit der Organisierten 
bewußt wird, wird geringer. 

Hier lassen sich für das Verhältnis Gewerkschaftsführung — SPD folgende The- 
sen entwickeln. 

Zwei mögliche Verhaltensweisen der Gewerkschaftsführung schälen sich mit 
sich zuspitzender krisenhafter Entwicklung je nach Einschätzung der Kampfbereit- 
schaft der Basis und nach dem Grad der Verquickung von Gewerkschaftsspitze und 
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SPD-Führung heraus. Sie bedeuten beide ein zumindest äußerliches Abrücken von 
der zwischen Lohnarbeit und Kapital scheinbar friedlich-schiedlich vermittelnden 
Position der Gewerkschaften, und zugleich deutet sich hier die Möglichkeit einer 
Fraktionierung innerhalb der Gewerkschaftsführungen selbst an, die allerdings nicht 


als prinzipieller Gegensatz interpretiert werden darf: 
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1. Die Gewerkschaftsführung schlägt sich mit brutaler Offenheit auf die Seite 
der sozialdemokratischen Vollstrecker des Kapitalinteresses und unterdrückt 
im Verein mit staatlicher Bürokratie, Unternehmensführung und Polizei alle 
Formen der Auflehnung der Gewerkschaftsbasis und der Nichtorganisierten 
gegen die Verschlechterung der Lebensbedingungen der Arbeiterklasse (vgl. 
etwa IG-Bergbau). Die Gefährdung der Organisation durch diese Taktik wird 
entweder nur gering geachtet oder bewußt in Kauf genommen, zumal selbst 
ein solches Abwürgen etwa von Lohnkämpfen sich noch auf die Vertretung 
der Arbeiterinteressen — z. B. Sicherung der Arbeitsplätze —- berufi. 

2. Die Gewerkschaftsführung (meist auch subjektiv ehrlich die Arbeiterinteres- 
sen vertreten wollend) wird wegen der drohenden und von ihr ernst 
genommenen Abkehr der Basis von der Organisation zur Aufstellung von 
Forderungen veranlaßt, die einen Konflikt mit der SPD-Regierung bedeuten 
können. Das geschieht aus der Überlegung heraus, daß die Gewerkschaften, 
gerade wenn sie als reformistische Gewerkschaften verstanden werden, ge- 
zwungen sind, sich als kampfbereite, Lohnkämpfe durchstehende Organisatio- 
nen zu erweisen. Die Gewerkschaftsführung erreicht das, indem sie einerseits 
am Interesse der Arbeiter orientierte Forderungen aufstelit, die den Maßhalte- 
appellen der SPD-Regierung deutlich widersprechen und sie durch Streik- 
drohung und Streik durchzusetzen sucht, andererseits aber auch mit aller 
Energie zu verhindern trachtet, daß die daraus erwachsenden Kämpfe selb- 
ständigen, den Rahmen der Planung durch die Gewerkschafisführung spren- 
genden Charakter annehmen. Auch dieses Verhalten der Gewerkschafisfüh- 
rung bringt der Arbeiterklasse selbst wenig Erfolge; die Organisation ist je- 
doch in geringerem Maße geschwächt. 

Die zweite mögliche Verhaltensweise der Gewerkschaftsführung ist die Ursache von 

möglichen Konflikten zwischen Gewerkschafts- und SPD-Führung. Sie dürfen je- 

doch nicht in der Weise mißinterpretiert werden, als wäre mit solchen Konflikten 
von der Seite der Gewerkschaftsführungen schon ein entscheidender Schritt vor- 
wärts hin zur Gewerkschaft als autonomer Klassenkampforganisation getan. Zum 
einen dient die Austragung der Konflikte von Seiten der Gewerkschaftsführungen 

allein dem Ziel, die Gewerkschaft in ihrem gegenwärtigen Zustand zu erhalten, d.h. 

auch jeden Versuch der Gewerkschaftsbasis, sich die Organisation als ein Instrument 

des Klassenkampfs anzueignen, abzuwehren. Zum andern wird der Konflikt in dem 

Moment beendet sein, in dem entweder die SPD wieder in der Opposition ist oder 

der Akkumulationsprozeß wieder partielle Zugeständnisse an die Lohnarbeiter er- 

laubt. 

Immerhin kann festgehalten werden, daß solche Konflikte den Aktions- und 
Agitationsspielraum linker Gewerkschaftskader — aber nicht nur dieser — erweitern, 
z.B. den Agitationsspielraum darüber, wie die SPD Arbeiterinteressen vertritt, wenn 
es hart auf hart kommt. 
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2.2.3 Zum Verhältnis von Sozialdemokratie, SPD-orientierter Gewerkschaftspolitik 
und Arbeiterschaft 


Wenn die Trennung von Ökonomie und Politik, die von der kapitalistischen Gesell- 
schaft stets reproduziert wird, die illusionäre Vorstellung von staatlichen Handeln, 
daß von ökonomischen Zwängen relativ frei sich entfalten könnte, erlaubt, so ist 
eine auf dieser Basis formulierte „sozialistische“ Politik deswegen gefährlich, weil 
sie der Arbeiterschaft die Erfahrung des Scheiterns solcher Politik des Staates an 
den ökonomischen Zwängen überläßt und so zur Desorientierung beiträgt. Mit dem 
Eintritt der SPD in die Regierung waren bei den Arbeitern offensichtlich Vorstel- 
lungen vorhanden, daß die sozialdemokratische Regierungspolitik Veränderungen 
im gesellschaftlichen Gefüge zugunsten der Arbeiter durchsetzen könnte. Wenn nun- 
mehr über die Erfahrung von Inflation und drohender Arbeitslosigkeit diese Erwar- 
tung nachhaltig enttäuscht wird, vielmehr die SPD offensichtlich nicht einmal bes- 
ser als die CDU die ökonomischen Probleme zu lösen versteht, so ist darin die 
Möglichkeit eingeschlossen, daß sich Arbeiter sogar jener Partei (erneut? ) zuwen- 
den, die Repräsentant einer prosperierenden Phase der ökonomischen Entwicklung 
zu sein scheint. Auch in dieser Hinwendung der CDU wird — wenn sie partiell 
erfolgt — noch davon ausgegangen, daß es für den Staat möglich sei, die Ökonomie 
zu beherrschen und daß es offensichtlich das Versagen der jeweiligen Regierungspar- 
tei ist, das die Krise und Verschlechterung der Lage der Arbeiter herbeigeführt hat. 

Es gehört nun zum gewerkschaftlichen Reformismus, daß (statt durch eigene 
Aktionen) Veränderungen über die Gesetzgebung der sozialdemokratischen Regie- 
rung erwartet und so wesentliche Interessen, deren Wahrnehmung und Durchset- 
zung, an die sozialdemokratische Regierung delegiert werden. In der Hoffnung der 
Wahrnehmung dieser Interessen durch die SPD hat die Gewerkschaftsorganisation 
daher den Kampf darum nicht entfalten wollen; gleichzeitig wird aber von den 
Arbeitern eine Verschlechterung ihrer Lage erfahren, die in einem offenen Gegen- 
satz zu den Erwartungen in die Gewerkschafts- und SPD-Politik gerät: Die Zurück- 
haltung der Gewerkschaft setzt sie nun (unter diesen veränderten ökonomischen 
Bedingungen) in Gegensatz zu ihren Mitgliedern, die durch die Vermeidungsstrate- 
gie der Gewerkschaftsführung keine Kampfperspektive gegen das Kapital haben 
entwickeln können, wodurch die Bedingungen solidarischen Kampfes gegen das 
Kapital in der gegenwärtigen Phase enorm verschlechtert wurden. Zwar haben die 
spontanen Streiks dafür ansatzweise eine solche Perspektive aufweisen können, 
doch ist ein wesentliches Kennzeichen der 73er Streiks gerade deren fehlende Trans- 
formierung in eine Machtposition gegen das Kapital durch die Gewerkschaften. Die 
Erfahrung der teils durch die Gewerkschaftsführung mitbewirkten Zersplitterung 
und der zeitlichen Verzögerung der einzelnen Kämpfe, also die Erfahrung einer 
relativen Ohnmacht gegenüber dem Kapital (auch gegenüber dem Gewerkschafts- 
apparat, was die Organisation der Kämpfe anbelangt), bestimmt offensichtlich 
auch die gegenwärtige Einschätzung der Arbeiter in vielen Betrieben, dies umso 
mehr, als der Druck des Kapitals auf die Arbeiter durch die drohende Arbeitslosig- 
keit gegenwärtig zunimmt und das Kampfrisiko erhöht. 

Das Vertrauen in die SPD-Regierung schließt aber die eigene Entmündigung, 
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als Arbeiterklasse im Kapitalismus gegen die Verschlechterung der Reproduktion 
der Arbeitskraft kämpfen zu müssen, ein. Führt dies — wie auch gegenwärtig — da- 
rüberhinaus zu einer Anpassung der Lohnpolitik der Einzelgewerkschaften an den 
durch die veränderten Akkumulationsbedingungen verringerten Lohnkampfspiel- 
raum traditioneller gewerkschaftlicher Lohnpolitik, so bedeutet dies den Verzicht 
auf eine effektive Interessenvertretung der Arbeiter gegenüber dem Kapital. Die 
Enttäuschung unter den Arbeitern über die Folgen solcher an der Regierungspolitik 
der SPD orientierten Lohnpolitik bleibt aber nicht ohne Folgen für gewerkschaft- 
liches Handeln der Mitglieder überhaupt. Denn fehlt die geeignete Artikulations- 
und Örganisationsform für den kämpferischen Einsatz für die eigenen Interessen, 
dann kann eine Reduktion gewerkschaftlicher Aktivität unter den Arbeitern nicht 
ausgeschlossen werden. Die Resignation unter Teilen der Arbeiter wäre (und ist 
teilsweise) Resultat der wahrgenommenen Nichtexistenz der Gewerkschaft als 
Kampforganisation. 

Die Arbeiter sehen sich also ihrer Handlungsperspektive beraubt; insofern die 
gewerkschaftliche Aktivität nicht mehr die Erfahrung kämpferischer Solidarität zu 
vermitteln imstande ist, sind sie der durch das Kapital gesetzten Konkurrenz unter- 
einander eher ausgeliefert gerade in einer Phase der ökonomischen Entwicklung, in 
der sich diese Konkurrenz objektiv verschärft und in Einzelfällen bis zu rassistischen 
Vorurteilen (zwischen Deutschen und Ausländern) führen kann. 

Sowohl das Fehlen von Solidarität der Gewerkschaftsführung den spontanen 
Streiks gegenüber wie auch die äußerst wirksame Repression in der Gewerkschaft 
gegen linke Gewerkschaftskader oder den in den spontanen Streiks aktiv Beteilig- 
ten, oder gar die schlichte Rechnung der Gewerkschaftsführung den Mitgliedern 
gegenüber, daß sich ein Streik ja gar nicht lohne, verstärken die Verunsicherung 
gegenüber dem Streik als Kampfwaffe gegen das Kapital und insgesamt gegenüber 
dem Streik als Kampfwaffe gegen das Kapital und insgesamt gegenüber einer konse- 
quenten Vertretung der Arbeiter durch die Gewerkschaftsorganisation (9a), Das 
Zusammentreffen der Erfahrung relativer Ohnmacht und Desorientierung hinsicht- 
lich der Möglichkeiten gewerkschaftlichen Kampfes und der gleichzeitig wieder be- 
triebenen Delegation von Interessenvertretung an die SPD-Regierung kann aber zur 
hilflosen sozialpartnerschaftlichen Anpassung führen. Eine solche Verunsicherung 
gegenüber der gewerkschaftlichen Aktivität kann daher die Arbeiter auf das dicho- 
tomische Bewußtsein (das unveränderliche „oben-unten‘) zurückwerfen oder darin 
bestätigen. Die beobachtbare reale Angst der Arbeiter vor einer weiteren Ver- 
schlechterung ihrer Lage liefert die Arbeiter angesichts der desorientierenden Ge- 
werkschaftspolitik eher der bürgerlichen Propaganda aus als in Zeiten konkreter 
Erfahrung der Solidarität und daran geknüpfter organisatorischer Perspektiven der 


9a) Vgl. dazu die Ereignisse in der IG-Metall in Bayern Anfang des Jahres; die Arbeiter 
kritisierten dort die Streikaufforderungen der IG-Metall: Plötzlich träte die Gewerkschaft 
für Streiks ein, obwohl ihnen früher von der Gewerkschaftsführung in verschiedenster 
Weise dargestellt worden wäre, daß Streiks so arg viel auch nicht nützten und daß sie eher 
als möglichst vermeidbares letztes Mittel anzusehen seien. Auf Versuche der IG-Metall- 
Funktionäre, Warnstreiks zu organisieren angesichts einer sich verschärfenden Politik des 
Kapitals, reagierten die Arbeiter abweisend mit Argumenten wie: „Wie habt ihr’s letztes 
Jahr mit den spontanen Streiks gemacht? ‘“ und: „Es istja schon alles gelaufen!“ 
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Arbeiterbewegung. Wird also die Interessenvertreiung der Arbeiter streng „ökono- 
misch“ begrenzt, der politische Zusammenhang ausgeklammert und einer fernen 
und unkontrollierbaren Institution unterworfen, verbleibt den Arbeitern mur ein 
diffuser, beliebiger, weil im Grunde doch nichts ändernder Protest. Sie sind ohne 
Kampfmittel auf die Rolle raisonnierender bürgerlicher Individuen beschränkt. 
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2.3  Klassenbewegung in der BRD und Ansatzpunkte sozialistischer Gewerk- 
schaftsarbeit 


Die gegenwärtige Situation, vor die linke Gewerkschafter sich gestellt sehen, muß 
auf dem Hintergrund der Klassenkampfentwicklung seit 1969 betrachtet werden. 

Die spontanen Streiks im Jahre 1969 zeigten zwar den Widerspruch zwischen 
offizieller Gewerkschaftspolitik und Arbeiterinteressen auf, aber keineswegs als ei- 
nen dauerhaften. Die Gewerkschaftsführung nahm die Streikbewegung unmittelbar 
auf, und erzielte in Verhandlungen mit dem Kapital Erfolge. Für die klassenbe- 
wußten Gewerkschafter mußte so zunächst die Vorstellung entstehen, eine an den 
Klasseninteressen orientierte Politik könne durchgesetzt werden, und zwar über die 
Gewerkschaftsorganisation, wenn nur jeweils genügend Druck von unten ausgeübt 
werde. Die Brüche innerhalb der Organisation blieben verdeckt. 

So konnte auch das in langen Jahren der Prosperität des Kapitals und der 
Stagnation der Klassenkämpfe entwickelte Verhältnis zwischen klassenbewußten 
Gewerkschaftern in den Betrieben (Betriebsräten und Vertrauensleuten} und Beleg- 
schaften zunächst beibehalten werden: eine Vorstellung, die davon ausgeht, die 
Durchsetzung der Arbeiterinteressen sei abhängig von einer an diesen Interessen 
orientierten harten Vertreterpolitik der unteren Gewerkschaftsorgane. Der Spiel- 
raum, welchen der Konjunkturaufschwung des Kapitals nach 1967 eımeut bot, er- 
möglichte zudem nach wie vor Erfolge einer solchen Vertreterpolitik innerhalb der 
Betriebe. 

Die Auseinandersetzungen innerhalb der Betriebe richteten sich demgemäß im 
Gefolge von Konflikten mit dem Kapital und mit rechten Betriebsräten und YVer- 
trauensleuten auf deren Ersetzung durch klassenbewußtere Arbeiten. Die Frage der 
Durchsetzung der Arbeiterinteressen erschien zunächst vor allern abhängig von so- 
zialpartnerschaftlicher oder an Klasseninteressen orientierier Politik. (Vgl. auch die 
Veränderungen, welche die Betriebsratswahlen 1972 zugunsten der Linken in eini- 
gen Betrieben brachte und die Auseinandersetzungen um die Aufstellung der Wahl- 
sten.) 

Strategien wie Stärkung der Stellung der Vertrauenskörper innerhalb der Ge- 
werkschaftsorganisation ebenso wie die der betriebsnahen Tarifpolitik sind darauf 
gerichtet, die vorhandenen Potenzen klassenbewußter Gewerkschafter in der Oıga- 
nisation zur Geltung zu bringen, die Orientierung der Gewerkschaftsführung an der 
Rücksichtnahme auf die SPD als Regierungspartei zu durchkreuzen und auf diese 
Weise die Gewerkschaft selbst zu stärken. Zwar wird die Notwendigkeit der „Mobi- 
lisierung der Basis“ dabei als wesentlicher Faktor beachtet, aber diese Mobilisierung 
selbst wird eher als Resultat guter Gewerkschaftspolitik begriffen, denn als Resultat 
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der wirklichen Veränderungen in der Lage der Arbeiter. Die gleiche Richtung hat 
die Forderung nach allgemeiner Demokratisierung der Organisation. Die mangelnde 
Kampfbereitschaft der Gewerkschaftsführung erscheint als eine institutionell inner- 
halb der Organisation zu überwindende Schranke, z.B. durch Erzielung von Mehr- 
heiten auf den Gewerkschaftstagen — 

Die materielle Grundlage der beginnenden Widersprüche zwischen Teilen der 
Arbeiterklasse, Kadern aus den Betrieben und der örtlichen Ebene und der Gewerk- 
schaftsführung gerät in diesen Strategien weniger als Blickfeld. Nämlich die Einen- 
gung des Spielraums, weiche die sich herausbildenden stagnativen Tendenzen in der 
Kapitalakkumulation für Verbesserungen in der Lage der Arbeiterklasse innerhalb 
der bestehenden Verhälinisse erzeugen. Der Widerspruch zwischen den Zielen einer 
an den Arbeiterinteressen orientierten Politik und der an der SPD als Regierungspar- 
te} orientierten Politik der Gewerkschaftsführung wird als Problem innerer Struktu- 
ven der Organisation und des Willensbildungspiozesses gefaßt — und weniger als 
Problem des sich entwickelnden und in Erscheinung tretenden Widerspruchs zwi- 
schen Kapitalakkumulation und Bedürfnissen der Arbeiterklasse. 
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Zur beiriebsnahen Tarifpolitik 


Da die vorliegenden Thesen zur Gewerkschaft im Zusammenhang mit einer Diskus- 
sion innerhalb des Sozialistischen Büros und mit der Redaktion von „express“ 
entstanden sind, ist es sinnvoll, an einem Punkt genauer die vom „express“ ent- 
wickeiten „Ansatzpunkte einer sozialistischen Betriebs- und Gewerkschaftsstrate- 
gie“ zu untersuchen. 

Als Ziel einer solchen Strategie wird in einem Thesenpapier zu der genannten 
Konferenz folgendes angegeben: „Es gilt, die von den Gewerkschaften nicht oder 
nicht zureichend aufgegriffenen Interessen und Bedürfnisse der Lohnabhängigen zur 
Grundlage gewerkschaftlicher Polilik und damit die Gewerkschaften zu einem wirk- 
samen Instrument der Lohnabhängigen zur Durchsetzung ihrer Klasseninteressen zu 
machen.“ (Wir zitieren hier und im folgenden aus dem Informationsrundbrief des 
Soz. Büros Nr. 2/1974) Als wichtigste Elemente einer solchen Strategie werden 
angegeben: 

„i. Der Aufbau und Ausbau einer starken gewerkschaftlichen Vertrauensleutebe- 


wegung; 

2. Der Kampf für eine betriebliche (sprich auch betriebsnahe) Tarifpelitik 

3. Dis Durchsetzung und Verbreiterung betrieblicher Bildungsarbeit 

4. Die Entwicklung der Gewerkschaften zu autonomen Klassenorganisationen.“ 


Wesentliches allgemeines Kennzeichen einer solchen Strategie ist zunächst, daß sie 
an dem von uns beschriebenen Bewußtsein ansetzt, die konkrete organisatorische 
Verfassung des Gewerkschaftsapparats, die mangelnde Demekratie, die fehlende 
Rückkoppelung zwischen betrieblicher Basis und Gewerkschaftsapparat bilde eine 
wesentliche Schranke der Durchsetzung der Interessen der Arbeiter. Denn Inhalt 
der sozialistischen Gewerkschaftssirategie soll ja schließlich sein, die Gewerkschaf- 
ten zu einem wirksamen Instrument der Vertretung der Klasseninteressen zu 
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machen. Dieses Bewußtsein selbst wird nicht noch einmal kritisch hinterfragt, son- 
dern durch die angegebenen Ziele, aber auch durch die Mittel ihrer Durchsetzung, 
nämlich gewerkschaftsinterne Veränderungen, bestätigt. In einer Art Stufenplan 
wird dann fortgegangen: „Als autonome Klassenorganisationen vermögen die Ge- 
werkschaften wieder zu ‚Schulen des Sozialismus‘ zu werden.“ Anders gesagt: Zu- 
nächst sind durch die genannten Strategien 1-3, die Gewerkschaften als autonome 
Klassenorganisationen zu entwickeln, ist man so weit, ist also das Ziel erreicht, so 
beginnt die zweite Stufe: Gewerkschaften als Schulen des Sozialismus. Wie dann 
konkret diese zweite Stufe auszusehen hat, wird nicht angegeben. Allerdings iebt 
schon die erste Stufe von der Vorstellung, es bedürfe nur der Entwicklung kämpfe- 
rischer Gewerkschaftspolitik, um die Interessen der Arbeiter innerhalb des Kapita- 
lismus erfolgreich zu vertreten. Träfe dies zu, so ist allerdings unklar, wie selbst als 
autonome Klassengewerkschaft die Organisation zur ‚Schule des Sozialismus‘ wer- 
den soll, denn wie sollen die Gewerkschaftsmitglieder zur Erkenntnis der notwendi- 
gen Aufhebung der kapitalistischen Produktionsweise kommen, wenn schon ihre 
Kampfentjaltung innerhalb der bestehenden Verhältnisse zur Sicherung ihrer Le- 
bensbedingungen zu führen vermag? Geht man allerdings davon aus, daß auch die 
Entwicklung einer kampffähigen Organisation, ihre Demokratisierung, durchaus ver- 
bunden ist mit Niederlagen gegenüber dem Kapital (betrachtet man nur einmal 
primär die Erreichung inhaltlicher Ziele: Erhöhung der Reallöhne, Sicherung der 
Arbeitsplätze, Verbesserung der Arbeitsbedingungen, Verbesserung der allgemeinen 
Lebensbedingungen, vgl. SB-Rundbrief), so ist wiederum nicht einzusehen, warum 
erst auf dem ohnehin nur abstrakt gesetzten Stadium der ‚autonomen Klassenorga- 
nisation‘ die Gewerkschaften zu Schulen des Sozialismus werden sollen. Geht man 
davon aus, daß die Demokratisierungsforderung selbst schon Resultat von Grenzen 
gewerkschaftlicher Politik zur Sicherung der Lebensbedingungen der Arbeiterklasse, 
wie sie durch die historische Entfaltung des Kapitalverhältnisses gesetzt sind, ist, so 
ist nicht einzusehen, wieso nicht schon innerhalb des Kampfes um die Demokrati- 
sierung der Organisation, entwickelt im Zusammenhang der Klassenauseinanderset- 
zungen mit dem Kapital, das Bewußtsein in die wirklichen Grenzen gewerkschaft- 
licher Politik sich entwickeln soll. Der Stufenplan ist also uneinsichtig. 

Da die Klassenbewegung in der Konzeption des Redaktionskollektivs ‚‚ex- 
press‘ von der ökonomischen Bewegung (die wiederum in kritisch — bürgerlicher 
Weise als Resultat der manipulativen Kraft von Staat und Monopolen begriffen 
wird) getrennt wird, stellt sich für das Redaktionskollektiv die Machtfrage in foigen- 
der Form: Der Macht von Staat und Kapital muß die Macht der Arbeiter gegenüber- 
gestellt werden, um Staat und Kapital zu zwingen, eine Politik im Interesse der 
Arbeiter zu machen oder doch zumindest diesen Interessen nicht zuwider zu han- 
deln. Da man aber zuvor Kapitalbewegung und Arbeiterklasse getrennt hat, muß 
sich diese Macht der Arbeiterklasse und ihrer Organisationen „autonom“ ent- 
wickeln, wird also nicht mehr in ihrem Zusammenhang mit der Kapitalentwicklung 
gesehen. Das Problem ist dann, wie diese Macht herstellbar ist! Die Antwort geben 
Modelle gewerkschaftlicher Strategie, die diese Mobilisierung zu leisten haben, wenn 
sie in die Praxis umgesetzt werden können. Damit ist also zunächst noch nicht der 
Inhalt dieser Strategien kritisiert, sondern der u. E. falsche Bezugspunkt. 
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a)  Betriebsnahe Tarifpolitik als Modell der Mobilisierungsstrategie in den Ge- 

werkschaften i 
Versuchen wir das Problem zu konkretisieren anhand der vorgeschlagenen „be- 
triebsnahen Tarifpolitik‘“ im „express“-Papier zur Februarkonferenz des Sozialisti- 
schen Büros. An diesem Beispiel soll vor allem der ahistorische Modellcharakter 
solcherart Strategievorschläge gezeigt werden. In ihrer Begründung findet auch eine 
kurze Auseinandersetzung mit der Kritik von links an dieser Strategie statt: ‚Wie 
die Erfahrungen gezeigt haben, ist eine soiche Tarifpolitik nur gegen den harten 
Widerstand der Unternehmer, der Mehrheit der Betriebsräte und großer Teile des 
Gewerkschaftsapparats durchzusetzen, so daß bereits die Mobilisierung für derartige 
Ziele und der Kampf um ihre Durchsetzung einen Kampf für die Verbesserung der 
innergewerkschaftlichen Demokratie und der Bildung von Klassenbewußtsein dar- 
stellt. 

Die Befürchtung, eine derartige Tarifpolitik zerstöre die Solidarität zwischen 
den Beschäftigten eines Wirtschaftsbereiches, weil sie die traditionell oder aus ande- 
ren Gründen kampfstärkeren Belegschaften noch mehr begünstige, ist entgegenzu- 
halten, daß es gerade das derzeitige System der Betriebsvereinbarungspolitik ist, das 
diesen Zustand ständig herbeiführt und befördert, während betriebsnahe Tarifpoli- 
tik durch die Verbesserung der gewerkschaftlichen Kampfkraft die Chance bietet, 
günstigere Kampfbedingungen für alle zu schaffen.“ Dieser Argumentation liegen 
zunächst offensichtlich Fehleinschätzungen zugrunde, die wiederum aus dem grund- 
sätzlichen methodischen und inhaltlichen Vorgehen innerhalb der ‚express‘ Thesen 
entspringen: nämlich am vorhandenen Gewerkschaftszustand, statt am vorhandenen 
Verhältnis zwischen Lohnarbeit und Kapital anzusetzen. Zum einen ist eine Strate- 
gie von vornherein zum Scheitern verurteilt, die institutionelle Veränderungen der 
Gewerkschaftspolitik zum Kampfgegenstand zu machen sucht, für diese ‚mobilisie- 
ren‘ will, statt von der ‚Mobilisierung‘ der Arbeiter durch ihre tatsächliche Situation 
auszugehen und, im Zusammenhang von Kampferfahrungen um inhaltliche Forde- 
rungen, denn auch bestimmte institutionelle Forderungen zu entwickeln. Um dies an 
einern Beispiel klarzulegen: In der Chemietarifrunde 1970 versuchte die IG-Chemie, 
eine Strategie betriebsnaher Tarifpolitik durchzusetzen. In Hessen wurden betrieb- 
liche Tarifkommissionen gebildet und man versuchte, das Kapital zu zwingen, mit 
diesen zu verhandeln und Verträge abzuschließen. In Rheinland-Pfalz kommt es, 
entgegen innergewerkschaftlicher Absprachen, zu einem verfrühten Abschluß: „Das 
Ergebnis von Rheinland-Pfalz zeigt, daß die Arbeitgeber bereit sind, sich die Ab- 
wehr einer qualitativen Forderung etwas kosten zu lassen: eine 11,5 %ige Lohner- 
höhung wird um eine Vorweganhebung um 5 % und die Tarifierung vermögenswirk- 
samer Leistungen ergänzt. Die beiden letzten Zugeständnisse sollen die Forderung 
nach betriebsnaher Tarifpolitik unterlaufen.‘“.... „Der Abschluß in Rheinland- 
Pfalz führt dazu, daß die Arbeitgeber in Hessen erklären, sie würden auf dieser Basis 
die Einkommen anheben, auch wenn kein Vertrag in Hessen zustandekäme. Die 
Betriebsräte der meisten Betriebe, für die Firmentarifverträge abgeschlossen werden 
sollten, setzen sich daraufhin von ihrer ursprünglichen Forderung ab und meiden 
dem Bezirksleiter, die Belegschaften würden nach einer solchen Vorleistung der 
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Arbeitgeber nicht mehr streikbereit sein“ (10). Eberhard Schmidt, der wesentliche 
Vertreter des Konzept der betriebsnahen Tarifpolitik innerhalb der ‚express“-Re- 
daktion, kommentiert diesen Verlauf: „Die Arbeitgeber hatten der Gewerkschaft 
das tarifpolitische Konzept abgekauft mit außerordentlichen materiellen Zugeständ- 
nissen, nämlich Lohnerhöhungen, die zu den höchsten der Nachkriegszeit zähl- 
ten“ (11). } 
Die Forderung nach betriebsnaher Tarifpolitik war zunächst innerhalb des 
IG-Chemie Gewerkschaftsapparats durchzusetzen, weil sich die Gewerkschaftslei- 
tung auf diese Weise eine Einschränkung der Macht der Betriebsräte der Großbe- 
triebe erhoffte. Was sonst durch diese nach der Tarifrunde noch herausgeholt wur- 
de, sollte nun schon innerhalb der Tarifrunde gewerkschaftlich erkämpft und abge- 
sichert werden. Für die Arbeiter der Großbetriebe handelte es sich demanch nicht 
um eine Verbesserung ihres Lohnes, um die sie hätten kämpfen sollen, sondern um 
eine Veränderung des Verhandlungsmodus des Lohns und natürlich seine tarifliche 
Absicherung. Hier allerdings war wichtig, daß die Chemiearbeiter aufgrund der ver- 
gleichsweise guten Situation der Chemieindustrie in der Krise noch nicht (im Unter- 
schied zum Metallbereich} die Erfahrung massiver Streichung übertariflicher 
Leistungen gemacht hatten. Wie sollte also eine wirkliche Mobilisierung der Arbeiter 
für diese Forderung stattfinden? Der Strategie des Kapitals war man in diesem Fail 
hilflos ausgeliefert. Es bleibt dabei zu fragen, wieweit die Forderung überhaupt eine 
massenhafte Forderung der Arbeiter war, und nicht wesentlich auf Teile des Ge- 
werkschaftsapparats und der unteren Kader, der Vertrauensleute und der Betriebs- 
räte einiger Beiriebe beschränkt blieb. 
b)  Betriebsnahe Tarifpolitik als Mobilisierungsstrategie der Gewerkschaftsfüh- 
rung 
Die Entwicklung in der IG-Chemie zeigt auch, daß} es durchaus Bedingungen geben 
kann, unter denen der Gewerkschaftsapparat bereit ist, eine Politik betriebsnaher 
Verträge durchsetzen zu wollen. Sie verweist auf die Genese dieser Konzeption in 
der IG-Metall und ihre Propagierung auch durch Teile des Gewerkschaftsapparats. 
Der Ausgangspunki der Diskussion um die betriebsnahe Tarifpolitik in der 
IG-Meiall zu Ende der 50er Jahre war die Tatsache, daß im Verlauf prosperierender 
Kapitalakkumulation es den (in der Regel rechten) Betriebsräten möglich war, be- 
triebsinterne Abschlüsse zu erzielen, die weit über den tariflichen Abschlüssen lagen 
und die sowohl die Stellung dieser Betriebsräte festigten als auch die Belegschaften 
„befriedigten“ und in „Apathie“ hielten. Das Konzept wurde also ausgearbeitet, um 
die Belegschaften zu mobilisieren, sie in die betrieblichen Verhandlungen mit einzu- 
beziehen (12), die Betriebsräte zu kontrollieren. Bei den Arbeitern sollte das Be- 


10)  K.Schacht/L. Unterseher, Das Tarifverhandlungssystem in der BRD, in: Meißner/Unter- 
seher (Hrsg.), Verteilungskampf und Stabilitätspolitik, Stuttgart 1972,8. 211 

11) E.Schmidt, Zur Strategie der betriebsnahen Tarifpolitik, in: Kritisches Jahrbuch Ge- 
werkschaften und Klassenkampf 1972, (herausgegeben von ©. Jacobi, W. Müller-Jentsch, 
E. Schmidt) Frankfurt a. M. 1972 

12) Vgl. dazu auch die Dierlomarbeit von D. Pieiffer/R. Krusche, Das Verhältnis von betrieb- 
lichem und zentralem ökonomischen Kampf als Problem der Gewerkschaftsbewegung, 
Dipiomarbeit FU-Berlin 1972, unveröff. Manuskript 
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wußisein von der Notwendigkeit der gewerkschaftlichen Örganisierung wachgehal- 
ten werden: Es „besteht die Gefahr, daß durch eine Zentralisierung der Lohn- und 
Tarifpolitik das gewerkschaftliche Leben in den Bezirken und Verwaltungsstellen 
erstarrt. Das Interesse und die Anteilnahme der Mitglieder werden zwangsläufig 
oder können geringer werden und das Wissen um den Zusammenhang zwischen 
gewerkschaftlicher Aktivität und Kraft auf der einen Seite und der Lohn- und 
Gehaltshöhe auf der anderen könnte dadurch leicht in Vergessenheit geraten“ (13), 
schreibt Fritz Salm im Jahr 1958. 

Das Konzept, das von der IG-Metall durchaus auch zu Beginn der 60er Jahre 
offiziell bei FORD durchzusetzen versucht wurde, hat demnach seinen Ursprung 
keineswegs in einem Konflikt zwischen „Gewerkschaftsapparat und Gewerkschafts- 
basis“, sondern in einer Phase prosperierender Kapitalakkumulation, in der die 
Notwendigkeit überbetrieblicher gewerkschaftlicher Organisierung angesichts der 
Lohnzugeständnisse auf betrieblicher Ebene in Vergessenheit zu geraten 
drohte (14. Die darüber vermittelte Schwächung der Gesamtorganisation ist auch 
das wesentliche Motiv zur Propagierung der betriebsnahen Tarifpolitik in der 
IG-Chemie. Ist es zwar in beiden Fällen die Linke, die diese Strategie vorschlägt und 
durchzusetzen versucht, so darf dies doch nicht den Blick dafür verstellen, daß es 
wesentlich um die Sicherung des gewerkschaftlichen Verhandlungsmonopols geht, 
um die Einschränkung des betrieblichen Manipulationsspielraums des Kapitals und 
die Kontrolle der Betriebsräte. 

Das Konzept der betriebsnahen Tarifpolitik selbst entspringt dem grundsätz- 
lichen Problem, daß durch die Durchsetzung von Einheitsiöhnen innerhalb der In- 
dustriezweige, die Konkurrenz unter den Arbeitern selbst nicht aufgehoben ist. Der 
Lohn als Preis der Arbeit unterliegt den Regeiungsmechanismen der Konkurrenz 
und die Bewegung der Arbeitskräfte innerhalb und zwischen den Branchen, die Ab- 
und Zuwanderung ist reguliert über die differierenden Preise der Ware Arbeitskraft 
zwischen und innerhalb der Branchen. Die Gesetze der Preisbildung der Ware Ar- 


13) zitiert bei E. Schmidt, a. a. O., S. 148/49; 

Schacht/Unterseher, Das Tarifverhandlungssystem der BRD, a.a.0., S. 91-93: „Das 
überbetriebliche Verhandiungssystem hat jedoch für die betriebliche Ebene gravierende 
Folgeprobleme ... mit steigendem Zentralisierungsgrad der Lohnverhandlung (steigt) die 
Driftrate... Diese Entwicklung ist für die Arbeitgeber von Vorteil: sie können durch 
übertarifliche Lohnteile und Sozialleistungen die Arbeitnehmerloyalität zu ihren Gunsten 
verschieben, die Legitimationsbasis der Gewerkschaften schwächen und — durch größere 
Differenzierung der Einkommen — die Arbeitnehmer hierarchisieren, wodurch das Inte- 
resse an der koliektiven Lohnaushandlung sinkt und einer solidarisierenden Nivellierungs- 
politik der Gewerkschaften entgegengewirkt wird. Zugleich erhöht sich mit der Existenz 
einer übertariflichen ‚Manipuliermasse‘ die konjunkturpolitische Flexibilität des Manage- 
ments.“ Die Verfasser weisen darauf hin, daß der Effekt durch die Doppelung der Arbeit- 
nehmervertretung in Gewerkschaft und Betriebsrat noch verstärkt werden. 

14) Die Phase ist gekennzeichnet durch regelmäßig steigende Tariflöhne, Erfolge in der ge- 
werkschaftlichen Politik der Arbeitszeitverkürzung, großer Verhandlungsspielraum der 
Betriebsräte, hohe Lohndnift, Erfolge der Verhandlungspolitik auf Betriebsebene — 
Betriebsrat — und auf gesamtgeseilschaftlicher Ebene — Gewerkschaft — . Die Notwen- 
digkeit der Gewerkschaft als Kampforganisation gerät hier umso eher aus dem Blickfeld, 
je weniger die Waffe des Streiks in den Tarifauseinandersetzungen angewandt wird. In 
dieser Zeit fällt auch der gewerkschaftliche Organisationsgrad. 
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beitskraft können durch die gewerkschaftliche Aktion nicht grundsätzlich aufgeho- 
ben werden, als’ überbetrieblich agierende Organisation hat die Gewerkschaft Ein- 
fluß auf den Wert der Ware Arbeitskraft als Schwankungszentrum der Preise. Sie 
handelt den Tariflohn als Minimalpreis der Arbeitskraft aus, der Preis der einzelnen 
Arbeitskraft ist notwendig davon verschieden, auf ihn nimmt sowohl die unter- 
schiedliche Nachfrage nach Arbeitskraft unterschiedlicher Qualifikation als auch die 
unterschiedliche Nachfrage der Betriebe überhaupt nach Arbeitskräften Einfluß. Ist 
demnach das geweikschaftliche Verhandlungssystem in der BRD (im Unterschied 
zu dem in den USA etwa) auf die Aushandlung von Löhnen für ganze Industriezwei- 
ge gerichtet, so entsteht notwendig unter Bedingungen der Prosperität, also bei 
allgemeiner Tendenz des Ansteigens der Löhne, der Schein, als werde der Arbeits- 
lohn durch die günstige Stellung des einzelnen Arbeiters, einer bestimmten Arbeiter- 
schicht, der Arbeiter bestimmter Betriebe innerhalb der Konkurrenz mit dem Kapi- 
tal und nicht durch die gewerkschaftliche Organisation als der umfassenden Vereini- 
gung der Lohnarbeiter reguliert. Dabei wird die Tatsache verdeckt, daß auch dieser 
besonders günstige Lohn sich erst auf Basis des von der Gewerkschaft als umfassen- 
der Organisation ausgehandelten Minimallohns erhebt. 

Wird demnach unter solchen Bedingungen vom Gewerkschaftsapparat eine 
Kontrolle der betrieblichen Lohnbildung angestrebt, so muß dies nicht heißen, daß 
damit die Gewerkschaft als politisch bewußte Klassenorganisation angestrebt wird, 
gegenüber der Vereinzelung der Betriebe, der einzelnen Arbeiter, der Arbeiter- 
schichten in der Konkurrenz. 

Demnach handelt es sich auch bei der Abweichung der Preise der Arbeit, die 
innerhalb einzelner Betriebe und für einzelne Arbeiterschichten gezahlt werden, von 
den zentral ausgehandelten Löhnen nicht einfach nur um eine vom Einzeikapital 
quasi willkürlich zu handhabende Manipulationsmasse, welche allein dem Zweck der 
Disziplinierung der Arbeitskraft dient — in den express Thesen heißt es, durch be- 
triebsnahe Tarifpolitik solle „die betriebliche Sozialpolitik als wichtigstes Diszipli- 
nierungsinstrument der Unternehmer“ ausgeschaltet werden — sondern zunächst 
um eine ökonomische, d. h. über die Zwangsgesetze der Konkurrenz vermittelte 
Kategorie der wirklichen Verhältnisse, die natürlich vom Einzelkapital genutzt wird, 
um die Arbeiter wiederum im gesellschaftlichen Zustand der Konkurrenz zu halten. 
Diese Möglichkeit ist wiederum dem Kapital nur solange an die Hand gegeben, wie 
seine Konjunktur, (die bei nichtentwickeltem Druck einer industriellen Reserve- 
armee besonders den qualifizierten Arbeitern eine vorübergehend starke Position 
innerhalb der Konkurrenz mit dem Kapital verschafft) eine allgemeine Besserung 
des Lebensniveaus der Arbeiterklasse erlaubt. Es ist bekannt, daß in Phasen krisen- 
hafter Entwicklung die Tendenz sich herausbildet, daß die sogenannte ‚Lohndrift‘ 
verschwindet, die Effektivlöhne sogar unter die Tariflöhne fallen (wie z.B. in der 
Krise 1966/67). 

In diesem Zusammenhang kann nicht die Frage entwickelt werden, welche 
Politik die Gewerkschaft tatsächlich hätte machen können und machen müssen, um 
dem in der Prosperitätsphase gerade bei den Facharbeitern (der traditionellen Basis 
der IG-Metall) entstehenden Illusion, sie könnten als einzelne oder die Betriebsbe- 
legschaften könnten als einzelne mit dem Kapital konkurrieren, entgegenzuwirken. 


86 


Wichtig ist, daß dieser Schein der Konkurrenz, bestätigt durch die wirklichen Ver- 
hältnisse in Phasen der Prosperität, vom Kapital selbst infrage gestellt wird, wenn 
seine Akkumulationsschwierigkeiten sich entwickeln und verschärfen. 

Die Zahlung hoher Löhne ist ein durchaus ungewöhnliches „Disziplinierungs- 
mittel“, an dem die Arbeiter kaum ihren antagonistischen Widerspruch zur kapita- 
listischen Gesellschaft erfahren werden. Hängt dem Arbeiter „die goldene Kette“ 
um den Hals, so wird ihm auch die Herrschaft des Kapitals weniger bekämpfenswert 
erscheinen. Diese Herrschaft des Kapitals, die „Disziplinierung der Arbeiterklasse‘ 
kann dann zum Gegenstand der Erfahrung des Klassenwiderspruchs werden, wenn 
sie eben ihren wirklichen Inhalt hervorkehrt, nämlich jene Zugeständnisse zurückge- 
nommen und der materielle Widerspruch zwischen den Lebensbedürfnissen der 
Lohnabhängigen und den Notwendigkeiten der Kapitalakkumulation sichtbar wird. 
Die normalen Mittel der Disziplinierung sind für das Kapital eben nicht hohe Löhne 
innerhalb des Betriebes, sondern die industrielle Reservearmee vor der Tür, die die 
Konkurrenz unter den Arbeitern verschärft: Jene Konkurrenz, die sie zwingt, sich 
mit niedrigen Löhnen zufrieden zu geben, um überhaupt eine Arbeitsstelle zu fin- 
den und die sie gleichermaßen zwingt, die Arbeitsleistung im Produktionsprozeß 
übermäßig zu steigern, um auf ihren Lohn zu kommen und um den Arbeitsplatz zu 
behalten. 

Ging es also um die Wende der 50er Jahre bei der Entwicklung des Konzepts 
betriebsnaher Tarifpolitik innerhalb der IG-Metall darum, einen Weg zu finden, wie 
die Organisation den Arbeitern ihre Notwendigkeit entgegen den Erfahrungen, als 
einzelne mit dem Kapital konkurrieren zu können, klar machen sollte (übrigens 
ohne dabei — mit Ausnahme vielleicht von Ford, wo es wesentlich auch um Arbeits- 
bedingungen ging — inhaltliche Alternativen ihrer Politik angeben zu können), so 
handelte es sich, als das Konzept nach der Krise 1967 von unteren Gewerkschafts- 
kadern, vor allem auch von Betriebsräten (und nicht einfach nur Vertrauensleuten) 
wieder aufgegriffen wurde, um etwas anderes. 

c) _ Betriebsnahe Tarifpolitik als Abwehr- und Legitimationsstrategie 

Ist die Krise 1966/67 einerseits Anlaß für die vollendete Hinwendung der Gewerk- 
schaftsführung zur bürgerlichen Politik, so bildet sie auf der anderen Seite für die 
Arbeiter die erste einschneidende Erfahrung ihrer Existenz als Klasse gegenüber dem 
Kapital nach der langen Prosperitätsphase. Es zeigt sich jetzt nämlich, wenn auch 
unterschiedlich in den einzelnen Produktionszweigen, daß die aufgrund ausnahms- 
weis günstiger Konkurrenzposition gewonnene Stellung gegenüber dem Kapital eine 
durchaus schwankende und unsichere ist. Das Kapital ist gerade aufgrund der Tat- 
sache, daß die Lebensbedingungen der Arbeiter nicht durch eine einheitliche Kampf- 
fähige Organisation abgesichert sind, sondern durch die zufällige Konkurrenzposi- 
tion der Einzelbetriebe bestimmt schienen, in der Lage, Lohnkürzungen bis zu 40 % 
und steigenden Druck auf das Arbeitstempo vorzunehmen, ohne daß ein gewerk- 
schaftlich organisierter Abwehrkampf dagegen geführt werden könnte. Es wird wie- 
der die Erfahrung der Gefahr der Arbeitslosigkeit gemacht. Die Situation ermöglicht 
die Erkenntnis, daß das Schicksal des einzeinen Arbeiters weniger durch seine 
Leistung als Individuum, denn durch die Bewegung des Kapitals bestimmt ist, An- 
sätze erneuter Erfahrung des Klassengegensatzes werden gemacht. Zwar kann die 
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Gewerkschaft gegenüber den Arbeitern jetzt mit Genugtun darauf hinweisen, daß 
sie ja schon immer die Notwendigkeit der gewerkschaftlichen Organisation betont 
habe, die Wirtschaftskrise sei das beste Beispiel, daß ohne Gewerkschaften nicht 
auszukommen sei, doch dieser Hinweis auf die Notwendigkeit der solidarischen 
Organisation steht im Widerspruch zur der — mit dem Eintritt in die Konzertierte 
Aktion — vorerst vollendeten Integration in die Politik des bürgerlichen Staates. 

Sehen wir uns nun an, unter welchen Vorzeichen die Forderung nach be- 
triebsnaher Tarifpolitik — jetzt als Forderung aus den Betrieben — entwickelt wird: 

Zum einen geht es gerade den Betriebsräten, welche die Erfahrung der man- 
gelnden Absicherung der von ihnen ausgehandelten Löhne 1967 machten, um das 
Bestreben, ihre Position gegenüber dem Kapital, aber auch in bezug auf die Beleg- 
schaft, eben durch die Möglichkeit des Einsatzes gewerkschaftlichen Drucks, ge- 
werkschaftlich-tariflicher Absicherung der Löhne zu stärken. 1967 „scheitert die 
Betriebsrätepolitik, deren ‚Leistungen‘ der autonomen Kosienkalkulation des Ma- 
nagements zum Opfer fallen. Die Folge war im Organisationsbereich dei !G-Metall, 
in dem besonders viele Kürzungen während der Rezession stattfanden, daß sich die 
betrieblichen Funktionäre“ (im Metallbereich sind die Betriebsräte eben zumeist 
IG-Metallvertreter) „wieder stärker an der Gewerkschaft orientierten und daß sie 
eine ‚betriebsnahe Tarifpolitik‘ forderten, die einmal zu einer tariflichen Absiche- 
rung der betrieblichen Sonderzulagen führt und ihnen zum anderen die Partizipa- 
tions- und Entscheidungschancen im tariflichen Bereich sichert“ (15). 

Dabei kann, muß aber nicht notwendig die Forderung nach betriebsnaher 
Tarifpolitik diejenige von klassenbewußten Betriebsräten und YVertrauensleuten 
sein, muß nicht die Einsicht in die Notwendigkeit der Entwicklung von Klassenbe- 
wußtsein und selbständiger Organisationsfähigkeit und Kampffähigkeit der Arbeiter 
auf der Ebene zunächst des Betriebs beinhalten. Sie kann durchaus auch, wie 
Schacht/Unterseher annehmen, einer „Interesseniage‘ entspringen, weiche auf eine 
„sicherung der Legitimationsbasis““ der betrieblichen Funktionäre aus ist: denn 
diese Legitimationsbasis ist eben nur solange gesichert, — insbesondere angesichts 
der beschränkten gewerkschaftlichen Zielsetzungen —, wie es den betrieblichen Ge- 
werkschaftsfunktionären, Zunächst den Betriebsräten (die Stellung der Vertrauens- 
leute ist so oder so schwach aufgrund ihrer mangelnden Möglichkeit, verbindliche 
Verhandlungen mit dem Kapital zu führen), gelingt, etwas für die Belegschaft ‚her- 
auszuholen‘, sei es mit, sei es ohne die Gewerkschaft als überbetriebliche Örganisa- 
tion. Die Forderung kann also durchaus dem Wunsch entspringen, die alte Vertre- 
terpolitik mit neuen Mitteln durchzusetzen. In ihr spiegelt sich die Einschränkung 
des Verhandlungsspielraums der Betriebsräte angesichts der Krise. Die Senkung der 
Löhne in der Krise erscheint dabei primär eben als Resultat mangelnder institutio- 
neller Machtmittel, nicht aber als Resultat des objektiven Interessengegensatzes und 


15)  Schacht/Unterseher, a. a. O., S. 95; 
Hier sei übrigens nur erwähnt, daß es uns kein Zufall zu sein scheint, daß nach einer 
bisher unveröffentlichten Studie von Teschner/Mosler u. a. über Lohndifferenzierung bei 
vielen Betriebsräten der IG-Metall, nicht aber bei denen der Gewerkschaft Textil-Bekler 
dung zu finden ist. Kein Zufall deshalb, weil gerade die schon immer schwierige Situation 
in der Textilindustrie der Vorstellung, auf einzelbetrieblicher Ebene dem Kapital Zuge- 
ständnisse abzwingen zu können, die Basis raubt. 
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des Entwicklungsgrads der Kampfiähigkeit der Klasse. Dabei mögen bei Teilen der 
Betriebsräte die Septembersireiks durchaus die Forderung noch forciert haben. Und 
zwar nicht vermittelt über die Vorstellung, die Kampffähigkeit der Klasse wäre 

tärker gewesen, wenn die Streiks im Rahmen einer betrisbsnahen gewerkschafth- 
chen Tarifpolitik stattgefunden hätten, sondem vermittelt über die zwiespältige 
Position, in welche betriebliche Gewerkschaftsfunktionäre bei nicht gewerkschaft- 
lich organisierten Streiks notwendig geraten, sofern solche Streiks gleichzeitig Kritik 
der vorgefundenen Gewerkschaftspolitik implizieren. 

Ein Beispiel in dieser Richtung bildet die neuere Geschichte der Forderung 
nach betriebsnaher Tarifpolitik bei FORD: Teile des Betriebsrats und der Ver- 
trauenskörper samt seiner Leitung (Kuckelkorn), die eine durchaus bekannte frag- 
würdige Rolle während des Streiks 1973 spielten, waren keineswegs in der Lage, den 
spontanen Streik zu organisieren und in seiner Kampfkraft zu stärken, distanzierten 
sich sogar durch ihre praktische Politik vom Streik und forderten sowohl vor als 
auch nach dem Streik betriebsnahe Tarifpolitik. In dem Film „Wie man Löhne 
macht‘‘ (vorgeirsgen von Kuckelkom) wird deutlich, daß die Forderung seihst die 
Funktion der Legitimation einer falschen Politik und der Verdrängung eines mögl- 
chen Lernprozesses hat. Statt auf der dem Streik folgenden Vertrauenskörgpersit- 
zung den Streik und die Ursachen des eigenen Versagens zu untersuchen, wird zum 
soundsovielien Mal die betriebsnahe Tarifpolitik gefordert. Das heißt aber, man 
folgt der Vorstellung, als sei die harte Auseinandersetzung bei Ford zwischen Arbei- 
tern und Kapital vermeidbar gewesen, wenn nur den betrieblichen Funktionären die 
richtigen institutionslien Mittel in der Hand gewesen wären, mit Erfolg zu verhan- 
deln. Angestrebtes Ziel scheint dabei weniger die effektivere Führung des Streiks als 
seine Vermeidung gewesen zu sein. 

In diese Richtung läuft z.B. auch die Argumentation von Schacht/Unterse- 
her, wenngleich sich ihnen das Probiem weniger als Frage der Legitimation betriebl- 
cher Gewerkschaftsfunktionäre denn als Problem der störungsfreien Durchsetzung 
einer an der ‚Verstetigung der Konjunktur‘ orientierten gewerkschaftlichen Tarif- 
politik bei gleichzeitiger Erhaltung des gewerkschaftlichen Verhandlungspotentials 
stellt. Dabei gehen sie, was den Leser überrascht, davon aus, die sozialdemokratische 
Wirtschaftspolitik seit 1967 zeige bereits erste Anzeichen der Möglichkeit einer 
Verstetigung der Konjunktur durch die Staatseinwirkung, wobei für sie Verstetigung 
identisch zu sein scheint mit kontinuierlichkem Wirtschaftswachstum. Eine solche 
Politik sei von den Gewerkschaften zu unterstützen, und zwar durch „Verstetigung 
von Lohnzuwächsen, deren quasi automatische Erwartbarkeit“. Dabei befürchten 
die Verfasser allerdings, daß „Lohnerhöhungen als relativ problemlose Teilhabe am 
allgemeinen Fortschritt“ die Gewerkschaft in die Gefahr bringe „ihre Legitimations- 
basis zu verlieren“. Um einerseits „betriebliche Verteilungskämpfe, die das Gesamt- 
verhandlungssystern sprengen“ zu verhindern, andererseits aber die gewerkschafili- 
che Legitimationsbasis zu erhalten, empfehlen die Autoren, in allerdings etwas um- 
ständlichen Umschreibungen, betriebsnahe gewerkschaftliche Politik, um die „be- 
triebliche Konfliktregelung gesamtwirtschaftlich kalkulierbarer und zugleich reicher 
an Emanzipationschancen zu machen. Anzustreben sei dabei, daß „qualitative For- 
derungen“ die sich auf die Herrschaft im Betrieb richten, Gegenstand betrieblicher 
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Gewerkschaftspolitik werden, während die Lohnerhöhungen sich nach Maßstäben 
gesamtwirtschaftlicher Rationalität im Sinne der beschriebenen Konjunkturversteti- 
gung richten sollten (16). Die falschen Voraussetzungen einer solchen Gewerk- 
schaftspolitik liegen auf der Hand. Sie reichen von den Illusionen in die Möglichkeit 
der Verstetigung und Aufrechterhaltung wirtschaftlichen Wachstums durch staatli- 
che Regulierungspolitik bis hin zur Trennung der Herrschaft des Kapitals über den 
Produktionsprozeß und der Anwendung der Arbeit als institutioneller Form von 
ihrem Inhalt, der Aneignung von Mehrarbeit. 

Auf diesen Fehlern der Analyse selbst beruht aber die Anempfehlung be- 
triebsnaher Tarifpolitik als Mittel der Integration und Unterordnung der Arbeiter 
unter gewerkschaftlich vermittelte Richtlinien staatlicher Einkommenspolitik (kon- 
zertierie Aktion). 

Dieses Beispiel sollte nur zeigen, wie fragwürdig es ist, die Verhandlungsform 
betriebsnahe Tarifpolitik zu einer wesentlichen Forderung autonomer sozialistischer 
Gewerkschaftspolitik zu erheben, ohne daß die Widerstände, aber auch die mögli- 
chen Interessen der Gewerkschaftsführung an einer solchen Politik inhaltlich aufge- 
zeigt würden. Ihre naive Propagierung kann in Zugeständnissen resultieren, welche 
die Konflikte zwischen der ‚Politik des Gewerkschaftsapparats und der Gewerk- 
schaftsbasis‘ durch Scheinpartizipationen der Basis zu mildern sucht, um gleichzei- 
tig die eingeschlagene inhaltliche Politik umso effektiver durchsetzen zu können. In 
diesem Zusammenhang wären z.B. die partiellen Zugeständnisse an die Vertrauens- 
leute der IG-Chemie, welche deren Teilnahme an der Tarifpolitik verbessern, in 
ihrer realen Auswirkung zu untersuchen. Eine erste Einschätzung der Mißerfolge der 
Verbesserung der Position der Vertrauensleute in der IG-Chemie angesichts einer 
Tarifrunde findet sich in der Zeitschrift Arbeiterpolitik. 

d)  Betriebsnahe Tarifpolitik als eine organisatorische Form der Entfaltung der 

Kampffähigkeit der Klasse 
Auf der anderen Seite kann die Forderung nach betriebsnaher Tarifpolitik durchaus 
einem Bewußtsein entspringen, welches Entfaltungsmöglichkeiten und organisatori- 
sche Formen für die Kampffähigkeit der Klasse sucht. Zum einen deshalb, weil ja in 
der Tat durch die Trennung zwischen betrieblicher und überbetrieblicher Interessen- 
vertretung in Gewerkschaft und Betriebsrat bei Friedenspflichtbindung des Be- 
triebsrats es nicht möglich ist, das gewerkschaftliche Kampfpotential und die poten- 
tielie organisatorische Kraft der Gewerkschaft zur Stärkung der Kampffähigkeit der 
Lohnarbeiter in der Auseinandersetzung mit dem Einzelkapital einzusetzen, was 
eine tatsächliche Schwächung bedeutet. Zum anderen liegt es aber auch deshalb 
nahe, in einer Situation zunehmender Konflikte zwischen zentraler Tarifpolitik der 
Gewerkschaftsführung und den Bedürfnissen der Arbeiter zunächst betriebsnahe 
Tarifpolitik zu fordern, weil, wie in den anfänglichen Herleitungen gezeigt, unter 
der historischen Bedingung des sogenannten ‚Basis-Apparat‘ Konflikts der Betrieb 
zunächst die organisatorische Basis ist, auf der die Arbeiter auch unabhängig von 
der zentralen Gewerkschaftsorganisation in ihrer Eigenschaft als zusammenfassen- 
der Organisation selbständig zu kämpfen in der Lage sind. Gerade angesichts der 
Konzertierten Aktion entwickelt sich dabei die Vorstellung, die Einkommenspoli- 


16) Sämtliche Zitate: Schacht/Unterseher, a. a. O., S. 114 f. 
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tik-orientierte Linie des Gewerkschaftsapparats durch betriebliche Kämpfe durch- 
kreuzen zu können. Hinzu kommt noch das Moment, welches wir im Aufsatz „Zum 
Zusammenhang von Kapitalakkumulation, Veränderungen in den Formen der Pro- 
fitproduktion und der Rolle neuerer Entlohnungsmethoden in der BRD“ (PROKLA 
Nr. 4 und 5) entwickelt haben: Die Tendenz zur Intensivierung der Arbeit, Ver- 
schlechterung der Arbeitsbedingungen, die zunächst über die Herrschaft des Einzel- 
kapitals im Betrieb vermittelt erscheint und je besondere Formen in den einzelnen 
Betrieben annimmt, so daß der besondere betriebliche Abwehrkampf und die Befä- 
higung der Gewerkschaft bzw. der betrieblichen Gewerkschaftskader, ihn als ge- 
werkschaftlichen auf der Ebene des Einzelbetriebes zu führen, die Forderung nach 
betriebsnaher Tarifpolitik nahelegt. 

Gegenüber diesen realen Problemen der Klassenbewegung, wie sie sich in der 
Forderung nach betriebsnaher Tarifpolitik widerspiegeln, erscheinen allerdings Ar- 
gumentationen, wie sie der KB Hamburg beispielsweise im März 1973 und im 
Januar 1974 im ‚„Arbeiterkampf““ entwickelt, leere Abstraktionen (17). Dem schon 
nahezu traumatischen Verhalten folgend, in allen Aktionen der Gewerkschaftsfüh- 
rungen den unmittelbaren Klassenverrat zu wittern, kommt den Autoren des „Ar- 
beiterkampfes““ die Tatsache, daß Teile des IG-Chemie Gewerkschaftsapparats um 
die Wende der 70er Jahre eine betriebsnahe Tarifpolitik forderten und durchzuset- 
zen versuchten, gerade recht, um diese auch von der linken Gewerkschaftsbasis 
diskutierte Forderung als Werk einer schlimmen Allianz von Gewerkschaftsführung 
und Kapitalistenklasse zu entlarven: „Diese (die betriebsnahe Tarifpolitik) paßt sich 
nämlich nahtlos in das kapitalistische Wirtschafts- und Gesellschaftssystem ein, in- 
dem sie jedem Kapitalisten nur ‚das zumutet, was er leisten kann‘. Wenn eine 
Tarifpolitik hundertprozentig systemkonform ist, so ist es die ‚betriebsnahe Tarif- 
politik‘ ““. Deshalb bedeutet betriebsnahe Tarifpolitik nicht „Stärkung, sondern Zer- 
schlagung gewerkschaftlicher Solidarität“. Und an anderer Stelle heißt es: „Die 
Gewerkschaftsführung (hat) in Wirklichkeit bloß eine endlose Aufsplitterung von 
Lohnverhandlungen ins Auge gefaßt... ‚Betriebsnahe Tarifpolitik‘ ist nichts weiter 
als ein Versuch der Kapitalisten, die Arbeiterklasse ‚klein‘ zu halten und breite 
Lohnkämpfe zu verhindern.“ Wie dies mit dem Faktum des Widerstands des Che- 
mie-Kapitals gegen den Versuch der IG-Chemie zur Praktizierung betriebsnaher Ta- 
rifpolitik in Übereinstimmung kommen soll, wird dem Leser nicht vermittelt. Es 
geht dann weiter: „Betriebe wie Merck-Darmstadt oder Clouth-Köln, die eine gewis- 
se Kampfstärke behaupten konnten, ‚müssen‘ im Zuge der Durchsetzung ‚betriebs- 
naher Tarifpolitik‘ ebenfalls als Anführer von Streikbewegungen ausgeschaltet wer- 
den.‘‘ Demgegenüber muß verwundern, daß gerade der fortschrittliche Vertrauens- 
körper von Merck/Darmstadt einer der Protagonisten der Forderung nach betriebs- 
naher Tarifpolitik in der IG-Chemie war. Diese Tatsache wird damit begründet, daß 
der ursprüngliche Antrag der Merck-Vertrauensleute auf dem Gewerkschaftstag ver- 
fälscht wurde. Weshalb er jedoch gestellt wurde, wird nicht geklärt. Auf der anderen 
Seite kommen die Autoren der Artikel nicht umhin festzustellen, daß die Klöck- 
ner-Hütte Bremen eine eigene Tarifkommission hat (da es im Tarifbezirk Unterwe- 
ser keinen weiteren Stahlbetrieb gibt), die von einkommenspolitischer Linie des 


17) Die folgenden Zitate aus ‚Arbeiterkampf‘, März 1973 (Nr. 28) und Januar 1974 (Nr. 38) 
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Vorstandes abweichende Forderungen stellt. Die Tatsache der Nichtbeachtung der 
Forderungen durch den Vorstand in der Tarifauseinandersetzung 1972/73 legen die 
Autoren nun wieder als Beleg dafür aus, daß die Gewerkschaftsführung doch macht, 
was sie will, eine beiriebsnahe Tarifgolitik könne also den Arbeitern nicht gegen 
den Leviathan von Gewerkschaftsapparat helfen. Linke Gewerkschaftler, die be- 
iriebsnahe Tarifpolitik fordern, erscheinen daher dem Leser als arme, unbemittelte 
oder gar unbewußte Erfüllungsgehilfen des Klassenverrats. Indem die Artikel an 
keiner Steile die wirklichen Probleme der Klassenbewegung herausarbeiten, die der 
gewerkschaftlichen Diskussion um die betriebsnahe Terifpolitik zugrundeliegen, ver- 
heddern sich die Autoren permanent in Widersprüche und Verdrehungen der wirkl- 
chen Probleme. 

Gehen wir zurück zu dem Punkt, wo wir von der mit der Krise 1967 veränder- 
ten Situation sprachen und aus ihr die Entwicklung der Forderung nach betriebs- 
naher Tarifpolitik bei betrieblichen Gewerkschaftsfunktionären abzuleiten suchten. 
Versuchen wir nun, diesen Unterschied noch einmal genauer zu fassen, und zwar in 
bezug auf die Probleme des Verhältnisses von Konkurrenz und Klasseneinheit, ver- 
mittelt über die gewerkschaftliche Organisation. Im Unterschied zu der Phase der 
Entwicklung, wo die Gewerkschaftsführung der IG-Metail teils selbst das Konzept 
der betriebsnahen Tarifpolitik propagierte, stellt sich das wesentliche Problem der 
Stärkung der Kampffähigkeit der Lohnarbeiter gegenüber dem Kapital heute zuneb- 
mend in der Form dar, daß der Druck einer sich entwickelnden industriellen Reser- 
vearmee, Entlassungen, Unsicherheit des Arbeitsplatzes auf der einen, die an staatli- 
cher Wirtschaftsregulierung keynesanischer Prägung orientierte Politik der Gewerk- 
schafisführungen andererseits die Entwicklung der Klassensolidarität hindern. Es 
geht weniger darum, die INusion aufzuheben, der einzelne könne zu seinem besten 
als einzelner mit dem Kapital konkurrieren, sondern die gewerkschaftliche Organisa- 
tion hat der Ausnutzung der Konkurrenz der Arbeiter untereinander als Mittel der 
Lohnsenkung und Abpressung von Mehrarbeit entgegenzuwirken. Diese Aufgabe 
trifft auf einen realen Gewerkschaftszustand, in welchem große Teile der Gewerk- 
schaftsgremien den Widerstand gegen die Politik des Kapitals deshalb nicht aufzu- 
nehmen bereit sind, weil sie sich von einer Unterstützung der staatlichen Wirt- 
schaftspolitik durch Ichnpolitische Zurückhaltung eine dauerhafte Verbesserung 
und Sicherung der Lage der Arbeiter versprechen, tatsächliche Verschlechterungen 
als vorübergehende kleinere Übel hinzunehmen bereit sind. Eine ‚Mobilisierung‘ der 
Basis muß also, anders als zu Beginn der 60er Jahre, dem Interesse und den Inhalten 
der offiziellen Gewerkschaftspolitik geradewegs zuwiderlaufen. Sowohl die Propa- 
gierung des Konzepts zu Beginn der 60er Jahre wie seine Ablehnung zu Beginn der 
70er Jahre durch Teile des Gewerkschaftsapparats oberhalb der Betriebe spiegelt 
jedoch die reformistische Ideologie und Struktur der Organisation, wie wir sie zu 
Beginn der Thesen dargestellt haben. Kern des gewerkschaftlichen Reformismus ist 
eben die Vorstellung, es bedürfe nur der Organisation, um dem Kapital die Siche- 
rung der Existenzbedingungen der Arbeiter und einen Anteil am wachsenden gesell- 
schaftlichen Reichtum, (von dem natürlich seine durch staatliche Manipulation her- 
stellbare Stetigkeit vorausgesetzt wird) abzuzwingen. Schien die Organisation zu 
Beginn der 60er Jahre durch das mangelnde Interesse an der Organisation aufgrund 
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betrieblicher Zugeständnisse des Kapitals an die Belegschaften, vermittelt über die 
Betriebsräte, gefährdet, so erscheint sie dem Gewerkschaftsapparat gegenwärtig eher 
gefährdet durch die selbständigen Kampfaktionen der Belegschaften, die als Gefähr- 
Gung der Gewerkschaftseinheit denunziert werden. Eine solche Politik muß aber 
bewirken, daß resignative Tendenzen innerhalb der Arbeiterklasse gestärkt werden. 
denn die Erfahrung, durch welche die Arbeiter vom Kapital ‚mobilisiert‘ werden, 
verweist sie auf die Notwendigkeit der Aufhebung der Konkurrenz, aber eben zu 
dem inhaltlichen Zweck, sich gegen die Tendenzen der Herabsetzung der Lehensbe- 
dingungen durch Kämpfe zur Wehr setzen zu können. Die Erfahrung zeigt auch, 
dies haben wir in dem Aufsatz „Neue Momente in der Klassenbewegung 1973 in der 
Metallindustrie“ (18) darzustellen versucht, daß für den nur betrieblichen Abwehr- 
kampf Grenzen in der Organisation des Kapitals als Klasse und seiner Strategie 
gesetzt sind. 

Eine Unterordnung der Arbeiter unter die gegenwärtige Gewerkschafisgolitik 
kann allein in einer Verschärfung der Konkurrenz der Arbeiter untereinander resul- 
tieren. Sichert nicht die Gewerkschaftsorganisation das Lohnniveau ab, bietet sie 
keine Perspektive der Organisations- und Kampffähigkeit gegenüber dem Kapital, so 
sind die Arbeiter entweder auf selbständige Abwehrkämpfe oder auf die Verschär- 
fung der Konkurrenz untereinander verwiesen: Steigerung der Arbeitsleistung, Hin- 
nahme niedriger Löhne, beides in der Hoffnung, so noch, und wenn auch nur 
individuell, Lebensniveau und Arbeitsplatz absichern zu können. 

Müssen sich also auf der einen Seite notwendig, angesichts des Zustands der 
Gewerkschaftspolitik, Klassenauseinandersetzungen auf betrieblicher Ebene und 
auch ohne gewerkschaftliche Unterstützung und Legitimierung entfalten, so kann 
doch eine sozialistische Gewerkschaftsstrategie nicht in ihrem Resultat darauf hin- 
ausiaufen wollen, diesen Zustand der betrieblich isolierten Auseinandersetzung mit 
dem Kapital noch institutionell absichern zu wollen; zumal er sowohl eine 
Schwächung der Kampffähigkeit bedeuten kann als auch einen Verzicht auf den 
Versuch (19), die Politik des Gewerkschaftsapparats insgesamt unter Druck zu sel- 
zen. Geht es doch um das Problem, wie die Betriebe, die in den spontanen Kämpfen 
eine große Kampfkraft entwickelt haben, für die Veränderung der Gewerkschaftspo- 
litik und für die Auseinandersetzungen mit dem Kapital zu einer produktiven Kraft 
werden können. Wenngleich daher die Konzeption der „express“-Redaktion eine 
wichtige Funktion haben kann, insofern sie auf die betriebsspezifischen Entloh- 
nungsmethoden, Fragen der Arbeitssicherheit, der Absicherung betrieblich erreich- 
ter Effektivlöhne einzugehen vermag, ist doch anzuzweifeln, daß diese Konzeption 
die oben skizzierte Problematik zu erfassen in der Lage ist. Denn die Öffnungsklau- 
seln verlagern ja gerade die beiriebsspezifischen Auseinanderserzungen in die Zeit 
nach dem regionalen Tarifabschluß und verhindern so geradezu eine solche produk- 
tive Funktion gegenüber der gewerkschaftlichen Tarifpolitik, wie wir sie oben ange- 
deutet haben. Sie Können so insofern eine demobilisierende Funktion gegenüber 
den einzelnen Betrieben haben, als in der Hoffnung auf die nachgelagerten betrieb- 
lichen Verhandlungen die Auseinandersetzung nicht mehr mit aller Kraft auf der 


18) In Probleme des Klassenkampfs, Nr. 10/1973, S. 35-39 
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regionalen Ebene geführt werden könnte. 

Dabei handelt es sich bei der Frage der Ausnutzung der Kampffähigkeit der 
Avantgardebetriebe für eine Veränderung der Politik der Gesamtorganisation gegen- 
wärtig wesentlich darum, wie überhaupt den Tendenzen der Lohnsenkung und Ar- 
beitsintensivierung angesichts drohender Entlassungen oder drohender Kurzarbeit 
Widerstand entgegenzusetzen ist. Gerade Beispiele wie die Verhandlungen bei VW in 
diesem Jahr — VW hat einen betriebsnahen Firmentarifvertrag — zeigen, daß die 
beiriebsnahe Verhandlung bei schlechter Gewinnsituation des Betriebs keineswegs 
ein Fortschritt ist. Hier zeigt sich, daß das reale Problem eben nicht darin besteht, 
eine vom Betriebsrat ausgehandelte Lohnerhöhung noch gewerkschaftlich abzu- 
sichern oder gewerkschaftlich statt durch den Betriebsrat auszuhandeln, sondern 
überhaupt eine Lohnerhöhung durchzusetzen, wobei es vor allem darauf ankäme, 
daß die Kampfkraft der Gewerkschaft unabhängig ist von der Gewinnsituation ein- 
zelner Kapitale. Denn diese Verwertungssituation selbst ändert sich um keinen 
Deut, wenn die Gewerkschaft statt des Betriebsrats die Löhne aushandelt. _ 

Der hier schon angedeutete ahistorische Charakter dieser Konzeption von 
betriebsnaher Tarifpolitik wird also dann besonders deutlich, wenn man die histo- 
risch entwickelten Probleme der Arbeiterklasse Anfang der 70er Jahre untersucht. 
Weder der durch hohe Inflationsraten und staatliche Einkommenspolitik vermittelte 
Druck auf den Reallohn der Lohnabhängigen (dies im Verein mit drohender Ar- 
beitslosigkeit) noch die als Folge stagnierender Kapitalakkumulation erfolgten Frei- 
setzungen von Arbeitskraft finden (politisch) in diesem ‚Modell‘ eine adäquate Ant- 
wort. Wir haben hier das Modell als Modell sozialistischer Gewerkschaftspolitik 
kritisiert, das den Weg einer richtigen Strategie zur Entwicklung von Klassen- 
bewußtsein und Kampfstärke der Arbeiterklasse aufzeigen soll. Wie allerdings ge- 
werkschaftliche Tarifpolitik angesichts der dargestellten Probleme (Gewerk- 
schaft — Betriebsrat; Verhältnis Belegschaft — Einzelkapital; innergewerkschaftliche 
Demokratie — staatliche Einkommenspolitik; Verhältnis Lohn — Arbeitsbedingun- 
gen) auszusehen hätte, ist hier nur als Problem angerissen, hätte allerdings Gegen- 
stand genauerer Analysen an konkreten Fällen und Problemen zu sein. 


Zusammenfassung: 


Es lassen sich also mindestens drei verschiedne Strömungen unterscheiden, die von 
ihrer innergewerkschaftlichen Interessenstruktur her alle für die betriebsnahe Tarif- 
politik eintreten könnten: 

1. Betriebsräte, die die tarifvertragliche Absicherung der betrieblichen Verhand- 
lungsergebnisse zwecks besserer Legitimation gegenüber den Kollegen 
benutzen und die ihre Macht gegenüber den Gewerkschaften in Phasen 
schärferer ökonomischer Konflikte erhalten. 

2. Der Gewerkschaftsapparat, so weit er glaubt, durch eine Scheinpartizipation 
an der Entscheidung des Vorstandes in seiner Tarifpolitik mehr Resonanz, vor 
allem aber mehr demokratische Legitimation zu erhalten, ohne auch nur um 
ein lota die Strukturen der Entscheidungskompetenzen modifizieren zu 
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müssen. 

3. Die an konsequenter Gewerkschaftspolitik ausgerichteten Zinken, die der 
Machtfülle des Vorstands eine innere Demokratisierung von unten in den 
Gewerkschaften entgegenzusetzen hoffen. Dies hätte aber zur Konsequenz, 
Forderungen aufzunehmen wie die Anerkennung der Verhandlungs- und Streik- 
fähigkeit der unteren Gremien (etwa im Falle drohender Einschränkung der 
Produktion), wie die Anerkennung der Urabstimmung, die Möglichkeit der 
Wahl und Abwahl von Gewerkschaftsvertretern etc. 

Ein Kampf um eine betriebsnahe Tarifpolitik im innerorganisatorischen Karussell 
des Gewerkschaftstages ist eine zu abgehobene Ebene, als daß sich gegenwärtig 
dafür die Mitglieder mobilisieren ließen — so wichtig eine Umformung der Entschei- 
dungsstruktur für die Entwicklung der Gewerkschaft zur Kampforganisation der 
Arbeiter auch sein würde. Dem steht darüberhinaus entgegen, daß der Gewerk- 
schaftstag sich gerade aus mindestens diesen drei Strömungen zusammensetzt und 
so — wenn überhaupt — eine Konzeption betriebsnaher Tarifpolitik beschlossen 
werden würde, die den äußerst gegensätzlichen Intentionen „gerecht“ werden 
müßte, sollte sie die Mehrheit erhalten. Das Resultat wäre wahrscheinlich ein 
äußerst fragwürdiger Kompromiß, bestimmt aber keine Konzeption für die Entwick- 
lung der Kampfkraft der Arbeiterklasse. 


3.  Handlungsperspektiven und Handlungsschranken sozialistischer Gewerk- 
schaftsarbeit 


Es ging hier nicht darum, die von klassenbewußten Gewerkschaftern entwickelten 
Strategien und Forderungen zur Demokratisierung der Gewerkschaften als iliusio- 
näre oder gar falsche Politik darzustellen. Es ging darum, ihre Richtigkeit, aber auch 
ihren historischen Stellenwert und ihre Schranken aufzuzeigen. Gehen wir, wie 
anfangs gezeigt, davon aus, daß Klassenauseinandersetzungen, wenn sie zum offenen 
Klassenkampf werden, vor allem in den Gewerkschaften ein organisatorische Bewe- 
gungsform finden müssen, so ist dabei vorausgesetzt, daß der innergewerkschaftliche 
Willensbildungsprozeß so organisiert sein muß, daß den Arbeitern von einer sozial- 
partnerschaftlichen Politik des Gewerkschaftsapparats die Gewerkschaft nicht 
gänzlich als Kampfinstrument aus der Hand geschlagen werden kann. Unabhängig 
von der konkreten Politik der Gewerkschaftsführung und unternehmerfreundlicher 
Betriebsfunktionäre sind eben (wie schon oben dargestellt) die Gewerkschaften die 
Organisation, in welcher die Arbeiter eine Vereinigung zum Zweck der Verteidigung 
ihrer Lebensinteressen gegenüber dem Kapital gebildet haben. Die verschiedenen 
Schichten der Arbeiter und auch die unterschiedlichen politischen Richtungen sind 
in der Gewerkschaftsorganisation der BRD zusammengefaßt. Der Zusammenhang 
über die einzelnen Betriebe hinaus ist durch die Organisation zunächst gesetzt. Der 
Verzicht auf den Kampf um die Gewerkschaft als Klassenkampforganisation würde 
die Arbeiter entmachten, sie in Niederlagen in ihrer Auseinandersetzung mit dem 
Kapital treiben, Niederlagen, die keine Perspektive außer der der Ohnmacht und 
Resignation offenließen. Allein die Empörung über die Unterdrückung und Ausbeu- 
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tung und die resignative Enttäuschung über die offizielle Gewerkschafispoliti 
schaffen noch kein Klasserbewußisein. 

Entwicklung des Klassenbewußtseins schließt ein die Erkenntnis, als Klasse 
organisiert dem Kapital Widerstand leisien zu können, schließt ein die Erkenntnis 
ar Notwendigkeit der Organisation, des Zusammenwirkens der Arbeiter verschiede- 

er Schichten und verschiedener Betriebe und Indusiriezweige, sowie auch verschie- 
a politischer Richtungen, die Auseinandersetzung mit reformistischem Bewußt- 
sein und reformisiischer Politik innerhalb der Arbeiterklasse selbst. Es schließt wei- 
terhin ein die in Organisationsformen umgesetzte Erkenninis, daß die Konkurrenz 
mit dem Kapital auf die Dauer nicht geführt werden kann durch Konkurrenz mit 
anderen Teilen der Lohnarbeiterklasse. (Hier wäre wesentlich die Siellung der aus- 
ländischen Arbeiter in den westdeutschen Gewerkschafien, ihre mangelnde Vertre- 
tung in Betriebsräten aber auch Vertrauensleuten zu diskutieren.) 

Andererseits muß aber klar sein, daß es in dieser Auseinanderseizung um die 
Demokratisierung, um eine politische Auseinanderseizung geht, die Macht der Ar- 
beiter als gesellschaftlich handeinde Klasse entgegen den verbürgerlichten Formen 
ihrer Interessenwahrnehmung und inhaltlicher interessenformulieren zu entwickeln. 
Die Veränderung der Organisation kann nur den Sinn haben, den Arbeitern über 
haupt die Möglichkeit des organisierten Kampfes zu geben, in welchem sie auf der 
einen Seite ihren Unternehmer nicht mehr als Einzeikapitalisten, sondern als Teil 
der Kapitalistenklasse, d.h. des Klassengegeners, der bekämpft werden muß und 
bekämpft werden kann, erfahren — auf der anderen Seite die Örganisierung selbsi 
als Mittel und notwendige Voraussetzung zur Umwälzung der bestehenden Verhält 
nisse begreifen, und damit auch die Grenzen ihrer gegenwärtigen Organisationsfor- 
men. 


lierbei handelt es sich wesentlich auch um die über die gewerkschaftlichen 
Kämpfe selbst vermittelte Auseinandersetzung mit der SPD als einer Partei, welche 
die Interessen der Arbeiter nur solange zu verireten gewillt ist, als die Arbeiter ihre 
Interessen als mit den bestehenden kapitalistischen Verhältnissen mehr oder weni- 
ger bruchlos vereinbare formulieren, andernfalls jedoch bereit ist, den staatlichen 
Machtapparat auch gegen die Arbeiter einzusetzen. 

Hierin ist eingeschlossen, daß die Entwicklung der Vertrauensieuiekörper als 
kampffähige gewerkschaftliche Basisorgane mit wem härtesten Widerstand von Sei- 
ien der SPD und auch der Gewerkschaftsführung zu sechnen hat, (vgl. die neuen 
Richtlinien zur Vertrauensieutearbeit in der IG-Metall) und daß sie sich mit dem 
Vorwurf kommunistischer Wühlarbeit oder linken Chaotentums früher oder später 
konfrontiert werden sieht. 

Wird nicht gesehen, daß die Entwicklung der Gewerkschaft als Klassenkampf- 

organisation einhergehen muß mit der politischen Auseinandersetzung mit dem 
Reformismus, so läuft sie Gefahr, die betrieblichen Gewerkschaftskader spätestens 
dann in die Resignation zu treiben, wenn das Kapital die Schließung des Betriebes, 
die Verlagerung der Produktion ins Ausland die Einschränkung der Produktion 
androht; wenn die SPD-Regierung glaubwürdig Lohnsteigerung und Arbeitslosigkeit 
als Alternativen propagiert, wenn die SPD verkündet, nur eine Stillhaltepolitik der 
Arbeiter werde den nächsten Wahlsieg garantieren. 
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Wird der Kampf um die Demokratisierung der Gewerkschaften ernsthaft ge- 
führt, so muß sich früher oder später die Erkenntnis entwickeln, daß das Kapitalver- 
hältnis die entscheidende Schranke gegen eine Sicherung der Lebensbedingungen 
der Arbeiter darstellt, und nicht die mehr oder weniger demokratische Organisa- 
tionsform, die bessere oder schlechtere sozialdemokratische Politik. Diese Erkennt- 
nis Kann allerdings massenhaft nur dann gewonnen werden, wenn die Organisation 
selbst in der Lage ist, die Klassenkämpfe auszutragen. Auch insofern ist der Kampf 
innerhalb der Gewerkschaft zu führen. 

Das Ausmaß der Spontaneität der Kämpfe und der Kampfbereitschaft sowie 
die Härte des Klassenkampfs von oben stellte traditionelle Formen der Vertreterpo- 
litik infrage {vgl. z.B. das Problem bei Hoesch). Wo dann, wie bei Ford/Köln, aus 
ger Handlungsfähigkeit der betrieblichen Vertrauensleute die Bildung einer selbstän- 
digen Streikleitung resuitierte, wird auch von linken Vertrauensleuten das Verhält- 
nis zu dieser als Konkurrenzverhältnis begriffen. Linke Gewerkschafter nehmen sich 
aber damit die Möglichkeit, Einfluß auf die Politik der Streikleitung zu gewinnen 
und sind somit auch nicht in der Lage, schwere Fehler derselben zu verhindern. 
Vergleicht man die Situation i973 mit den Septemberstreiks, so zeigt sich, daß 
zwar die Gewerkschaftslinke unter der Bedingung, daß die IG-Metall sich von unten 
unter Druck setzen läßt, in der Lage ist, eine organisierende Kraft darzustellen und 
den Willen der Arbeiter in Handlungen der Gewerkschaftsorganisation zu transfor- 
mieren. Spitzt sich demgegenüber die Distanzierung der Gewerkschaftsführung von 
den selbständigen Kämpfen der Arbeiter zu, so finden sich die linken Gewerk- 
schaftskader zunächst gerade aufgrund ihrer richtigen Erkenntnis, daß die Gewerk- 
schaft notwendig ist, um den Klassenkampf gegen das Kapital zu führen, in einer 
Situation, wo Handlungsperspektiven verbaut erscheinen. Gerade weil sich die Ge- 
werkschaftsführung weigert, die Bewegung aufzunehmen, muß sich die Kritik der 
Arbeiter an der Gewerkschaftspolitik verstärken, was wieder auch bewußte Gewerk- 
schafter vor das Problem stellt, sich entweder aus den Kämpfen herauszuhalten und 
damit das Vertrauen der Arbeiter zu verlieren, oder aber nur sehr vorsichtig zu 
agieren oder bei voller Identifizierung mit dem Streik sich offen gegen die Politik 
der IG-Metall zu stellen. Andererseits wird gerade eine solche offene Unterstützung 
von den Arbeitern erwartet. Sc resultieren Niederlagen in Einzelbetrieben häufig 
auch in spontaner Enttäuschung über das Handeln der betrieblichen Gremien, von 
denen allzu selbstverständlich angenommen wurde, daß sie sich fraglos als Instru- 
ment der Kampforganisation den Arbeitern zur Verfügung stellen. 

Die Handlungsschranken, denen die betrieblichen Gewerkschafter in ihrer 
Funktion gegenwärtig ausgesetzt sind, können nicht durch moralischen Appell über- 
wunden werden. Sie zeigen andererseits, daß es eine zu eingeschränkte Perspektive 
der Kämpfe wäre, die Strategie der klassenbewußten Arbeiter und Gewerkschaftska- 
der einzig und allein auf eine Stärkung der betrieblichen Gremien innerhalb der 
Organisation und ihrer Funktionen auszurichten. Gerade der Widerstand gegen sol- 
che Bestrebungen in der IG-Metall macht nur allzu deutlich, daß eine solche Stär- 
kung erst Resultat von Klassenkämpfen sein kann, über welche die Gewerkschafts- 
führung selbst zur Einschränkung ihrer Disziplinierungspolitik gegenüber linken Ge- 
werkschaftskadem gezwungen. wird. 
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Vielmehr müssen sich die Arbeiter über den gegenwärtigen Charakter ihrer 
Organisation sowie über den Stand ihrer Kämpfe mit dem Kapital und dessen Cha- 
rakter und Strategie klar werden, damit über den eingeschränkten Handlungsspiel- 
raum auch der klassenbewußtesten Träger von Vertretungsfunktionen und aus die- 
ser Erkenntnis heraus vorläufige Organisationszusammenhänge innerhalb der Be- 
triebe und über diese hinaus herstellen, die sich nicht allein auf die Arbeit innerhalb 
der existierenden Gewerkschaftsorgane beschränken. Dies gilt umso mehr, als viele 
traditionelle betriebliche Gewerkschaftsorgane und Betriebsräte so beschaffen sind, 
daß eine alleinige Ausrichtung der Politik auf diese Gremien eine entscheidende 
Einschränkung tatsächlicher Handlungsmöglichkeit bedeuten würde. 

Mit der Skizzierung der gegenwärtigen Handlungsschranken der betrieblichen 
klassenbewußten Gewerkschaftskader und der vorne ausgeführten allgemeinen Fest- 
stellung, daß sozialistische Gewerkschaftsarbeit darauf ausgerichtet sein muß, der 
Entwicklung des Klassenkampfes in der Gewerkschaft eine Bewegungsform zu 
schaffen, die Entwicklung des Klassenwiderstandes vermittelt über die Gewerkschaf- 
ten zu organisieren und so die Gewerkschaften zu Organisationen der bewußten 
Einheit der Arbeiterklasse zu entwickeln, ist gewissermaßen das Spannungsfeld zwi- 
schen Aufgabenstellung und Problemen aktueller sozialistischer Gewerkschaftspoli- 
tik abgesteckt. Damit sind u.a. die Fragen aufgeworfen nach den konkreten For- 
men sozialistischer Gewerkschaftsarbeit und dem Niveau der gegenwärtigen Klassen- 
kämpfe entsprechenden politischen-organisatorischen Zwischenformen, die eine 
Herausbildung und Konsolidierung von in den Betrieben verankerten sozialistischen 
Kadern im Zusammenhang mit der Schaffung überbetrieblicher Organisationszusam- 
menhänge ermöglichen. 

Diese hier aufgeworfenen Fragestellungen einer sozialistischen Gewerkschafts- 
arbeit können von uns hier nicht beantwortet werden. Wir konnten mit diesen 
Thesen nur den Rahmen, die Bedingungen sozialistischer Gewerkschaftsarbeit als 
Voraussetzung für einen kollektiven Prozeß der solidarischen theoretischen und 
politischen Auseinandersetzung zur Klärung dieser Fragen skizzieren. In weiteren 
Diskussions- und Arbeitsschritten wäre daher anzusetzen bei einer Einschätzung der 
bereits in der Arbeiterklasse entwickelten politischen Potenzen und der existieren- 
den sozialistischen und kommunistischen Gruppen. Eine Kritik an den arbeitenden 
Gruppen müßte sich dabei nicht an einer Ideologiekritik fixieren, sondern danach 
fragen, wieweit diese Gruppen in der Lage sind, an den realen Bewegungen anzu- 
knüpfen und diese auf eine sozialistische Perspektive hin zu orientieren. Daß eine 
solche Orientierung weder durch die bloße Entgegenstellung von Modellen besserer 
gewerkschaftlicher Politik noch durch die bloße Propagierung des Sozialismus gelei- 
stet werden kann, glauben wir in unseren Thesen gezeigt zu haben. 

(Januar 1974) 
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Entwicklungsphasen und -tendenzen des Kapitalismus in Westdeutsch- 
land (1. Teil) 


Elmar Altvater, Jürgen Hoffmann, Wolfgang Schöller, Willi Semmier 


Vorbemerkung 


Es geht uns im folgenden Aufsatz um die Darstellung einiger grundlegender Ent- 
wicklungstendenzen des westdeutschen Kapitalismus. Dabei wird es kaum möglich 
sein, einen Grad der Ausführlichkeit in der Darstellung zu erreichen, der es möglich 
machen würde, auf die vielen konkreten Fragen, wie sie im Zusammenhang der 
Klassenbewegung tagtäglich sich ergeben, eine Antwort zu geben. Aber die Klärung 
der Frage, welches die Entwicklungsbedingungen und -tendenzen des westdeutschen 
Kapitals in den nächsten Jahren sein werden, ist eine Voraussetzung für die Unter- 
suchung und Beantwortung vieler konkreter Probleme, sei es der Einschätzung des 
Staates, der Gewerkschaften, der Entstehung und Dynamik von politischen Konflik- 
ten, der Entwicklungstendenzen im Ausbildungssektor usw. Dies ist der Grund, 
weshalb wir die nachfolgenden Ergebnisse vorlegen, obwohl sie in vielen Punkten 
noch bruchstückhaft sind, der weiteren methodischen Reflexion bedürfen und nur 
unzulänglich die Erfahrungen der Arbeiterbewegung in Westdeutschland nach dem 
zweiten Weltkrieg aufarbeiten und einbeziehen. Gerade der letzte Punkt scheint uns 
ein echter Mangel zu sein, da wir davon ausgehen, daß politische Taktik nicht 
einfach theoretisch abgeieitet werden kann, sondern gerade die historischen Erfah- 
rungen der Arbeiterbewegung dabei zu berücksichtigen wären. 

Wir untersuchen hier die Entwicklungstendenzen des Kapitalverhältnisses in 
Westdeutschland. In Kapitalistischen Gesellschaften ist das Kapital das Subjekt der 
Bewegung dieser Gesellschaften. Aber das Kapital ist kein Ding, keine bloß quanti- 
tative Größe, auch wenn dies so erscheint und im vuigären Bewußtsein so vorgestellt 
wird. Das Kapital ist ein gesellschaftliches Verhältnis und umschließt als solches den 
Widerspruch von Lohnarbeit und Kapital. Die Entwicklungstendenzen des Kapital- 
verhältnisses sind folglich nicht bloß als Akkumulationstendenzen des Kapitals, 
sondern auch als Tendenzen der Klassenkämpfe zu untersuchen. Also: Nicht nur die 
Bewegung der Kapitalakkumulation, sondern auch die Bewegungen der Kiassen- 
kämpfe konstituieren die Entwicklungstendenzen des Kapitalverhältnisses. So 
können die Klassenkämpfe nicht losgelöst von den Akkumulationsbedingungen des 
Kapitals und diese nicht unabhängig von den Klassenkämpfen analysiert werden. 

Wir haben bei der Untersuchung der Entwicklung des westdeutschen Kapita- 

lismus vier Hauptaspekte in den Vordergrund unserer Betrachtung gestellt: 
Erstens schien es uns wichtig, den Wertbildungsprozeß unter Einbeziehung des Welt- 
marktzusammenhangs zu betrachten und die Bedeutung der jeweilig herrschenden 
technischen Durchschnittsbedingungen und der Kontinuität des Reproduktionspro- 
zesses (angesichts der Weltmarktverflechtung) für die Größe des Wertprodukts (bzw. 
der Wertmassen) herauszustellen. 
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Zweitens werden wir in diesem Artikel versuchen, für Wertbegriffe analoge Markt- 
preisbegriffe auf der empirisch — statistischen Oberfläche zu finden, um aus der 
Bewegung dieser empirischen Größen umgekehrt Schlüsse auf die Wertbewegung 
ziehen zu können. 

Drittens ist es uns auf dieser empirischen Basis daher möglich, für die Bundesrepu- 
blik nachzuweisen, daß der Fall der Profitrate zumindest für den Zeitraum von 
1960 bis 1970 aus den statistischen Daten zu belegen ist (während aufgrund der 
empirischen Daten, die sich auf die 50er Jahre bezogen, marxistische wie bürger- 
liche Wissenschaftler dieses allgemeine Gesetz glaubten, widerlegen zu Können). 
Dabei geht es uns allerdings — gerade im Gegensatz zu neueren Untersuchun- 
gen — nicht nur darum, das Verhältnis von Lohn und Profit zu analysieren, sondern 
um die Darstellung der wesentlichen Komponenten der Profitzate und deren Bewe- 
gung. 

Viertens sollen durch dieses Vorgehen die Bedingungen, unter denen die Lohnar- 
beiter sich reproduzieren und unter denen sie die täglichen Kämpfe mit dem Kapital 
austragen, herausgearbeitet werden. 

Wir werden im folgenden zunächst einige methodische Probleme anreißen und 
dabei versuchen, die wichtigsten Faktoren von Wertbildung, Kapitalverweriung und 
Wachstum des Kapitals herauszuarbeiten. Dazu bedurfte es allerdings einer grund- 
sätzlichen Klärung der verschiedenen Ebenen der Untersuchung und der Möglich- 
keit der Verwendung von Indikatoren, die der bürgerlichen Statistik entnommen 
werden. Zum Zweck der Untersuchung der historischen Entwicklung des Kapitals 
werden wir dann einige Überlegungen zur Analyse von Wertbildungsprozeß und 
Akkumulationsprozeß des Kapitals systematisieren und sie in eine Form bringen, 
die es uns im weiteren erlauben wird, die in der bürgerlichen Statistik vorgefun- 
denen Größen zumindest in ihrer Veränderung in der Zeit benutzen und daraus 
Schlüsse in bezug auf die inneren Tendenzen in der Entwicklung des Kapitals ziehen 
zu können. Dabei kommt es uns darauf an, die Entwicklung des Ausbeutungsgrads 
der Arbeit, der Profite und der jeweils vorzuschießenden Kapitale als Komponenten 
der Bestimmung des Verwertungsgrads des Kapitals gesamtgesellschaftlich zu be- 
trachten. Im weiteren werden wir die Zusammenhänge von Wertbildungsprozeß und 
Kapitalverwertung mit der Entwicklung des Weltmarkts konkreter fassen, um da- 
raus Ansatzpunkte für die Analyse der Stellung eines nationalen Kapitals auf dem 
Weltmarkt und deren Bedeutung für den inländischen Reproduktions- und Wachs- 
tumsprozeß herauszuarbeiten. 

Im zweiten Abschnitt des Artikels der in PROKLA 14/15 erscheinen wird, 
werden wir zur Untersuchung der zuvor benannten Bedinguigen des Wertbildungs- 
prozesses und der Verwertung des Kapitals in Westdeutschland übergehen, wobei 
wir zunächst auf die Voraussetzungen der Akkumulation des Kapitals in der BRD, 
auf die Rolie des Faschismus in Deutschland eingehen werden. Dabei soll der Fa- 
schismus nicht nur in seiner Bedeutung für die Entwicklung der Mehrwertrate 
{durch Lohndruck, erzwungene lange Arbeitszeiten) entwickelt werden, sondern 
auch als spezifische Lösungsform der stockenden Kapitalbildung in und nach der 
Weltwirtschaftskrise. Im zweiten Teil dieses Abschnitts werden wir die Phasen der 
Akkumulation des westdeutschen Kapitals anhand der Untersuchung der Kompo- 
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nenten der Kapitalverwertung umreißen. Dabei werden die besonders günstigen Vor- 
aussetzungen der Kapitalakkumulation (auf Basis der vorhandenen Potenzen der 
Wertbildung) in der BRD untersucht (hohe Mehrwertraten, niedriger Kapitalvor- 
schuß) und die Herausbildung der Schranke des „extensiven“ Kapitalwachstums in 
der Form der Absorption der Lohnarbeiter durch das Kapital. Der Übergang zu verän- 
derten Methoden der Profitproduktion durch die Anwendung neuer Technologie im 
Produktionsprozeß in der zweiten Phase der Entwicklung des Kapitals wird dann 
von uns insbesonders auf die darin angelegte veränderte Verwertungssituation und 
deren entgegenwirkenden Momenten hin untersucht werden, d. h. es wird die Frage 
zu stellen sein, inwieweit modifizierende Momente (Verkauf der Arbeitskraft unter 
Wert, Staat, Weltmarkt und Inflation) für die Verwertungssituation des Kapitals 
eine besondere Bedeutung gewinnen. 

Es ist auch dieser Zusammenhang, der als Bewegungsform der sich ent- 
wickelnden Überakkumulationstendenzen in der dritten Phase der Kapitalentwick- 
lung zu untersuchen ist: Wir werden darin versuchen, einige Aspekte des Zusam- 
menhangs von Inflation und stagnativen Tendenzen aufzuzeigen. Darüberhinaus 
werden die Wirkungen von staatlicher Intervention und der Stellung des westdeut- 
schen Kapitals auf dem Weltmarkt in gesonderten Punkten auf die Verwertungs- 
situation des nationalen Kapitals und deren Schranken resp. Tendenzen umrissen. 

Im dritten Abschnitt werden wir dann in einer Gesamtbetrachtung die Ent- 
wicklung des Verwertungsgrades des westdeutschen Kapitals anhand der Kompo- 
nenten der Profitrate darstellen und die dort aufgezeigten Tendenzen anhand der 
bürgerlichen Statistik zu illustrieren versuchen. Daraus werden dann sowohl 
Schlüsse zu ziehen sein auf die Entwicklung des zukünftigen Kapitalwachstums und 
des Waren- und Kapitalexports als auch auf die Entwicklung der Lage der Arbeiter- 
klasse. In diesem Teil soll also auch der bisher im Rahmen der PROKLA besonders 
vom Redaktionskollektiv Gewerkschaften betonte Zusammenhang von Kapitalak- 
kumulation, Lage der Arbeiterklasse und der Bedingungen der Entwicklung der 
Arbeiterbewegung weiter materialistisch untermauert werden. 


1. Methodische Probleme der historischen Analyse 
1.1  Begriffliche und historische Analyse 


Die Darstellung der inneren Organisation einer Gesellschaft ist nicht dasselbe wie 
die Beschreibung ihrer historischen Entwicklung. Damit die Darstellung der histo- 
rischen Entwicklungstendenzen nicht begriffslos erfolgt, nicht bloß die Faktizität 
der Ereignisse konstatiert und allenfalls nach dem Gesetz der Wahrscheinlichkeit 
Einschätzungen von vergangenen und zukünftigen Entwicklungstendenzen vor- 
nimmt, ist es notwendig, die Darstellung der inneren Organisation der bürgerlichen 
Gesellschaft in ein Verhältnis zu setzen zur Darstellung der historischen Entwick- 
lung — in diesem Fall — Westdeutschlands. Die ganze Schwierigkeit bei der Bestim- 
mung dieses Verhältnisses entsteht deshalb, weil die innere Organisation und die ihr 
zugrundeliegenden Bewegungsgesetze nicht unmittelbar an der Oberfläche der 
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bürgerlichen Gesellschaft erscheinen, sondern nur in vermittelter und verkehrter 
Form. Diese Verkehrtheit betrifft nicht nur die „objektiven Verhältnisse‘, unter 
denen sich die Gesellschaft reproduziert, sondern auch die Bewußtseins- und Denk- 
formen der Individuen, insbesondere auch deren systematischen Ausdruck, nämlich 
die bürgerliche Wissenschaft. So ist die wirkliche Geschichte auch der westdeut- 
schen Gesellschaft dem Bewegungsgesetz der kapitalistischen Produktionsweise un- 
terworfen, aber auf der Oberfläche dieser Gesellschaft stellt sich dieses in verkehr- 
ten Formen dar und prägt als solches auch das Bewußtsein der Individuen und 
somit auch ihr Verhalten. „So leben die Agenten der kapitalistischen Produktion in 
einer verzauberten Welt... Soweit sich in (der) Bewegung (der Konkurrenz) der 
innre Zusammenhang durchsetzt, erscheint es als ein mysteriöses Gesetz. Bester 
Beweis die politische Ökonomie selbst, eine Wissenschaft, die sich damit beschäf- 
tigt, den verborgnen Zusammenhang wieder zu entdecken...“ (1) 

So wird es notwendig, die Selbstdarstellung dieser „verzauberten Welt“ zu 
dechiffrieren und in den historischen Entwicklungstendenzen das zugrundeliegende 
Gesetz dieser Entwicklung aufzuspüren. Dies gilt für die Entwicklung der bürger- 
lichen Gesellschaft schlechthin; dies gilt aber auch für die Untersuchung der west- 
deutschen Gesellschaft nach dem zweiten Weltkrieg als eine besondere historische 
Phase dieser Entwicklung. Wenn auch die westdeutsche Gesellschaft den Entwick- 
lungsbedingungen der Kapitalakkumulation schlechthin unterliegt, so doch nicht in 
dem Sinne, als ob mit der „reinen“ Herausarbeitung dieser Bedingungen „im idealen 
Durchschnitt“ (2) die Tendenzen der Kapitalakkumulation und der gesellschaft- 
lichen Entwicklung hinreichend umschrieben wären. Da es dabei nicht um ein quan- 
titatives Problem der Vollständigkeit z. B. der Datenmaterials geht, sondern es sich 
um ein qualitatives Problem der Berücksichtigung des Verhältnisses von allgemeinen 
Gesetzen, wie sie aus dem Kapitalbegriff im Allgemeinen abgeleitet werden können, 
und ihren historischen Durchsetzungsformen und -bedingungen in einer historisch 
bestimmten Gesellschaft handelt, soll darauf hier eingegangen werden. 

Die Form der Gesellschaft resultiert aus der Form des Vermittlungszusarmn- 
menhangs der gesellschaftlichen Arbeit. In der bürgerlichen Geseilschaft stellt sich 
dieser Vermittlungszusammenhang nicht planmäßig in von den einzelnen Gesellsc- 
haftsgliedern oder ihren gemeinsamen Einrichtungen vorausberechneter und beab- 
sichtigter Weise her, sondern naturwüchsig, resultierend aus den aufeinander bezo- 
genen Aktionen der Produktionsagenten. Die Ergebnisse ihres jeweiligen Handelns 
entsprechen nicht oder nur zufällig ihren Absichten, so daß ihnen auch Gesellschaft- 
lichkeit als etwas außer ihnen existierendes, ihren Absichten häufig zuwiderlaufen- 
des erscheinen muß. Der Vermittlungszusammenhang gesellschaftlicher Arbeit er- 
folgt in gegenüber den einzelnen, den Arbeitern und den Kapitalagenten, verselb- 
ständigten Formen. Auch die Bewegung der Gesellschaft wird begriffen als verselb- 
ständigte Bewegung, die sich ausdrückt in den entsprechenden Tendenzen einzelner 


2) Marx-Engels-Werke, Berlin 1956 ff. (im folgenden MEW), Bd. 26.3, 5.503 £. 

2) MEW, Bd. 25 (Das Kapital, Bd. 111), 8.152: „In solcher allgemeinen Untersuchung wird 
überhaupt immer vorausgesetzt, daß die wirklichen Verhältnisse ihrem Begriff entspre- 
chen, der was dasselbe, werden die wirklichen Verhältnisse nur dargestellt, soweit sie 
ihren eignen allgemeinen Typus ausdrücken... “ 
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Kategorien als quantitative Veränderung. Das Wachstum des Sozialprodukts, die 
Entwicklung der Produktivität der Arbeit, die Veränderung der Verteilung der Ein- 
kommen im Zeitverlauf, die Zunahme der Konzentration der Produktion oder die 
Veränderungen der Investitionen stellen sich als Bewegungen verselbständigter For- 
men dar, deren gesellschaftliche Vermittlung nicht mehr in ihnen selbst reflektiert 
wird. So stellt sich geselischaftliche Veränderung als bloß quantitative Veränderung 
von Größen dar, die demzufolge auch in Form bestimmter mehr oder weniger 
rationell konstruierter „social indicators““ gemessen werden kann. Das diesen Ten- 
denzen zugrundeliegende Gesetz der Entwicklung bleibt verborgen und muß erst 
analytisch herausgearbeitet werden. 

Wegen dieses Charakters bürgerlicher Gesellschaftlichkeit und dieser Form, in 
der sich ihre Entwicklung darstellt, verbietet es sich, die Entwicklungstendenzen der 
westdeutschen Gesellschaft einfach ohne weitere Vorüberlegungen anhand der 
gängigen Kategorien, in denen sich scheinbar deren Entwicklung reflektiert, darzu- 
stellen. Denn in diesen Kategorien — Sozialprodukt, Produktivität usw. — wird 
nicht die Wirklichkeit kapitalistischer Entwicklung ideell reproduziert, sondern nur 
deren verkehrte, äußerlichste Formen der Oberfläche reflektiert. Empirisch-histo- 
rische Analyse zu betreiben, kann demzufolge auch nicht heißen, das diesen Katego- 
rien zukommende Material {in der Regel quantitative, zahlenmäßige Ausdrücke) 
sozusagen „gegen den Strich‘ zu interpretieren mit dem Interesse, den kritischen 
Gehalt hervorzukehren. Eine historische Analyse ist erst dann eine Analvse der 
kapitalistischen Realität, wenn sie auch die Formen, in denen notwendig die „in. 
nere Organisation“ der Gesellschaft und ihre Bewegungsgesetze erscheinen, ableitet 
und so die oberflächlichsten Formen des erscheinenden Vermittlungszusam- 
menhangs gesellschaftlicher Arbeit bestimmt, um dann zur historischen Analyse der 
empirischen Bewegung dieser Oberfläche zu schreiten. 

Diese methodischen Überlegungen zeigen den hohen Kompliziertheitsgrad ei- 
ner „Realanalyse‘“. Sie muß sowohl die Herleitung des „Kapitalbegriffs im Allgemei- 
nen“, also auch die Darstellung der notwendig produzierten Erscheinungen bis hin 
zur Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft, als auch die historische Bewegung 
dieser Gesellschaft, wie sie sich in den Oberflächenkategorien darstellt und ent- 
wickelt, umschließen. Schematisch läßt sich dies wie folgt zusammenfassen. (Natür- 
lich leistet das nachfolgende Schema nicht mehr als eine Abkürzung der Argumen- 
tation; es steht nicht an Stelle dieser Argumentation selbst. 
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_ Totalität der bürgerlichen Gesellschaft 


Innere Organisation Notwendige äußere Historische Erschei- 
(Wesen) Erscheinungen nungen 


Wirkliche Gesetze und Tendenzen Kategorien der Ober- Empirische Bewegung 
Verhält- der kapitalistischen Pro- fläche der bürgerli- der Oberfläche der 


nisse duktionsweise chen Gesellschaft bürgerlichen Gesellsch, 
Durchsetzungsformen Erscheinungen des Spezifika des histori- 
dieser Gesetze Bewegungsgesetzes schen Verlaufs in ei- 
und seiner Durch- nem bestimmten 
setzungsformen Zeitabschnitt 


Begriffliche Entfaltung Darstellung der Er- Darstellung histori- 


Ebenen der logischen Struktur scheinungsformen, scher Prozesse in ihrer 
der Dar- des Kapitalbegriffs im der Konkurrenz, der Spezifik 

stellung Allgemeinen Oberfläche Illustrationen von Ge- 
der wirk- “—— nn setzen und ihren Er- 
lichen Ver- Analyse der Formen der scheinungsformen 
hältnisse bürgerlichen Produktionsweise 


(z.B. das Kapital und (z.B.Momente und (z.B. Die Entwicklung 
seine Widersprüche; Ver- Erscheinungsformen des Krisenzyklus nach 
hältnis von Widerspruch der Krise im Repro- dem 2. Weltkrieg in 
und Krise) duktionsprozeß des Westdeutschland) 

des Kapitals) 
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Realanalyse 


Der hohe Kompliziertheitsgrad der „Reatanalyse‘“ indiziert ihre Schwierigkeit. Und 
so kommt es, daß häufig die Ebenen der Darstellung getrennt bleiben oder gar 
„arbeitsteilig‘‘ bearbeitet werden, ohne daß ihr Zusammenhang noch hergestellt 
würde. Auch wir können hier nicht alle Ebenen der „Realanalyse“ gleicherweise in 
die Untersuchung der Bedingungen der Kapitalakkumulation in Westdeutschland 
einbeziehen. Uns kommt es darauf an, den methodischen Stellenwert einer solchen 
Untersuchung zu verdeutlichen. Aber damit sind keineswegs alle Schwierigkeiten 
bezeichnet, wenn ein historischer Zeitabschnitt konkret untersucht werden soll. 
Denn bislang ist lediglich die historische Bewegung der bürgerlichen Gesellschaft, 
wie sie an der Oberfläche erscheint, benannt und der Stellenwert ihrer abgetrennten 
Untersuchung methodisch festgelegt. Damit ist jedoch noch nicht herausgearbeitet, 
wie die Analyse dieser Oberfläche selbst zu erfolgen hat. Hier ergiebt sich noch eine 
zusätzliche systematische Schwierigkeit. Alle Begriffe, mit denen bei der begriff- 
lichen Explikation der Logik des Kapitals gearbeitet wird, können in der Anschau- 
ungswelt bürgerlicher Geschichtsschreibung, in den Datensammlungen der Statistik 
oder in empirischen Untersuchungen der Sozialforschung nicht unmittelbar aufge- 
funden werden. Darin spiegelt sich nicht nur das allgemeine Problem, daß die Kate- 
georien des Kapitalverhältnisses nur in mystifizierter Form zu erscheinen vermö- 
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gen — der Wert der Arbeitskraft im Lohn oder im „Einkommen aus unselbständiger 
Arbeit“, der Mehrwert im Profit oder dem „Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen“ — und die mystifizierenden Kategorien nicht einfach als INlustra- 
tionen oder Indikatoren für „Wesenskategorien‘“ genommen werden können. Darin 
kommt auch das spezifische Problem der bürgerlichen Darstellungen zum Ausdruck, 
daß — weil die Oberflächenkategorien nicht systematisch hergeleitet sind — nur das 
Mittel der Definition bleibt: Die jeweiligen Kategorien, mit denen wir auch im 
folgenden zu operieren haben, sind definiert, d. h. je nach dem begründeten Belie- 
ben des Forschers oder aufgrund von Konvention festgelegt. Wenn also im folgen- 
den mit Begriffen operiert wird, so immer mit sozusagen doppelt ungenauen Kate- 
gorien: sie sind notwendigerweise Verkehrungen der Wesenskategorien und als Ver- 
kehrungen noch der definierenden gesellschaftlichen Konvention verdankt. So 
führen die Kategorien der Oberfläche noch ein „Eigenleben‘“, das nicht in allen 
seinen Ausdrucksformen den zugrundeliegenden Verhältnissen geschuldet ist. Dies 
stellt sich insbesondere auch in den wissenschaftlichen Untersuchungen heraus, die 
in das Chaos der erscheinenden Oberfläche „Ordnung“ zu bringen versuchen, indem 
sie klassifizieren und definieren, Beziehungen konstruieren und explizieren und 
dabei nach unterschiedlichsten Kriterien vorgehen, die es dann demjenigen, der sich 
auf ihre Untersuchungen zu stützen hat, so schwer machen, den Grad an Verallge- 
meinerbarkeit zu bestimmen. (So ergeben sich regelmäßig Schwierigkeiten beim 
internationalen Vergleich von Daten aufgrund national verschiedener Definitionen 
der jeweiligen Größen oder bei der Analyse von Zeitreihen, weil sich inzwischen die 
Definition der entsprechenden Größen geändert haben mag.) 

Angesichts dieser der Oberfläche als Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft 
geschuldeten zusätzlichen Schwierigkeiten zeigt es sich, daß die methodische Be- 
stimmung des Übergangs von logischer Explikation zu historischer Analyse noch 
nicht ausreicht, um die Probleme der Realanalyse zu lösen. Es geht’ hier also um 
zwei Dimensionen des Problems vor denen jede historische Analyse steht: Einmal 
hat sie sich der Verkehrungen, in denen die innere Organisation der Gesellschaft 
erscheint, zu vergewissern. Dabei ist zu berücksichtigen, daß zwischen grundlegen- 
den Kategorien (z.B. dem Wert) und erscheinenden Kategorien (z. B. dem Preis) 
kein einfaches Verhältnis der Transformation besteht. Denn da Werte nicht erschei- 
nen, und quantitativ meßbar nur das ist, was erscheint, sind Werte statistisch prinzi- 
piell nicht meßbar und nur ihre Erscheinungsform als Preis ist faßbar. Die äußer- 
liche Kategorie des Marktpreises liegt somit den statistischen Daten, mit denen wir 
es in der historischen Analyse zu tun haben, zugrunde. Der Marktpreis und seine 
Bewegung allein ist meßbar, nicht jedoch die Kategorien, die seine Bewegung letzt- 
lich regulieren. Es geht also nicht nur darum, daß die Werte nicht meßbar sind, 
sondern auch darum, daß nicht einmal der Produktionspreis, in den der Wert unter 
kapitalistischen Verhältnissen „transformiert‘“ wird, als solcher in den statistischen 
Datensammlungen erscheint. Von den Marktpreisen, deren Tendenz und aktuelle 
Höhe einer Vielzahl von je besonderen Bedingungen geschuldet sind, kann daher 
nur unter der Annahme auf die zugrundeliegende Wertbewegung rückgeschlossen, 
daß über eine bestimmte Zeitspanne kalkuliert deren Tendenzen von der Bewegung 
des Wertes bzw. des Produktionspreises reguliert wird und daher sich in den Markt- 
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preisen die Produktionspreise reflektieren. In dieser Annahme sind natürlich eine 
ganze Reihe von Problemen eingeschlossen. Denn nun wird bei der statistischen 
illustration von historischen Tendenzen genau umgekehrt vorgegangen als in der 
logischen Analyse: Während in der begrifflichen Explikation die äußerlichsten Kate- 
gorien „abgeleitet“ werden und als erscheinende Oberfläche aus der Struktur des 
Kapitals resultieren, werden in der historischen Analyse die äußerlichsten Katego- 
rien, in diesem Fall die Markitpreise, „benutzt“, um Entwicklungstendenzen der 
Reproduktionsstruktur des Kapitals zu dokumentieren. Dies.ist, um es noch einmal 
zu wiederholen, nur unter der allerdings begründeten Annahme möglich, daß sich in 
der Bewegung der äußerlichsten Kategorien die Wertbewegung doch reflektiert und 
als solche also in dem Material, das in Marktpreisen ausgedrückt ist, interpretiert 
werden kann. Denn auch bei der Bewegung der Marktpreise muß sich letztlich die 
Tatsache Geltung verschaffen, daß der Gesellschaft nur ein sozial begrenztes Ar- 
beitsquantum zur Verfügung steht, welches zugleich in richtigen Proportionen auf 
die verschiedenen Produktionszweige sich verteilen muß. Dieses von Marx formu- 
lierte Naturgesetz der gesellschaftlichen Produktion kann auch durch die wie auch 
immer bewirkten Marktpreisbewegungen nicht aufgehoben werden, sondern macht 
sich als Begrenzung ihrer scheinbar freien Schwankungen geltend. Welche Probleme 
sich gerade dadurch — in bezug auf unser Problem der empirisch-statistischen Erfas- 
sung der Wertbewegung — ergeben, kann eine kurze Überlegung hinsichtlich der 
Messung der Wachstumsrate des Sozialprodukts klarmachen. Entsprechend der Ent- 
wicklungstendenz des Kapitals, die Produktivkraft der Arbeit zum Zweck der Pro- 
duktion relativen Mehrwerts permanent zu erhöhen, sinkt die gesellschaftlich not- 
wendige Arbeitsmenge, die zur Produktion einer bestimmten Produktmenge aufge- 
wendet werden muß, bzw. steigt die Produktenmenge entsprechend der Produktiv- 
kraftsteigerung bei gleichm Arbeitsvolumen. Die in einem Zeitraum, z.B. in einem 
Jahr, aufgewendete Arbeitsmenge ist nach dieser Annahme nicht gestiegen, wohl 
aber die produzierte Menge von Gebrauchswerten. Wie selbstverständlich wird die 
gestiegene Menge Gebrauchswerte mit dem jeweiligen Preis der Waren multipliziert 
und ergibt dann als Resultat das Bruttosozialprodukt. In der bürgerlichen Ökono- 
mie wird dieses Bruttosozialprodukt nun mit zwei möglichen Preisen alternativ 
bewertet. Entweder zu laufenden Marktpreisen, oder aber zu den Marktpreisen 
einer vorhergehenden Periode. Bei der Bewertung zu laufenden Marktpreisen ist in 
der Größe des jeweiligen Jahressozialprodukts die „Inflationsrate“ enthalten, bei 
der Bewertung zu den Marktpreisen der Vorperiode ist diese ‚Inflationsrate‘ sta- 
tistisch ausgeschaltet und das so gemessene Wachstum stellt nach Ansicht der Öko- 
nomen das „reale“ Sozialprodukt dar und seine Steigerung gegenüber der Vorperio- 
de dementsprechend die „reale“ Wachstumsrate. 

Ob aber nominales oder reales Wachstum gemessen wird, immer ist die metho- 
dische Grundlage die gleiche: die Masse produzierter Gebrauchswerte wird mit dem 
entsprechenden Marktpreis, dem gegenwärtigen oder demjenigen einer vergangenen 
Periode multipliziert. So geht dann verloren, daß ja gerade aufgrund der Produktiv- 
kraftsteigerung der Arbeitsaufwand pro Wareneinheit gesunken ist und daher zwar 
der reale Reichtum einer Nation in Gestalt des gestiegenen Gebrauchswertequan- 
tums gestiegen ist, aber der Wert der einzelnen Ware (im Durchschnitt) gesunken 
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sein muß. Daraus ergibt sich, daß die Marktpreise in ihrer absoluten Bewegung dann 
nicht mehr die Wertbewegung reflektieren, wenn durch inflationistische Prozesse 
die Wertsenkung der einzelnen Ware nicht mehr aus ihren Ausdruck als Preissen- 
kung findet. Werner Hofmann hat diese Tatsache als relative Inflation bezeichnet. 
Selbst konstante Preise sind so noch Ausdruck inflationistischer Tendenzen. Die 
Marktpreise sind Einflüssen unterworfen, die nicht aliein aus der Wertbewegung der 
einzelnen Ware stammen, sondem den Bedingungen der Kapitalakkumulation (z. B. 
darin eingeschlossenen Angebots- und Nachfrageverhältnissen, Kreditinflationen 
etc.} geschuldet sind. (Darauf soll noch ausführlich im zweiten Abschnitt eingegan- 
gen werden.) Dies betrifft sowohl die Berechnung des Sozialprodukts und seiner 
Wachstumsrate in laufenden als auch diejenige in konstanten Preisen. 

Die statistische Ausschaltung der „relativen Inflation“ ist in der bürgerlichen 
Statistik unmöglich aus zwei Gründen: Erstens ist, darauf wurde schon kurz hinge- 
wiesen, das Messen des Sozialprodukts in monetären Größen selbst ein Ausdruck 
der spezifischen Auffassung von Gesellschaftlichkeit als eines sich in bestimmten 
Kategorien ausdrückenden äußerlichen Zusammenhangs und nicht als kontinuierlich 
reproduziertes Resultat geselischaftlicher Arbeit. Insofern wird auch der gesell- 
schaftliche Reichtum in seiner verseibständigten Gestalt, als in Marktpreisen quanti- 
fizierter „Kuchen“ vorgestellt; daß dieser „Kuchen“ das Resultat gesellschaftlicher 
Arbeit ist und seine Vergrößerung nur die Gebrauchswertseite, und nicht die Wert- 
seite betrifft, bleibt so verborgen. Zweitens würde die Ausschaltung der relativen 
Inflation notwendig zu der Erkenntnis führen, daß das gesellschaftliche Nettopro- 
dukt (Wertprodukt) allein Produkt gesellschaftlich verausgabter Arbeit ist. Dies aber 
konfligiert mit den Produktionsfaktoren-Theorie, derzufoige das gesellschaftliche 
Nettoprodukt Resultat des vom Unternehmer besorgten Kombinationsprozesses 
von Arbeit, Kapital und Boden darsielit. Gerade die Bewertung des Produktenquan- 
tums mit dem Marktpreis macht es möglich, daß die in die Produktion wieder 
eingehenden Produktionsagentien wertbildende Kraft zu gewinnen scheinen. So 
zeigt es sich, wie problematisch die unbefragte Verwendung der Kategorien des 
Sozialprodukts und seiner Steigerungsraten ist. 

Aber nicht genug damit. Die quantitativen Ausdrücke von bestimmten Kate- 
gorien, die entsprechenden Daten also, werden in der Regel bei Einzelkapitalisten 
erhoben und aggregiert. Die einzelnen Unternehmen aber haben unter Umständen 
gar kein Interesse daran, strategisch wichtige Iinformationen „richtig‘“ anzuge- 
ben (3), ganz abgesehen davon, daß ihnen selbst grundlegende kategoriale Bestim- 
mungen dunkel sind, z. B. die Unterscheidung von produktiver und unproduktiver 
Arbeit bei der Angabe von Produktivitätsziffern. Schließlich darf auch nicht verges- 
sen werden, daß die Daten in der Regel von Einrichtungen des bürgerlichen Staates 
(dem Statistischen Bundesamt) erhoben werden, dessen Interesse an ausführlicher 
Datenerhebung und Dokumentation in bestimmter begrifflicher Ordnung ihm nicht 
von Natur aus mitgegeben ist, sondern ihm immer wieder „aufgeherrscht‘“ werden 


3) In einem Rundschreiben des Verbands der südbadischen Industrie während des Metall- 
arbeiterstreiks 1971 heißt es: „„Die ‚Zahlen‘ sind Ausgangsbasis für die unternehmerische 
Öffentlichkeitsarbeit. Sie sind unbestechlich, handlich aufbereitet und zweckentspre- 
chend ausgesucht.“ Mit Zahlen läßt sich also trefflich streiten ... 
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muß, wie die Erstellung von spezifischen Statistiken, z.B. zur Vermögenskonzen- 
tration, zur Einkommensverteilung, zur Qualifikationsstruktur, zeigt (4). 

Über diese Schwierigkeiten muß man sich bei der historischen Analyse eines 
bestimmten Zeitabschnities der Kapitalakkumulation im klaren sein. Es sind 
Schwierigkeiten, die nicht nur aus der Vermittlung von innerer Organisation der 
Gesellschaft und ihrer Oberfläche stammen, sondern auch aus der Nicht-Struktur 
dieser Oberfläche selbst. So ergibt es sich als eine Aufgabe der historischen Analyse, 
diese unstrukturierte Oberfläche noch als solche zu strukturieren. Dies scheint Marx 
im Auge gehabt zu haben, als er in einem Brief an Engels im Jahre 1873 schrieb: 


„... die Sache ist die: Du kennst die Tabellen, worin Preise, Discountrate etc., etc. in ihrer 
Bewegung während des Jahres etc. in auf- und absteigenden Zickzacks dargestellt sind. Ich habe 
verschiednemale versucht — zur Analyse der Krisen —, diese ups and downs als unregelmäßige 
Kurven zu berechnen und geglaubt (ich glaube noch, daß es mit hinreichend gesichertem Mate- 
rial möglich ist), daraus die Hauptgesetze der Krisen mathematisch zu bestimmen. Moore, wie 
gesagt, hält die Sache einstweilen für untubar, und ich habe beschiossen, for the time being es 
aufzugeben“ (5). 


Diese Bemerkung könnte durchaus von einem bürgerlichen Konjunkturforscher 
stammen, der anhand von Symptomen der Koniunkturbewegung versucht, länger- 
fristige Zeitreihen aufzustellen und deren Gesetzmäßigkeiten induktiv zu erfor- 
schen. „Die Methode besteht einfach darin, Tatsachen — wenn möglich Zahlen — zu 
beobachten, die solche Phänomene betreffen, von denen wir aus Erfahrung wissen, 
daß sie in sich selbst oder aus Erfahrung wichtig sind... .. (6). Viele solcher Sympto- 
me zusammengenommen ergeben ein „Konjunkturbarometer“ (7), dessen Ausschlä- 
ge die wirklichen „ups and downs“ der Kapitalakkumulation anzeigen soll. Hier ist 
keine Vermittlung mehr zu den Ursachen dieser „ups and downs‘ angelegt, es 
werden lediglich die Bewegungen einiger symptomatischer Kategorien indiziert. Das 


4) Es wäre mehr als interessant zu untersuchen, unter welchen konkreten Umständen je- 
weils das statistische Kategoriensysteim verändert wurde, warum überhaupt das Bedürfnis 
nach quantitativer Ermittlung der Struktur und Bewegung der bürgerlichen Gesellschaft 
und ihrer Wirtschaft entstand, wie bestimmte Methoden sich herausbildeten usw, Ein 
Beispiel dafür sei aus dem Jahresgutachten des Sachverständigenrates (SVR) zur Begut- 
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung von 1973 (JG 73) zitiert. Bei der Be- 
handiung der Mietpreissteigerungen kommt der SVR zu dem Ergebnis, daß Mietpreisstei- 
gerungen nur noch möglich waren aufgrund der inflationsbedingten ‚‚Flucht in die Sach- 
werte“, Sollten die inflationären Prozesse sich verlangsamen oder gar aufhören zu 
wirken, so lautet seine These, dann würde sich herausstellen, daß Kapital volkswirtschaft- 
lich verschwendet worden sei, „weil es dorthin gelenkt wurde, wo nicht die größten 
Erträge, sondern nur die größten Inflationsgewinne erwartet wurden.“ (JG 73, Ziff. 102) 
Und der SVR fähr dann fort: „Zu diesem Problemkreis liefert die amtliche Statistik 
kaum Informationen...“ (Ziff. 103) Mit anderen Worten: Eıst muß sich ein Problem 
als problematisch dem Bewußtsein aufdrängen, bevor es statistisch untersucht werden 
kann. Ähnliches ließe sich etwa zur Vermögens- und Konzentrationsstatistik aussagen. 

5) MEW, Bd. 33, S. 82 

6) Joseph A. Schumpeter, Konjunkturzyklen, Bd. 1, Göttingen 1961, S. 21 

7 Das Harvard-Institut war eines der ersten, die ein sogenanntes Konjunkturbarometer 
erstellten. Vgl. dazu Rudolf Gater, Die Konjunktur-Prognose des Harvard-Institutes, Zü- 
tich 1931 und Geoffrey H. Moore, Statistical Indicators of Cyclical Revivals and Reces- 
sions, New York 1950 
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Scheitern der bürgerlichen Ökonomie bei diesem Unterfangen aber deutet schon an, 
daß es so nicht geht, und daß schließlich auch die Marxsche Bemerkung so nicht 
gemeint sein kann. Aber in ihr wird der Versuch ausgedrückt, nicht nur die Oberflä- 
chenkategorien und ihre Bewegung abzuleiten, sondern in der Oberflächenbewe- 
gung selbst noch Gesetzmäßigkeiten auszumachen, die in den Kategorien der Öber- 
tläche auszudrücken sind und nicht in Wertbegriffen. Letztlich handelt es sich hier 
um einen Versuch, Indikatoren auf der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft 
und ihrer Entwicklung in der systematischen Beziehung und Entwicklung für die 
zugrundeliegende Wertbewegung auszumachen, die ja in handfesten quantitativ 
meßbaren Größen nicht vorliegt. So ergibt sich die schwierige Aufgabe, die Oberflä- 
che der bürgerlichen Gesellschaft nicht als etwas Selbständiges und Absolutes zu 
behandeln. Denn 


„die Erscheinungen werden zur phänomenalen Welt kraft ihrer Beziehung zum Wesen ... Die 
Erscheinung einer bestimmten Sache erfassen, bedeutet erforschen und beschreiben, wie die 
Sache selbst sich in dieser Erscheinung offenbart, aber auch wie sie sich gleichzeitig verbirgt. Im 
Erfassen einer Erscheinung verschafft man sich Zutritt zum Wesen ... Die Wirklichkeit ist die 
Einheit von Erscheinung und Wesen“ (8). 


Die innere Struktur der Erscheinungen selbst aber stellt sich in Beziehungen der 
einzelnen Erscheinungen untereinander auch dar. 


„Die Oberflächenschicht dieses Gesamtprozesses ist ein Netz von Kausalbeziehungen zwischen 
diesen einzelnen Momenten als verselbständigten Faktoren ... Die einheitliche, ganzheitliche, 
innerlich widersprüchliche Bewegung enthält in sich eine Vielzahl einzelner Momente, die sich 
gegeneinander verselbständigen und zueinander in Kausalverhältnisse treten... “ (9). 


Damit ist bereits angedeutet, worum es sich handelt: Es geht darum, in der Bewe- 
gung der Oberfläche und ihrer Kategorien die „Grundbewegung“ (10), d.h. die 
Wertbewegung und deren „innere Logizität“, sowie den Reflex dieser Grundbewe- 
gung in der Vielzahl von Kausalbeziehungen der Kategorien an der Oberfläche der 
bürgerlichen Produktionsweise aufzudecken. So verstanden ist der Versuch, „die 
ups and downs als unregelmäßige Kurven zu berechnen“, auch keineswegs absurd 
oder der bürgerlichen Symptomatologie gleichzusetzen, solange die erscheinenden 
Kausalbeziehungen der Öberflächenkategorien als verselbständigte Formen unter- 
einander als Reflex der Wertbewegung und ihrer Gesetzmäßigkeit begriffen werden. 

Diese Überlegung kann an einem Beispiel verdeutlicht werden. Wir gehen 
davon aus, daß in einer Phase guter Konjunktur bei Vollbeschäftigung die Arbeiter- 
klasse durch Lohnkämpfe nicht nur ihre Reallöhne hat anheben, sondern auch die 
Verteilungsverhältnisse zwischen den Klassen zu ihren Gunsten hat verändern 
können. Dies mag negative Konsequenzen für die Kapitalverwertung haben: die 
Profitrate, die während des Aufschwungs angestiegen ist, mag nun fallen. Einzelne 
Kapitale drosseln die Produktion, oder gehen gar bankrott; eine ökonomische Krise 
deutet sich an und kommt tatsächlich mit Zeitverzögerung zum Ausbruch. Diese 


8) Karel Kosik, Die Dialektik des Konkteten, Frankfurt a. M. 1967, S. 10 

9) J. Cibuika, zit. bei Jindrich Zeleny, Die Wissenschaftslogik und das ‚Kapital‘, Frankfurt 
und Wien 1968, S. 110 

10) Ebd. 
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Grundbewegung des Widerspruchs von Lohnarbeit und Kapital findet Ausdrucksfor- 
men an der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft und natürlich im statistischen 
Material: Die Reallöhne steigen, die „Realrendite der gewerblichen Wirtschaft“ 
sinkt, die Preise für Konsumwaren der Arbeiterklasse steigen aufgrund der wachsen- 
den Nachfrage noch, während der Absatz von Produktionsmittein bereits stockt 
und mit Preissenkungen einhergeht. Die Zinsrate steigt, da die Unternehmen Zirku- 
lationskredite brauchen. Die Neuinvestitionen weisen abnehmende Zuwachsraien 
auf, bis sie auf Null zurückgehen. In den Oberflächenerscheinungen drückt sich 
folglich die Grundbewegung „irgendwie“ aus; und die einzelnen Momente dieser 
Oberfläche scheinen in Kausalbeziehungen zueinander zu stehen. Dieser Schein, der 
Anlaß gibt zu der Vielzahl von Konjunkturmodellen, die in der Konjunkturtheorie 
bislang konstruiert worden sind, kann aber nur entstehen, weil die einzelnen Mo- 
mente der Oberfläche in ihrer Existenz und Bewegung durch die „innere Logizität 
der Wertbewegung“ bedingt sind. Die Kausal- oder Funktionalbeziehungen der Mo- 
mente der Oberfläche untereinander sind nur ein Reflex dieser Bedingtheit. Aber 
eingedenk dieser Tatsache karın man daran gehen, in den Beziehungen der Momente 
aufeinander die Tendenzen der Grundbewegung, die sich quantitativ nicht messen 
läßt, herauszubekommen. Dies jedenfalls scheint Marx mit seinen Versuchen zur 
Berechnung der Konjunkturschwankungen beabsichtigt zu haben. 

Von diesem Punkt versuchen wir in der folgenden historischen Analyse der 
westdeutschen Kapitalakkumulation auszugehen. Wenn die Kapitalalkkumulation 
sich als Bewegung sowohl der „grundlegenden“, also nicht als solche an der Öberflä- 
che erscheinenden Kategorien, als auch der erscheinenden Oberfläche darstellt, 
dann hat diese Unterscheidung Konsequenzen für die Verwendung von empirischem 
Material. Denn die grundlegenden Bewegungen können empirische Materialien, z. B. 
statistische Daten nur illustrieren, die Bewegungen der Öberflächenkategorien aber 
als solche darstellen, was einen Unterschied macht. Um ein Beispiel zu geben: 
Anhand sinnvoll ausgewühlter Daten kann somit die als solche nicht an der Oberflä- 
che erscheinende Bewegung der Mehrwertrate illustriert werden, während die Preis- 
bewegung der in der Reproduktion der Arbeitskraft eingehenden Konsumwaren als 
solche dargestellt werden können. Wir betonen diese Unterscheidung, um von An- 
fang an zu verdeutlichen, daß wir statistisches Material in zwei verschiedenen Wei- 
sen benutzen, deren Verschiedenheit der Unterscheidung von Wesen und erschei- 
nendem Wesen geschuldet ist. Illustrationen können niemals die illustrierten Kate- 
gorien als solche darstellen. Aber wir benutzen sie, um an ihren Veränderungen im 
Zeitverlauf auf die historischen Veränderungen, und vor aliem auf die Richtung der 
Veränderung, der illustrierten Kategorien zu verweisen (11). 


11) Wir folgen damit einem Vorgehen von Marx, der beispielsweise im 5. Unterabschnitt des 
23. Kapitels vom ersten Band des „Kapital“ „Das allgemeine Gesetz der kapitalistischen 
Akkumulation‘ schr ausführliche „Illustration des allgemeinen Gesetzes der kapitalisüi- 
schen Akkumulation“ gibt. 
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1.2 Empirische Indikatoren für Wertveränderung und Kapitalverwertung 


Der Versuch, die wichtigsten Momente, die die einzelnen Phasen der Entwicklung 

des Kapitals in einem einzelnen Land bestimmen, in ihren inneren Zusammenhang 

zu stellen, hat — wie jede Analyse des kapitalistischen Akkumulationsprozesses — 

von der Untersuchung zweier der historischen Entwicklung des Kapitals zugrunde- 

liegenden Faktoren auszugehen: 

= Es sind die Bedingungen, unter denen sich der Wertbildungsprozeß vollzieht, 
und die Faktoren der Wertbildung selbst in ihrer Entwicklung, und 

—  essind die Momente, die den Prozeß der Reproduktion und Erweiterung des 
Kapitals bestimmen) also im wesentlichen die Komponenten der Profitrate 
(und damit der „Motor“ der Kapitalakkumulation) zu untersuchen; 

_ es ist im weiteren zu fragen, wie Wertbildungsprozeß und Kapitalverwertungs- 
prozeß miteinander vermittelt sind. 

Um den kategorialen Rahmen, innerhalb dessen sich unsere historische Untersuchung 

vollziehen wird, zu präzisieren und um weiterhin die Möglichkeit der Verwendung 

von Indikatoren, die aus der bürgerlichen Statistik entnommen worden sind, aufzu- 

zeigen und deren beschränkten Aussagewert zugleich darstellen zu können, werden 

wir im folgenden dieses wechselseitige Verhältnis von Wertbildungs- und Verwer- 

tungsprozeß anhand ihrer wichtigsten Bedingungen und Komponenten verdeutli- 

chen und dabei die Kategorien der bürgerlichen Statistik auf die von Marx ent- 

wickelten inneren Zusammenhänge beziehen (12). 


a) Der Prozeß der Wertbildung 


Der Wert einer Ware bemißt sich durch die gesamte in dieser enthaltenen Arbeit, die 
zu herrschenden Durchschnittsbedingungen (gesellschaftliche Durchschnittsbedin- 
gungen der Produktion, Durchschnittsintensität, Durchschnittsgeschicklichkeit 
— Qualifikation —} verausgabt sein muß. Andererseits muß diese aber auch auf ein 
gesellschaftliches Bedürfnis treffen, d. h. die produzierte Ware muß verkaufbar, ihr 
Wert muß realisierbar sein, wenn die darin enthaltene Arbeit gesellschaftlich not- 
wendige gewesen sein soll. Diese hier anhand der beiden Bestimmungen des Begriffs 
„gesellschaftlich notwendig“ kurz angerissenen Bedingungen des Wertbildungspro- 
zesses werden im folgenden vorausgesetzt und wir werden später bei der Analyse 
des Zusammenhangs von Weltmarkt und Wertbildung im nationalen Rahmen darauf 
explizit zurückkommen. Geht man nun mit Marx davon aus, daß allein die Veraus- 
gabung von Arbeit Werte schafft, so ist der Wertbildungsprozeß offensichtlich von 
12) Wenn wir im folgenden aus der Bewegung der Marktpreise auf die Wertbewegung 

schließen, so sind wir uns des methodischen Mangels, der darin liegt, daß das Verhältnis 

von Marktpreisen zu Produktionspreisen (bzw. Marktproduktionspreisen) hierin nicht 

reflektiert wird, bewußt. Die hier noch zu leistende methodische Diskussion soll an 

anderer Stelle geführt werden. Insofern wir uns aber in unserer späteren empirischen 

Analyse auf die gesamtgesellschaftliche Bewegung der Summe der Marktpreise beziehen 


werden, glauben wir, daß dieser methodische Mangel für unsere weiteren Untersuchungen 
hier nicht bedeutsam ist. 
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der Menge der verausgabten Arbeit abhängig und damit von den einzelnen Kompo- 

nenten der angewandten Arbeitsmasse: 

_ der Zahl der im Produktionsprozeß angewandten (und zwar — kapitalistisch 

. gesehen — produktiv angewandten) Arbeit, wenngleich auch die nicht unter 
dem Kommando eines Kapitalisten arbeitenden kleinen Warenproduzenten 
natürlich Werte produzieren, 

e der Zahl der von diesen Arbeitern geleisteten Arbeitsstunden, 

_ der Intensität der Arbeit, soweit diese noch nicht verallgemeinert ist und 
insofern noch extensiv wirkt, damit also Moment des Wertbildungsprozesses 
ist. (Diese Komponente des Wertbildungsprozesses wird im folgenden außer 
acht gelassen.) 

Das von einer Nation (z. B. jährlich) produzierte Wertprodukr wird somit durch die 

Anzahl der im Produktionsprozeß angewandten Arbeiter multipliziert mit der pro 

Arbeiter geleisteten jährlichen Arbeitszeit gebildet. Die Wachstumsrate dieser Wert- 

masse ist also abhängig von der Zunahme der angewandten Arbeiter und der pro 

Arbeiter geleisteten Arbeitszeit. 

Betrachtet man das Wertprodukt als allein abhängig von der insgesamt veraus- 
gabten Arbeit als einziges wertbildendes Moment (quantitativ bestimmt durch die 
Arbeitszeit), so könnte diese Beziehung in der folgenden Form ausgedrückt werden: 
(N gleich Anzahl der Arbeiter, L gleich geleistete Arbeitszeit pro Arbeiter, Y gleich 
dem Nettoproduktenwert) 


AALN) x AY 
(LN) Y 


Warum diese Beziehung nur mit Einschränkungen gilt — da sich in der bürgerlichen 
Rechnung in der Veränderung des Nettoprodukts auch die Veränderung der Pro- 
duktivität ausdrückt — werden wir im folgenden analysieren (12a). 

Wird nämlich in der amtlichen Statistik das Arbeitsvolumen konstant gesetzt, 
ze,sen sich dennoch Veränderungen des Nettowerts der Produktion aufgrund der 
Entwicklung der Produktivität, also durch die Steigerung der physischen Outputs 
pro eingesetzter Arbeitskraft bzw. pro Arbeitsstunde. Die amtliche Statistik mißt 
also etwa im Bruttoinlandsprodukt (BIP) nur die Veränderung der Gebrauchswert- 
mengen (13). Dieses Problem wollen wir im folgenden näher analysieren: Das nomi- 
nelle BIP wird in folgender Weise berechnet: 


Umsatz der Unternehmen 
+ Lagerbestandsveränderungen 
- Vorleistungen 


Bruttoinlandsprodukt 


12a) Ausgangspunkt soll der in der bürgerlichen Statistik erfalste Produktionswert aller Wirt- 
schaftsbereiche, das Bruttoinlandsprodukt, sein. Es soll der Frage nachgegangen werden, 
welcher Zusammenhang zwischen dem Wachstum der Wertmassen dem Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts besteht und ob ein Wachstum der Wertmassen in dem Wachstum 
des BIP ausgedrückt wird. 
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Daraus ergibt sich, daß das BIP nicht mit dem Wertprodukt und den vergegenständ- 

lichten Wertmassen übereinstimmen kann, da 

_ die (im Zyklus stark flukturierenden) Abschreibungen (d.h. der Kapital- 
ersatz) noch im BIP enthalten sind, 

_ die Berechnung des nominellen BIP auf der Basis von Marktpreisen geschieht, 
d.h. daß die zufällig durch Angebot und Nachfrage bestimmten Preisaus- 
drücke des Werts dieser Berechnung zugrunde liegen, nicht aber Wertquanta 
und noch nicht einmal Produktionspreise, 

_ das’ BIP — indem es zugleich auf die Gebrauchswertmenge bezogen ist — allen- 
falls das Niveau der Produktivität und Intensität der Arbeit widerspiegelt und 
daher zunächst in keinem unmittelbaren Zusammenhang zur Veränderung der 
Wertmassen steht. 

Alle Aggregate — wie BIP, Volkseinkommen, Lohn, Profit usw. — werden in der 

bürgerlichen Statistik zunächst in nominellen Größen erfaßt, d.h. zu laufenden 

Preisen. Die Veränderung des nominellen BIP etwa ist deshalb nicht nur bedingt 

durch die Steigerung der Produktivität und Intensität der Arbeit, sondern auch 

durch die Veränderung der absoluten Preise oder Waren. 

In der Amtlichen Statistik wird zunächst nur der Einfluß der Änderungsrate 
der absoluten Preisausdrücke der einzelnen Waren eliminiert, indem das BIP mit 
Hilfe eines errechneten Preisindex’ deflationiert wird. (Auf die Eliminierung des 
Einflusses der relativen Preise und Mengen wird meist verzichtet.) (13) 

In dieser Form drückt also die Entwicklung des BIP wesentlich die Entwick- 
lung der Arbeitsproduktivität, also die Entwicklung der Gebrauchswertproduktion 
aus. In Bezug auf die Wertbildung lassen sich nun drei Konsequenzen ziehen: 

(1) Die Wachstumsrate des BIP ist kein Indikator für die Wachstumsraten der 
Wertmassen — dem vergegenständlichten gesellschaftlich notwendigen Ar- 
beitsquanta. Ein steigendes BIP kann fallende, gleichbleibende oder steigende 
Wertmassen ausdrücken. Das BIP spiegelt also nur die Gebrauchswertmengen 
für den Kapitalersatz sowie für das konsumierbare und akkumulierbare physi- 
sche Produkt wider. 

(2) Die Steigerung des „realen“ BIP bei gleichbleibenden Preisen drückt bereits 
einen Inflationsprozeß aus, die „relative Inflation‘ (W. Hofmann). Das Wachs- 
tum der in das BIP eingehenden Gebrauchswertmengen (als Folge der gestei- 
gerten Produktivität und Intensität der Arbeit) hat zur Konsequenz, daß die 
pro Ware und im gesamten aggregierten Warenprodukt enthaltene gesell- 
schaftlich notwendige Arbeit einen höheren Geldausdruck annimmt. Ein stei- 
gendes reales BIP hat also einen „inflationierten“ Geldausdruck der gesell- 
schaftlich notwendigen Arbeit zu Folge. Die gleichbleibende (oder steigende) 
gesellschaftlich notwendige Arbeit (der Neuwert) „inflationiert“ gewisser- 
maßen bei steigendem BIP mit konstanten Preisen! (14) 

(3) Daaber alle Aggregate wie BIP, Kapitalstock, Lohn und Lohngquote inunse- 
ren unten zu entwickelnden Formeln auf eine Preisbasis (z. B. von 1962) 

13) Vgl. zur Frage der Produktivitätsmessung auch: Klaus Grenzdörffer, Probleme der Pro- 


duktivitätsmessung in der empirischen Wirtschaftsforschung, in: Das Argument 73/1972 
14) Vgl. Karl Marx, Das Kapital, Bd. 3, Berlin (DDR) 1957 (Volksausgabe), S. 957 
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deflationiert sind (bzw. ihre darin enthaltenen Arbeitsquanta aufgrund der 
relativen Inflation inflationiert sind), können trotzdem entsprechende Quo- 
tienten und Verhältniszahlen — vorbehaltlich des Problems der relativen Wer- 
ie (Preise) und Mengen — entsprechende Wertverhältnisse wiederspiegeln. Mit 
diesen Einschränkungen — die unten noch teilweise fortgeführt werden — 
kann daher zunächst mit den empirisch-statistischen Größen gearbeitet wer- 
den. 


b) Der Prozeß der Kapitalverwertung und des Wachstums des Kapitals 


Wenn wir im weiteren die einzelnen Komponenten des Verwertungsgrades und die 
Faktoren des Wachstums des Kapitals untersuchen und den Zusammenhang zwi- 
schen ihnen in eine mathematisierte Form bringen, so wird dies im wesentlichen 
deshalb geschehen, um die widersprüchlichen Tendenzen im Akkumulationsprozeß 
des Kapitals in den verfügbaren Materialien der bürgerlichen Statistik aufspüren zu 
können (15). 

Während bei der Wertbildung nur die verausgabie produktive Arbeit für die 
Erstellung des Nettoprodukts bzw. Wertprodukts zählt, hängt unter den Bedingun- 
gen durchgesetzter kapitalisiischer Produktionsweise die kontinuierliche Produktion 
des Nettoprodukts von der Verwertung des vorgeschossenen Kapitals ab. Die Bedin- 
gungen der Verwertung und des Wachstums des Kapitals in einem Land sind — ge- 
samtgesellschaftlich — durch die Größe des Profits im Verhältnis zum vorgeschos- 
senen Kapital gesetzt; dieser Profit ist wiederum durch das Teilungsverhältnis der in 
den Waren enthaltenen Arbeit (in bezahlte und unbezahlte) in seiner Größe bedingt. 
Die angewandte Masse Arbeit, das Verhältnis von unbezahlier Arbeit zur bezahlten 
Arbeit (Mehrwertrate) und der Wert des vom Kapitalisten vorzuschießenden Kapi- 
ta's sind also die wichtigsten Faktoren der Veränderung der Größe der Profitrate 
{und im weiteren — wie unten noch ausgeführt wird — der Rate der Kapitalbildung). 

Die Profitrate wollen wir im folgenden so schreiben, daß sowohl der der 
Ausbeutungsgrad der Arbeit als auch die organische Zusammensetzung des Kapitals 
sichtbar werden: 


’. m. _V 
(la) Pr 'eFr (1b) B- ng 
= 


15) Dabei geht es uns also in erster Linie nicht darum, z. B. zu „beweisen“ daß die Profitrate 
fällt, sondern darum, anhand der Entwicklung des Verwertungsgrades des Kapitals und 
der darin sichtbaren inneren Tendenzen (etwa zur Überakkumulation) die Rolle der dem 
tendenziellen Fall entgegenwirkenden Momente darzustellen und insgesamt die Bewe- 
gungsform der Konflikte im Akkumulationsprozeß mit der Lage der Arbeiterklasse und 
mit den Bedingungen der Klassenauseinandersetzungen aufzuzeigen. Wir haben diesen 
Zusammenhang bereiis an anderer Stelle ausführlich dargestellt (in: Semmiler/Hoffimann, 
Kapitalakkumulation, Staaiseingriffe und Lohnbewegung, in: PROKLA 2/3972) und 
werden uns im folgenden auf die dort entwickelten Zusammenhänge stützen bzw. diese 
voraussetzen. Andererseits können wir hier, wo es uns darum geht, die entscheidenden 
Momente der Wertbildung und Verwertung herauszuarbeiten, nicht auf jeden Aspekt der 
Kapitalakkumulation eingehen. 
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Anhand der Formel (la) lassen sich alle Voraussetzungen und Bedingungen der 
Erhaltung des Kapitalverhältnisses, der Reproduktion und Akkumulation von Kapi- 
tal interpretieren. Dazu gehören auch die quantitativen Größen wie die Rate des 
Mehrwerts, die Masse des Mehrwerts (durch die überhaupt angewandten produkti- 
ven Arbeiter produziert}, die Größe der Kapitalauslagen für die Produktion des 
Mehrwerts sowie die Bedeutung des konstanten (fixen und zirkulierenden) Kapitals 
und seines Werts und seiner Verbilligung (sei es durch produktivere Produktions 
methoden, kapitalsparende Innovationen, sei es durch die Weltmarktzusammen- 
hänge). Darüberhinaus ist auch aus diesem Zusammenhang die Bedeutung der perio- 
dischen Entwertung des Kapitals, die sowohl den Kapitalstock wie auch Lagerbe- 
stände und Warenkapital zu entwickeln (16). 

in der Schreibweise (1b) der Profitrate erscheint der Verwertungsgrad des 
Kapitals als abhängige Variable von zwei wesentlichen Quotienten, der Mehrwertra- 
te und der organischen Zusammensetzung des Kapitals. 


16) was besonders bei Betrachtung der ersten Phase der Entwicklung des BRD-Kapitals in 
den 50er Jahren von Bedeutung sein wird! 


EERTTERG: 


Materialien und Untersuchungen zu Kapital- 
bewegung, Staatsapparat und Klassenanalyse 
in den Industriezentren der BRD und der EG 


Die Texte, die in dieser Reihe als erste erscheinen, sind Untersuchungen zur 

politischen Ökonomie des Ruhrgebiets; die Titel 2 bis 4 sind im Rahmen der 

Projektgruppe Ruhrgebietsanalyse, Bochum, entstanden: 

+ Teilkrise ohne Ende 

+ Opel streikt! 

+ Ruhrstahl und Imperialismus 

+ Steinkohlenkrise im Ruhrgebiet und der Konkurrenzkampf auf dem Welt- 
energiemarkt 

Das Ruhrgebiet ist auch heute noch eines der wichtigsten Zentren der BRD 

und EG. 

Daher lassen sich an inm exemplarisch die Entwicklung des Imperialismus, der 

großen Konzerne und der Banken in Verbindung mit dem Staat sowie die 

Kämpfe der Arbeiterklasse gegen das Kapital und seinen Staat und gegen ihre 

„eigenen Vertreter‘ im Gewerkschaftsapparat aufzeigen. 


in dieser Reihe sind ähnliche Analysen über andere Industriezentren der BRD 
und EG vorgesehen. 
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In beiden Schreibweisen stoßen wir aber auf die Schwierigkeit, daß sich Werte 
auf der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft nicht als solche darstellen, sondern 
notwendig die Form des (zufälligen) Marktpreises annehmen. Die bürgerliche Sta- 
tistik drückt daher auch nur Aggregate des Gesamtprozesses aus, die in Marktpreisen 
bewertet sind. Hier geht es nun darum, sowohl für die Profitrate als auch für ihre 
bestimmenden Komponenten Indikatoren in der bürgerlichen Statistik aufzufinden, 
die die jeweiligen Faktoren und ihre Veränderung in der Zeit sichtbar machen, ohne 
diesen exakt entsprechen zu müssen. 

Im folgenden werden wir daher versuchen, in der bürgerlichen Statistik den 
Marxschen Begriffen analoge Kategorien aufzufinden, und zwar für die 
— Mehrwertrate, Mehrwertmasse, 

— organische Zusammensetzung, 

— Profitrate, 

— Akkumulationsrate, Wachstumsrate des Kapitals. 

(Die analogen Begriffe für die „organische Zusammensetzung‘ des Kapitals werden 
erst unter 1.3 behandelt!) 

Um die Entwicklung der Mehrwerzmasse darstellen zu können, muß nun vom 
Nettoprodukt der Anteil abgezogen werden, der den Lohnarbeitern als Konsum- 
tionsfonds zufällt. Hier ergibt sich nun eine weitere Schwierigkeit, die wir später in 
einem Exkurs andeutungsweise lösen werden: Da sowohl produktive wie unproduk- 
tive Arbeiter in der bürgerlichen Statistik begriffslos zusammengefaßt werden, 
können wir nur äußerst ungenau die Masse der produktiven, mehrwertsetzenden 
Arbeiter bestimmen. Wir werden dies später durch die Darstellung der Tendenzen 
im Verhältnis der verschiedenen Sektoren der Volkswirtschaft zueinander zu lei- 
sten versuchen, müssen jedoch uns hier auf die Verwendung der Lohnquote be- 
schränken, wobei für uns auch hier nicht die absoluten Zahlen, sondem die Verän- 
derung dieser Zahlen im Zeitablauf wichtig sind. Setzen wir also für das Nettopro- 


dukt Y, die Lohnquote w = wi = Lohnsumme, so läßt sich die Mehrwertmasse wie 
folgt darstellen: 


2) m= 2. (?) P=Y(1-w) 
wobei P = Profitmasse 
oder: P=-Y-W 
Wir können, um die Mehrwertrate m in bürgerlicher Schreibweise darzustellen, 
P 
F - . B . ur ; W 
nur:mehr die Gleichung (2 ) die Profitquote - wie folgt schreiben: T = NT 
P 
— W 
und erhalten so die umgeformte Lohnquote: Uwe RER 


Die Mehrwertrate = kann also — löst man die Gleichung für die Lohnquote nach 


7 auf, folgendermaßen geschrieben werden: (3) m’ = — 


Der Nenner der Profitrate wird in der bürgerlichen Statistik lediglich durch die 
Entwicklung des Kapitalstocks beschrieben. Damit fällt von vornherein der gesamte 
zirkulierende Teil des vorzuschießenden Kapitals (=c,,„+v) aus der Betrachtung 
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heraus. Wir werden dennoch mit dem Kapitalstock als Indikator für die Entwick- 
lung des Nenners der Profitrate arbeiten und erst bei Untersuchung der Ergebnisse 
die notwendige Erweiterung des Nenners berücksichtigen. Demnach kann die (nun- 
mehr auf die amtliche Statistik bezogene) Profitrate wie folgt beschrieben werden: 
een 4) a 
v c+ K 
y wobei K gleich dem Kapitalstock. 
Da x nichts anderes als die Kapitalproduktivität in der bürgerliche.. Ökono- 


mie ist, kann m auch geschrieben werden als Produkt von Kapitalproduktivität und 
Profitquote (1.-w), die beide direkt in neueren statistischen Daten auffindbar sind. 
Die Größe r wird auch als „‚Kapitalrentabilität“ bezeichnet. 

(Eine weitere Einschränkung dieser hier für die bürgerliche Statistik umge- 
formten Formeln zur Profitrate und zur Mehrwertrate ist insofern notwendig, als 
darin nicht die Umschlagshäufigkeit des vorgeschossenen Kapitals zum Ausdruck 
kommt. Auch diesen Einwand können wir hier nicht weiter berücksichtigen, wenn- 
gleich gerade die Umschlagszahl erheblichen Einfluß auf Jahresmehrwertrate und 


Materialien und Untersuchungen — Ruhrgebiet 


Harry W. Jablonowski, Johanna Offermanns 


Teilkrise ohne Ende 


Eine Untersuchung über den industriellen „Strukturwandel” im Ruhrgebiet 
Welche Kapitalbewegungen stecken hinter der sogenannten „Strukturkrise‘ 
im größten industriellen Ballungszentrum Europas? Mit welchen Strategien 
antworten Kapital und Staat auf die verschlechterten Verwertungsbedingun- 
gen in einzelnen Wirtschaftssektoren und Regionen (Zentralisation, Rationali- 
sierungen, Entlassungen, Kapitalexport usw.}? Welche Konsequenzen hat die- 
se Teilkrise für die Arbeiterklasse? 
Inter diesen Fragestellungen werden zahlreiche Informationen aus Progno- 
sen, Statistiken und Berichten wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinsti- 
tute usw. aufgearbeitet und gleichzeitig einige wichtige Untersuchungsmetho- 
den der bürgerlichen Regionalanalyse kritisiert. 
Die Arbeit kann also 
. über Methodenkritik hinaus Argumente gegen die Theorie und Propaganda 
von der Krisenelastizität des kapitalistischen Systems liefern; 
. methodische Anregungen für die Erstellung pelitökonomischer Analysen 
geben; 
. zur materialistischen Einschätzung der zahlreichen Teilkrisen in Industrie- 
zentren der EG, Japans und der USA beitragen, deren Charakter der bürger- 
liche Begriff „Strukturkrise‘ verdeckt. 


Das Buch erscheint im Verlag des Politiaden Erlangen Ende Juni 1974. Ca. 
340 Seiten, ca. 13,00 DM. 
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Profitrate haben dürfte, wie auch aus der folgenden Formel ersichtlich, in der die 
Umschlagszahl in die Formel zur Bestimmung der Profitrate eingebaut ist (vgl. auch 


MEW 25,8. 84): 
Yv 


ctv 
(wobei n die Zahl der Umschläge des variablen Kapitals!}) 

Die Kapitalverwertung und damit die Profitrate als Motor der Produktion von 
Werten im Kapitalismus ist nun zwar Voraussetzung des Wachstums des Kapitals, 
aber nicht dessen hinreichende Bedingung. Wenn wir daher die Wachstumsrate des 
Kapitals (bzw. des Kapitalstocks) näher bestimmen wollen, müssen wir den akku- 
mulationsfähigen Mehrwert resp. Profit näher bestimmen. Die Akkumulationsrate, 
das heißt der Teil des Mehrwerts, der wieder im Produktionsprozeß angelegt wird, 
kann nach Marx bestimmt werden als: 


2 f 
p=mn 


_ Act Av 
a er: 
d.h. der wieder im Produktionsprozeß anzulegende Teil des Mehrwerts muß sich 
aufspalten in zusätzliche Anlage von konstantem und zusätzliche Anlage von 
variablem Kapital. In der bürgerlichen Statistik könnte, unter der Voraussetzung, 
daß Sparen gleich Investieren ist (was durchaus nicht der Fall sein muß!), die 
Sparquote des Sparens aus dem Profit als Rate der Akkumulation einen Indikator 
für diese darstellen. Wird die Sparquote als 5 bestimmt, so kann umgeformt die 
Gleichung (5) geschrieben werden: (17) 
’ = S 
ger 
Nach diesen Überlegungen können wir nunmehr die Wachstumsrate des Kapitals 
bestimmen: 
(6) er ee 
v ctv K 
Diese Wachstumsrate ist somit abhängig von der Entwicklung der Akkumulations- 
rate, des Nettoprodukts, der Lohnquote und der Größe des vorhandenen Kapital- 
stocks: mit dieser Wachstumsrate des Kapitals sind damit auch Veränderungen so- 
wohl der technischen Durchschnittsbedingungen, des Verhältnisses von G und v, 
als auch der Wachstumsrate der wertbildenden Potenz, des Arbeitsvolumens, als 
auch der Angebots- und Nachfrageverhältnisse verbunden. 

Insgesamt gilt für die Oberfläche der Gesellschaft als Ganzes und für die 
einzeinen Produktionssphären, daß sich Veränderungen der Profitrate nur in der 
statistisch erfaßten Form der Veränderung der Kapitalrentabilität (wie in 4’) ent- 
wickelt) darstellen. Eine solche Veränderung hat Konsequenzen für die Rate des 
Kapitalwachstums (wie aus 6’ ersichtlich); andererseits kann diese Veränderung aber 


17) Die Akkumulationsrate ist nicht der in der bürgerlichen Statistik verfügbaren Investi- 
tionsquote gleich, diese müßte vielmehr so geschrieben werden: 
- aY(l-w) 
Iqu y 
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auch durch die gegenläufige Veränderung der Akkumulationsrate kompensiert wer- 
den. 


Er 


1.3 Zum Verhältnis von Profitrate und Kapitalrentabilität 


Wir wollen diesen letztgenannten Zusammenhang von Profitrate und Kapitalrentabi- 
lität näher ausführen und dabei auch versuchen, der organischen Zusammensetzung 
des Kapitals analoge Ausdrücke in der bürgerlichen Ökonomie in unsere Überlegun- 
gen einzuführen. Zum Zweck der Illustration sollen auch einige Resultate unserer 
empirischen Untersuchung hier vorweggenommen werden. 

Mit Hilfe der Kapitalrentabilität können wir natürlich nur Trends in der Ver- 
änderung der Profitrate darstellen. Es geht uns dabei darum, die Beziehungen zu 
entwickeln, die zwischen der Profitrate pP und der Kapitalrentabilität ı bestehen, 
die sich in dem statistischen Material ausdrückt. Da pP nicht mit identisch ist, 
können wir aus der Veränderung von m nur Rückschlüsse auf die Wertbewegung 
ziehen. 

Wir nehmen im folgenden die schon entwickelte Relation auf, in der sich die 
Bewegung der Profitrate reflektiert. Entsprechend der bürgerlichen Theorie der Pro- 
duktionsfaktoren wird in der Statistik die Kapitalproduktivität gemessen als Rela- 
tion von Nettoproduktionsvolumen zum Bruttoanlagevermögen. Das Bruttoanlage- 
vermögen ist keineswegs mit dem konstanten Kapital identisch. Es ist erstens zu 


Materialien und Untersuchungen — Ruhrgebiet 


Ruhrstahl und Imperialismus 

Analysen und Materialien zu Stahlkonzernen im Ruhrgebiet 

Dieser Band enthält Untersuchungen über die fünf größten Stahlkonzerne der 
BRD. 

Thyssen, Rheinstahl, Hoesch, Krupp und Mannesmann liegen sämtlich im 
Rhein-Ruhr-Gebiet und sind, wie bereits bis zum Ende des Faschismus, viel- 
fältig miteinander verflochten. Die Stahlbranche ist ein entscheidender Faktor 
im BRD-Staat, der wachsende Einfluß des westdeutschen Stahlkapitals in der 
Europäischen Gemeinschaft wird in den Untersuchungeg, beispielhaft verdeut- 
licht. 

Untersucht werden die Rationalisierungsinvestitionen, Verlagerung der Stand- 
orte zu den Küsten, Kapitalexport in die unterentwickeit gehaltenen Länder. 
Am Beispiel der Montan-Mitbestimmung wird gezeigt, daß Mitbestimmung 
und Gewerkschaftsapparat unter dem demokratischen Mäntelchen die ver- 
stärkte Ausbeutung der Arbeiterklasse absichern. 


Das Buch erscheint im Verlag des Politladen Erlangen Ende September 74.- 
Ca. 300 Seiten, ca. 14,00 DM. 
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Marktpreisen bewertet, zweitens umfaßt es nicht — wie schon gezeigt — den zirku- 
lierenden Teil des konstanten Kapitals, sondern nur den fixen Teil. Das Nettopro- 
duktionsvolumen ist auch nicht identisch mit der Summe von variablen Teil des 
Kapitals und Mehrwert, es enthält außerdem die „Abschreibungen“, d.h. den ver- 
brauchten Teil des konstanten fixen Kapitals. Die so problematisierte Kennziffer 
der Kapitalproduktivität wird nun multipliziert mit dem Profitanteil am Nettopro- 
duktionsvolumen. Da dieser aber als solcher statistisch nicht ausgewiesen wird, muß 
man hier Hilfsgrößen hinzuziehen, nämlich den Anteil der Lohnkosten am Netto- 
produktionswert (Lohnstückkosten), der vom Gesamtproduktionswert subtrahiert 
wird. Natürlich ist dieses Vorgehen problematisch, da hier weder nach produktiver 
oder unproduktiver Arbeit, noch nach dem variablen Kapital als Kapitalvorschuß 
und den als Lohn bzw. Gehalt bezogenen Einkommen unterschieden werden kann. 
Die Formel, die wir oben entwickelt haben und hier verwenden werden, kann daher 
nur die Bewegung der Profitrate illustrieren: 
n= n (1-w) 

Wenn man nun die so definierte Profitrate berechnet, ergeben sich für die 60er 
Jahre in der BRD folgende Ergebnisse, die wir im Vorgriff auf.die genauere Darstel- 
lung im Text bereits hier darstelien: 


Jahr x w 1-w n 

nr K 

1960 0,312 0,333 0,667 0,5416 

1961 0,791 0,355 0,645 0,5102 

1962 0,757 0,378 0,622 0,4709 

1963 0,727 0,389 0,611 0,4442 

1964 0,746 0,391 0,609 0,4543 

1965 0,741 0,413 0,587 0,4350 

1966 0,706 0,433 0,567 0,4003 

1967 0,653 0,430 0,570 0,3722 

1968 0,700 0,418 0,582 0,4074 

1969 0,754 0,428 0,572 0,4313 

1970 0,755 0,483 0,517 0,3903 

1971 ___0,729 0,520 0,480 0,3499 
Quelle: Eigene Berechnungen, Daten vom DI'W, Produktionsvolumen und -poten- 
tial, Produktionsfaktoren der Industrie im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, 
Statistische Kennziffern, 12. Folge, Berlin, September 1972 


Es geht aus der Tabelle eindeutig der tendenzielle Fall der „Profitrate“ der west- 
deutschen Industrie in den 60er Jahren hervor. Wir wollen an dieser Stelle nicht auf 
die darin eingeschlossenen Probleme hinsichtlich der Entwicklungsbedingungen des 
westdeutschen Kapitalismus eingehen; dies ist den ausführlichen Ausführungen un- 
ten vorbehalten. Hier geht es lediglich um die methodische Dimension des Pro- 
blems. Die „Profitrate“ , wie sie in der Tabelle dokumentiert ist, ist nicht identisch 
mit der Profitrate p’, wie sie Marx bestimmt hat, sondern ist die Kapitalrentabilität. 
In ihrer Veränderung aber dürfte sie ungefähr die Veränderung der Profitrate ange- 
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ben. Denn wenn p’ und r auch ungleich sind, so besieht zwischen beiden doch eine 
Beziehung, die sich als Parallelität der Bewegung ausdrückt. Schon deshalb ist es 
möglich, m als Indikator und Illustration für die Veränderung der Profitrate p’ zu 
verwenden und Schlußfolgerungen hinsichtlich der Akkumulationsbedingungen des 
Kapitals und der Kapitalanlage zu ziehen. 

Einen höheren Aussagewert dieses Ergebnisses unserer empirischen Untersu- 
chungen erhalten wir jedoch, wenn wir die Faktoren der Kapitalrentabilität weiter 
aufschlüsseln. Marx leitet die historische Tendenz der Profitrate im wesentlichen aus 
der Veränderung der organischen Zusammensetzung des Kapitals ab. Daher müssen 
wir noch einen Indikator für die Veränderung der technischen und der wertmäßigen 
Zusammensetzung des Kapitals im Zeitablauf finden und diesen Indikator für die 


Materialien und Snkersuchungen RUNEBEDIEE 


; Steinkohlenkrise im Ruhrgebiet und der o= . 
Konkurrenzkampf auf dem Weltenergiemarkt) 


Die Untersuchung geht von zwei Punkten aus: Zunächst wird die wirtschaftli- 
che Entwicklung in der BRD nach dem 2. Weltkrieg in ihrer Abhängigkeit 
vom aufsteigenden US-imperialismus und ihre Beziehung zu den anderen eu- 
ropäischen Staaten dargestellt. Die Lage auf dem europäischen Energiemarkt 
wird in diesem Zusammenhang beleuchtet. Der zweite Ansatz geht von den 
Entwicklungen auf dem Weltenergiemarkt aus. Die beschleunigt expandieren- 
de Erdölproduktion der US-Konzerne im Nahen Osten Anfang bis Mitte der 
50er Jahre bereitet unaufhaltsam die Überproduktionskrise am Ende jenes 
Jahrzehnts vor. Der faschistische Putsch im Iran 1953 und der Suez- 
Krieg 1956 gegen Ägypten sind weltpolitische Schlaglichter dieser Entwick- 
lung. Neben dem Erdöl wuchs die US-Kchle zu einem scharfen Konkurrenten 
der Ruhrkohle heran. i 
Überproduktion und sinkende ausländische Energiepreise stürzten die deut- 
sche Steinkohle in eine immer noch andauernde Krise, in deren Folge 
300 000 Arbeitsplätze in anderthalb Jahrzehnten im Steinkohlenbergbau zer- 
stört wurden. Aufgrund von Branchen- und Kapitalverflechtungen wurde das 
Ruhrgebiet davon besonders betroffen. 

in dieser Analyse sollen auch die begrifflichen Konfusionen über die „Struk- 
turkrise‘ im Kapitalismus grundlegend kritisiert und das Wesen der „Stein- 
kohienkrise‘’ eingeschätzt werden. 

Die „Infrastruktur”‘-Aufgaben des Staates im Ruhrgebiet werden untersucht. 
Die Politik der Gewerkschaften wird im Verhältnis zum Staat und zu den 
Kämpfen der Kumpel! gegen verschärfte Arbeitsintensität, Zechenstillegungen 
und Massenentlassungen zu beurteilen sein. 


Das Buch erscheint im Verlag des Politladen Erlangen im Herbst 1974. Ca. 
300 Seiten, ca. 14,00 DM. 
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Formel der Kapitalrentabilität anwendbar machen. Als Indikator für eine steigende 
Zusammensetzung des Kapitals kann die Kapütalintensivierung genommen werden, 
die normalerweise durch den QOuotienten von Bruttoanlagevermögen und eingesetz- 


’ . ir * . * = .,.. . R .y 
ten Arbeitsstunden ausgedrückt wird. Die Kapitalintensität ist also K wobei K das 


» 
Bruitoanlagevermögen und L die Anzahl der eingesetzten Arbeitsstunden bedeutet. 

Andererseits hat man aber noch aus den empirisch-statistischen Daten den 
Trend der Arbeitsproduktivität zur Verfügung. Dieser ergibt sich aus der Entwick- 
lung des Verhältnisses von Nettoproduktionsvolumen zu eingesetzten Arbeiisstun- 


den ei Die Kapitalintensität und die Arbeitsproduktivität sind in der Statistik 


sowohl für jeden Indusiriezweig als auch für das verarbeitende Gewerbe und die 
Gesamtwirtschaft errechnet. Die Kapitalproduktivität in unserer Formel läßt sich 
aber nun mit Hilfe der Kapitalintensität und Arbeitsproduktivität ausdrücken; die 
Kapitalproduktivität ist nichts anderes als der Quotient dieser beiden Größen. Es ist 
also 


X 

Vz L_ 

K X Arbeitsproduktivität . 
= (= Arbeitsproduktivität ) 


Kapitalintensität 

Läßt sich die Profitrate p’ auf Basis der Wertthesrie mit Hilfe der Mehrwertrate und 
der organischen Zusammensetzung ausdrücken, so läßt sich nun andererseits die 
Tendenz der Kapitalrentabilität 7 mit Hilfe 

a) der Arbeitsproduktivität, 

b) der Kapitalintensität 

c) der Lohnquote darstellen. 

Die beiden Profitraten p’ und lassen sich nun unter Bezugnahme auf die organi- 
sche Zusammensetzung in folgender Weise wieder gegenüberstellen: 


MD el (7) GE POS 


Mit Hilfe der Zerlegung der Kapitalproduktivität als Quotient von Ärbeitsprodukti- 
vität und Kapitalintensität sind aber damit auch bereits die Faktoren für den Ent- 
wicklungstrend der Kapitalproduktivität erklärt. Der in der ursprünglichen Formel 
der Profitrate p’ ausgedrückte einfache Sachverhalt — daß nämlich die Profitrate 
fällt, wenn der Kapitalstock schneller als das Nettoproduktionsvolumen steigt und 
die Einkommensverteilung konstant bleibt — läßt sich jetzt auch kausal interpretie- 
ren. Nach der Formel ( 7’) sinkt die Profitrate dann, wenn mit Hilfe einer steigen- 
den Kapitalintensivierung die Arbeitsproduktivität gesteigert werden soll, die Ar- 
beitsproduktivität jedoch nur larıgsamer steigt als die Kapitalintensität und die 
Lohnquote konstant bleibt. Eine steigende, gleichbleibende oder fallende Kapital- 
rentabilität m — drei relevante Fälle für die historische Entwicklung in der BRD 
seit 1950! — erhält man also in folgender Weise: 
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1. Die Profitrate # steigt, wenn! 


a)  — die Arbeitsproduktivität — schneller steigt als 
b)  —- die Kapitalintensilät — und 
ec)  — die Lohnquote -- konstant bleibt oder womöglich noch zusätzlich sinkt. 


Dieser Fall gilt für die BRD von 1950 bis Ende der 50er Jahre, als die Arbeitspro- 
duktivität steil anstieg (sieigende Ausnutzung des fixen Kapitals etc.} und die Kapi- 
talintensität vergleichsweise nur gering anstieg. Folglich stieg — wie später noc 
näher ausgeführt wird — die Kapitalproduktivität (18); darüberhinaus sank noch die 
Lohnquote resp. die Mehrwertrate stieg, 

2. Die Profitrate ır bleibt konstant, wenn: 


a)  -- die Arbeitsproduktivität -- ebenso schnell steigt wie 

b) — die Kapitalintensität — und 

c} — die Lohnquote — konstant bleibt oder deren Veränderung durch eine ge- 
genläufige Veränderung der Kapitalproduktivität kompensiert wird. 


Dieser Fall gilt in der BRD Ende der 5S0er/Anfang der 50er Jahre; nicht aber mehr 
für die Zeit bis 1966/67, da in diesem Zeitraum die Arbeitsproduktivität leicht 
absinkt und die Lohnquote leicht ansteigt (im Vergleich mit der vorherigen 
Periode) (19). 


18) Vgl dazu auch Winfried Vogt, Die Wachstumszykien der westdeutschen Wirtschaft, Tü- 
bingen 1968 

19) Vgl. dazu REW-Porschungsprojekt „Wirtschaftliche und soziale Aspekte des techuischen 

Wandels in der Bundesrepublik Deutschland“, Dritter Band: K.-N. Oppenländer u. a, 

Wirtschaftliche Auswirkungen des technischen Wandels in der industrie, 

Frankfurt a. M. 1971,58. 154 
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Önel streikt! 


Anläßlich des Streiks bei Ögel Bochum 1973 und der anschließenden Arbeits- 
gerichtsprozesse entstand dieser Bericht über den Streikverlauf, die Profite 
Opels, die Überproduktionskrise der Automobilbranche und die imperialisti- 
sche Strategie des Konzerns General Motors, sowie über SPD, Staat und Ge- 
werkschaften als anti-proletarischer Front. 

Das wird exemplarisch belegt an der Zerschlagung des Streiks. Der Bericht 


entstand aus der praktischen Solidarität mit den kämpfenden Öpei-Kollegen. 
Er zeigt die Entwicklungstendenz der Automebilindustrie auf und versucht, 
Erfahrungen für die kommenden politischen Kämpfe der Arbeiterklasse wei- 
terzugeben. 

Diese überarbeitete und erweiterte 2. Auflage einer bisher im Selbstverlag 
erschienenen Broschüre wird auch die Arbeitsgerichtsprozesse behandeln, die 
zur Zeit der ersten Ausarbeitung noch nicht abgeschlossen waren. 


Das Buch erscheint im Verlag des Politladen Erlangen im Herbst 74. Ca. 
250 Seiten, ca. 11,00 DM. 


3 Die Profitrate fällt, wenn: 


a}  — die Arbeitsproduktivität nicht so schnell steigt wie 
b)  — die Kapitalintensität — und 
c)  — die Lohrquote — konstant bleibt oder noch zusätzlich steigt. 


Dieser Fall gilt für die BRD von Anfang der 60er Jahre bis Anfang der 70er Jahre 
und dauert — soweit erkennbar — noch an. Denn in diesem Zeitraum steigt die Ka- 
pitalintensität in fast allen Industriezweigen enorm an bei gleichbleibender — oder 
gar sinkender — Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität und gleichbleibender oder 
steigender Lohnquote. 

Diese obige Darstellung der Kapitalrentabilität als Ausdruck der Profitrate in 
ihren inneren Tendenzen soll uns inı zweiten Abschnitt als Indikator für die Kapital- 
verwertung in einzelnen Phasen des Kapitalismus in der BRD dienen. 


1.4 Wertbildung und Kapitalverwertung unter Weltmarktbedingungen 


Wertbildung und Kapitalreproduktion wurden bisher betrachtet, als ob sie nur im 

nationalen Rahmen vonstatten gingen; beide vollziehen sich aber im Weltmarkt- 

zusammenhang. Dies gilt insbesonders für die BRD: Mehr als 20 % des produzierten 

Warenkapitals werden regelmäßig exportiert; gleichermaßen sind die für den inneren 

Markt produzierten Waren der ausländischen Konkurrenz, dem Weltmarkt, ausge- 

setzt. Daher müssen wir die zusätzlichen methodischen Probleme erörtern, die sich 

für unsere Analyse aus diesem Weltmarktzusammenhang ergeben. Entsprechend un- 
serer bisherigen Darstellung beschränken wir uns hier auf die Diskussion der Mo- 
mente von Wertbildungs- und Kapitalverwertungsprozeß, wie wir sie schon ent- 
wickelt haben. Wir wollen uns zuerst wieder dem Wertbildungsprozeß zuwenden. 
Wie der Wert einer Ware sich durch die gesamte in dieser enthaltenen Arbeit 

bemißt, die zu den herrschenden technischen Durchschnittsbedingungen verausgabt 
worden sein muß, so ist entsprechend der Prozeß der Wertbildung eines Landes 
Gurch die Arbeit bestimmt, die zu den jeweiligen technischen Durchschnittsbedin- 
gungen in den Produktionsprozeß eingeht. Diese insgesamt produzierte Wertmasse 
wiederum wird bereits unter ganz bestimmten Distributionsverhältnissen prodn- 
ziert, wie etwa dem Verhältnis der unbezahlten zur bezahlten Arbeit, der Profit- 
masse zur Lohnmasse, dem akkumulierten und konsumierten Teil des Profits. Wir 
haben somit zwei Fragen zu untersuchen: 

1. Welche Momente können die gesellschaftlichen Durchschnittsbedingungen der 
Arbeit einer Nation und darüber vermittelt deren Wertprodukt unter Welt- 
marktbedingungen bestimmen? 

2. Welche Momente bestimmen unter Weitmarktbedingungen das Teilungsver- 
hältnis dieses gesamten Wertprodukts, in dem sich die zu geselischaftlichen 
Durchschnittsbedingungen verausgabte Arbeit darstellt? 

Wie wir noch im einzelnen darstellen werden, ist die Phase beschleunigter Akkumu- 

lation des westdeutschen Kapitalismus bis zum Anfang der 60er Jahre durch zwei 

Momente gekennzeichnet: 

— durch raschen und beschleunigten Zustrom neuer Arbeitskraft in den kapita- 
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listischen Produktionsprozeß auf der Grundlage weitgehend unveränderter 

technischer Bedingungen der Arbeit; 

_ durch eine im Vergleich zu den übrigen Industrienationen hohe Ausbeutungs- 
rate, die nicht in einer außergewöhnlich hohen Produktivkraft der Arbeit ihre 
Ursache hatte. 

Sobald die gesellschaftliche Durchschnittsbedingungen zu denen in den jeweiligen 

Branchen gearbeitet wird, mit anderen, überlegeneren Produktionsbedingungen in 

Vergleich gesetzt werden, die die Arbeiter, die ihre Arbeitskraft zu diesen überlege- 

nen Bedingungen verausgaben, in die Lage versetzen, dieselben Waren massenhaft zu 

niedrigeren Reproduktionskosten herzustellen, verändern sich die Voraussetzungen 
des (nunmehr unterlegenen) nationalen Wertbildungsprozesses. Der Wert derselben 

Waren bestimmt sich dort nun nicht mehr durch die bislang erforderlichen Arbeiits- 

quanta, sondern durch diejenigen, die entsprechend den überlegenen gesellschaftli- 

chen Bedingungen notwendig sind: Wird die Arbeit in nationalem Rahmen nun 
nicht auch unter jenen international nunmehr vorherrschenden gesellschaftlichen 

Durchschnittsbedingungen verausgabt, zählt sie nicht mehr als „Durchschnitts- 

arbeit“ und geht nicht mehr voll in den Wertbildungsprozeß ein. 

Dieses Verhältnis zwischen wertbildender, gesellschaftlich notwendiger Ar- 
beitszeit und massenhaft vorherrschenden technischen Bedingungen der Arbeit er- 
klärt, weshalb die Wertbildung, die in den Industrienationen stattfindet, die zu 
unterlegenen Durchschnittsbedingungen produzieren, in zunehmendem Maße über 
den internationalen Zusammenhang vermittelt in ihrer extensiven Größe begrenzt 
wird. 

Das erreichte Ausmaß des internationalen Zusammengangs, der seit dem zwei- 
ten Weltkrieg entstanden ist und der sich anhand der internationalisierten Produk- 
tion, dem Umfang der getätigten Direktinvestitionen, der Zunahme des Welthandels 
und der Außenhandeisbeiträge zum Sozialprodukt der jeweiligen Industrienationen 
etc. konkretisieren läßt, dürfte dazu geführt haben, daß die technischen Durch- 
schnittsbedingungen der Arbeit, die in den jeweiligen Branchen international vor- 
herrschen entsprechend auch das Wertprodukt dieser Industrienationen berühren. 
Für wenig entwickelte Länder oder für niedrig entwickelte Industriezweige inner- 
halb der Industrienationen wirkt sich der Weltmarktzusammenhang etwa dahinge- 
hend aus, daß die Reproduktionskosten der auf den Markt geworfenen Waren nicht 
mehr durch die eigene enthaltene vergegenständlichte Arbeit, sondern durch die 
Reproduktionskosten der auf dem Weltmarkt als Konkurrenz auftretenen, zu besse- 
ren Durchschnittsbedingungen produzierten und massenhaft augebotenen Waren 
bestimmt werden. Es genügt allerdings schon, daß die bloße Möglichkeit der verbillig- 
ten Reproduktion der Waren besteht, um die Arbeit der zu niedrigeren Dyrch- 
schnittsbedingungen produzierenden Arbeiter zu entwerten (20). 

Die äußerst rasche Kapitalbildung in der BRD bis zum Beginn der 60er Jahre, 
die mit einem ständig wachsenden Außenhandelsbeitrag zum BSP und einem stei- 


20) So mag der andalusische Bauer heute sein Tagwerk in gleicher Zeit ableisten wie vor 
sagen wir einmal 20 Jahren und wird dennoch feststellen müssen, daß diese Arbeit sich 
nicht mehr in denselben Wertquanta darstellt wie vor 20 Jahren (weil nämlich internatio- 
nal neuc Durchschnittsbedingungen inzwischen sich durchgesetzt haben). 
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genden Anteil am Welthandel einherging, wäre demzufolge auch darauf zurückzu- 
führen, daß die technischen Bedingungen, zu denen die Arbeitskräfte in den Pro- 
duktionsprozeß der BRD eingegliedert wurden, im internationalen Vergleich gut 
gewesen sein müssen oder zumindest der Konkurrenz standgehalten haben. Für 
dieses Phänomen rasch anwachsender Masse verausgabter Arbeit bei unveränderter 
technischer Basis zumindest während der 50er Jahre und zunehmender Bedeutung 
der BRD im Welthandel, muß jedoch noch ein weiteres zusätzliches Erklärungs- 
moment angeführt werden. Denn wie aus folgender Tabelle hervorgeht, waren (und 
sind) die Arbeitsproduktivitäten in den einzelnen Ländern (noch) sehr verschieden. 
Wenn dennoch die Länder mit unterdurchschnittlicher Arbeitsproduktivität z, T. 
überdurchschnittlich akkumulieren konnten, muß dies in einer hohen Ausbeutungs- 
rate begründet sein. 

Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten je Beschäftigten 1962-1968 

in der gesamten verarbeitenden Industrie 


n 
} 


pro Jahr in Taisend Dollar v.H. 


Zn _ rl Dr re EBEN USA = 100 
ne - 1962 1968 Eu De 1962 1968 _ 
BRD 3,1 4,8 35 al 
Frankreich 3,8 6,1 43 52 
Italien 1,9 32 22 27 
Niederlande 2,9 5,3 33 45 
Belgien 2,8 4,4 2 38 
EWG 2,9 4,7 33 | 40 
Vereinigte Staaten 8,8 11,7 100 100 
Japan 1,7 3,3 9 | 28 
Vereinigtes Königreich | ____2,7 34. _4....31.: 29 


(Eninommen aus: Bericht über die Wettbewerbsfähigkeit der Europäischen Gemein- 
schaft, Band 1,(0.O.} Nov. 1971, 8.2 111 20) 


Es ließen sich weitere statistische Angaben anführen, die dieses Bild international 
unterschiedlicher Arbeitsproduktivität nach denjenigen Branchen aufgliedern, die in 
den Bereich der internationalisierten Produktion fallen, was jedoch hier zu weit 
führen würde. Wir dürfen jedoch von der unschwer belegbaren Annahme ausgehen, 
daß die Industrienation in den wichtigsten Weltmarktsbranchen (Chemie, Nahrungs- 
mittel, Fahrzeug und Maschinenbau sowie Elektroindustrie) zu teilweise noch er- 
heblich voneinander abweichenden nationalen Durchschnittsbedingungen der Ar- 
beit produzieren (dabei können wir hier noch keine definitive Aussagen zu den 
technischen Durchschnittsbedingungen machen, da die internationalen Statistiken 
sich auf ökonomische Größen, nicht auf technologische Daten beziehen!). Im Fall 
des japanischen Kapitals, dessen Produktivkraft der Arbeit offensichtlich zumindest 
bis zum Ende der 60er Jahre unter dem Niveau der USA und auch unter demjenigen 
der westeuropäischen Kapitale lag, muß der bestehende internationale Zusammen- 
hang, innerhalb dessen sich die japanische Exportproduktion bewegte, dazu geführt 
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haben, daß die Arbeit, die in Japan in den Exportbranchen verausgabt wurde, nur 
zu Teilen wertbildend war, da die Durchschnittsbedingungen der Arbeit von den 
USA und von Westeuropa vorgegeben wurden. Die gleichzeitige beschleunigte Ak- 
kumulation des japanischen Kapitals ist deshalb vor allem durch die Exploitation 
der Arbeit des japanischen Arbeiters zu erklären, Extrem niedrige Reallöhne ermög- 
lichten es dem japanischen Kapital — trotz vergleichsweise geringer Produktivkraft- 
entwicklung der Arbeit — dennoch genügend akkumulierbare Mehrwertmassen zu 
produzieren, obwohl insgesamt die Wertbildung pro verausgabter Arbeitseinheit nie- 
driger als in Ländern mit höherer Arbeitsproduktivität sein mußte (21). 

Dieser theoretische Zusammenhang, von verausgabter Arbeitszeit, deren 
Durchschnittsbedingungen weitgehend international vermittelt sind, Wertbildungs- 
prozeßß und akkumulierbarer Mehrwertmasse, aufgrund extrem hoher Ausbeutungs- 
raten, wie im Fall des japanischen Kapitals, stellt also ein zusätzliches Erklärungs- 
moment auch für die relativ günstige Entwicklung des BRD-Kapitals während der 
50er Jahre dar. 

Die vergleichsweise rasche Kapitalbildung in der BRD, die sich bis zum Beginn 
der 60er Jahre auf der Grundlage einer nicht minder raschen Zunahme des BIP 
vollzog, kann ihre wesentlichen Voraussetzungen in folgenden zwei Momenten ge- 
habt haben: 
= die Durchschnittsbedingungen der Arbeit, zu denen die Arbeitskräfte in der 

BRD in den Produktionsprozeß eingegliedert worden sind, waren im interna- 

tionalen Vergleich relativ gut und entsprachen in den international Konkur- 

rierenden Branchen weitgehend den jeweiligen Durchschnittsbedingungen. 

Die in den betreffenden Branchen geleistete Arbeitszeit konnte demzufolge in 

hohem Maße wertbildend wirken und jede Einstellung zusätzlicher Arbeiter 

(z. B. ausländische Arbeitskräfte) konnte entsprechend das Wertprodukt erhö- 

hen. 

_ die Durchschnittsbedingungen der Arbeit, die in der BRD bis zum Ende rer 
50er Jahre weitgehend unverändert fortbestanden haben, waren keineswegs 

im internationalen Vergleich (besonders nicht gegenüber den USA und Groß- 

britannien) derart günstig, daß sich die rasche Zunahme des Sozialprodukts 

durch neu eingestellte Arbeiter und die beschleunigte Kapitalakkumulation 
ohne weiteres allein begründen ließen. Auf Basis der bisherigen Überlegungen 
ist vielmehr dann folgender Zusammenhang möglich: die niedrigen (Real-)Löh- 
ne hatten nicht nur eine hohe Mehrwertrate zum Ergebnis, sondern drückten 
sich auch in (im internationalen Vergleich) niedrigen Kostpreisen der Waren 


21) Dabei ist hervorzuheben, dat die Höhe der Ausbeutungsrate allein noch keinen Auf- 
schluß über die Kompensationsmöglichkeiten für zurückgebliebene Produktivkraft auf 
dem Weltmarkt gibt. Vielmehr kommt es wesentlich auf die Bedingungen an, wodurch 
die Ausbeutungsrate hochgehalten wird: durch die Produktion des relativen Mehrwerts, 
d. h. durch cine hohe Produktivkraft der Arbeit mit der Konsequenz cines hohen Kapi- 
talvorschusses oder durch Produktion des absoluten Mehrwerts, d. h. durch vergleichs- 
weise niedrige Reallöhne, lange Arbeitszeiten und hohe Arbeitsintensität. Durch beide 
Methoden kann zwar die Ausbeutungsrate gesteigert oder doch zumindest gehalten wer- 
den; aber nur die letztere Methode gewährleistet eine hohe Profitrate und bei disponibler 
Arbeitskraft auch besonders schnelle Akkumulationsraten! 
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aus. Lag daher unter der Voraussetzung, daß die anderen Nationen zu besse- 
ren Durchschnittsbedingungen produzieren konnten, der Verkaufspreis der 
Waren auf dem Weltmarkt einerseits unter dem individuellen Wert der Waren 
(ein Teil der aufgewendeten Arbeit ging also nicht als wertbildend in den 
Produktionsprozeß ein), so Konnte der Kapitalist dennoch aufgrund des 
niedrigen Kostpreises und der hohen Mehrwertrate einen angemessenen 
Durchschnittsprofit erzielen! (22) 


Die Möglichkeit eines nationalen Kapitals, rascher zu akkumulieren als die Kapitale 
anderer Industrienationen, die zu besseren Durchschnittsbedingungen der Arbeit 
produzieren, hat also eine extrem hohe Ausbeutungsrate zur Voraussetzung, auf- 
grund derer das Kapital die relativ geringe Produktivität der Arbeit kompensieren 
und ausreichende Akkumulationsmasse erhalten kann. Diese Bedeutung des Tei- 
lungsverhältnisses des Neuwerts bzw. des Wertprodukts für die Kapitalakkumulation 
gilt es noch weiter zu präzisieren, was wir durch einen kurzen Vorgriff auf die 
zweite Entwicklungsphase des Kapitals der BRD versuchen werden: Konnte das 
Kapital der BRD in den 50er Jahren über weitgehend absolute Mehrwertproduktion 
bei steigendem Sozial- bzw. Wertprodukt rasch akkumulieren, so ist in den 60er 
Jahren, wie wir noch zeigen werden, dem westdeutschen Kapital dieser Weg der 
Akkumulation zunehmend versperrt; das Kapital ist unter diesen Bedingungen also 
die Produktivität der Arbeit anzuheben und durch die relative Mehrwertproduktion 
die Profitrate aufrechtzuerhalten und die für die Akkumulation benötigte Profit- 
masse zu produzieren (dies umso mehr, als die absolute Arbeitsmasse nunmehr 
begrenzt ist). 

Nachdem wir bis hierher die Produktion der Warenwerte auf dem Weltmarkt 
unter dem Aspekt der Durchschnittsbedingungen betrachtet haben, können wir nun 
dazu übergehen, die Realisierungsbedingungen der produzierten Waren und die Ver- 
gleichung der bei der Produktion eingesetzten Kapitale (Profitrate) in unsere Über- 
legungen einzubeziehen. 

Neben dem wechselseitigen Zusammenhang von Umfang des Wertprodukts 
(bzw. des Neuwerts), Verteilungsverhältnissen und Profitrate im kapitalistischen 


22) vgl. Karl Marx, Kapital Bd. 3, Berlin (DDR) 1964, $. 881, „In der Konkurrenz sowohl 
der einzelnen Kapitalisten untereinander wie auf dem Weltmarkt sind es die gegebnen 
und vorausgesetzten Größen von Arbeitslohn, Zins, Rente, die in die Rechnung als 
konstante und regulierenden Größe eingehen; konstant nicht in dem Sinn, daß sie ihre 
Größen nicht ändern, sondern in dem Sinn, daß sie in jedem einzelnen Fall gegeben sind 
und die Konstante Grenze für die ständig schwankenden Marktpreise bilden. Z. B. bei der 
Konkurrenz auf dem Weltmarkt handelt es sich ausschließlich darum, ob mit dem gege- 
benen Arbeitslohn, Zins und Rente die Ware zu oder unter den gegebnen aligemeinen 
Marktpreisen mit Vorteil, d. h. mit Realisierung eines entsprechenden Unternehmeige- 
winns verkauft werden kann. Ist in einem Lande der Arbeitslohn und der Preis des 
Bodens niedrig, dagegen der Zins des Kapitals hoch, weil die kapitalistische Produktions- 
weise hier überhaupt nicht entwickelt ist, während in einem anderen Lande der Arbeits- 
preis und der Bodenpreis nominell hoch, dagegen der Zins des Kapitals niedrig steht, 
wendet der Kapitalist indem einen Land mehr Arbeit und Boden, in dem andern verhält- 
nismäßig mehr Kapital an. In der Berechnung, wieweit hier die Konkurrenz zwischen 
beiden möglich, gehn diese Faktoren als bestimmende Elemente ein...“ 


Verwertungs- und Akkumulationsprozeß unter Weltmarktbedingungen ist nämlich 
noch ein weiteres Moment zu beachten, das sich aus der Notwendigkeit der Konti- 
nuität des Reproduktionsprozesses selbst ergibt und das nicht minder eine Begren- 
zung für den Wertbildungsprozeß und Verwertungsprozeß darstellen kann. Die tech- 
nischen Durchschnittsbedingungen der Arbeit, die jeweils in einer Branche gelten, 
und die bestimmen, in welchem Ausmaß die geleistete Arbeit überhaupt Wert kon- 
stituieren kann, unterliegen — wie bereits angedeutet — selbst wiederum einer be- 
ständigen Veränderung. Die Produktivkraftentwicklungen, die in den einzelnen Ab- 
teilungen und Branchen stattfinden, beeinflussen nicht nur den Wert der Ware 
Arbeitskraft (und dadurch die Mehrwertmasse), sondern vor allern auch die jeweils 
erforderliche proportionale Verteilung der gesamten verfügbaren gesellschaftlichen 
Arbeit über den Produktionsprozeß hinweg. 

Diese proportionale Verteilung der gesellschaftlichen Arbeit auf die einzelnen 
Branchen setzt sich in der kapitalistischen Form des Reproduktionsprozesses Krisen- 
haft durch, sei es durch Entwertungsprozesse, durch Brachlegung von produktiven 
Kapital, sei es durch partielle Überproduktion oder durch partielle Überakkumula- 
tion von Kapital in einzelnen Produktionszweigen, die alle die Freisetzung von 
Arbeitskräften zur Folge haben. So setzt sich das Wertgesetz in Krisen durch oder 
erzwingt durch teilweise Unterbrechung der Kontinuität der Reproduktion des Ka- 
pitals die jeweilige Verteilung der Arbeit und damit die Bedingungen der Wertbil- 
dung. 

Die Realisierungsschwierigkeiten des Kapitals, in denen sich diese Prozesse 
niederschlagen, können demnach das Wertprodukt in seiner Größe reduzieren, ob- 
wohl sich die Produktion in den verschiedenen Industriezweigen zu den Durch- 
schnittsbedingungen vollzieht. Der gesamtgesellschaftliche Reproduktionszusam- 
menhang, in dem die Einzeikapitale stehen und in dem sie in einer stofflichen und 
wertmäßigen wechselseitigen Abhängigkeit miteinander verbunden sind, erfordert 
Kontinuität der Produktion. Sie ist eine Voraussetzung für die Reproduktion der 
Einzelkapitale. Diese skizzierte Bedeutung des Reproduktionszusammenhangs für 
die Realisierung und damit für die Größe des Wertprodukts wird insbesonders rele- 
vant, wenn der Weltmarktzusammenhang einbezogen wird. Die relativ große Außen- 
handelsverflechtung des BRD-Kapitals z.B. hat zur Folge, daß der Umfang der 
Reproduktion des westdeutschen Kapitals die Kontinuität der internationalen Zir- 
kulation und das Fortbestehen des inernationalen Reproduktionszusammenhangs 
voraussetzt. Denn darüber ist die proportionale Verteilung der Arbeit beeinflußt 
und zur Vorbedingung der Produktion zahlreicher Branchen geworden. Der Umfang 
des Wertprodukts der BRD wie der des Wertprodukts jeden anderen Landes, dessen 
nationale Reproduktion in ähnlicher Weise den internationalen Zusammenhang ein- 
schließt, ist demnach nicht allein über die oben angedeuteten Zusammenhänge der 
Durchschnittsbedingungen der Arbeit im internationalen Vergleich, sondern auch 
von der Möglichkeit der Realisierung auf dem Weltmarkt abhängig. 

Wenn wir zuvor die Möglichkeiten eines nationalen Kapitals dargestellt haben, 
bei niedriger Produktivität dennoch Wertbildung, Realisierung und Akkumulation 
in der internationalen Konkurrenz zu gewährleisten (etwa durch eine hohe Exploi- 
tationsrate), so sind dies zugleich auch jene Momente, durch deren Veränderung die 
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nationale Profitrate, Akkumulation und die Stellung auf dem Weltmarkt (interna- 
tionale Konkurrenzsituation) negativ beeinflußt werden können. 

Die Verschlechterung der Verwertung kann z.B. aufgrund von Reallohnstei- 
gerungen, die Folge verschärfter Lohnkämpfe und/oder eines stagnierenden Arbeits- 
volumens sind, eintreten; dies besonders dann, wenn die Zunahme der Arbeitspro- 
duktivität (das Mittel der relativen Mehrwertproduktion) ebenfalls zurückbieibt! 
Die Verschlechterung der Verwertung kann aber auch dann einireten, wenn die 
Produktivkraft der Arbeit mit wachsendem Kapitalaufwand und daher wachsender 
Kapitalintensität zu steigern versucht wird. 


Schematisch läßt sich der hier entwickelte theoretische Zusammenhang zwischen 
Wertbildung und Kapitalreproduktion wie folgt zusammenfassen: 
Die Durchschnittsbedingungen, (die einen internationalen Vergleichszusammenhang 
einschließen) zu denen die Masse der Arbeit verausgabt wird, bilden die Basis für die 
Größe des Wertprodukts (bzw. des Neuwerts). Dieses Weriprodukt wird bereits un- 
ter bestimmten Exploitationsverhältnissen erstellt, von denen die Profit- und Akku- 
mulationsrate mit abhängen, die ihrerseits über die Konkurrenz vermittelt zur Steige- 
rung der Produktivkraft führen und somit auf die technisch:n Bedingungen der 
Arbeit, d.h. die Basis der Wertbildung zurückwirken, andererseits aber auch die 
Größe der in den Produktionsprozeß eingehender Arbeitsmasse bestimmen; beides 
bildet wiederum die Basis des Wertbildungsprozesses. Diese wechselseitigen Bedin- 
gungen von Wertprodukt und Profitrate hängen insgesamt von den siofflichen und 
wertmäßigen Proportionen im kapitalistischen Reproduktionsprozeß ab, der den 
internationalen Zusammenhang einschließt. 
[Schluß 1. Teil, 
zweiter Teil in 
PROKLA 14/15] 
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Material zur spanischen Streikbewegung der letzten Jahre 


Pedro Garcia Lopez 


Am 2.3.1974 wurde in Barcelona Salvador Puig Antich und in Tarragona der Pole 
Heinz Chez von der spanischen Exekutive ermordet. Aus der ganzen Welt trafen vor 
der Ermordung Gnadengesuche bei Franco ein; es gab zahllose Demonstrationen 
und Solidaritätsaktionen in vielen Ländern, besonders in Frankreich, aber auch in 
Italien sowohl vor als nach den Ermordungen. In Deutschland fanden ebenfalls in 
vielen Städten Demonstrationen statt. 

Bei diesen Verbrechen der Militärjustiz, ebenso wie angesichts des Prozesses 
gegen zehn Arbeiterführer am 20.12.1973 fragt man sich: Wie stark kann die 
Repression noch wachsen und auf welcher Grundlage? Gibt es die von bürgerlichen 
Blättern beschworene „Liberalisierung“ wirklich? Was sind eigentlich die Bedingun- 
gen des Klassenkampfes in Spanien, wie stark ist die Arbeiterbewegung, welche 
politischen Gruppen sind in ihr vorherrschend? 

Selbstverständlich können wir in diesem Artikel nicht viel mehr tun, als diese 
Fragen anzuschneiden und am Beispiel eines der täglichen Arbeitskonflikte ein 
wenig Material für ihre Beantwortung zu liefern. Dazu werden Erklärungen zum 
institutionellen Rahmen gegeben, dem sich die spanische Arbeiterklasse konfron- 
tiert sieht, sowie zur staatlichen vertikalen Zwangs,,gewerkschaft“, zum Arbeits- 
recht und zu den spezifischen spanischen Repressionsmechanismen. Damit der im 
folgenden dargestellte Konflikt nicht als isolierter erscheint, ist es notwendig, einen 
kurzen Überblick über die heftigsten Streikbewegungen der letzten Jahre zu geben: 

Im Februar /969 streikten etwa 15 000 baskische Arbeiter für höhere Löhne; 
im Januar /970 lag das gesamte Minengebiet in Asturien lahm. Die Ursache für 
diesen Arbeitskampf liegt in den schlechten Arbeitsbedingungen und der hohen 
Unfall- und Todesrate des Bergbaus. Wegen der niedrigen Löhne und fehlender 
fester Arbeitsverträge fanden im März 1970 große Streiks in der Bauwirtschaft Se- 
villas statt, wobei zweitausend Arbeiter entlassen wurden. Im Juni traten 
24 000 Bauarbeiter wiederum in den Streik, und es kam zu heftigen Auseinander- 
setzungen mit der Polizei. Im Juli wurden bei einer Demonstration anläßlich neuer 
Kollektivabkommen für die Bauwirtschaft in Granada drei Arbeiter von der Polizei 
erschossen, worauf im ganzen Land eine Welle von Proteststreiks aufflammte. Im 
Dezember fand der Burgos-Prozeß gegen ETA-Mitglieder statt, der mit der bisher 
größten Streikwelle in allen Regionen beantwortet wurde. Im Vergleich zu 1969 
haben sich 1970 die Zahlen der Arbeitsniederlegungen verdoppelt und die politi- 
schen Solidaritätsstreiks übersteigen bereits der Zahl und ihrem Gewicht nach die 
Arbeitskämpfe um Lohnerhöhungen und verbesserte Arbeitsbedingungen. 7971 
wurde im Baskenland im Zusammenhang mit dem Burgos-Prozeß und der starken 
Streikbewegung für sechs Monate der Ausnahmezustand verhängt. In Madrid begann 
ein Streik des Ärzte- und Plegepersonals, der sich schnell über das ganze Land 
ausbreitete. Neben höheren Löhnen und besseren Arbeitsbedingungen zielte eine 
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der wichtigsten Forderungen auf eine Neustrukturierung des unzulänglichen Ge- 
sundheitswesens. Im Verlauf des großen Bauarbeiterstreiks im Sommer 1971 in 
Madrid, an dem etwa 40 000 Arbeiter teilnahmen, ermordete die Polizei den Arbei- 
ter Pedro Patifo. Im Oktober besetzten große Teile der knapp 30 000 SEAT-Arbei- 
ter während eines Arbeitskampfes ihre Fabriken. Der Anlaß war die Forderung nach 
Wiedereinsteliung von bei einem vorhergehenden Konflikt entlassenen Arbeitern. Es 
kam zu heftigen Auseinandersetzungen mit der Polizei und ein weiterer Arbeiter 
wurde eıschossen. Daraufhin fanden in Barcelona und weiteren Gegenden der kata- 
lanischen Industrieregion Solidaritätsstreiks statt. Im November begann eine neue 
Streikwelle in Asturien. Es beteiligten sich ungefähr 27 000 Arbeiter, vorwiegend 
Kumpel. Im März /972 streikten die Arbeiter der Werften von El Ferrol in Galizien, 
das als Geburtsort Francos „El Ferrol del Caudillo“ heißt („‚E] Ferrol des Führers‘). 
Der Streik dehnte sich schnell auf die ganze Stadt aus, auf die die Kanonen der 
Kriegsschiffe im Hafen gerichtet waren. Die Polizei ermordete wieder drei Arbeiter. 

In EI Ferrol, später in Vigo und Pamplona, deutet sich eine neue Phase der 
Klassenkämpfe in Spanien an. Die Streikbewegung beschränkt sich nicht mehr nur 
auf.die Fabriken, sondern es beginnen ganze Städte am Arbeitskampf teilzunehmen, 
in Pamplona sogar weite Teile der Provinz. Der Widerhall der Kämpfe von El Ferrol 
war in ganz Spanien zu spüren. Hunderte von Solidaritätskundgebungen und -streiks 
fanden statt. 

Im September 1972 traten die Arbeiter von Citro&n in Vigo (Galizien) auf- 
grund von Lohnforderungen in den Streik, der binnen kurzer Zeit fast alle Betriebe 
der 200 000 Einwohner zählenden Stadt erfaßt. Die Bewegung griff auch auf Ban- 
ken, Versicherungen und sogar den Einzelhandel über. In der Stadt wurden Barrika- 
den gebaut, und es gelang den Einwohnern für einen Tag, die Polizei von den 
Straßen in die Kasernen zu vertreiben. Am nächsten Tag wurde die Stadt vom 
Militär besetzt. Zur Unterstützung der Kämpfe in Vigo entflammten auch in Ei 
Ferrol wieder zahlreiche Streiks und zugleich entstand eine starke Solidaritätsbewe- 
gung in fast allen anderen Provinzen. 

Im April 7973 wurde in Barcelona ein weiterer Arbeiter bei einer Demonstra- 
tion für höhere Löhne und feste Arbeitsverträge in der Bauwirtschaft erschossen. 
Die zahlreichen Morde an Arbeitern tragen sehr zur Verschärfung der Klassen ausein- 
andersetzung bei, die häufig durch Polizei- und Militäreinsatz beendet werden. In 
den Flugblättern, die bei Arbeitskonflikten zirkulieren, wird durch die namentliche 
Aufzählung der erschossenen Arbeiter immer wieder der Zusammenhang von öko- 
nomischen Kämpfen und der Mörderdiktatur hergestellt. 

Die vom Arbeitsgericht als berechtigt bezeichnete Forderung der Automobil- 
arbeiter von Pamplona nach einer bestimmten Prämie, die das Unternehmen nicht 
zu zahlen bereit war, wurde zum Anlaß für die großen Kämpfe im Juni /973. Den 
Streiks in der Automobilindustrie schlossen sich in hohem Maße Banken, Versiche- 
rungen, das Transportwesen und Bauern an. Die Kämpfe in Pamplona dehnten sich 
schnell über große Teile Navarras aus. Rings um Pamplona sperrten Busfahrer und 
Bauern die Straßen, um das Anrücken des Militärs aufzuhalten. Im Sommer 1973 
fand in Madrid wieder ein großer Bauarbeiterstreik statt, der durch äußerst brutales 
Vorgehen der Polizei zerschlagen wurde. Von Oktober bis Dezember streikten wie- 
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derum die Kumpel in fast allen Minen Asturiens mit dem Hauptziel, eine Verkür- 
zung der Arbeitszeit durchzusetzen, Das Jahr /974 begarın mit dem Streik bei 
Standard Electrica in Madrid, bei einem der größten spanischen Unternehmen, auf 
den wir jetzt etwas näher eingehen werden. 


Zur Entstehung des Arbeitskampfes bei Standard Electrica S. A. 


Vom 26. 1. bis zum 9. 2. 1974 befand sich die Belegschaft der spanischen Tochter- 
gesellschaft des multinationalen US-amerikanischen ITT-Konzerns, Standard Elec- 
trica S. A. weitgehend geschlossen in einem Vollstreik. 

Standard gehört zu 70 % ausländischen Aktionären, allein 60% der Anteile 
sind im Besitz von ITT, dessen Konzernbudget größer als der Haushalt des spani- 
schen Staates ist, nämlich über 400 Mrd. Ptas., das sind etwa 20 Mrd. DM; 
{1 Pesete = 0,05 DM). Der Konzern beschäftigt über 375 000 Arbeiter in 70 Län- 
dern. 

In Spanien ist Standard mit einer Belegschaft von über 19 000 der Beschäftig- 
tenzahl nach hinter SEAT (spanische FIAT) das zweitgrößte Unternehmen, dem 
Umsatz nach im Jahre 1973 an neunter Stelle, der Gewinnsituation nach an erster. 
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Das seit längerem angekündigte Reprint der Zeitschrift „Arbeiter- 
pelitik” wird aufgrund umfangreicherer editorischer Vorarbeiten 
erst im Spätsommer 1974 zu erscheinen beginnen. Hiermit sind 
folgende Änderungen verbunden: 

1. Wegen des wahrscheinlich größeren Umfangs der Begleittexte 
und -materialien des einzelnen Bandes und wegen der Kosten- 
entwicklung bei der Herstellung wird der Subskriptionspreis wie 
der Endpreis vermutlich leicht angehoben werden müssen. (Ca. 
16,00 DM bzw. ca. 19,00 DM) 

2,Der Gesamtumfang des Reprints wird vermutlich beträchtlich 
mehr als die bisher angegebenen 3 300 Seiten sein, so daß da 
Reprint eventuell in 13 statt 12 Bänden erscheint. 

3. Wegen der Verschiebung des Erscheinungszeitraumes wird die 
Subskriptionsfrist noch einmal verlängert bis zum 30. Okts- 
ber 1974. 

Bitte in den Buchhandlungen mit sozialistischer Literatur subskri- 

i bieren oder direkt beim Verlag: 

ı Politladen 


17} 


6 
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Erreicht z.B. SEAT „nur“ 765 Mio. Ptas. (38 Mio. DM) Gewinn, so Standard mit 
weniger als der Hälfte des Umsatzes über 1,2 Mrd. Ptas. (60 Mio. DM). Das Verhält- 
nis der von Standard verausgabten Löhne zu den ausgewiesenen Gewinnen hat sich 
zugunsten letzterer wie folgt verändert (dabei ist die Zunahme der Beschäftigten- 
zahl mit zu berücksichtigen. (1966 = 100): 


Umsatz Gewinne Löhne/Gehälter Beschäftigte 
1966 100 100 100 14.644 
1967 116 173 110 14.167 
1968 120 197 118 13.914 
1969 150 246 140 15.026 
1970 185 333 171 16.394 
1971 235 410 212 18.075 
1972 280 585 223 18.800 
1973 342 668 245 19.226 


Umsatz, Gewinne und Löhne/Gehälter in Mio. Ptas. (1) 


ITT unterhält in Spanien mehrere Produktionszentren: Madrid, Santander und Tol- 
edo. In Madrid befinden sich zwei Fabriken mit jeweils etwa 6 000 Beschäftigten, 
also insgesamt 12000, ein Forschungs- und Rechenzentrum mit etwa 500 und 
Verwaltung und Übriges mit etwaf 1 400 Beschäftigten. In Toledo sind es 1 600, in 
Santander 1 500 Beschäftigte. Üßer das ganze Land verteilt arbeiten für ITT, die 
noch immer das Monopol zur Herstellung der spanischen Telephonapparaturen in- 
nehat, weitere 2 000 Arbeiter an Installationen. 

Von den großen Unternehmen in der Metalibranche der Provinz Madrid zahlt 
Standard die niedrigsten Löhne. 75 % der Belegschaft sind Spezialisten und erhalten 
monatlich an grantierten Lohn/Gehalt 9 513 Ptas. (knapp 480 DM). Dazu kommen 
betriebliche Zulagen, die als persönliche Vergünstigungen vertraglich nicht abge- 
sichert sind. Der Durchschnitt des effektiv gezahlten Lohnes ist aufgrund dieser 
individuell stark differenzierten Lohnstruktur schwer zu ermitteln; vermutlich liegt 
er jedoch noch unter 10 000 Ptas. (500 DM) (2). 

Der letzte ‚Tarifvertrag‘ (Firmen „tarifvertrag‘‘ mit jeweils zweijähriger Lauf- 
zeit) wurde im September 1973 gekündigt und lief am 31. 12. 1973 aus. Die Ver- 
handlungen begannen erst am 15. 1., nachdem die Arbeiter dieses Schlüsselbetriebes 
der zentralspanischen Metallbranche bereits monatelang ausgedehnte Umfragen 
durchgeführt hatten und das Ergebnis in Form eines Vertragsentwurfs dem ‚„‚Be- 
triebsrat‘“ vorlegten. Dieser Entwurf, dem über 5 000 Unterschriften beigefügt wa- 
ren, spiegelte sehr detailliert die Meinung des größten Teils der Arbeiter wider. Von 
den 21 Forderungen waren die wichtigsten: 

- 500 Ptas. (ca. 25 DM) täglicher Mindestlohn und 5 000 Ptas, garantierte mo- 
natliche Mindestiohnerhöhung einheitlich für alle Kategorien. 
— 40-Stunden-Woche (bisher 43,5) 
_ 30 Tage Jahresurlaub (bisher‘20) 
5 


1) Cambio 16, Nr. 117, 11. 2. 74,5. 43 
2) Cambio 16, Nr. 118, 18. 2. 74,8. 15 


_ Lohnerhöhung nach Länge der Betriebszugehörigkeit alle drei, statt bisher 
fünf Jahre. 

_ 100 % des Effektivlohns als Ruhegeld mit 60 Jahren 

— Die 12 %-Steuer für Produktionsausfälle oder -verminderung, die die Arbeiter 
aufzubringen haben, zu Lasten des Betriebes. 

_ Beteiligung einer von den Arbeitern demokratisch gewählten Kommission an 
den Verhandlungen. 

_ Versammlungsrecht eic. 

Der „Betriebsrat“ von Standard setzt sich aus 16 von den Arbeitern nicht direkt 

gewählten Personen zusammen. Jedes Betriebszentrum stellt 4 Delegierte, so Madrid 

mit etwa 14 000 ebenso 4 wie Santander und Toledo mit jeweils etwa 1 500, sowie 

der Installationsbereich. Zwei Drittel der Mitglieder des „Betriebsrats“ vertreten 

Unternehmerinteressen. Die Verhandlungskommission bildet sich aus diesen 

16 Leuten, sowie 2 Sekretären und einem Vertreter der „Beratungskommission“ 

des vertikalen Syndikats. Das Unternehmen stellt ebenfalls 16 Verhandiungsperso- 

nen. 

Anfangs tritt der „BR“ zur Beratung des Entwurfs der Arbeiter in Madrid 
zusammen, dann, als die Arbeiter deutlich ihre Interessen und ihre Verbitterung 
über die lange Hinauszögerung des Verhandlungsbeginns in Versammlungen, Petitio- 
nen usw. bekräftigen, siedelt er nach Santander über, wo der Druck der Arbeiter 
geringer ist. Die politischen Forderungen der Arbeiter werden ausnahmslos gestri- 
chen, wie Versammlungsfreiheit und Streikrecht, ebenso die Übertragung der 
12 %-Steuer auf das Unternehmen, der Zugehörigkeitszuschlag alle drei Jahre, der 
Urlaub wird auf 27 Tage verkürzt usw. Immerhin bleibt aber durch die Entschieden- 
heit der Arbeiter der wesentliche Teil der Lohnforderungen bestehen und die Arbei- 
ter beschließen, diesen verstümmelten Entwurf dennoch in den Verhandlungen zu 
unterstützen. 

Zum Verständnis des Ablaufs des Arbeitskampfes bei Standard erscheint es 
uns sinnvoll, zuvor einige Unterschiede zu verdeutlichen, die zwischen Tarifverhand- 
lungen in den westlichen kapitalistischen Ländern und dem System der spanischen 
„Kollektivabkommen“ bestehen. Selbst der Begriff „Kollektivabkommen‘““ ist in 
einem strengen Sinne falsch, da er zweiseitige Verhandlungen gegenerischer Parteien 
vortäuscht und Assoziationen an einen Tarifvertrag weckt. Als Verhandlungspartner 
sitzen sich in Spanien das Kapital und Vertreter der staatlichen Einheits,,gewerk- 
schaften“ gegenüber. 

Aufgrund großer Verschiedenheit von den in Westeuropa gebräuchlichen For- 
men der Lohnfestlegungen ist dazu eine Erläuterung des spanischen Lohnsystems 
sinnvoll. 


Kapitalakkumulation und Lohndiktat 


Vom Ende des Bürgerkrieges (1939) an diktierte der faschistische Staat vollständig 
die Löhne. Mit dem Ziel einer Vollbeschäftigungspolitik setzte er sie äußerst niedrig 
fest und stellte zugleich ein allgemeines Entlassungsverbot auf. Bis in die Mitte der 
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ielt das Regime an einer autarkistischen Wirtschaft Be fest, die 
eine Antwort auf die internationale Blockade Spaniens als einziger faschisti- 
ii. Weltkrieg darstellte. In der Zeit des Kal er Kriege 5 beganı- 

aaten als erste im Jahre 1951, Wirtschafts- und Militärhilfe an 
Ein anhaltender wirischaftlicher Aufschwung fand aber auch in 
icht statt, un = u, Mitte des Jahrzehnts war die Wirtschaft 
a i duktivität war äußerst gering, was neben 
re Lohn- und Beschäftig: ei 


n Löhne anderer- 


Entlassungsverbot 
tionalisier 


{ i t waren ihre 
tional nicht konkur nr hinzu kommt , daß die u ächlich 
en resultierende autarkistische Wirtschaftspolitik sich schnell 
ste und mögliche iiflatıven für eine Ds nach Europa 
. Die ne a war nicht konvertibel. Investitionen zu ini- 
im Politik der Staatsversel Zuflucht und 
Höhe. Der le 2 zeitige Lohn- und "Preisdirigismus 
ht auf(3} Zwar funktionierte das Lohndiktat, nicht 
ie Arbeiterklane reagierte auf diese Verschlechterung der Le- 
nit großen Streikbewegungen ab 1951. 
© Que lie der Akkumulation verblieb dem Staat eine Niedriglohnpoh- 
bsolutes Lohndiktat durchseizte. Zugleich verfolgte er hiermit auf 
iterklasse das Ziel, die inflationäre Entwicklung zu bremsen. Diese 
Be war EN dem Entlassungsverbot noch in einem zweiten Sinne Beschäfti- 
gungspolitik: Durch die geringe Lohnhöhe sollte den Unternehmen ermöglicht wer- 
den, alie beim gegebenen, niedrigen Produktivitätsstand beschäftigten Arbeiter im 
Betrieb zu halten. Das Resultat war ein Stagnieren der Produktivitätsziffern. Die 
Zentralisation des Kapitals wurde damit verhindert und die große Masse der Klein- 
beiriebe, die die soziale Hauptstütze des Regimes darstellt, konnte sich am Leben 
halten. Als dann allmählich, vor allem aufgrund der US-Kredite, gegen Mitie der 
fünfziger Jahre die Nachfrage anstieg, löste sie keine Rationalisierungsmafßfnahmen 
aus, sondern schlug sich nn: vollständi ig in Form erhöhter Preise nieder (4). 

Das starke Ansteigen der Geldentwertung in den Jahren 1954/55 führte zu 
einer gewissen Lockerung staatlicher Regulierungen. In diesem Zusammenhang ist 
besonders die Aufhebung des staatlichen Lohndiktats im Jahre 1956 von Bedeu- 
tung. Zwar legte der Staat immer noch die Löhne fest, sie Konnten aber von nun an 
ohne staatliche Genehmigung überschritten werden. Ursache dieser neuen Regelung 
sind die ab 1951 wieder zunehmenden Arbeitskämpfe, die sich großenteils gegen die 
staatliche Niedriglohnpolitik richten. Zugleich iag die Durchlässigkeit des Lohndik- 
tats im Interesse derjenigen Kapitale, die höhere als die staatlich festgelegten Löhne 
zahlen konnten, Das waren v. a. größere Unternehmen mit den meisten Arbeitskon- 


3} vg). Internationales Arbeitsamt (OFT): La sizuacion laborai y sindical en Espafia, 
Genf 1969, Ziffer 106 

4) vgl. Ulrich Brösse, Wirtschaftsordnung und Arbeitsrecht in Spanien, Stuttgart 1965, 
5.46 


flikten aufs 
Produktion relativ ost ; 
ner Politisierung und Orkenisie ; rung der Arbeiter dur en maniteste Arb beitskonflik 
lem Wege gehen, zumal jener vom Einzelkapiial aus gesehenen „nicht notwen- 
“ Konflikte, die ihre Ursache nicht in den Beziehungen Einzelkz Bil - Arbei- 
aben, sondem in der staatlichn Rorm der Lohnfestsetzung, w det ı die Lohn- 
konfiikte von Anfang an einen über den Einzelbetrieb hinausweisenden offen voliti- 
schen Charakter hatten. 

Die Unternehmen verhandelten von nun an informell } 
lem Wege ınit den Arbeitern über Lohnerhöhungen. Für den Saar] brac 
Gefahr mit sich, die Durchsetzungsmöglichkeiten seiner Lohn- un 
poliük zunehmend zu verlieren. 1958 wurde das Gesetz über Kolle 
erlassen, womit der Staat seinen Einfluß zurückzugewinnen sucht 
handlungen über Arbeitsbedingungen und Löhne wurden damit auf d 
Einheitssyndikat beschränkt. Das Syndikat initiiert die En 
durch, erklärt sie für gescheitert usw. Das bedeutet für die Arbeiter, dafs sie Ihre 
Forderungen nur noch an ihre offiziellen „Vertreter“ im Syndikat weitergeben 
dürfen. 

Dieses Gesetz ist dennoch nicht als Maßnahme des Staates gegen das Kapital 
mißzuverstehen, denn für das Kapital war die alte Regelung des l.chndiktais wegen 
des Widerstandes dec Arbeiter politisch zu gefährlich geworden. Mit dem neuen 
Gesetz erhoffte man sich eine Integration der Arbeiter und eine stärkere Identifika- 
tion mil den von ihren eigenen „Vertretern“ ausgehandelten Arbeitsbedingungen, 
ein Be Maß an Zustimmung zu den beschlossenen Lohnerhöhungen und damit 
auch das Einhalten der Laufzeiten. 

Die ab 1956 neu an die Macht gekommenen Opus- Dei. a die eine 
wirtschaftliche Öffnung Spaniens besonders nach Europa anstrebten, visierten eine 
Entwicklung der span. Wirtschaft vorwiegend über verstärkte Investitionen und ra- 
sches Produktivitätswachstum an, was sich an den Soll-Zahlen der jeweils vierjä 
gen Entwicklungspläne ablesen läßt. Um diese Ziele zu erreichen, war eine Verän 
rung der Arbeitsbedingungen notwendig. Das Gesetz über die Koliektivabkommen 
stellt den Versuch dar, die zu erwartenden Reaktionen der Arbeiter auf die Ver- 
schlechterung ihrer Arbeitsbedingungen auf dem Wege betrieblicher L.ohnverhand- 
lungen zeitlich und regional zu isolieren. Die Arbeiterklasse hatte in den letzten 
Jahren vor dem Gesetz rasch an Kampfkraft gewonnen und ihre Kärnpfe begannen 
sich immer stärker zu verallgemeinern. Durch das neue Gesetz konnten die nun 
schon einmal vorhandenen Konfliktzonen zugleich besser kontrolliert werden (3). 

Für den Staat war die Wiedereriangung einer Basis für seine Lohnpolitik auc 
nur eines der Ziele des Gesetzes: Inzwischen hatte sich die Un a des 
autarkistischen Weges hinreichend bewiesen und eine Neuorientierung der Wirt- 
schäftspolitik war unausweichlich. Das war die Bedingung für den Aufstieg des Opus 
Dei in die Ministersessel. Sie entwickelten erstmalig mittelfristige staatliche Wirt- 
schaftspläne. Ihre neue wirtschaftspolitische Orientierung schlug sich in der Lohn- 
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5) vgl. El conflicto obrero en Espana 1960-1970, 2 Bände, Instituto de Estudios Laborales, 
Barcelona 1972, unveröffenilicht. Bd. I, 8. 326 
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politik nieder. So sollen Lohnerhöhungen nur gewährt werden, wenn sie mit Pro- 

duktivitätssteigerungen einhergehen. Im wesentlichen verfolgte das Gesetz über die 

Kollektivabkommen die Absicht, die Wachstumsraten der’Produktivkräfte zu er- 

höhen, wobei gleichzeitig die Bindung der Lohnsieigerungsraten an die Wachstums- 

raten der Produktivität als stabilitätsgerechte Politik gepriesen wurde und wird. Mit 
der Wachstumsrate der Produktivität ist nicht die des jeweiligen Einzelkapitals ge- 
meint, sondern die des nationalen durchschnittlichen Wachstums, wodurch den 
kampfstärksten Sektoren der spanischen Wirtschaft Lohnsteigerungen zugemutet 
werden, die immer weit unter dem Produktivitätswachstum ihres Sektors liegen. 

Daß daraus weitere Anlässe zu Lohnkämpfen bzw. deren Verschärfung entstehen, 

ist einleuchtend, und die entsprechenden Kapitale geraten durch den Druck ihrer 

Arbeiter oftmals in Gegensatz zur staatlichen Lohnpolitik. 

Obgleich die Rate des Produktivitätswachstums mit Lohnsteigerungen in 
Wirklichkeit nicht in Zusammenhang steht, ist es interessant, die spanische Lohn- 
entwicklung an dem postulierten Ziel zu messen, nämlich, die Löhne der Produkti- 
vitätssteigerung anzupassen. Im Zeitraum 1964-1970 bleibt in der Industrie die 
Rate der Lohnsteigerungen mit Ausnahme von 1966 und 1967 ständig unter den 
durchschnittlichen Produktivitätszuwächsen, 1969 erreichte aufgrund der Lohnein- 
frierung sogar nicht einmal die Nominallohnerhöhung diese Zuwachsrate. Dennoch 
hatte gerade die Industrie die höchsten Zuwachsraten der Produktivität zu verzeich- 
nen (6). {m tertiären Sektor überschreiten nur 1970 die Lohnwachstumsraten die 
Wachstumsraten der Produktivität Dennoch werden vom Regime die häufigen 
Lohnstops und Einfrierungen damit begründet, daß die zu starken Lohnerhöhungen 
den inflationären Prozeß bedingten. Von 196-1971 blieb der Anteil der Löhne und 
Gehälter am Nationaleinkommen konstant, obgleich die Lohnbevölkerung zunahm. 

Mit dem Gesetz über Kollektivabkommen hat der Staat die Möglichkeit für 
eine etwas flexiblere Lohnanpassung geschaffen, keineswegs aber hat er Tarifauto- 
nomie hergestellt. Er setzt jährlich Höchstgrenzen für Lohnsteigerungen fest, wenn 
er nicht sogar wie 1968 vollständigen Lohnstop verfügt. Diese Höchstgrenze darf die 
Summe derjährlichen Rate des Produktivwachstums und der Preissteigerungsrate 
nicht überschreiten und war z.B. 1973 14% für Verträge mit einer Laufzeit von 
einem Jahr und ist 21 % für Zweijahresverträge (1973/74), die am häufigsten abge- 
schlossen werden. Zugleich lag 1973 der Anstieg der Lebenshaltungskosten nach 
Angaben des Nationalen Statistischen Instituts (INE) schon bei 142% (7). In den 
6) vgl. Quijada/Rachdorf: Zur sozioökonomischen Entwicklung Spaniens, in: SoPo 23, 8. 9; 

sowie Cruz/Serrano: Economia laboral espanola: Negociaciön colectiva y visiön global 

de 1972, in: Mufoz/Roldan/Garcia Delgado: La economia espanola 1972, Madrid 1973, 

8. 160 f£. 

7) Die Methode der Erstellung eines „Warenkorbes‘“ als Grundlage der Preisstatistik ist in 
Spanien eine andere als in der BRD. Es ist aber nicht bekannt, wie seine Elemente 
zusammengesetzt sind. Nach Berechnungen einer katholischen Unternehmerzeitschrift 
(Documentaciön para dirigentes, Dezember 1973) belief sich die Steigerung der Lebens- 
haltungskosten in Barcelona 1973 auf 22%. Fast aile anderen Berechnungen seitens 
privater Institute liegen weit über den Angaben des INE, dessen Daten aber deshalb von 
größter Bedeutung sind, weil sie zugleich die Hauptgrundlage der Höchstgrenze für Lohn- 


erhöhungen darstellen. (Vgl. El aumento del coste de la vida y las medidas del gobierno. 
Documentos informativos del Instituto de Estudios Laborales, Barcelona, März 1974) 
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Monaten Januar bis März 1974 sind laut INE die Preise außerordentlich stark gestie- 
gen; im März 2,17 %. In diesem Vierteljahr hat sich die Lebenshaltung bereits um 
3,10 % verteuert; im gleichen Zeitraum 1972 um 0,98 %, 1973 um 1,74 %. Norma- 
lerweise pflegen in Spanien die Lebenshaltungskosten erst in den Sommermonaten 
kräftig anzusteigen, was dem Touristenstrom geschuldet ist (8). 

Ab 1963 dekretiert der Staat einen generellen Mindestlohn, der nicht unter- 
schritten werden darf. Dieser Mindestlohn ist auf einen achtstündigen Arbeitstag 
eines Hilfsarbeiters berechnet und betrug bisher (April 1973 bis März 1974) 
186 Ptas. (etwa 9,30 DM) und ist zum 1.April 1974 auf 225 Ptas. (knapp 
11,00 DM) angehoben worden. Als Effektivlohn spielt der staatliche Mindestlohn 
keine große Rolle, da er in der Regel überschritten wird. Seine wirkliche Funktion 
besteht aber darin: Indem der Staat diese Lohnhöhe festsetzt, wirkt er direkt auf 
die Unternehmerangebote in den Lohnverhandlungen und drückt sie herab. Auf 
diese Weise entstehen dann die in Spanien üblichen äußerst niedrigen ‚Basislöhne‘“, 
“ welche plus weniger verschiedener Zulagen den „taritlich“ abgesicherten Teil aus- 
machen und oft nur knapp über den staatlichen Mindestlöhnen liegen. So bleibt 
großer Raum für eine individuelle Lohnbemessung. Der über den ‚„‚Tarif*Iohn hinaus 
gezahlte Lohnteil besteht aus bis zu 90 verschiedenen Arten individueller Zulagen, 
die sich bisweilen der Höhe des ersteren annähern (9). 

Zugleich mit dem Gesetz über Koliektivabkommen von 1958 hat der Staat 
sich ein Instrument geschaffen, um sich die Dürchsetzung seiner Lohnpolitik zu 
sichern: die Praxis der verpflichtenden staatlichen Zwangsrichtlinien (,‚‚normas de 
obligado cumplimiento“). Sie werden immer dann angewandt, wenn es zwischen 
den „Arbeitervertretern“ des Syndikats und den Kapitalvertretern nicht zu einer 
Einigung kommt. In diesem Falle „schlichtet“ der Staat, d.h. er oktroyiert eine 
Lohnregelung, die nie über die von ihm festgelegten Höchstgrenzen hinausgeht. 
Damit entfernt er sich in der Regel'kaum vom Vorschlag des Unternehmens, wel- 
ches Lohnerhöhungen innerhalb des staatlichen Rahmens anbietet. Außerdem geht 
es nicht ausschließlich darum, denn neben den Lohnerhöhungen kämpfen die Arbei- 
ter fast immer um eine höhere tarifliche Absicherung ihres Effektiviohns. Die in den 
Kollektivabkommen erreichten Erhöhungen werden häufig mit den Zulagen ver- 
rechnet, so daß der effektiv gezahlte Lohn gleich bleibt. Über die Möglichkeit für 
das Kapital, so verfahren zu können, entscheidet jeweils die Kampfkraft der Arbei- 
ter. Besonders in Kampfstarken Sektoren setzt der Staat seine Lohnpolitik mittels 
der Zwangsrichtlinien durch, vor allem also in der Metaliindustrie, dem Transport- 
wesen, in den extraktiven Industrien, im Bausektor und in der Textilindustrie. 
Normalerweise sind die staatlich oktroyierten Lohnerhöhungen niedriger als die 
ausgehandelten (10). 

Besonders wegen der seit 1970 schnell zunehmenden Arbeitskonflikte scheint 
sich folgende Taktik des Kapitals durchzusetzen: Das Unternehmen legt in den 
Verhandlungen ein Angebot vor, welches meist nur knapp über dem bisherigen 
Basislohn liegt; so auch im hier dargestellten Konflikt bei Standard Electrica. Wenn 
8) Daten nach: ‚„Informaciones“, 19. 4. 1974 


9) s. Cruz/Serrano, a. a. O., S. 154 
10) Ebd.,$S. 184 
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itervertreter“‘, d. h. das Syndikat, das Angebot nicht akzeptieren, ziehen 
\ apitalvertreter mit dem Hinweis zurück, es sei kein Abkommen zustande 
gek: ommen. Daraufhin schaltet sich automatisch der Staat ein, der im besten Falle 
seine Höchstgrenzen oktroyiert, die das Kapital fast immer mit den Zulagen ver- 
rechne n könnte, wenn der Druck der Arbeiter es zuließe. Diese Praxis des Lohndik- 
welcher der Staat augenfällig als Büttel des Kapitals auftritt, trägt sehr dazu 
bei, daß die Lohnkonflikte an Schärfe zunehmen und von Anfang an als politische 
Kämpfe geführt werden. Diese Zunahme zeigt sich auch daran, daß inzwischen der 
Teil- und Volistreik alle anderen Formen des Arbeitskampfes, wie: rotierende Ar- 
beitsniederlegungen, langsam arbeiten, Petitionen usw. verdrängt hat (11). 


tats, i 


[6 


Niedriglohnpelitik und politische Repression 


Die staatliche Durchsetzung der Niedrigiohnpolitik in Spanien bedient sich noch 
einer ganzen Reihe anderer Repressionsinstrumente, wovon die wichtigsten das Ver- 
sammlungsverbot und das Streikverbot sind. 

Obgleich täglich im ganzen Land Streiks stattfinden, ignoriert die Recht- 
sprechung jegliche Art von Kollektivkonflikten. Streikende Arbeiter werden indivi- 
äuell nach dem Strafrecht verurteilt. Der entsprechende Artikel 222 lautet: „Es 
werden des Aufruhrs für schuldig befunden: .., 2. Arbeitgeber und Arbeiter, wel- 
che mit dem Ziel, die staatliche Sicherheit anzugreifen, seinem Ansehen Schaden 
zufügen, seine normale Tätigkeit stören oder in schwerwiegender Weise die nationa- 
le Produktion unterbrechen oder die Regelmäßigkeit der Arbeit beeinträchtigen.“ 
Dieser Text stammt von 1965 und stellt eine Modifikation des ursprünglichen Arti- 
kels von 1944 dar, welcher noch stark vom Gesetz über Staatssicherheit (1941) und 
dem über militärische Rebellion (1943) geprägt war. Bis 1965 hatte es ganz schlicht 
geheißen: „Es werden des Aufruhrs für schuldig befunden: ... 3. Die Streiks von 
Arbeitern“ (12). Die Streiks haben ab Anfang der sechziger Jahre derart zugenom- 
men, daß eine so drakonische Rechtsprechung wie in den vierziger und fünfziger 
Jahren immer breitere Solidarisierung und Widerstände hervorrief. Vielleicht spielte 
auch der internationale Druck für die Modifikation des Artikels eine gewisse Rolle. 
Seit 1958 ist Spanien Mitglied in der OECD (GEEC), im Internationalen Währungs- 
fonds (IWF) Entwicklungsbank und anderer internationaler Organisationen und 
stellte 1962 einen Assoziationsantrag an die EWG. 

Wegen der beim achtstündigen Arbeitstag oft unter dem Existenzminimum 
verbleibenden Löhne sind die Arbeiter und häufig auch Angestellte in Banken und 
Versicherungen, Lehrer usw. zu Überstunden bzw. Nebenberufen gezwungen. Der 
Höchstarbeitstag beträgt laut Gesetz von 1931 acht Stunden täglich und 8 Std. in 
der Woche. Für 90 % der unteren Angestellten und 84% der Arbeiter traf 1971 
offiziell der Höchstarbeitstag zu. Dazu kommen Überstunden, die sich so weit 
verallgemeinert haben, daß sie inzwischen durchaus als Teil des Normalarbeitstages 
il) Ebd.,5.232 
12)  Ebd., S. 130 ff; sowie Almansa Pastor: la huelga laboral en Espana tras la modificacion 

det articulo 222 del Cödigo Penal 
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betrachtet werden. Durchschnittlich arbeitete 1972 der Angestellte 48 Std., der 
Arbeiter 58 Std. Überstunden werden nur mit 125-150 % vergütet (13). Die sehr 
weit verbreitete Zweitbeschäftigung ist statistisch so gut wie gar nicht zu erfassen 
und ist daher in diesen Angaben nicht enthalten. Ein Verfahren wegen Überschrei- 
tung des Höchstarbeitstages wird für das Kapital auch nicht teuer: Die Buße beträgt 
seit 1931 250 Ptas. (etwa 12,50 DM). Ab etwa 1972 ist die 40-Std.-Woche eine der 
wichtigsten Forderungen der Arbeiterbewegung. Die starke Ausdehnung der Ar- 
beitszeit trägt dazu bei, daß Spanien absolut die gleiche Zahl an Arbeitsunfällen hat 
wie die BRD und relativ an zweiter Stelle in Europa liegt. 

Es wurde angedeutet, daß es nicht nur wie in Westeuropa die „reinen“ Bezie- 
hungen von Kapital-Arbeit sind, die die Politisierung und Organisierung der Arbeiter 
bewirken, sondern auch die besonders repressiven Formen, in denen Gesamtkapital- 
interessen durchgesetzt werden. Eine besondere Bedeutung für die Politisierung 
haben die Zwangsrichtlinien, der ständige Polizeieinsatz und die fehlende Arbeiter- 
vertretung. 

Die Funktion der polizeilichen und militärischen Repressionsinstrumente hat 
sich für die spanische Arbeiterklasse in der frankistischen Epoche, vergröbert ausge- 
drückt, umgekehrt. Durch die Zerschlagung der starken Arbeiterbewegung durch 
den Bürgerkrieg und vor allem in den Terrorjahren der Weltkriegszeit, in dem Hun- 


13)  Cruz/Serrano, a. a. O., S. 180 
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derttausende kämpferischer Arbeiter ermordet wurden (14), war es zunächst tast 
unmöglich, gegen die staatlichen Repressionsmaßnahmen breiten Widerstand zu lei- 
sten. Doch bereits am 1. Mai 1947 fand der erste große Streik statt. Inzwischen hat 
sich die Arbeiterklasse in Spanien verdoppelt und ist eine der jüngsten Europas. 
Obgleich die Repressionsmethoden weitgehend die gleichen geblieben sind: Ver- 
sammlungsverbot, Streikverbot, de jure gleiche Strafen für gleiche „Delikte“ wie in 
den vierziger Jahren, ist ein wesentliches Kennzeichen der Repression in den letzten 
Jahren, daß sie zwar noch zur gezielten Unterdrückung in der Lage ist, ihre Ein- 
schüchterungsfunktion aber schon weitgehend verloren hat und daher v.a. den allge- 
meinen Politisierungsprozeß nicht nur nicht mehr aufhalten kann, sondern ihn gera- 
dezu mithervorbringt. Das bisher bekannte Maß an Repression reicht nicht mehr 
aus, seinen Zweck für das Regime zu erfüllen. Der hohe Grad der Politisierung 
drückt sich in der großen Zahl von Solidaritätsstreiks aus, vor allem mit entlassenen 
und verhafteten Arbeitern. Nach einer Statistik des Arbeitsministeriums war 1970 
bereits die Hälfte aller in Spanien durchgeführten Streiks politisch-sozialer Natur, 
d. h. hauptsächlich Solidaritätsstreiks (15). Eine wesentliche Ursache für diese Ent- 
wicklung liegt in der von Anfang an notwendigen Verschmelzung der politischen 
mit der ökonomischen Seite der Kämpfe. 


Das vertikale Zwangssyndikat 


Eines der größten Hindernisse für die Arbeiterbewegung und zugleich ein wichtiger 
Anlaß ihrer Politisierung und Unterstützung autonomer Organisationen stellt das 
vertikale Zwangssyndikat dar. Darin sind Kapital und Arbeit zusammengefaßt. Sei- 
ne Funktion besteht nach der Verfassung von 1967 darin, „die beruflichen und 
ökonomischen Interessen zur besseren Wahrnehmung der Ziele der nationalen Ge- 
minschaft (zu) kanalisieren.‘“ Ideologisch hört sich die Rechtfertigung des vertika- 
len Syndikats so an: „Indem sich die individuellen wirtschaftlichen Interessen in 
syndikalistische Formen einordnen, verwandeln sie sich in vertikale Gruppen mit 
wirtschaftlichem nationalem Interesse. Auf diese Weise stimmt das Individuelle mit 
dem Nationalen überein und der Gegensatz zwischen Individuum und Staat ver- 
schwindet“ (16). 

Trotz des neuen Gewerkschaftsgeseizes von 1971 hat sich an Struktur und 
Funktion nichts wesentliches geändert: Noch immer müssen vom Staat eingesetzte 
höhere Funktionäre jeden von den Arbeitern zu wählenden Vertreter bestätigen 
und noch immer kann das Syndikat nicht ais Vertretung der Arbeiter betrachtet 
werden. Es findet sich kaum ein Arbeiter, der im Syndikat seine Vertretung sieht 
14) In Schätzungen taucht meistens die Zahl 200 000 Toter „durch Francos Repressalien 

und Gewaltakte“ auf; „dazu kommen rund 200 000 Tote durch Exekution und Tod in 

Gefangenenlageın in der Zeit zwischen 1939-1943.“ Hinzu kommt eine Zahl von 

350 000 Emigranten, von denen 70 000 bis 1942 umkamen, vor allem durch die Repres- 

salien der Vichy-Regierung in Frankreich. Siehe von Beyme, Vom Faschismus zur Ent- 

wicklungsdiktatur-Machtelite und Opposition in Spanien, München 1971, 5. 102 


15) siehe Cruz/Serrano, a. a. O., 5. 230 
16)  Legaz-Lacambra, zit. nach Brösse, a. a. O.,S. 26 
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und Studien aus dem Jahre 1965 zeigen, daß seibst 30 % der Unternehmer dieser 
Meinung sind. Innerhalb der Arbeitnehmersektion des Syndikats selbst sind es sogar 
über 50% (17). 

Das Syndikat ist aber offensichtlich nicht zu ändern, ohne die Prinzipien des 
Systems selbst umzuwerfen. Eine Demokratisierung des Syndikats und damit freie 
Wahlen der Arbeitervertreter oder gar freie Gewerkschaften setzt die Anerkennung 
des Gegensatzes von Kapital und Arbeit voraus. Die Existenz dieses Gegensatzes zu 
verneinen ist aber der Kernpunkt der faschistischen Ideologie des spanischen Re- 
gimes, weiche auf die italienische Carta del Lavoro zurückgeht. Das Syndikat ist die 
Verkörperung dieser Ideologie. Jede Liberalisierung der Lage der Arbeiterklasse 
muß sich daher zuerst gegen die syndikalen Prinzipien wenden. Polizei, Militär und 
die aufgeblähte syndikale Bürokratie, in der die Masse der traditionellen Falangisten 
sitzt, sind die realen Stützen des gegenwärtigen Regimes und begründen die Unbe- 
weglichkeit des Frankismus, der, um sich zu retten, angesichts zunehmender Klas- 
senkämpfe keine Möglichkeit hat, größere Freiheiten zu gewähren, sondern — so 
erscheint es gegenwärtig — nur durch zunehmende Repression weiterleben kann. 


Der Streik bei Standard Electrica in Madrid im Januar/Februar 1974 


Nach diesen einführenden Erläuterungen wollen wir nun mit der Schilderung des 
Verlaufs des Arbeitskampfes beginnen: 

Die Verhandlungen beginnen am 15. I. 1974. 

Die „Betriebsräte“ lehnen eine Teilnahme der von den Arbeitern vorsorglich ge- 
wählten Überwachungskommission mit dem Argument ab, sie sei nicht legalisiert 
worden. Bereits im Oktober 1973 hatten die Arbeiter einen mit 1 200 Unterschrif- 
ten versehenen Brief an das Metallsyndikat mit der Forderung gerichtet, eine Ver- 
sammlung über ihren Vertragsentwurf abhalten zu können. Weder vor noch wäh- 
rend des Arbeitskonfliktes erhielten die Arbeiter eine Antwort darauf. Am gleichen 
Tag (15. 1.) erfahren die Arbeiter, daß Standard einen Gegenentwurf mit folgendem 
Angebot vorgelegt hat: 

_ Lohnerhöhung um 1 600 ptas. monatlich für alle Kategorien. 

Die weiteren Forderungen zu behandeln lehnt Standard ab, da sie in den Rahmen- 
vertrag gehörten, der bereits im Juli abgeschlossen worden sei. Es gehört zur Strate- 
gie des Kapitals, Kollektivabkommen auf Lohnfragen zu beschränken und die Rege- 
lung aller anderen Forderungen, wie vor allem die der Arbeitsbedingungen, in den 
Rahmenvertrag abzuschieben. Die Arbeitsbedingungen werden fern von den Arbei- 
tern „verhandelt“, auf Ebene eines Sektors einer Provinz oder sogar national. Der 
Einfluß der Arbeiter ist geringer, weil sich ihre Kampfkraft zugleich auf Lohnforde- 
rungen richten muß und ihr Kampf gespalten wird. Die stärkere Kampfkraft im 
Lohnbereich versucht der Staat mit seinen verbindlichen Richtlinien zu brechen. 

Da die vertragliche Absicherung nur einen Teil des Effektivlohns umfaßt, 
läuft dieser Vorschlag daher auf z.B. 29 ptas. Erhöhung pro Tag für einen Spezia- 
listen hinaus, das sind Knapp 1,50 DM, die theoretisch mit den Zulagen auch noch 
verrechnet werden können. 


17)  Cruz/Serrano, a. a. O., S. 125 
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Arm nächsten Tag, dem 16. 1. reagieren die Arbeiter auf diese Unverschämt- 
heit des Betriebes mit Vollstreik. Standard sieht sich gezwungen, das Angebot zu 
erhöhen. Vorschlag: 49 ptas. Erhöhung pro Tag (knapp 2,50 DM), aber „um diese 
wirischaftlichen Verbesserungen gewähren zu können, kann der Vertrag erst am 
1.2. 1974 in Kraft treten“. 

Am 17. 1. wird in den beiden großen Madrider Fabriken eine Stunde lang voll 
gestreikt, und es finden von jetzt an täglich zwei von den comisiones obreras (Arbei- 
terkommissionen) einberufene Versammlungen statt. 

Am J&. 1. wird über Mittag in keinem der Madrider Standard-Betriebe gear- 
beitet. Die Verwaltung und das Forschungs- und Rechenzentrum, welches zu zwei 
Dritteln aus sog. höheren Angestellten besteht (Industrie- und Fernmeldeingenieure, 
Naturwissenschaftler), schließen sich dem Streik an, nachdem sie bereits von An- 
fang an die Forderungen der Arbeiter unterstützt und übernommen hatten. Auch in 
Toledo finden am 19. ]. (Samstag) und 27. I. (Montag) Streiks statt. Standard 
hatte die nächste Verhandlungsrunde für den 20. I. in der Absicht vorgesehen, den 
Firmenvorschlag durchzubringen. Die Einheit der Arbeiter der verschiedenen Zen- 
tren machte diesen Versuch zunichte. Stattdessen beantragte Standard, die Ver- 
handlungen wegen „des anormalen Klimas in der Ärbeiterschaft“ um 6 Monate zu 
verschieben. Währenddessen sollte der längst gekündigte Vertrag weiter in Kraft 
bleiben. Das spanische Recht sieht diese Möglichkeit vor, sofern nur der leiseste 
Druck von der Basis ausgeht. Das vertikale Syndikat, in dem die Unternehmer selbst 
sitzen, hat über den Antrag innerhalb von 15 Tagen zu entscheiden. 15 Tage, die 
Standard dazu benutzen kann, eine Schwächung der Bewegung abzuwarten, bzw. 
durch Sanktionen, Entlassungen usw. zu fördern. So war dies ein Versuch, die 
Bewegung zu spalten, indem es jetzt nur noch um die Alternative ging, entweder 
den Vorschlag der Firma anzunehmen oder für ein halbes Jahr gar nichts zu erhal- 
ten. Währenddessen verlangen die Arbeiter Weiterverhandlung, und zwar auf Basis 
ihres Entwurfs. Täglich finden Versammlungen und Streiks statt. Diese Absicht des 
Unternehmens wird wenige Tage später deutlich, als die Verhandlungen am 235. 1. 
fortgesetzt werden. Die „Arbeitervertreier“, der „Betriebsrat“, hatte inzwischen 
aufgrund der Drohung des Betriebes den amputierten Entwurf der Arbeiter fallenge- 
lassen. Der Firmenvorschlag ist jetzt die einzige Verhandlungsbasis. 

Am selben Tag schließen sich zu Ende der Arbeitszeit (14.45 Uhr) etwa 
1500 Arbeiter in der Kantine einer der beiden großen Fabriken ein, um auf einen 
„BR“ zu warten, der sie über den Verlauf der Verhandlungen informieren soll, vor 
allem darüber, auf welcher Grundlage überhaupt verhandelt wird. Der „BR“ igno- 
riert die Anwesenheit der Arbeiter völlig, die bis nach 22 Uhr aushalten. Um 
23 Uhr, als die Arbeiter das Haus bereits verlassen haben, wird der Entwurf des 
Unternehmens ohne Modifikation als neuer Vertrag mit 2-jähriger Laufzeit unter- 
zeichnet und wird damit unanfechtbares Gesetz. Presse und Fernsehen sprechen 
ıoch in derselben Nacht von „wichtigen sozialen und Gehaltsverbesserungen‘, um 

in Klima gegen eventuelle Proteste seitens der Arbeiter zu schaffen. 

Als die Arbeiter am nächsten Tag, Samstag, dem 26. 2., vom Abschluß erfah- 

n, reagieren sie mit Vollstreik in beiden großen Fabriken: in Ramirez de Prado 
Madrid) von Arbeitsbeginn an, in Villaverde (Madrid) ab 10 Uhr. Auf einer Ver- 
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sammlung in Ramirez de Prado fordern 2 000 Arbeiter 

_ Ungültigkeitserklärung des Vertrages durch das Arbeitsministerium 

-- inzwischen Lohnerhöhung unterschiedslos für alle um monatlich 3 000 ptas. 

_ Entlassung des „Betriebsrates“ 

keine Sanktionen gegen die Arbeiter seitens des Unternehmens, wie Lohnient- 
zug, Entlassungen etc. 

Am Montag, dem 28. I., setzt sich der Streik in allen Zentren fort, worauf die 

Betriebsleitung die Polizei ruft, die Ramirez de Prado um 11.30 Uhr und Villaverde 

um 13 Uhr räumt. 

Am Dienstag, 29. I., räumt die Polizei die zwei übrigen Zentren; damit sitzen 
etwa 14 000 Arbeiter auf der Straße. Ihnen wird zugleich der Lohn für diese Tage 
entzogen, oft für länger. Das Unternehmen beginnt, die aktivsten Arbeiter zu entlas- 
sen. An diesem Tag 28. Elf von ihnen sind Arbeiter, die übrigen Büroangestelite 
oder Techniker. Acht von ihnen sind aktive Syndikatsvertreter, einer wurde verhaf- 
tet. Die erste Verhaftung. 

Am Donnerstag, dem 31. !., werden Villaverde und Ramirez de Prado wieder 
geöffnet. In Villaverde halten die Arbeiter eine Versammlung ab und beschließen, 
mit den folgenden Zielen weiterzukämpfen: 

—  Wiedereinstellung der Entlassenen, Aufhebung der Sanktionen (Lohnkürzun- 
gen etc.), Freiheit für verhaftete Arbeiter 
— 500 ptas. täglicher Mindestlohn für den Hilfsarbeiter, 5 000 ptas. monatliche 

Erhöhung für alle Kategorien 
_ Entlassung der „Betriebsräte“, die den Vertrag unterzeichnet haben (5 von 

ihnen haben sich geweigert) 

In Villaverde ist der Streik total; es wird ein weiterer Arbeiter entlassen und fünf 
werden sanktioniert. In Ramirez de Prado werden 24 Arbeiter mit Lohnentzug auf 
unbestimmte Zeit bestraft, und es wird gegen sie ein verschärftes Entlassungsverfah- 
ren eingeleitet. Das bedeutet, daß sie im Sektor Metall in der ganzen Provinz keine 
Anstellung mehr finden. In der Abteilung Installation in Barcelona das gleiche gegen 
zehn Arbeiter, sowie in Madrid gegen einen „BR“, der den Vertrag nicht unterzeich- 
nete. 

Die Repression in diesen Tagen wird immer stärker. Im Vorort Villaverde 
beherrscht die Guardia Civil das Straßenbild. Die anderen Zentren haben wir nicht 
gesehen, aber es sah vermutlich ähnlich aus. Die Kommunikation unter den Streik- 
zentren ist für die Arbeiter schwer aufrechtzuerhalten. Madrid ist erst nach dem 
Sieg der Faschisten eine große Industriestadt geworden, und das spiegelt sich in der 
Lage der Industriezentren rund um die Stadt wider. Sie liegen jeweils mehr oder 
weniger jenseits des Stadtrands ohne Kommunikationswege untereinander, wie 
Straßen, Busse, Metro, sondern sind nur über das Stadtzentrum verbunden. Die 
Industrieregionen sind daher leicht voneinander zu isolieren. Die Ausgangsbasis für 
eine Vereinheitlichung der Kämpfe in den verschiedenen Industrievororten ist hier 
schlechter als in den organischeren Industrieregionen wie Barcelona oder Bilbao. 

Die Zusammenarbeit von Standard, Polizei und Syndikat erweist sich als sehr 
eng. Auf Veranlassung des Unternehmens beginnt die Polizei, bekannte Arbeiter 
nachts in ihren Häusern zu verhaften, wenn sie sie tagsüber nicht erwischen kann 
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oder die Solidarisierungsgefahr zu groß ist. 

Die Streikbewegung ist sehr geschlossen, und die Unterstützung der comisio- 
nes obreras fast vollständig. Die comisiones setzen sich aus Nichtorganisierten und 
Mitgliedern verschiedener Organisationen (darunter die KP, Bandera Roja, O.R.T., 
sowie katholische Gruppen) zusammen. Sie sind teilweise identisch mit den 
Anti-1001-comisiones, die im letzten Jahr zur Unterstützung der zehn angeklagten 
Arbeiterführer (der Prozess Nr. 1001 am 20. 12. 1973) gebildet worden waren und 
sich über ganz Madrid verteilten. Die comisiones bei Standard agieren weitgehend 
einheitlich und drücken die Beschlüsse der Versammlungen aus. Der Zusammenhang 
von Massenbewegung und comisiones obreras ist sehr eng und direkt. 

Die wichtigste Aufgabe der comisiones obreras besteht in der Initiierung von 
gemeinsamen Aktionen und vor allem in deren Koordinierung, sowie Verbreitung 
von Informationen nicht nur für die Belegschaft, sondern für die ganze Stadt, der 
Einberufung von Versammlungen usw. Hauptsächlich also organisatorische Aufga- 
ben, und es zeigt sich, daß für eine ‚Anleitung‘ des Kanıpfes, wie sie die außerhalb 
der comisiones handelnde KP(ML) versucht, keine Notwendigkeit besteht. Die 
comisiones halten sich an die Beschlüsse der Belegschaftsversammlungen und versu- 
chen, diese durchzuführen, soweit es die Repression zuläßt. Sie stellen den organisa- 
torischen Kern der kämpfenden Arbeiter dar und sind so etwas wie eine „ausführen- 
de Avantgarde“ der Bewegung. 

Während der Kämpfe selbst leistet es sich außer der ML keine Organisation, 
einen Führungsanspruch aufzustellen. Große Teile der Arbeiter und sogar der Mit- 
glieder der comisiones können oft keine genauen Angaben über die Organisationszu- 
gehörigkeit anderer Mitglieder machen. Das hohe Bewußtsein von der notwendigen 
Einheit der Bewegung ist vielleicht der wichtigste Charakterzug des gegenwärtigen 
Stands der spanischen Arbeiterbewegung. 

Die höheren Angestellten haben sich dem Kampf größtenteils angeschlossen. 
Das Personal des Forschungs- und Rechenzentrums scheint dabei eine sehr wichtige 
Rolle zu spielen: Da dieses Zentrum von allen die längste Zeit im Streik geschlossen 
war, haben viele dort Beschäftigte Koordinationsaufgaben übernehmen können. So 
ist z.B. ein „Komitee zur Ausdehnung des Kampfes“ entstanden, welches sich um 
die Erklärung des Kampfes in anderen Betrieben, den Universitäten usw. bemüht, 
sowie ein „Komitee zur Unterstützung der Entlassenen“, welches die Spenden aus 
den Unis und Betrieben verteilt. Obwohl die Presse den Kampf weitgehend tot- 
schweigt, bzw. immer wieder von der Normalisierung des Arbeitsablaufs redet, ist es 
gelungen, zumindest in Madrid eine breite Solidarisierung herzustellen. Dennoch ist 
der finanzielle Druck eine der wichtigsten Waffen in den Händen des Unterneh- 
mens. In einem Land, in dem Streiks verboten sind, gibt es natürlich keine Streik- 
kassen. Das ist die Hauptursache für das Zusammenbrechen vieler Streiks. Bei einem 
multinationalen Konzern wie ITT allerdings ist die internationale Solidarität der 
Arbeiter leichter herzustellen als bei anderen Unternehmen. Relativ schnell treffen 
Spenden aus ITT-Produktionsstätten ein, sowie von größeren Konzentrationen spa- 
nischer Arbeitsemigranten im Ausland, so u. a. aus Brüssel, Rom und verschiedenen 
Orten Frankreichs. 
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Der Kampf verschärft sich weiter 


Am Freitag, dem /. 2., wird in Ramirez de Prado teilweise gestreikt, in Villaverde 
voll. Mittags wird hier ein Brief von der Betriebsleitung verlesen, der die Entlassung 
aller streikenden Arbeiter androht und eine halbe Stunde Zeit gibt, zur Arbeit 
zurückzukehren. Es entsteht eine enorme Spannung und große Gereiztheit im Be- 
trieb. Es finden Auseinandersetzungen innerhalb der Belegschaft statt. Ein als Spit- 
zel bekannter Beschäftigter wird krankenhausreif geschlagen. Zu Betriebsscnluß hal- 
ten die Arbeiter eine Versammlung ab, auf der die Fortsetzung des Kampfes be- 
schlossen wird. Währenddessen werden drei Arbeiter zu Hause verhaftet. Sie können 
bis zu 72 Std. festgehalten werden, ohne daß Anklage erhoben wird. Hat die Polizei 
bis dahin irgend etwas in Händen, was die Verhaftung begründen könnte, kann sie 
für die Freilassung eine Kaution verlangen, meist 100 000-200 000 ptas. 
(5-10 000 DM). In der Regel können die Arbeiter die Summe nicht aufbringen. Seit 
kurzem gibt es die juristische Möglichkeit, verhaftete Arbeiter wegen ihres Nichter- 
scheinens am Arbeitsplatz zu entlassen. 

Am Samstag, dem 2. 2, führen die Arbeiter von Villaverde wieder eine Ver- 
sammlung durch und wiederholen ihre Forderungen. Mittags wird die Fabrik von 
neuem durch die Polizei geräumt und bleibt nach polizeilicher Verfügung „auf 
unbestimmte Zeit“ geschlossen. Das Forschungs- und Rechenzentrum ist noch im- 
mer geschlossen. Die Zahl der Entlassenen ist inzwischen auf etwa 70 angestiegen, 
und es finden in Villaverde drei weitere Verhaftungen statt. 

Am Montag, dem 4. 2., bleiben das Forschungszentrum und Villaverde ge- 
schlossen. Standard erklärt die Auflösung der Arbeitsverträge „des Personals, wel- 
ches an undisziplinierter Haltung festhielt“. Damit sind über 4 000 Arbeiter gekün- 
digt, fast die gesamte Belegschaft von Villaverde. Aus Brüssel reist die ITT-Direktion 
für Europa an, und es tauchen Gerüchte über die Entlassungen einiger Mitglieder der 
spanischen Unternehmensleitung auf. 

Zwei Tage später, am 6. 2., kündigt die Firma individuelle Wiedereinstellung 
fast aller vorheriger Mitarbeiter an. Zugleich setzt sie die Wiedereröffnung des Wer- 
kes Villaverde auf den 8.2. fest. Inzwischen sind schon 10 Syndikatsvertreter und 
zwei Mitglieder des „BR“ entlassen, darunter zwei von den sechs Nichtunterzeich- 
nern des Kollektivabkommens. - 

7.2.: Vom Syndikat ist durch die Presse zu erfahren, daß es sich bei den 
Wiedereinstellungen nur um 3 900 Personen handeln soll. Bis jetzt (Anfang Mai) ist 
das Einstellungsverfahren noch nicht abgeschlossen. Über die Zahl der Entlassenen 
ist daher nichts Genaues zu sagen. Gegenwärtig sind es noch 17 Personen, von 
denen der größte Teil einem bestimmten Entlassungsverfahren unterliegt, das die 
Möglichkeiten, im Metallsektor der Provinz Madrid wieder Arbeit zu finden, sehr 
verringert. Mehrere Hundert Arbeiter versuchen, mit Beamten des Metallsyndikats 
im Syndikatsgebäude zu reden. Der zuständige Beamte verschwand, sein Sekretär 
erklärte die Versammlung für illegal, die Arbeiter hätten ihre Wünsche in schriftli- 
cher Form einzureichen, deren Weiterleitung er ihnen anbot. Einige Meter vom 
Syndikatshaus in der Madrider innenstadt griff die Polizei ein und trieb die Arbeiter 
auseinander. Trotz der Ankündigung der Wiedereröffnung von Villaverde am 8.2. 
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laßt Standard bereits am 7. 2 einige Hundert Arbeiter hinein. Jeder hat einen Ver- 
trag zu unterschreiben, womit die bisherigen Altersvergünstigungen, besondere 
Prämien, persönlich erworbene Lohnanteile usw. wegfallen. Alle Arbeiter erhalten 
durchweg den Status von Neuanfängern. Die Politik des Konzerns ist damit vollends 
deutlich geworden: durch die Entlassungen ist er einerseits die aktiven Arbeiter los, 
andererseits fällt das gesamte Sonderzulagensystem fort, das wegen der niedrigen 
vertraglichen Lohnabsicherung einen relativ hohen Anteil ausmachte. 

Anı Freitag, dem &. 2., arbeiten angeblich bereits I 700 Beschäftigte. Sie wer- 
den in Gruppen zu je etwa 300 Personen ins Fabrikgelände gelassen. Das Gelände 
wird stark von Guardia Civil bewacht. Es ist kein Wunder, daß die Zeitungen am 
9.2. von voller Normalität des Arbeitsablaufs in Villaverde sprechen können, Für 
den Samstag, 9. 2., werden weitere 870 Wiedereingestellte erwartet. 

Am Morgen des 9. 2. werden zwei weitere Arbeiter vor dem Syndikatsgebäu- 
de verhaftet, in dem sie aus Solidarität am Schlichtungsverfahren zwischen Standard 
und den Entlassenen beiwohnen wollten. Das Verfahren ist gescheitert. Die Arbeiter 
haben ihre Beschwerde in kollektiver Form eingereicht. Standard erkennt die Kol- 
lektivsituation aller Arbeiter im Arbeitskonflikt nicht an und verlangt die Individua- 
lisierung der Beschwerden. Dabei hat Standard natürlich das „Recht“ auf seiner 
Seite. 

Am Wochenende des 9./10. 2. herrscht große Angst unter den Arbeitern vor 
Lohnentzug, Arbeitsplatzverlust und Verhaftung. Bisher sind zehn Kollegen verhaf- 
tet worden. Obgleich Geldsammlungen eintreffen, ist die finanzielle Lage der Arbei- 
ter sehr schwierig. Ein großer Teil (über 90%) hat Lohnverluste zu erleiden als 
Form von Bestrafungen des Betriebes; die Arbeiter von Villaverde zusätzlich noch 
in Form von Verlust ihrer Altersansprüche und Prämien. Für sie bringt der neue 
Vertrag eine erhebliche materielle Verschlechterung, und das bei einer von der 
Regierung angegebenen Preissteigerungsrate von 14,2 %. 

Am nächsten Tag war die Unruhe in den Produktionsstätten noch groß, aber 
es fanden keine Kampfaktionen mehr statt. Nicht mehr Angst, sondern Empörung 
begann wieder sich auszudrücken. Das war die einzige noch mögliche Form des 
Protestes. Die Polizei hatte auf jeder Etage der Produktionszentren Kontingente 
postiert, die darüber zu wachen hatten, daß sich keine Ansammlungen von mehr als 
zwei Personen bildeten. Die Bereitschaft zum Kampf ist nicht gebrochen, aber die 
Arbeiter haben gegenwärtig keine Möglichkeit mehr. In diesem Sinne ist dieser 
Arbeitskonflikt für spanische Verhältnisse nicht außergewöhnlich. Arbeitskämpfe 
brechen meistens nicht aufgrund mangelnden Kampfwillens zusammen, sondern 
aufgrund der außerordentlich harten Repression, sowie wegen fehlender finanzieller 
Unterstützung. Die materielle Unterstützung ist daher für die spanische Arbeiterklas- 
se von größerer Bedeutung als in anderen Ländern. Die Entlassenen sitzen fast 
immer ohne Unterstützung auf der Straße. Die comisiones obreras rufen daher 
dringend zu Solidarität auf. 
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Die comisiones obreras 


Auch nach der Art des Verlaufes ist der dargestellte Arbeitskonflikt eher typisch als 
außergewöhnlich. Die Strategie des Kapitals ist in den meisten Fällen ähnlich: ent- 
weder das Syndikat für seine Zwecke zu benutzen, wie im geschilderten Konflikt, 
oder, sofern das Probleme mit sich bringt, direkt auf die staatliche Intervention in 
die Lohnfestsetzung zu bauen. Die staatliche Repression in Form von Polizei, Mili- 
tär und Justiz ist sowieso immer unausgesprochenes Druckmittel bei den „Verhand- 
lungen“. 

Angesichts dieser Repression ist eine die verschiedenen politischen Gruppen 
zusammenfassende Einheitsbewegung notwendig. Dieses Sammelbecken der Arbei- 
terbewegung stellen die comisiones obreras (Arbeiterkommissionen) dar. Daneben 
gibt es eine Menge geheimer Organisationen von Parteien über Aufbauorganisatio- 
nen bis hin zu geheimen Gewerkschaften. Aber fast alle Gruppen mit Ausnahme deı 
ML und der Sozialdemokraten unterstützen die comisiones und arbeiten in ihnen. 
Die Mls denunzieren „die comisiones“ als von der KP gelenkt, daher revisionis- 
tisch (18), die Sozialdemokraten werben für ihr eigenes geheimes Syndikat, die 
UGT, die während des Bürgerkrieges neben den Anarchisten die zweite proletarische 
Massenorganisation war. Heute ist sie noch vorwiegend in Asturien stark. 

Die comisiones obreras sind gegenwärtig die am meisten verbreitete Organisa- 
tionsform der spanischen Arbeiterbewegung. Dabei ist die Bezeichnung ‚„Organisa- 
tionsform‘‘ nicht ganz richtig, sofern darunter eine feste Organisation verstanden 
wird. Das wird aus der Geschichte der comisiones deutlich: 

Sie sind Ende der fünfziger/Anfang der sechziger Jahre entstanden und fanden 
zum ersten Male weite Verbreitung während des asturischen Bergarbeiterstreiks im 
Jahre 1962. Bis dahin gab es in Spanien ausschließlich geheime Organisationen, die 
wegen ihres Geheimcharakters kaum Massenwirksamkeit erlangten. Von den Organi- 
sationen, die sich nach Entstehung der comisiones obreras auf diese neue Organisa- 
tionsform umstellten, war die KP die erste. Sie löste ihr geheimes Syndikat zu- 
gunsten der comisiones auf. Diese neue Bewegung war ungleich demokratischer 
strukturiert als alle vorherigen Organisationsversuche. Die comisiones entstanden 
spontan aus der Bewegung und drückten daher am direktesten die politischen Be- 
dürfnisse der Arbeiter aus. Zunächst stellten sie nichts anderes als gewählte Dele- 
gierte für die Verhandlungen mit der Kapitalseite dar. Mit dem Abebben des Kamp- 
fes verschwanden auch die comisiones. In den folgenden Jahren verbreiteten sich 
die comisiones über ganz Spanien und wurden mehr und mehr zu ständigen Orga- 
nen, die über Kampfpausen hinaus existierten. 

In dem Maße, in dem die comisiones unabhängig vom Niveau der Einzelkämp- 
fe wurden, entstand die Gefahr ihrer Ablösung von der Bewegung. Die Kritik der 
Bürokratisierung mag daher in vielen Einzelfällen berechtigt sein, sowie er in vielen 
anderen Fällen nicht stimmt. Es gibt Betriebe, in denen versucht wird, Gegencomi- 
siones zu schaffen. Dennoch ist ein pauschaler Vorwurf falsch, „die“ comisiones 
seien bürokratisiert oder revistionistisch. Die comisiones befinden sich immer in der 


18) vgl. für die pauschalisierende Form der Kritik den Artikel von Jaime Martin, in: Le 
Monde Diplomatique, Paris Februar 1974,$.7 
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Ambivalenz, direkter Ausdruck einer Massenbewegung zu sein und zugleich mit 
ihrer Institutionalisierung den Keim einer Ablösung von den Kämpfen in sich zu 
tragen. Entscheidenden Einfluß auf das Verhalten der comisiones haben in jedem 
Fall das Niveau und die Kampferfahrung der betreffenden Arbeiter. 

Diese Ambivalenz ist auch durch die Repression bedingt. Die Verselbständi- 
gung von der Basis geschieht meist unter dem legitimatorischen Hinweis, daß die 
comisiones nicht offen auftreten dürfen, ohne ihre Existenz zu riskieren. Die Gren- 
zen zwischen comisiones und geheimen Kadern sind besonders in kampfschwachen 
Perioden und bei verstärkter Repression schwer zu ziehen. 

Durch die von vornherein bestehende Einheit von politischem und ökono- 
mischem Kampf wird die Trennung der Arbeiterbewegung in Gewerkschaften und 
Partei tendenziell überwunden. Zwar ist die KP sowohl in den comisiones als auch 
als Partei die stärkste politische Richtung in Spanien, aber ihre Existenznotwendig- 
keit als Organisierungsinstanz für einen besonderen politischen Kampf im Gegensatz 
zum ökonomischen, den sie den comisiones zuweist, ist durch die von ihr einst 
wesentlich geförderte Dynamik der comisiones bedroht. Santiago Carrillo, der Ge- 
neralsekretär der KP, sieht diese Gefahr auch sehr klar (19). Diese Entwicklung wird 
sich in den nächsten Jahren sicherlich fortsetzen. 

Das Jahr 1974 hat mit dem geschilderten Konflikt bei Standard Electrica 
begonnen. Die meisten der zweijährigen Kollektivabkommen der Kampfstärksten 
Unternehmen müssen in diesem Jahr erneuert werden, dann wieder 1976, wenn 
nicht bis dann: die Durchsetzung kürzerer Laufzeiten gelungen ist. Durch die Politik 
der EG-Länder, die Zahl der Arbeitsemigranten beizubehalten oder sogar zu ver- 
ringern, hat Spanien 1974 evtl. eine Arbeitslosenzahl von über einer Million zu 
gewärtigen. Ein wichtiges Element spanischer Beschäftigungspolitik war stets die 
Emigration von Arbeitskräften. Allein 1972 waren es über 100 000 (20). Das Re- 
gime plant, für 1974 200 000 neue Arbeitsplätze zu schaffen. Nach den bisherigen 
Erfahrungen ist es unwahrscheinlich, daß man diese Zahl erreichen wird. 

Wenn aufgrund der großen Arbeitslosigkeit in diesem Jahr sich die Kämpfe 
evtl. nicht ausweiten, so werden sie sicherlich in den nächsten Jahren wieder einen 
Aufschwung erfahren, wenn sich die konjunkturelle Lage in Spanien und Westeuro- 
pa verbessert. 

Das Regime scheint dieser Situation nicht gewachsen zu sein, was sich auch in 
der Arbeitsgesetzgebung der letzten Jahre zeigt: Weder das Syndikatsgesetz von 
1971, noch die Erneuerung des Gesetzes über Kollektivabkommen vom Dezember 
1973 bringen wirkliche Veränderungen. Schon seit Jahren wird ein Gesetz über 
Kollektivkonflikte hinausgezögert. Das spanische Regime verfügt über keinerlei inte- 
grative Kraft. Stattdessen steigert sich die Repression, was sich z.B. in der einem 
Ausnahmezustand ähnlichen Situation in den vier kampfstarken baskischen Provin- 
zen seit Dezember 1973 ausdrückt. Diese Tendenz wird zunehmen. Die Richtung 


19)  ,„... wir sehen in unseren Reihen das Aufkommen des „Syndikalisten‘“, der den Arbeits- 
kampf vor alles andere stellt. Ohne dieses Risiko zu übertreiben, müssen wir aufpassen, 
daß es sich nicht in eine Gefahr verwandelt, vor allem in der Zukunft.‘ (Rede Santiago 
Carrillos auf dem VIII. Kongreß der PCE, VIII Congreso del PCE, Bukarest 1972, S. 74 

20)  Cruz/Serrano, a. a. O., S. 246 
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der spanischen Politik besteht eindeutig in einer verschartten Repression. 

Zugleich schürt das Regime Liberalisierungsillusionen. Die offizielle politische 
Diskussion kreist seit Monaten um Öffnung des Systems („aperturismo‘“), man 
sucht nach Wegen, den neuerdings als reif bezeichneten Bürger in die Entscheidung 
über den politischen Prozeß in Spanien einzubeziehen. In den Cortes, dem Stände- 
parlament, Zulassung politischer Organisationen debattiert, die freilich die Prinzi- 
pien des „Movimiento“, der falangistischen Einheitsbewegung anzuerkennen haben. 
Doch bereits diese ‚Liberalisierung‘ scheint das Regime zu fürchten. Es preist sich 
als volksverbundener als die vorherigen an, da es die Bürgermeister der Städte vom 
Volk wählen lassen will, die bisher von oben eingesetzt wurden. Deren Machtbefug- 
nis erstreckt sich allerdings auch nur vom Straßenbau bis zum Kampf gegen die 
städtische Luftverschmutzung. Anläßlich deren Wahl wird sich für den ‚reifen 
Bürger“ an der Urne noch nicht die große gesellschaftliche Alternative anzeigen. 

Soweit die spektakulärsien aktuellen Projekte des Regimes, welche von der 
ausländischen Presse häufig als vielversprechende Signale mißverstanden werden. 
Diese Initiativen enthalten durchweg keine, die Lebenssituation der lohnabhängigen 
Bevölkerung verbessernde Substanz. Die anfangs gestellte Frage, wieweit es in Spa- 
nien überhaupt eine „Liberalisierung“ gebe, läßt sich für die Lohnabhängigen nega- 
tiv beantworten. Anders für das Kapital. Es hat mit dem politischen Wechsel von 
1958 durchaus eine „Liberalisierung“ des Kapitalverkehrs gegeben. Das ausländi- 
sche Kapital ist in großem Umfang nach Spanien eingeströmt und hat weite Mög- 
lichkeiten der Gewinntransferierung garantiert bekommen. Die vormals diese Kapi- 
tale hemmenden Vorschriften sind entweder aufgehoben oder zumindest stark 
durchlöchert worden. Spanien ist für ausländische Investitionen ein sehr attraktives 
Land. Die Löhne sind niedrig und die Streikziffern sind mit 1973 über 12 Mio. 
ausgefallenen Arbeitsstunden noch relativ gering (verglichen etwa mit Italien). Spa- 
nien wird zunehmend zu einem Anziehungsland für Kapital aus arbeitsintensiven 
Sektoren, welche Produktionsstätten im Umkreis des EG-Marktes sucht. Gerade 
diese arbeitsintensiven Sektoren sind aber meistens zugleich die konfliktivsten. Um 
diese Anziehungskraft zu erhalten und gleichzeitig durch ausländische Investitionen 
die Arbeitslosigkeit zu mildern, wird ein wesentliches Ziel auch der neuen Regie- 
rung die Repression sein. 


Aufruf 


Inzwischen sind bei der comision obrera von Standard Electrica mehr Geldspenden 
eingetroffen, als für die Unterstützung der entlassenen Arbeiter und ihrer Familien 
zur Zeit benötigt werden. Die internationale Solidarität stellte sich vorwiegend im 
Rahmen des ITT-Konzerns her. Der größte Teil der ausländischen Spenden kam aus 
ITT-Niederlassungen. Aber auch Organisationen spanischer Arbeitsemigranten 
schickten beträchtliche Summen zur Unterstützung ihrer Kollegen im Heimatland. 
Durch die Möglichkeit dieser Formen der Solidarität erhalten die multinationalen 
Konzerne in Spanien eine wichtige neue Funktion für die Arbeiterbewegung. Sie 
werden zu den finanziellen Unterstützungszentren für eine Stadt oder Provinz im 
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Verlauf von Arbeitskämpfen. 

Das ist auch gegenwärtig in Madrid der Fall. Die comision von Standard 
verteilt das bei ihr eingegangene Geld an andere Betriebe, die gerade einen Arbeits- 
kampf führen. Ende April befanden sich in Madrid drei Mittelbetriebe im Arbeits- 
kampf und ein Unternehmen hatte die gesamte Belegschaft von etwa 500 Kollegen 
entlassen. Diesen kleineren Betrieben ist eine Mobilisierung der Öffentlichkeit viel 
schwerer möglich als ITT. Die materielle Unterstützung ist vor allem während des 
Arbeitskampfes wichtig, nicht nur nach seiner Beendigung, wenn die entlassenen 
Arbeiter noch stärker auf die Solidarität ihrer Kollegen angewiesen sind. 

Es ist von der Zeitschrift „links“ ein zweckgebundenes Sonderkonto einge- 
richtet worden, und es wird zu Spenden aufgerufen: 

Sonderkonto ‚Spanien‘, 
Hannelore Vack, 

Nr. 174 9961/11 

bei der Bank für Gemeinwirtschaft 
Niederlassung Offenbach 
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PAPIERSCHEICHS 


Nach der Öl- jetzt die Papierkrise! Wir bitten, auch im Namen 
zahlreicher anderer linker Verlage, die Käufer und Leser unserer 
Bücher und Zeitschriften folgendes zu beachten: 

Seit Jahresbeginn sind die Preise für Filme, Farben, Druckhilfs- 
stoffe stärker angestiegen als bisher, am heftigsten trifft uns 
jedoch die Lage auf dem Papiermarkt: der Preis für das Papier, 
auf dem z. B. die „Probleme des Klassenkampfs’' gedruckt wer- 
den, ist vom Spätherbst 1974 bis einschließlich der Anfang 
Juli 1974 terminierten Preiserhöhung um 75% gestiegen! 
Gleichzeitig sind die Preise für Umschlagmaterial um mehr als 
50 % raufgegangen. Das Ausweichen auf billigere Papiersorten 
wird gleichzeitig enorm erschwert, da akzeptable Alternativsor- 
ten bis zu 5 Monaten Lieferzeit haben. Zusammen mit Preiser- 
höhungen in anderen Sektoren (Postgebühren, Elektrizität, Bin- 
dekosten, Kreditkosten) ist die Situation leider die, daß auch 
weitere Erhöhungen der Endpreise unserer Titel in Zukunft 
nicht zu vermeiden sind. 
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